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Kurzfassung

Verhaltensänderung als Baustein 
erfolgreicher Umweltpolitik

Die vielfältigen Umweltkrisen unserer Zeit lassen sich 
nur bewältigen, wenn wir die Art und Weise verändern, 
wie wir leben – also wohnen, konsumieren, uns fort­
bewegen und ernähren. Lange Zeit lag der Fokus der 
Umweltpolitik vor allem auf umweltfreundlichen und 
effizienten Produktionsprozessen und dem Ausbau 
erneuerbarer Energien. Doch so wichtig diese Bau­
steine sind, sie reichen nicht aus, um die Überschrei­
tung ökologischer Belastungsgrenzen zu verhindern. 
Neben der Produktionsseite muss eine erfolgreiche 
Umweltpolitik auch das umweltrelevante Verhalten der 
Bevölkerung in den Blick nehmen. Häufig ist die Mit­
wirkung vieler eine Voraussetzung dafür, dass Umwelt­
schäden vermieden werden können, etwa wenn es um 
energetische Sanierungen, die korrekte Entsorgung 
von Abfällen, die Verbreitung der Elektromobilität 
oder die Reduktion des Fleischkonsums geht.

Viele Menschen würden sich gerne umweltfreundlich 
verhalten und berücksichtigen bei Alltagsentscheidun­
gen ökologische Konsequenzen bereits teilweise. Nicht 

immer ist das jedoch möglich – und oft ist es deutlich 
aufwendiger oder teurer als umweltschädliches Verhal­
ten. Die Rahmenbedingungen stehen dem umwelt­
freundlichen Verhalten also häufig entgegen. Seit jeher 
gestaltet auch die Politik diese Rahmenbedingungen: 
Sie sorgt für Infrastrukturen und schafft Angebote, 
setzt Anreize über Steuern oder Förderungen und 
macht ordnungsrechtliche Vorgaben. Ein weitreichen­
der Wandel hin zu umweltfreundlichem Verhalten 
kann nur gelingen, wenn die Politik dieses an verschie­
denen Stellen und über verschiedene Maßnahmen 
erleichtert, anreizt und teilweise auch einfordert.

Wann erfolgreiche Umwelt politik 
umweltrelevantes Ver halten 
in den Blick nehmen sollte
Je nach Umweltproblem sind Verhaltensänderungen 
unterschiedlich bedeutsam für die Problemlösung. Die 
Politik muss daher jeweils abwägen, ob und in welchem 
Umfang sie das Verhalten der Bevölkerung (üblicher­
weise ergänzend zur Produktionsseite) in einem be ­
stimmten Bereich adressieren möchte. Dies kann aus 
mehreren Gründen geboten sein (Abb. 1).

 ɦ  Abbildung 1

Konstellationen, die für verhaltensseitige Maßnahmen sprechen

SRU 2023
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Wenn die Zeit drängt: Je stärker gravierende Umwelt­
schäden zutage treten und je mehr die Zeit für deren 
Beseitigung drängt, desto eher ist es erforderlich, das 
gesamte Spektrum der möglichen Lösungen zu nutzen. 
Das schließt auch Verhaltensänderungen ein, falls 
diese einen substanziellen Beitrag zur Bewältigung 
leisten können. Beispielsweise kann dies für planetare 
Belastungsgrenzen gelten, die bereits überschritten 
sind oder deren Überschreitung droht. So ist es bei­
spielsweise unbestritten, dass die Treibhausgas­
emissionen schnell reduziert werden müssen, um die 
Klimaziele einzuhalten. In manchen Bereichen, so 
etwa im Flugverkehr, genügen vorhandene technologi­
sche Lösungen (Umstieg auf synthetische Kraftstoffe 
sowie Effizienzgewinne) angesichts des kurzen Zeit­
fensters zur Erreichung der Klimaziele nicht, insbeson­
dere da die Branche derzeit weiterhin wächst und die 
absoluten Emissionen steigen. Daher sind politische 
Maßnahmen erforderlich, die die Nachfrage nach Flug­
reisen senken.

Wenn Verhaltensänderungen ein besonders starker 
Hebel sind: Manche Umweltprobleme lassen sich 
besonders effektiv durch Verhaltensänderungen besei­
tigen. Änderungen auf der Produktionsseite sind in 
diesen Fällen vergleichsweise weniger wirksam. Ein 
Beispiel sind die Treibhausgasemissionen der Land­
wirtschaft. Diese werden bei der Tierhaltung in wesent­
lich größerem Umfang verursacht als beim Anbau 
pflanzlicher Lebensmittel. Die Klimawirkung der 
Landwirtschaft kann daher durch Veränderungen des 
Ernährungsverhaltens besonders effektiv reduziert 
werden. 

Wenn systembezogene Maßnahmen nur in Kombina-
tion mit bestimmten Verhaltensänderungen wirken: 
Änderungen auf der Systemseite (also auf der Produk­
tionsseite und bei den Infrastrukturen) können in 
manchen Fällen nur wirken, wenn sich gleichzeitig 
auch das Verhalten ändert. So kann zwar über Öko­
designvorgaben für die Produzenten dafür gesorgt 
werden, dass Konsumgüter, wie zum Beispiel Elektro­
geräte, langlebiger konzipiert werden. Die negativen 
Umwelteffekte verringern sich aber nur, wenn die 
Verbraucher:innen die Geräte tatsächlich auch länger 
nutzen, sich also seltener für Neuanschaffung und bei 
Defekten häufiger für Reparatur entscheiden. Daher 
sollte zusätzlich zu anderen politischen Maßnahmen 
die Konsumseite adressiert werden. Auch hinsichtlich 
des Rebound­Effekts kann es ratsam sein, systembezo­
gene Maßnahmen um verhaltensseitige Maßnahmen zu 
ergänzen. Denn wenn Umweltschutzvorschriften für 

Produkte und Dienstleistungen zu niedrigeren Kosten 
für die Verbraucher:innen führen, besteht die Gefahr, 
dass der Konsum des Gutes erhöht wird oder das 
gesparte Geld in andere Produkte oder Aktivitäten 
investiert wird, sodass die Umweltschutzgewinne 
abgeschwächt werden. Sinkt beispielsweise der Kraft­
stoffverbrauch von Fahrzeugen aufgrund europäischer 
Grenzwerte, kann dies damit einhergehen, dass Men­
schen aufgrund niedrigerer Kosten pro Kilometer ins­
gesamt mehr fahren. Die Politik sollte daher zusätzlich 
die Verbrauchsseite adressieren, um Umweltschäden 
effektiv zu mindern.

Wenn Verhaltensänderungen zusätzliche Vorteile 
(Co-Benefits) bieten: In einigen Fällen können Umwelt­
schäden sowohl durch umweltfreundliche Verhaltens­
weisen als auch durch Maßnahmen auf der Systemseite 
effektiv vermieden werden. Wenn die Verhaltensände­
rungen gegenüber der systemseitigen Alternative deut­
liche Vorteile für die Bevölkerung mit sich bringen, ist 
diese Herangehensweise empfehlenswert. Beispiels­
weise fördert eine städtische Mobilitätswende, die den 
Fokus auf ÖPNV sowie Fuß­ und Radverkehr setzt, 
auch die Gesundheit und Lebensqualität, da Menschen 
sich mehr bewegen und Luftverschmutzung sowie Lärm 
reduziert werden.

Wenn das Risiko der Produktionsverlagerung 
besteht: Eine rein produktionsseitige Regulierung 
kann unter Umständen zu einer Verlagerung (Leakage) 
von Industrien ins Ausland führen. Damit würden auch 
Umweltschäden verlagert und wären möglicherweise 
aufgrund geringerer Umweltstandards sogar gravie­
render als zuvor. Wenn es nicht möglich ist, internatio­
nale Standards zu verbessern oder Importbeschrän­
kungen für Produkte aus besonders umweltschädlicher 
Herstellung einzuführen, kann eine alternative Strate­
gie auf ein verändertes Konsumverhalten abzielen, um 
die Umweltschäden effektiv zu begrenzen. Würden 
beispielsweise die Preise für Fleisch aus deutscher 
 Produktion durch produktionsseitige Steuern oder 
Abgaben stark steigen, ohne dass sich die Nachfrage 
ändert, könnte es als Konsequenz zu deutlich steigen­
dem Import von Fleischprodukten kommen. Die wei­
terhin hohe Nachfrage würde durch eine Ausweitung 
der Tierhaltung im Ausland gedeckt und die Umwelt­
effekte lediglich räumlich verlagert oder gar verschärft. 
Daher sollten zugleich Maßnahmen ergriffen werden, 
durch die der Fleischkonsum im Inland sinkt.
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Förderung umweltfreundlichen 
Verhaltens ist kein Ersatz für 
produktionsseitige 
Umweltschutzvorgaben

In der Diskussion um staatliche Beeinflussung umwelt­
relevanten Verhaltens wird zuweilen argumentiert, 
dass verhaltensseitige Maßnahmen von den eigentlich 
notwendigen strukturellen Veränderungen auf Pro­
duktionsseite ablenken. Die Sorge, dass die Adressie­
rung des Individuums und seines Verhaltens zu Ver­
antwortungsdiffusion führen kann, ist grundsätzlich 
nicht unbegründet. Tatsächlich haben einzelne wirt­
schaftliche Akteure in der Vergangenheit versucht, den 
Diskurs auf Konsumentenverantwortung zu lenken, 
um damit Auflagen für die Industrie zu verhindern und 
Probleme zu entpolitisieren. Aus Sicht des Sachver­
ständigenrats für Umweltfragen (SRU) sollte die Poli­
tik daher keinesfalls die Menschen und ihr Verhalten 
anstelle der Produktionsseite adressieren. Auch sollte 
es bei der Gestaltung verhaltensseitiger Maßnahmen 
nicht darum gehen, die (letztlich moralische) Verant­
wortung den Konsument:innen zuzuweisen. Entschei­
dend für eine erfolgreiche Umweltpolitik ist vielmehr, 
unter welchen Bedingungen es ratsam oder sogar not­
wendig ist, politisch auf eine Veränderung des Verhal­
tens der Bevölkerung abzuzielen und welche Ansätze 
dafür geeignet sind. Im Fokus dieses Gutachtens steht 
insbesondere, wie die Rahmenbedingungen für um ­
welt freundliches Verhalten verbessert werden können. 
Dies sollte in der Regel ergänzend zu einer Regulierung 
der Produktionsseite erfolgen.

Politische Einflussnahme auf 
umweltrelevantes Verhalten ist 
legitim

Teilweise wird argumentiert, dass eine staatliche Ein­
flussnahme auf umweltschädigende Verhaltensweisen 
der Bürger:innen einen illegitimen Eingriff in die Frei­
heit darstellt. Richtig ist, dass umweltpolitische Maß­
nahmen die Freiheit beschränken können. Bei der 
Beurteilung dieser Beschränkung sollte aber beachtet 
werden, dass auch die vom Menschen in Gang gesetz­
ten Umweltveränderungen zu einer Bedrohung für die 
Freiheit werden, etwa für das Grundrecht auf Leben 
und Gesundheit. Einschränkungen, die heute nicht 
erbracht werden, müssen daher von jungen und von 

zukünftigen Generationen getragen werden. Es muss 
also eine faire Verteilung dieser Einschränkungen auch 
zwischen den Generationen gelingen. 

Überdies ist das Konsumverhalten nicht „natürlich“, 
sondern diversen externen Einflüssen ausgesetzt. Ins­
besondere wird es von vielfältigen Werbestrategien der 
Wirtschaftsakteure beeinflusst. Und auch staatliche 
Rahmenbedingungen prägen heute umweltrelevantes 
Verhalten – jedoch zu selten in eine umweltfreundliche 
Richtung. Ein Beispiel ist das Mobilitätsverhalten der 
Bevölkerung, das auch ein Ergebnis der jahrzehnte­
langen politischen Priorisierung des Autos und seiner 
Nutzenden gegenüber anderen Verkehrsträgern ist.

Umweltrelevantes Verhalten 
verstehen und 
umweltfreundliches Verhalten 
fördern

Bisher basieren politische Maßnahmen, die das um ­
weltrelevante Verhalten beeinflussen sollen, häufig auf 
einem unterkomplexen Verständnis des Verhaltens. 
Um umweltschädliche Routinen zu verändern und 
umweltfreundliches Verhalten zu fördern, ist es jedoch 
zunächst essenziell, die vielfältigen Einflussfaktoren 
auf das jeweilige Verhalten zu verstehen.

Grundsätzlich wird jedes Verhalten von Kontextbedin­
gungen und allgemeinen Merkmalen des Individuums 
beeinflusst. Für das Mobilitätsverhalten ist es beispiels­
weise relevant, welche Infrastrukturen einer Person 
zur Verfügung stehen und zu welchem Preis sie genutzt 
werden können. Auch allgemeine Merkmale wie das 
Alter oder die verfügbare Zeit einer Person haben einen 
Einfluss darauf, ob sie sich mit dem Fahrrad, zu Fuß, 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder mit dem Auto 
fortbewegt.

Zudem zeigt die psychologische Forschung, dass man­
che Einflussfaktoren eine grundlegende Bereitschaft 
für umweltfreundliches Verhalten erzeugen – zunächst 
unabhängig von einer bestimmten Entscheidungs­
situation. Dazu gehören persönliche Normen, Werte 
und Identitäten sowie die Bewusstheit der Konsequen­
zen des eigenen Verhaltens. Beim Mobilitätsverhalten 
wären dies zum Beispiel die Identifikation einer Person 
als Radfahrer:in (oder eben als Autofahrer:in) sowie 
ein grundsätzliches Bewusstsein der Person für die 
Umweltwirkungen der eigenen Mobilität. 
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In einer spezifischen Entscheidungssituation bestim­
men dann weitere Einflussfaktoren, ob die Bereitschaft 
für umweltfreundliches Verhalten auch in die Praxis 
umgesetzt wird. Dazu zählen insbesondere Routinen, 
Einstellungen, soziale Normen, Emotionen und Wis­
sen, aber auch die Überzeugung, mit der eigenen Ent­
scheidung etwas bewirken zu können. Wie jemand zur 
Arbeit fährt, hängt beispielsweise von Routinen ab, 
aber auch davon, was er oder sie als möglich, positiv 
und als sozial erwünscht wahrnimmt.

Aus diesen Erkenntnissen ergeben sich drei Ansatz­
punkte, die umweltfreundliches Verhalten fördern 
können (s. a. Abb. 2):

 ɦ Ansatz 1: Kontextbedingungen verändern. Ziel ist 
es, umweltfreundliches Verhalten zu ermöglichen 
bzw. zu vereinfachen. Dabei können Infrastruktu­

ren neu geschaffen oder verbessert, Fördermittel 
bereitgestellt, Preisanreize gesetzt oder auch Ge­ 
und Verbote ausgesprochen werden. Ohne förder­
liche Kontextbedingungen besteht die Gefahr, dass 
Menschen, die sich umweltfreundlich verhalten 
wollen, darin demotiviert werden, wenn ihnen das 
Verhalten erschwert wird oder mehrfach nicht 
gelingt. 

 ɦ Ansatz 2: Grundlegende Einflussfaktoren län-
gerfristig entwickeln. Ziel ist es, Einflussfaktoren 
zu fördern, die zu umweltfreundlicherem Verhalten 
führen. Über Bildungsangebote können das Umwelt­
bewusstsein gestärkt und die Konsequenzen des 
eigenen Verhaltens vermittelt werden. Kampagnen 
können die Verbreitung umweltfreundlicher Normen 
fördern.

 ɦ  Abbildung 2

Ansätze zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens

SRU 2023
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 ɦ Ansatz 3: In der Entscheidungssituation unter-
stützen, indem verhaltensförderliche Überzeu­
gungen aufgebaut und die grundlegenden Ein­
flussfaktoren aktiviert werden. Ziel ist es, in der 
Entscheidungssituation die Chancen zu erhöhen, 
dass sich jemand umweltfreundlich verhält. Er lernen 
Menschen bestimmte Fähigkeiten, die für umwelt­
freundliches Verhalten benötigt werden, oder erhal­
ten konkrete Unterstützung, kann das umwelt­
freundliches Verhalten fördern. Ebenfalls kann es 
unterstützen, wenn in einer Entscheidungssituation 
auf das Verhalten anderer verwiesen und an ent­
sprechende Normen und Werte erinnert wird.

Effektive politische Maßnahmen 
gestalten

Um umweltfreundliches Verhalten zu fördern, kann 
der Staat die zuvor genannten Ansatzpunkte in politi­
sche Instrumente übersetzen. Dafür steht ihm ein brei­
ter „Instrumentenkasten“ zur Verfügung – von Anrei­
zen und staatlichen Angeboten über Information, Bil­
dung und Überzeugung bis hin zu Ge­ und Verboten. 
Die Instrumente setzen an unterschiedlichen Einfluss­
faktoren des Verhaltens an. Da meist mehrere Einfluss­
faktoren eine Rolle spielen, ist es empfehlenswert, über 
Maßnahmenbündel das jeweilige Verhalten umfassend 
zu adressieren. Die Instrumente können sich dann in 
ihrer Wirkung gegenseitig verstärken. Teils wirkt ein 
einzelnes sogar erst in Kombination mit anderen 
 Instrumenten. Bei der Einführung neuer Instrumente 
sollten diese in ihrer Wirkung auf die bereits bestehen­
den Maßnahmen abgestimmt werden. Zudem ist es für 
eine effektive Gestaltung der einzelnen Instrumente 
entscheidend, die Wirkung auf das Individuum zu 
 verstehen.

Regulative Instrumente ordnen ein bestimmtes Ver­
halten an oder verbieten es. Sie wirken sowohl auf die 
Kontextbedingungen als auch konkret auf die Ent­
scheidungssituation. Damit kann umweltschädliches 
Verhalten deutlich erschwert werden, beispielsweise, 
wenn bestimmte Produkte gar nicht mehr angeboten 
werden dürfen. Wenn das Ge­ oder Verbot die Indivi­
duen direkt adressiert, können sie durchaus dagegen 
verstoßen. Regulative Instrumente sind aber nur wirk­
sam, wenn sich die Menschen (überwiegend) an die 
Vorgaben halten. Um die Regeleinhaltung zu verbes­
sern, kann der Staat zum einen regelwidriges Verhalten 
sanktionieren, zum anderen regelkonformes Verhalten 
mit weiteren Instrumenten erleichtern. 

Ökonomische Instrumente verändern das Verhältnis 
von Kosten und Nutzen, um eine Entscheidung zu 
beeinflussen. Somit wirken sie auf die Kontextbedin­
gungen. Dabei können sie entweder umweltschädliches 
Verhalten verteuern oder umweltfreundliches Verhal­
ten günstiger machen. Ökonomische Instrumente sind 
besonders effektiv, wenn Konsumierende auf Preis­
änderungen stark reagieren. Das ist eher der Fall, wenn 
es gute Alternativen gibt oder wenn ein Produkt nicht 
für die Befriedigung von Grundbedürfnissen erfor­
derlich ist. Zudem trägt eine vorhersehbare Preisent­
wicklung zu einer hohen Wirksamkeit ökonomischer 
In  strumente bei. 

Informationelle Instrumente sollen es ermögli­
chen, in einer konkreten Situation eine Entscheidung 
auf Basis von Informationen und somit den eigenen 
Werten und Überzeugungen entsprechend zu treffen. 
Zahlreiche Studien zeigen aber, dass Menschen nur 
zum Teil bewusst auf Basis von Informationen und 
Wissen handeln, weshalb dieser Instrumententyp 
allein nicht zur Umstellung auf umweltfreundliches 
Verhalten ausreicht. Informationen wie Produkt­
kennzeichnungen sind besonders für Personen hilf­
reich, die bereits über Umweltbewusstsein verfügen. 
Die Informationen sollten einfach dargestellt und 
adressatengerecht aufbereitet sein sowie persönliche 
Relevanz besitzen. Die Kommunikation von zusätz­
lichen Vorteilen umweltfreundlichen Verhaltens, bei­
spielsweise für die Ge  sundheit, erhöht die Relevanz 
für die Adressat:innen.

Persuasive Instrumente dienen dazu, durch Über­
zeugung grundlegende Einflussfaktoren aufzubauen, 
Werte und Normen zu verändern sowie in Entschei­
dungssituationen daran zu erinnern. Besonders 
effektiv sind sie, wenn Vorbilder zur Übermittlung 
genutzt werden, persönliche Relevanz vorhanden ist 
und die Kampagnen adressatengerecht und glaub­
würdig sind. 

Bildungsinstrumente wirken längerfristig, indem sie 
Wissen und Fähigkeiten vermitteln und umwelt­
freundliches Verhalten erst ermöglichen (bspw. Repa­
ratur von Alltagsgegenständen). Daneben können sich 
grund  legende Einflussfaktoren wie Umweltbewusst­
sein entwickeln. Bildungsangebote sollten ergänzend 
zu anderen Instrumenten eingesetzt werden und 
auch den Bevölkerungsgruppen angeboten werden, die 
 bislang nur über ein geringes Umweltbewusstsein 
 verfügen. 
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Weiterhin können Entscheidungskontexte so verän­
dert werden, dass umweltfreundliches Verhalten ein­
facher und zur neuen Norm wird. Besonders geeignet 
ist dies bei häufigem und unbewusstem Verhalten, bei­
spielsweise bei der Entscheidung für eine fleischlose 
oder fleischhaltige Mahlzeit. Veränderte Entschei­
dungskontexte wirken also über die Kontextbedingun­
gen oder unterstützen umweltfreundliches Verhalten 
im Moment der Entscheidung. Als effektiv hat sich die 
Veränderung von Standardoptionen erwiesen, wenn 
beispielsweise die vegetarische Verpflegung bei der 
Anmeldung zu einer Veranstaltung zum Standard 
gemacht wird. Verändert der Staat Entscheidungs­
kontexte, sollte dies aber immer transparent gemacht 
werden. 

Staatliche Akteure können umweltfreundliches Verhal­
ten erleichtern, indem ihre eigenen Angebote und 
In frastrukturen entsprechend erweitert bzw. ver­
ändert und an Umweltzielen ausgerichtet werden. Sie 
 wirken also über die Kontextbedingungen auf das Ver­
halten. Dazu gehört das ÖPNV­Angebot genauso wie 
umweltfreundliche Speisen in öffentlichen Kantinen. 
Teilweise sind staatliche Angebote und Infrastruktu­
ren sogar die Voraussetzung für ein bestimmtes Ver­
halten. 

Politische Realisierbarkeit der 
Maßnahmen verbessern

Die genannten Ansatzpunkte und Instrumente können 
umweltfreundliches Verhalten nur dann effektiv för­
dern, wenn sie auch politisch beschlossen und umge­
setzt werden. Allerdings sind solche Maßnahmen oft 
umso schwieriger politisch realisierbar, je effektiver sie 
zu sein versprechen. Obwohl Umweltschutz in der 
Gesellschaft, in den Parteien und auch in der Wirt­
schaft inzwischen einen höheren Stellenwert besitzt, 
kann die Realisierung solcher Ansatzpunkte und 
In strumente durch einige Faktoren erschwert werden. 
Dazu gehören mangelnde Akzeptanz in der Gesell­
schaft, geringe Vereinbarkeit mit der Programmatik 
regierender Parteien, Widerstand organisierter gesell­
schaftlicher Interessen sowie institutionelle und recht­
liche Rahmenbedingungen. 

Das Verhalten von Bürger:innen durch politische In ­
strumente zu beeinflussen, gilt als unpopulär. Aller­
dings ist Akzeptanz eine veränderliche Größe. Vor 
allem mit der Verwendung geeigneter Maßnahmen­
bündel kann es gelingen, auch für weniger beliebte 

Maßnahmen eine mehrheitliche Unterstützung zu 
gewinnen. Instrumente, die umweltschädliches Ver­
halten verteuern, sind in der Bevölkerung häufig eher 
unbeliebt, da Preissteigerungen verzerrt wahrgenom­
men werden und die Steuerungswirkung oft unver­
standen bleibt. Sie können jedoch akzeptabel werden, 
wenn die Einnahmen für einen Umweltzweck inves­
tiert oder nach sozialen Kriterien rückverteilt werden. 
Menschen unterstützen diese Instrumente eher, wenn 
sie verstehen, wie sie wirken, und mehr Vertrauen in 
ihre Effektivität setzen. Aus diesem Grund sind beglei­
tende Informationen wichtig. Auch die Kombination 
von verhaltens­ und produktionsseitigen Maßnahmen 
kann akzeptanzsteigernd wirken, da so vermittelt 
wird, dass alle einen Beitrag leisten müssen. Zudem 
kann eine schrittweise Einführung sinnvoll sein, da 
die Zustimmung häufig nach Einführung steigt. Auch 
durch partizipative Verfahren lässt sich die Akzeptanz 
steigern. Da die Akzeptanz verhaltensseitiger Maß­
nahmen für Politiker:innen schwer einzuschätzen ist, 
sollte diese bei wichtigen Projekten empirisch ermittelt 
werden. 

Auch zwischen den politischen Parteien gibt es Unter­
schiede hinsichtlich der Vereinbarkeit von Maßnah­
men, die auf eine Verhaltensänderung der Bürger:innen 
abzielen, mit den jeweiligen Programmatiken. Um die 
Realisierungschancen zu erhöhen, ist es daher wichtig, 
bei der Wahl der Ansatzpunkte und Instrumente die 
jeweiligen Überzeugungen und Interessen der Regie­
rungsparteien und ihrer Wähler:innen zu berücksichti­
gen. Durch unterschiedliches Framing kann es politi­
schen Akteuren unter Umständen ermöglicht werden, 
sich für Maßnahmen zu entscheiden, die auf den ersten 
Blick nicht zu ihrem parteipolitischen Weltbild passen. 
Maßnahmenbündel, die für jede an der Regierung 
beteiligte Partei akzeptable Instrumente enthalten, 
können hier ebenfalls die politische Realisierbarkeit 
erleichtern. Mitunter bieten sich auch Paketlösungen 
an, bei denen Mitglieder einer Koalition für die Lösung 
unterschiedlicher Probleme wechselseitig Maßnahmen 
mittragen, die nicht ihrer eigenen Programmatik ent­
sprechen.

Politische Maßnahmen, die umweltfreundliches Ver­
halten ermöglichen oder erleichtern sollen, berühren 
in aller Regel starke wirtschaftliche Interessen, die 
politisch meist effektiv vertreten werden. Wirt­
schaftsinteressen, die von umweltfreundlichem Ver­
halten pro fitieren, sind hingegen oft weniger organi­
siert und durchsetzungsstark. Realisierungschancen 
solcher Maß     nahmen können gesteigert werden, wenn 
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gute Argumente und wissenschaftliche Evidenz zur 
Verfügung stehen. Nutznießende der Maßnahmen 
sollten identi fiziert werden, damit neue breite 
Unterstützerkoali tionen geschmiedet werden kön­
nen. Mittel­ und langfristig lassen sich Interessen­
landschaften auch so verändern, dass mit mehr 
Unterstützung zu rechnen ist. Dazu können Akteure 
in bestimmten Nischen ge fördert werden, damit sie 
später ein wirtschaftliches Inter esse an bestimmten 
Veränderungen haben. 

Zudem beeinflussen institutionelle und rechtliche 
Rahmenbedingungen die Realisierbarkeit von Maß­
nahmen. Diese sind für die einzelnen politischen 
Akteure zwar meist nicht veränderbar, doch weisen sie 
teilweise Spielräume auf, die nicht immer genutzt wer­
den. Viele umweltpolitische Entscheidungen werden 
heute auf EU­Ebene gefällt. Dort können sich die Mit­
gliedstaaten für ambitioniertere Maßnahmen einset­
zen. Darüber hinaus ist es ihnen ausdrücklich erlaubt, 
in der Umweltpolitik über die europäisch festgelegten 
Maßnahmen hinauszugehen. Auch die Grundrechte 

erlauben tendenziell stärkere Eingriffe in umweltschä­
digende Verhaltensweisen, als dies im politischen Dis­
kurs häufig angenommen wird. 

Empfehlungen zur Förderung 
umweltfreundlichen Verhaltens

Um die deutschen Umwelt­ und Klimaziele zu errei­
chen, müssen sich nicht nur Produktionsprozesse in 
Unternehmen, sondern auch Verhaltensmuster in der 
Bevölkerung ändern. Politik hat die Mittel, um umwelt­
freundliches Verhalten zu erleichtern, anzureizen und 
teilweise auch einzufordern – und steht in der Pflicht, 
hier aktiv voranzugehen. Mit einigen übergreifenden 
Empfehlungen möchte der SRU diesen umweltpoliti­
schen Wandel unterstützen (Abb. 3). 

Ob das Verhalten politisch adressiert werden sollte, um 
ein Umweltziel zu erreichen, sollte jeweils abgewogen 
werden. In der Regel ist dies in Kombination mit weite­
ren Maßnahmen auf der Produktionsseite sinnvoll. 

 ɦ  Abbildung 3

Empfehlungen zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens

SRU 2023
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Verhaltensseitige Maßnahmen sollten insbesondere 
ergriffen werden, wenn 

 ɦ die Zeit zur Beseitigung von Umweltschäden drängt, 

 ɦ das Verhalten in einem Problembereich einen beson­
ders großen Hebel darstellt,

 ɦ sie begleitend erforderlich sind, damit systemseitige 
Maßnahmen wirken,

 ɦ Verhaltensänderungen zusätzliche Vorteile ver­
sprechen oder

 ɦ das Risiko der Produktionsverlagerung besteht.

Kommen umweltpolitische Entscheidungsträger:innen 
zu dem Schluss, dass aus einem oder mehreren der 
genannten Argumente das umweltrelevante Verhalten 
adressiert werden muss, dann sollten zunächst die 
Gründe für das bestehende umweltschädliche Verhal­
ten verstanden werden. Je nachdem, welches Verhalten 
im Fokus steht, sollte mit politischen Instrumenten an 
unterschiedlichen Stellen angesetzt werden: An den 
Kontextbedingungen des Verhaltens (Ansatz 1), den 
grundlegenden Einflussfaktoren (Ansatz 2) oder den 
Entscheidungssituationen (Ansatz 3). Dafür sollte die 
gesamte Bandbreite der verfügbaren politischen In ­
strumente genutzt werden.

Daneben sollte antizipiert werden, wie hoch die Akzep­
tanz bestimmter Instrumente in der Gesellschaft ist, 
wie diese anschlussfähig an die Programmatiken der 
regierenden Parteien gestaltet werden können, ob mit 
Widerständen von Interessengruppen zu rechnen ist 
und welche institutionellen Rahmenbedingungen im 
Weg stehen könnten. 

Um dies systematisch auf Basis wissenschaftlicher 
Erkenntnisse anzugehen und Realisierungschancen im 
politischen Prozess zu erhöhen, hat der SRU in diesem 
Gutachten eine Liste von Leitfragen zur Entwicklung 
und Einführung verhaltensadressierender Instru­
mente entwickelt, die am Ende dieser Kurzfassung zu 
finden ist (Tab. 1). Diese Zusammenstellung von Fra­
gen und Ansatzpunkten soll administrativen und poli­
tischen Entscheidungsträger:innen dabei helfen, die 
Überlegungen und Empfehlungen dieses Gutachtens 
systematisch in die Entwicklung von verhaltensadres­
sierenden Instrumenten einzubeziehen.

Fallbeispiele – wie umwelt-
freundliches Verhalten in drei 
Handlungsfeldern gefördert 
werden kann
Fleischkonsum, Nutzungsdauer von Smartphones und 
energetische Sanierung von Eigenheimen – drei Fall­
beispiele zeigen, mit welchen Ansätzen umweltrelevan­
tes Verhalten in der Praxis verändert werden kann. Alle 
drei besitzen besondere Umweltrelevanz und erfordern 
Verhaltensänderungen. Gleichzeitig unterscheiden 
sich die Fallbeispiele deutlich, etwa hinsichtlich der 
bisherigen staatlichen Einflussnahme oder der Häufig­
keit der Entscheidung – von Alltagsverhalten bis hin zu 
sehr seltenen Entscheidungen. Die Fallbeispiele illus­
trieren die Argumentation dieses Gutachtens an drei 
wichtigen Handlungsfeldern. 

Fleischkonsum – den Rahmen 
für eine Ernährungswende 
setzen

Die Herstellung von Lebensmitteln ist mit einer Viel­
zahl von negativen Umwelteffekten verbunden. Sie 
trägt zum Klimawandel, zum Biodiversitätsverlust und 
zur Belastung der Umwelt mit Schadstoffen bei. Diese 
Effekte lassen sich jedoch deutlich verringern. Bei 
 tierischen Produkten sind sie pro konsumiertem 
 Kilogramm Lebensmittel im Vergleich zu pflanzlichen 
Lebensmitteln besonders hoch. Um die negativen Aus­
wirkungen des Lebensmittelkonsums in Deutschland 
auf Umwelt und Klima zu verringern, ist zusätzlich zur 
Anpassung landwirtschaftlicher Produktionsmetho­
den auch eine Veränderung des Ernährungsverhaltens 
notwendig. Dazu gehört unter anderem eine Reduktion 
des Fleischkonsums, die im Gutachten beispielhaft 
betrachtet wird. 

Das Ernährungsverhalten hat eine große Bedeutung 
für die eigene Identität und ist sozial und kulturell ein­
gebettet. Da Ernährungsentscheidungen außerdem 
stark von Routinen geprägt sind, sollte eine Kombina­
tion verschiedener politischer Maßnahmen zum Ein­
satz kommen, um eine Veränderung anzustoßen. Dazu 
sollten sowohl die Kontextbedingungen der Ernährung 
verändert werden, die momentan in vielen Fällen den 
Fleischkonsum begünstigen (Ansatz 1). Daneben soll­
ten aber auch grundlegende Einflussfaktoren gestärkt 
werden, die eine fleischärmere Ernährung fördern 
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(Ansatz 2). Es ist zudem sinnvoll, im Moment, in dem 
Speisen oder Lebensmittel ausgewählt werden, fleisch­
lose Kost attraktiver zu machen (Ansatz 3).

Ökologische Preisanreize setzen: Der derzeit geltende 
reduzierte Mehrwertsteuersatz auf Fleisch und Fleisch­
produkte stellt eine umweltschädliche Subvention dar 
und setzt falsche Anreize (Ansatz 1). Der SRU emp­
fiehlt, diesen auf den regulären Mehrwertsteuersatz 
anzuheben. Im Gegenzug sollte die Mehrwertsteuer 
auf Obst, Gemüse und Hülsenfrüchte ganz abgeschafft 
werden, was EU­rechtlich seit April 2022 möglich ist. 
Gegebenenfalls sind weitere soziale Ausgleichsmaß­
nahmen für Personen mit niedrigem Einkommen not­
wendig. Zeigt die Veränderung der Mehrwertsteuer­
sätze in Kombination mit weiteren Instrumenten nicht 
ausreichend Wirkung, sollten Maßnahmen erwogen 
werden, die dazu beitragen, dass Fleischpreise stärker 
die ökologischen Kosten der Produktion reflektieren. 

Vegetarische Optionen in Kantinen und Gastrono-
mie attraktiver machen: Um die Kontextbedingungen 
auch im Außer­Haus­Verzehr zu verändern, ist es emp­
fehlenswert, die vegetarischen Angebote in Kantinen 
zu verbessern und mit entsprechender Preisgestaltung 
attraktiver zu machen (Ansatz 1). Den eigenen Gestal­
tungsspielraum in öffentlichen Kantinen, etwa von Bil­
dungseinrichtungen und Behörden, sollte der Staat 
stärker nutzen, darüber hinaus aber auch auf bessere 
vegetarische Angebote in privaten Kantinen und in der 
Gastronomie hinwirken.

Wissen über Umwelteffekte vermitteln und von 
umweltfreundlicher Ernährung überzeugen: Bil­
dungsmaßnahmen haben das Potenzial, vorhandene 
Wissenslücken über Umwelteffekte des Fleischkon­
sums zu reduzieren. Sie können dazu beitragen, grund­
legende Einflussfaktoren zu entwickeln, die eine 
 pflanzenbasierte Ernährung begünstigen (Ansatz 2), 
beispielsweise Umweltbewusstsein und Normen. Bil­
dungsmaßnahmen wirken langfristig und sollten mit 
anderen Maßnahmen kombiniert werden.

Umwelteffekte von Lebensmitteln besser darstellen: 
Produktkennzeichnungen, wie eine Angabe des CO2­
Fußabdrucks auf Lebensmitteln, erleichtern es Men­
schen, die sich umweltfreundlich ernähren wollen, 
beim Einkauf oder in der Gastronomie eine umwelt­
freundliche Option zu wählen (Ansatz 3). Der SRU 
empfiehlt, vorhandene Informationsinstrumente zu 
verbessern und einzelne neue zu entwickeln. Eine ein­
fache und intuitive Darstellung der Informationen, bei­

spielsweise durch die Verwendung von Ampelfarben, 
kann maßgeblich dazu beitragen, dass die Kon su­
ment:innen diese letztlich auch beachten.

Anregungen für die Zubereitung vegetarischer 
 Speisen geben: Um in der Entscheidungssituation 
eine umweltfreundliche Ernährung zu unterstützen 
(An satz 3), sollte in Kooperation unter anderem mit 
öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Trägern das 
Angebot an Ernährungsbildung, beispielsweise in 
Schulen, ausgebaut und stärker auf die Zubereitung 
umweltfreundlicher vegetarischer Speisen ausgerich­
tet werden. Dies kann dazu beitragen, dass das Inter­
esse an fleischlosen Gerichten geweckt wird und sich 
bisherige Einkaufs­ und Kochgewohnheiten verändern. 

Eine Kombination von Maßnahmen ist auch im Hin­
blick auf die Akzeptanz und parteipolitische Anschluss­
fähigkeit sinnvoll. Dabei sollte zunächst auf Maßnah­
men mit geringerer Eingriffstiefe gesetzt werden. 
Diese genießen eine größere Akzeptanz und können 
längerfristig zur Veränderung von Normen beitragen. 
Das gilt beispielsweise für die Erweiterung des vegeta­
rischen Angebots in Kantinen. Gehen höhere Mehr­
wertsteuersätze auf Fleisch mit finanziellen Entlastun­
gen für Personen mit niedrigen Einkommen einher, 
finden auch diese Maßnahmen eher Zustimmung. Hier 
ist jedoch der Zeitpunkt entscheidend. Die hohe Infla­
tion und gestiegene Lebensmittelpreise erschweren 
dies momentan. Gleichzeitig bietet die Tatsache, dass 
aktuell einige der relevanten Ressorts in der Verant­
wortung einer Partei liegen, durchaus ein Gelegen­
heitsfenster für ressortübergreifende Abstimmungen.

Smartphones – den Weg vom 
Austauschprodukt zum 
langjährigen Begleiter 
erleichtern 

Viele elektrische Geräte werden ersetzt, obwohl sie 
noch intakt sind oder sich reparieren ließen. Die Pro­
duktion neuer Geräte verursacht entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette durch Rohstoff­ und Energie­
bedarf Umweltschäden. Dennoch erreichen beispiels­
weise Smartphones nur eine durchschnittliche Nut­
zungsdauer von etwa 2,5 Jahren. Hindernisse für eine 
längere Nutzung sind häufig eine mangelhafte Repara­
turfähigkeit, ein hoher Aufwand für die Reparatur, das 
fehlende Angebot von Software­Updates oder kosten­
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lose Neugeräte im Rahmen von Telefonverträgen. 
Untersuchungen belegen jedoch, dass ein Teil der 
Verbraucher:innen bereit wäre, seine Geräte länger zu 
nutzen. Abhilfe können vor allem Veränderungen der 
Kontextbedingungen (Ansatz 1) und in der Entschei­
dungssituation (Ansatz 3) schaffen, es bedarf aber 
auch der Weiterentwicklung von grundlegenden Ein­
flussfaktoren (Ansatz 2).

Produkteigenschaften für den gesamten europäi-
schen Markt gestalten: Kontextbedingungen werden 
sich produktionsseitig absehbar verändern. Die Öko­
designvorgaben für Smartphones und Tablets, die vor­
aussichtlich ab 2025 für alle in der EU vertriebenen 
Neugeräte gelten, verlangen ein Gerätedesign, das eine 
längere Lebens­ und Nutzungsdauer ermöglicht. Aktiv 
vorantreiben sollte die Bundesregierung die europäi­
sche Diskussion über ein allgemeines Recht auf Repara­
tur, das die Ökodesignregeln unterstützend flankieren 
könnte.

Verbraucherrechte und -fähigkeiten stärken: Grund­
legende Einflussfaktoren hängen stark von der Bereit­
stellung von Informationen und der Bildung ab. Dazu 
gehören zum Beispiel Reparatur als verpflichtender 
Unterrichtsinhalt in Grund­ und weiterführenden 
Schulen (bspw. als Werkunterricht), Schulungen zur 
Gerätepflege, aber auch Wissen um soziale und 
Umweltfolgen durch Rohstoffverbräuche. Längere 
Garantie­ und Gewährleistungsfristen sowie das Recht 
auf Reparatur können mittelfristig zu einer höheren 
Wertschätzung führen.

Produktinformationen verbessern: Qualitätsangaben 
zu Umweltwirkungen, Lebensdauer und Reparierbar­
keit ermöglichen bewusste Kaufentscheidungen. Der 
geplante europäische Reparierbarkeitsindex könnte, 
kombiniert mit dem Blauen Engel und der Eco­Rating­
Initiative, als Basis für ein einheitliches, leicht zugäng­
liches und verständliches Ranking dienen.

Kauf- und Nutzungsoptionen verändern: Ver­
tragswechsel oder ­verlängerungen sowie Verschleiß­
erscheinungen sind häufige Anlässe, ein Neugerät 
anzuschaffen. Für das Ziel, eine längere Nutzung 
funktionsfähiger Geräte attraktiver zu machen, gibt 
es verschiedene Optionen: strukturelle Veränderun­
gen wie eine Trennung von Verträgen und Geräten 
oder zumindest eine eindeutige Ausweisung des 
Gesamtpreises für das  Gerät, Gerätemiete statt Kauf 
oder innovative Boni bei Vertragsverlängerung (z. B. 
Akku­ oder Displayaustausch).

Reparatur finanziell attraktiver machen: Das Ange­
bot einer individuellen Kostensenkung, wie zum Bei­
spiel der thüringische Reparaturbonus, vereinfacht 
Reparaturentscheidungen. Daneben wirken organi­
satorische Erleichterungen wie ein unkomplizierter 
Zugang zu Ersatzteilen, Anleitungen und Reparaturbe­
trieben – zum Beispiel über Informationsplattformen – 
unterstützend, ebenso wie die Förderung regionaler 
Reparaturinitiativen.

Die Chancen, den Trend zum häufigen Austausch 
funktionsfähiger Elektrogeräte zu verlangsamen, ste­
hen grundsätzlich gut: Die europäische Initiative für 
nachhaltige Produkte wird absehbar zu mehr Öko­
design bei der Geräteplanung führen. Ergänzende 
Maßnahmen dürften in der Bevölkerung auf Akzeptanz 
 stoßen, da eine längere Nutzung der Geräte hilft, 
 Kosten zu sparen. Auch parteipolitisch sollten solche 
Maßnahmen vermittelbar sein, schließlich erlangen 
Verbraucher:innen durch Information, Reparaturmög­
lichkeiten, eigene Reparaturkenntnisse oder finanzi­
elle Unterstützung eine größere Wahlfreiheit bei der 
Gerätenutzung. Es wäre zudem hilfreich, Unterstüt­
zerkoalitionen, zum Beispiel für einen bundesweiten 
Reparaturbonus, zu bilden. Ein möglicher Verbündeter 
könnte etwa das Reparaturhandwerk sein, das wiede­
rum selbst mit Aus­ bzw. Weiterbildungsangeboten 
und in Kooperation mit Reparaturinitiativen aktiv 
 werden kann. Auch die Kommunen profitieren, wenn 
regional Arbeitsplätze und Wertschöpfung entstehen, 
sodass sie als Partner gewonnen werden sollten. 

Gebäudesanierung – 
Wärmewende in Eigenheimen 
beschleunigen

Eine besonders große Herausforderung beim Klima­
schutz in Deutschland ist die Wärmewende. Fast die 
Hälfte des Endenergieverbrauchs des Gebäudebe­
stands machen selbstgenutzte Ein­ und Zweifamilien­
häuser aus. Um die Klimaziele zu erreichen, müssen bis 
2045 die meisten Häuser energetisch saniert und Hei­
zungen eingebaut werden, die erneuerbare Energien 
nutzen. Das erfordert ein umfangreiches Handeln auf­
seiten der Eigentümer:innen von Eigenheimen. Aller­
dings setzen sich viele im Alltag nicht mit dieser The­
matik auseinander, sodass meist ein Anlass für eine 
Sanierung erforderlich ist, wie ein Eigentumsübergang 
oder anstehende Reparaturen. Zudem ist die Sanierung 
für manche Eigentümer:innen schwierig zu finanzie­
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ren. Daher können politische Instrumente insbeson­
dere auf die Kontextbedingungen abzielen (Ansatz 1). 
Außerdem sind die komplexen Entscheidungen rund 
um die energetische Sanierung für viele Eigen tümer: 
innen herausfordernd, sodass hier weitere Unterstüt­
zung gegeben werden kann (Ansatz 3).

Sanierungsanlässe besser nutzen und neue Sanie-
rungsanlässe schaffen: Politische Instrumente kön­
nen einerseits darauf abzielen, bestehende Anlässe zur 
Sanierung besser zu nutzen. Eigentümer:innen können 
beispielsweise dazu verpflichtet werden, beim Heizungs­
 tausch ein Heizsystem einzubauen, das mit erneuer­
baren Energien betrieben wird. Auch kann der Gesetz­
geber bei ohnehin anstehenden Sanierungen einen mit 
den Klimazielen kompatiblen Dämmstandard vor­
schreiben. Das ist auch deshalb wichtig, weil so Fehl­
investitionen vermieden werden und Eigentümer:innen 
vor erneutem Sanierungsbedarf und damit einher­
gehenden Mehrkosten geschützt werden. Andererseits 
können etwa über gesetzliche Vorgaben zusätz liche 
Sanierungsanlässe geschaffen werden, beispielsweise 
durch energetische Mindeststandards für Bestands­
gebäude. Durch diese Instrumente werden die Kontext­
bedingungen der Sanierungsentscheidung geändert 
(Ansatz 1). 

Wirtschaftlichkeit und Finanzierung für alle ermög-
lichen: Die Wirtschaftlichkeit der Sanierung ist eine 
wichtige Frage für die Eigentümer:innen, allerdings 
wird diese häufig nicht detailliert errechnet. Dennoch 
ist es wichtig, die objektive Wirtschaftlichkeit von 
erneuerbaren Energien und Energieeffizienzmaßnah­
men durch politische Instrumente wie die CO2­Beprei­
sung zu verbessern und somit die Kontextbedingungen 
zu verändern (Ansatz 1). Manchen Eigentümer:innen 
fehlen zudem die finanziellen Mittel für eine Sanie­
rung. Um allen die Sanierung zu ermöglichen, kann die 
finanzielle Förderung einkommens­ und vermögens­
abhängig gestaltet werden, sodass höhere Fördersätze 
für ärmere Eigentümer:innen gelten. 

Eigentümer:innen besser unterstützen: Im Rahmen 
einer Sanierung müssen Eigentümer:innen von Eigen­
heimen viele komplexe Entscheidungen fällen. Dies 
kann für viele eine große Herausforderung sein. Politi­
sche Instrumente können daher darauf abzielen, in der 
Entscheidungssituation zu unterstützen (Ansatz 3), 
also den Prozess besser zu strukturieren und zu 
be gleiten, Angebote und Dienstleistungen zu bündeln 
oder umweltfreundliche Lösungen klar erkennbar zu 
machen. Dazu zählt insbesondere die flächendeckende 

Einführung von One­Stop­Shops, also von Anlaufstel­
len, die viele Angebote und Dienstleistungen bündeln 
oder auf weitere verweisen können.

Wissen über den energetischen Zustand und ziel-
gruppenspezifische Ansprache: Der energetische 
Zustand ihres Eigenheims ist vielen Eigentümer:innen 
nicht hinreichend bekannt, sodass sie eine Sanierung 
nicht für notwendig halten und dementsprechend auch 
keine Beratung suchen. Dieses Wissen kann über infor­
mative Instrumente zielgruppenspezifisch in der Ent­
scheidungssituation zur Verfügung gestellt werden 
(Ansatz 3). Wichtig ist dabei auch die direkte Anspra­
che von Eigentümer:innen, etwa über eine aufsuchende 
Beratung im Quartier. 

Selbst bei seltenen und aufwendigen Entscheidungen 
wie der Gebäudesanierung reichen ökonomische 
Anreize allein nicht aus. Vielmehr ist ein Maßnah­
menbündel erforderlich, das auch regulative Instru­
mente wie ein Nutzungsgebot für erneuerbare Ener­
gien oder Mindesteffizienzstandards für Bestandsge­
bäude enthält. Regulative Instrumente erfahren mehr 
Zustimmung, wenn sie mit verbesserten Beratungs­ 
und Unterstützungsangeboten sowie finanzieller 
Förderung kombiniert werden. Eine Einführung 
 weiterer regulativer Instrumente erscheint daher 
durchaus realistisch – auch, weil beispielsweise ein 
Nutzungsgebot für erneuerbare Energien bereits im 
Koalitionsvertrag festgeschrieben ist. Rechtlich be ­
stehen jedenfalls keine grundsätzlichen Hürden, 
sofern die Verhältnismäßigkeit gewahrt bleibt. Da 
Wärme ein Grundbedürfnis darstellt, ist bei allen 
Maßnahmen – auch aus Gründen der Akzeptanz – 
darauf zu achten, dass ärmere Haushalte nicht zusätz­
lich belastet werden. Dies erfordert einerseits eine 
Rückverteilung der Einnahmen aus der CO2­Be­
preisung, andererseits aber auch deutlich höhere 
 Fördersätze für Sanierungen. Diese hohen Förder­
sätze  sollten jedoch nur für Eigentümer:innen von 
Eigen heimen mit geringerem Einkommen und Ver­
mögen gelten, da andernfalls massive Kosten für den 
Staatshaushalt entstünden.
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 ɦ  Tabelle 1

Liste von Leitfragen zur Entwicklung und Einführung verhaltensadressierender Instrumente

1. Bedeutung des individuellen Verhaltens abwägen

Zentrale 
Fragen

Ist eine Verhaltensänderung der Bürger:innen für die Lösung des Problems notwendig,  
weil

 ɦ das Problem zeitkritisch oder gravierend ist,
 ɦ das Verhalten einen besonders großen Hebel darstellt, 
 ɦ  der Erfolg von Maßnahmen auf der Produktionsseite eine Veränderung des Verhaltens 

 voraussetzt oder den Rebound-Effekt reduzieren kann,
 ɦ eine Verhaltensänderung zusätzliche Co-Benefits bringt und/oder
 ɦ  Verlagerungen der Umwelteffekte ins Ausland die Erfolge der produktionsseitigen  Regulierung 

mindern würden?

Ansatz-
punkte

Ist mindestens eine dieser Konstellationen gegeben, sollte die Adressierung umweltrelevanten 
Verhaltens erwogen werden (in der Regel zusätzlich zu produktionsseitiger Regulierung).

2. Entscheidungssituation verstehen

Zentrale 
Fragen

 ɦ  In welchem Umfeld und welcher Häufigkeit werden die hier relevanten Entscheidungen 
 getroffen?

 ɦ  Was sind die relevanten Einflussfaktoren auf das Verhalten, welche könnten umweltfreund-
liches Verhalten erleichtern?

 ɦ  Welche Rolle spielen bewusste Abwägungen und Wissen sowie unbewusste Verhaltensweisen 
und Routinen dabei?

 ɦ Welche Rolle spielen vorhandene Kontextbedingungen und Infrastrukturen?

Ansatz-
punkte

Je nachdem, welche Faktoren eine besondere Rolle spielen, sollten Instrumente, die an 
 ver schiedenen Stellen ansetzen, im Fokus stehen bzw. unterschiedliche Ansätze kombiniert 
werden.  
Beispiele:

 ɦ  Bei starkem Einfluss der Kontextbedingungen und Infrastrukturen sollten diese so  angepasst 
werden, dass sie das umweltfreundliche Verhalten fördern (Ansatz 1).

 ɦ  Bei starker sozialer Einbettung sollten Instrumente gewählt werden, die langfristig Normen 
und Werte verändern (Ansatz 2), und Instrumente, die kurzfristig an Normen erinnern 
(Ansatz 3).

 ɦ  Wenn die Intention für eine bestimmte Verhaltensweise verbreitet ist, vielen Menschen aber 
die nötigen Kompetenzen oder Fähigkeiten dafür fehlen, sollten konkrete Hilfestellungen für 
umweltfreundliches Verhalten gegeben werden (Ansatz 3).

3. Instrumente auf Entscheidungssituation abstimmen

Kontextbedingungen richtig setzen (Ansatz 1)

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Welche vorhandenen Infrastrukturen, Angebote oder Preissignale erschweren das umwelt-
freundliche Verhalten?

 ɦ  Wie müssten Infrastrukturen, Angebote oder Preissignale gestaltet sein, um das gewünschte 
Verhalten einfacher, intuitiver oder  günstiger zu machen?

 ɦ  Wo kann der Staat durch die Gestaltung eigener Dienstleitungen, Angebote und Infra-
strukturen direkten Einfluss nehmen?
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Ansatz-
punkte

 ɦ  Kontextbedingungen entsprechend verändern (ökonomische Instrumente, regulative 
 Instrumente,  staatliche Angebote und Infrastrukturen, Entscheidungskontexte).

Grundlegende Einflussfaktoren für umweltfreundliches Verhalten langfristig entwickeln (Ansatz 2)

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Ist das Wissen über Umweltfolgen des Verhaltens in der Bevölkerung vorhanden und wird die 
Wirkung des eigenen Verhaltens wahrgenommen?

 ɦ  Unterstützen verbreitete Normen und Werte das umweltfreundliche Verhalten oder stehen 
sie dem im Weg? Gibt es in der Gesellschaft Akteure, die sich für einen Wertewandel einsetzen 
und andere Normen verbreiten?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Wissen über Umweltprobleme und Fähigkeiten zum umweltfreundlichen Verhalten vermitteln 
(Bildungsinstrumente).

 ɦ  Mithilfe von Kampagnen und Vorbildern Normen und Werte, die umweltfreundliches 
 Verhalten bestärken, längerfristig entwickeln und verbreiten (Bildungs- und Überzeugungs-
instrumente).

In konkreten Entscheidungssituationen umweltfreundliche Entscheidungsfaktoren aktivieren und 
verhaltensbezogene Überzeugungen fördern (Ansatz 3)

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Sind Wissen und Intention für umweltfreundliches Verhalten bei vielen Bürgern vor handen, 
aber in bestimmten Situationen wird kurzfristig trotzdem eine umweltschädliche Entschei-
dung getroffen? 

 ɦ  Treten die Werte und Normen, die umweltfreundliches Verhalten unterstützen, in der 
 Entscheidungssituation in den Hintergrund?

 ɦ  Machen bestimmte Emotionen umweltfreundliches Verhalten in den entsprechenden  Situationen schwerer?
 ɦ  Fehlen den Personen in den konkreten Situationen konkretes Wissen oder Fähigkeiten, um 

sich umweltfreundlich zu verhalten?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Instrumente nutzen, die in Entscheidungssituationen an die Intentionen und an unter-
stützende Werte und Normen erinnern (Information, Nudging).

 ɦ  Informations- und Überzeugungsinstrumente nutzen, die Hilfestellung für oder Erinnerung an 
das gewünschte Verhalten bringen.

4. Politische Realisierungschancen erhöhen

Gesellschaftliche Akzeptanz durch sorgfältige Gestaltung der Maßnahmen steigern

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Wie hoch ist das Akzeptanzniveau von Maßnahmen in der Bevölkerung und bei bestimmten 
Wählergruppen?

 ɦ Wie lässt sich durch die Ausgestaltung der Maßnahmen die Unterstützung steigern?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Regulative Instrumente nicht von vornherein ausschließen, diese genießen überraschend 
große Unterstützung..

 ɦ Akzeptanz von Instrumenten und ihre Verteilungswirkung vorab untersuchen.
 ɦ Bürgerbeteiligung beim Instrumentendesign nutzen.
 ɦ Adressat:innen über die Wirkungsweise von Maßnahmen informieren.
 ɦ  Instrumente sinnvoll miteinander kombinieren, u. a., um stärkere Belastung einkommens-

schwacher Haushalte zu vermeiden.
 ɦ Regulative und ökonomische Instrumente mit Informationsinstrumenten verbinden.
 ɦ Instrumente Schritt für Schritt einführen, evaluieren und ggf. anpassen.
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Maßnahmen politisch anschlussfähig gestalten

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Wie stehen Regierungsparteien zur Regelungsintention und zu verschiedenen Instrumenten? 
 ɦ  Welche Parteilinien lassen sich aufgreifen, welche Instrumente passen am besten zu Partei-

programmatiken und Wählerschaften der Regierungskoalition? 
 ɦ Wie kann ein Interessenausgleich zwischen den Koalitionspartnern aussehen?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Instrumente im Detail so gestalten und kommunizieren, dass sie mit den Parteiprogrammati-
ken und Wählerschaften der Regierungskoalition kompatibel sind.

 ɦ  Durch Maßnahmenbündel und Paketlösungen Kompromisse zwischen den Koalitionspartnern 
ermöglichen.

Reaktion von Interessengruppen antizipieren und konstruktiv nutzen 

Zentrale 
Fragen

 ɦ Von welchen Interessengruppen ist Widerstand gegen ein politisches Vorhaben zu erwarten?
 ɦ Welche Interessengruppen können als Partner gewonnen werden?
 ɦ Wie können Interessenlandschaften mittel- bis langfristig verändert werden?

Ansatz-
punkte

 ɦ Mit wissenschaftlicher Evidenz gewappnet sein.
 ɦ  Interessenlandschaften mittel- bis langfristig durch z. B. Forschungsförderung oder andere 

politische Maßnahmen verändern.
 ɦ Unterstützerkoalitionen schmieden. 

Spielräume in den institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen nutzen

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Welche Begrenzungen des Handlungsspielraums sind durch höherrangiges Recht vorgegeben, 
welche sind eher politischer Zurückhaltung geschuldet und daher überwindbar?

 ɦ  Umweltschutz wird im Mehrebenensystem auf verschiedenen Handlungsebenen bewirkt: Wo 
kann welche Ebene einen sinnvollen Beitrag leisten?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Nationale rechtliche Spielräume ausnutzen.
 ɦ  Politische Handlungsspielräume auf nationaler Ebene nutzen. 
 ɦ  Ambitionierte Maßnahmen auf EU-Ebene anstoßen.
 ɦ  Handlungsspielräume im föderalen System nutzen: Unterstützung der Länder und Kommunen 

durch den Bund.
 ɦ  Wo möglich und sinnvoll, auf landes- und kommunaler Ebene spezifische Instrumente  einführen.

5. Instrumentenkombination bewusst einsetzen

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Welche verschiedenen Einflussfaktoren spielen eine Rolle und welche unterschiedlichen 
Instrumente sind für die Adressierung jeweils nötig?

 ɦ  Sind unerwünschte Nebeneffekte zu erwarten, die durch andere Instrumente ausgeglichen 
werden sollten?

 ɦ  Ist eine zeitlich gestufte Einführung sinnvoll?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Instrumentenbündel einführen, durch die unerwünschte Konsequenzen eines Instruments 
durch ein anderes Instrument abgemildert werden.

 ɦ  Bei stufenweiser Einführung von Anfang an die nächsten Schritte mitdenken und schon in 
Anfangsphase politisch/rechtlich anlegen. 

SRU 2023
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Einleitung

Wie wir uns ernähren und fortbewegen, wie wir wohnen, 
was wir kaufen – die Art und Weise wie wir leben, hat 
weitreichende Auswirkungen auf die Umwelt. Viele ver-
breitete Verhaltensweisen verschärfen die heutigen 
Umweltprobleme. Umgekehrt können Verhaltensände-
rungen maßgeblich zur Bewältigung der Umweltkrisen 
beitragen. Jedoch geben die heute bestehenden, auch 
von der Politik gesetzten Rahmenbedingungen oft  
keinen Anreiz für umweltfreundliches Verhalten oder 
erschweren dieses sogar. Es gilt daher, umweltfreund-
liche Verhaltensweisen mehr als bisher durch politische 
Maßnahmen zu stärken und in der Bevölkerung zu ver-
breiten. Das vorliegende Sondergutachten des Sachver-
ständigenrats für Umweltfragen (SRU) befasst sich mit 
den Ansatzpunkten und Instrumenten, die der Politik zur 
Verfügung stehen, um umweltfreundliches Verhalten zu 
ermöglichen und zu erleichtern. Es zeigt zudem Wege 
auf, die politische Realisierbarkeit von verhaltensadres-
sierenden Maßnahmen zu erhöhen. 

1. Nachdem in der Umweltpolitik die Schwerpunkte
lange auf umweltfreundlicheren und effizienteren Pro­
duktionsprozessen lagen, rückt seit einiger Zeit das
Verhalten der Menschen stärker in den Fokus. Dies zei­
gen internationale Prozesse wie die Agenda 2030 mit
den nachhaltigen Entwicklungszielen (Sustainable
Development Goals – SDGs) und hier insbesondere das
Nachhaltigkeitsziel 12 „Nachhaltige Konsum­ und Pro­
duktionsmuster“ (Vereinte Nationen 2015). Der Bei­
trag der Arbeitsgruppe III zum 6. Bericht des
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC)
adressiert ausführlich die nachfrageseitigen Ansatz­
punkte zur Bekämpfung des Klimawandels (IPCC
2022). Auch nationale Prozesse wie das Nationale Pro­
gramm für nachhaltigen Konsum (Bundesregierung

2019; 2021b) sowie die Deutsche Nachhaltigkeits­
strategie (Bundesregierung 2021a) setzen sich unter 
anderem die Verbreitung nachhaltiger Konsummuster 
zum Ziel. Um Klima­, Umwelt­ und Nachhaltigkeits­
ziele zu erreichen, muss das Verhalten der Menschen in 
Deutschland umweltfreundlicher werden. Global gese­
hen könnten durch Maßnahmen auf der Nachfrageseite 
40 bis 70  % der notwendigen Minderung von Treib­
hausgasemissionen bis 2050 erbracht werden (IPCC 
2022, S. 505). Untersuchungen, die sich speziell dem 
Potenzial in Deutschland widmen, zeigen, dass Verhal­
tensänderungen ein wichtiger Baustein zum Erreichen 
der deutschen Klimaziele sind (UBA 2019; BRANDES 
et al. 2021). Bisher wurden jedoch kaum politische 
Maßnahmen eingeführt, die direkt auf das umweltrele­
vante Verhalten abzielen. Das stellt auch der Experten­
rat für Klimafragen (ERK) für die deutsche Klimapoli­
tik in seinem Zweijahresgutachten fest (ERK 2022c, 
S. 34). Es ist überfällig, umweltrelevantes Verhalten
stärker durch politische Maßnahmen zu adressieren
(so z.  B. auch IVANOVA et al. 2020; NEWELL et al.
2021a; MEYER und LORD 2021; IPCC 2022; Environ­
ment and Climate Change Committee 2022; WBGU
2011).

2. Obwohl die zentralen Umweltkrisen, wie der Bio­
diversitätsverlust und der Klimawandel, weniger direkt
sicht­ und spürbar sind als die Energiekrise und die
Pandemie, kann die Umweltpolitik aus diesen teilweise
schmerzlichen, aber auch wichtigen Erfahrungen der
letzten Jahre lernen (Environment and Climate Change 
Committee 2022): Verhaltensänderungen in der Be ­
völkerung können in allen diesen Krisen zur Lösung
beitragen und es ist möglich, politische Maßnahmen,
die auf Verhaltensänderungen abzielen, zu beschließen
und umzusetzen.
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3. So wurde Mitte des Jahres 2022 in Deutschland 
eine Reihe von Maßnahmen eingeführt, um die infolge 
des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine ent­
standene Energiekrise zu entschärfen. Diese Maßnah­
men zielten auch auf das Verhalten der Bürger:innen 
ab. Neben allgemeinen Aufrufen zum Energiesparen 
wurden Gebäudeeigentümer:innen zur Heizungsopti­
mierung verpflichtet, an Arbeitsplätzen mussten die 
Beschäftigten niedrigere Raumtemperaturen hinneh­
men und private Schwimmbecken durften nicht mehr 
geheizt werden (Kurz­ bzw. Mittelfristige Energie­
sicherungsverordnung – EnSikuMaV und EnSimiMaV). 
Das 9­Euro­Ticket, mit dem im Sommer 2022 deutsch­
landweit gereist werden konnte, sollte in diesem 
Zusammenhang in erster Linie die Bürger:innen finan­
ziell entlasten, aber auch einen positiven Anreiz zum 
Umstieg auf den klimaschonenden öffentlichen Perso­
nennahverkehr (ÖPNV) setzen. Weitere Maßnahmen, 
die die Nachfrageseite nach Energie betreffen, sind in 
der Diskussion (z. B. BARTH et al. 2022, S. 16 ff.; 
KHANNA et al. 2022). Zuvor gab es bereits in der Pan­
demie weitreichende Maßnahmen, die die Verbreitung 
des Coronavirus eindämmen sollten. Beispielsweise 
wurden seit 2020 mehrfach Ausgeh­ und Kontaktver­
bote beschlossen und umgesetzt (z.  B. BLUM et al. 
2021; BEHNKE und ECKHARD 2022). Beide Krisen­
situationen rücken den Beitrag von Verhaltensände­
rungen der Bürger:innen, etwa bei der Energienutzung 
oder in ihrem Kontaktverhalten, für die Bekämpfung 
einer kollektiven Problemlage verstärkt in den Mittel­
punkt. Auch die entscheidende Rolle des Staates bei der 
Bewältigung dieser Problemlagen wird intensiv wahr­
genommen und allgemein anerkannt (CHATER 2020; 
NEWELL et al. 2021a, S. 48 ff.; Environment and Cli­
mate Change Committee 2022, S. 34 ff.; BARTH et al. 
2022; LEUSER und PELLERIN­CARLIN 2022).

4. Die genannten Maßnahmen verlangten den Men­
schen ohne Zweifel viel ab und im Einzelnen war das 
erforderliche Ausmaß der Einschränkungen ebenso 
umstritten wie die Verteilung der Belastungen zwi­
schen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen. 
Trotzdem zeigen die beiden Krisensituationen, dass 
politische Maßnahmen, die das Verhalten der 
Bürger:innen durchaus empfindlich einschränken kön­
nen, möglich sind, wenn die Bedrohung entsprechend 
groß und die Bedeutung des Schutzgutes – wie in die­
sen Beispielen Gesundheit und Energieversorgung – 
anerkannt ist. Es gelingt dem Staat (wenn auch nicht in 
jedem Einzelfall), Maßnahmen so zu konfigurieren, 
dass sie das Ziel unter Wahrung der Verhältnismäßig­
keit erreichen. Es ist zudem offensichtlich möglich, 

politische Maßnahmen so zu gestalten und zu vermit­
teln, dass sie von einer Mehrheit unterstützt werden. 
Politiker:innen wollen besonders in der Krise Hand­
lungsfähigkeit demonstrieren und das Richtige tun – 
auch wenn die Auffassungen darüber, was genau das 
Richtige ist, weder zwischen Expert:innen noch inner­
halb einer Regierungskoalition einheitlich sind. 

5. Ohne entsprechend geänderte politische Wei­
chenstellungen ist eine gewünschte Verhaltensände­
rung in vielen Zusammenhängen unwahrscheinlich. 
Die Politik gestaltet von jeher die Rahmenbedingun­
gen des Alltagsverhaltens. Sie sorgt für Infrastruktu­
ren, die umweltfreundliches Verhalten erst ermög­
lichen oder aber verhindern. Mit Ordnungs­ und 
Steuerrecht formuliert die Politik Vorgaben und 
Anreize für bestimmte Verhaltensweisen. Bisher 
jedoch erschweren politische Rahmenbedingungen 
umweltfreundliches Verhalten häufig. Dies gilt etwa 
für die Gestaltung von Subventionen und Steuern, 
wie die Steuerbefreiung von Kerosin im Flugverkehr, 
für bestehende Verkehrsinfrastrukturen, wie das 
ÖPNV­Angebot, oder für Speiseangebote in öffent­
lichen Kantinen. Diese Rahmenbedingungen sind oft 
inkohärent zu anderen Maßnahmen und umweltpoli­
tischen Zielen. Dadurch verschenkt der Staat Mög­
lichkeiten, den Bürger:innen Orientierung zu geben, 
und vermittelt damit umweltschädliches Verhalten 
auch als soziale Norm. Menschen, die sich umwelt­
freundlich verhalten wollen, können demotiviert 
 werden, wenn ihnen politisch gesetzte Rahmen­
bedingungen im Weg stehen.

6. Eine Reihe aktueller Umfragen weist darauf hin, 
dass sich insbesondere junge Leute hier eine stärkere 
staatliche Intervention wünschen. So finden in 
Deutschland 72 % der befragten 15­ bis 24­Jährigen 
und 74 % der befragten 25­ bis 39­Jährigen, dass die 
Bundesregierung bislang nicht genug zur Bekämp­
fung des Klimawandels getan hat (gegenüber 66  % 
der 40­ bis 54­Jährigen und 64 % der über 55­Jähri­
gen, Europäische Kommission 2021b, S. 74; 2021a). 
Im Hinblick auf den Fleischkonsum beispielsweise 
fordern aus der Gruppe der 15­ bis 29­Jährigen mehr 
als 70 %, dass der Staat die Menschen unterstützen 
soll, sich klimafreundlicher zu ernähren (Heinrich­
Böll­Stiftung et al. 2021, S. 35). Auch in einer Studie 
der Europäischen Investitionsbank (EIB) ist die 
Akzeptanz für Maßnahmen, die das Verhalten 
zugunsten des Klimaschutzes einschränken, unter 
20­ bis 29­Jährigen mit 72 % am höchsten (EIB 2022, 
Germany Q14). 
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7. Die künftige Rolle der Politik ist es daher, auf den 
verschiedenen Ebenen durch entsprechend veränderte 
Rahmenbedingungen und Anreizstrukturen umwelt­
freundliches Verhalten zu ermöglichen und zu erleich­
tern (s. a. LONDAKOVA et al. 2021; WBGU 2011). Es 
ist nicht ihre Aufgabe, lediglich an die Menschen zu 
appellieren, sich umweltfreundlicher zu verhalten, 
oder das gewünschte Verhalten durchweg gesetzlich 
anzuordnen. Die Politik muss darauf achten, dass sol­
che Maßnahmen die Menschen in ihren jeweiligen 
Lebenslagen nicht überfordern. In einigen Bereichen, 
zum Beispiel beim Energiesparen oder bei der Verlän­
gerung der Produktnutzungsdauern, kann umwelt­
freundliches Verhalten Vorteile, auch finanzieller Art, 
mit sich bringen. In anderen Bereichen entstehen hin­
gegen Belastungen, beispielsweise durch eine CO2­
Steuer. Solche Belastungen sollten vor allem von denen 
getragen werden, die das leisten können, also von 
Bevölkerungsgruppen mit höheren Einkommen oder 
Vermögen. Dies ist nicht nur sozial gerecht, sondern 
reflektiert auch das Verursacherprinzip, da das Aus­
maß der ökologischen Schäden durch Individuen in 
hohem Maße von ihrem materiellen Wohlstand ab ­
hängt (GROß et al. 2022, S. 23 f.; s. Tz. 49). Einige der 
notwendigen Verhaltensänderungen laufen auf eine 
Reduktion des Konsums und einen Verzicht hinaus. In 
vielen anderen Fällen geht es aber auch um einen ande­
ren Konsum und eine Mitwirkung der Menschen, sei es 
bei der Verbreitung von Innovationen oder der Nut­
zung neuer Infrastrukturen.

8. In der Vergangenheit beruhten Diskussionen über 
Maßnahmen, die das umweltrelevante Verhalten adres­
sieren, oft auf einem vereinfachten Verständnis davon, 
was menschliches Verhalten antreibt und wie man es 
beeinflussen kann (LOER und LEIPHOLD 2018, S. 56; 
s. Tz. 53). Überdies galten Maßnahmen als illegitim, 
wenn sie das Verhalten beispielsweise in den Bereichen 
Ernährung oder Mobilität in eine umweltfreundliche 
Richtung lenken sollten (zur Ernährung bspw. SVRV 
2021, S. 166). Insgesamt wird in Studien immer wieder 
beobachtet, dass Instrumente, die auf breite Zustim­
mung stoßen, oft wenig effektiv sind, während solche 
Maßnahmen, die besonders wirksam sind, als politisch 
heikel gelten (u. a. HUBER et al. 2020). Mit dem daraus 
resultierenden Dilemma der Politik befasst sich das 
vorliegende Sondergutachten und zeigt mögliche Aus­
wege auf.

9. Das Gutachten richtet sich erstens an Personen in 
Ministerien und Parlamenten, die Konzepte für politi­
sche Maßnahmen entwickeln, über solche Vorschläge 

entscheiden und/oder sie politisch zu verantworten 
und zu vermitteln haben. Ihnen werden einerseits wis­
senschaftlich fundierte Grundlagen und andererseits 
konkret greifbare Ansatzpunkte zur Gestaltung ver­
haltensadressierender Maßnahmen zur Verfügung 
gestellt. Auch wenn der SRU in erster Linie die Regie­
rungsinstitutionen auf der Bundesebene berät, sind in 
diesem Gutachten auch andere Akteure im Mehr­
ebenensystem wie die Kommunen, die Länder und 
auch die Europäische Union (EU) mitgedacht. Zwei­
tens richtet sich das Gutachten auch an ein breiteres 
Publikum: Menschen, die sich in Nichtregierungsor­
ganisationen und Verbänden, Parteien, Behörden und 
Gerichten sowie Forschungseinrichtungen und Medien 
in ganz unterschiedlichen Kontexten mit der Frage 
befassen, was getan werden kann und muss, um ökolo­
gische Grenzen einzuhalten. Damit bietet das Gutach­
ten drittens auch einen Beitrag zu einem gleicherma­
ßen wissenschaftlichen und praktischen Diskurs über 
Herausforderungen und Ansatzpunkte zukünftiger 
Umweltpolitik. 

10. Dazu muss zunächst ermittelt werden, welche 
Rolle das Verhalten der Bevölkerung für die Schädi­
gung der Umwelt spielt und wann es aus umweltpoliti­
scher Sicht geboten ist, politische Maßnahmen zu 
ergreifen, die Veränderungen des Verhaltens zum Ziel 
haben (Kap. 2). Da eine Reihe von Faktoren das 
menschliche Verhalten beeinflusst, kommen je nach 
betrachtetem Verhalten unterschiedliche Ansätze 
infrage, um Veränderungen hin zu umweltfreund­
lichen Verhaltensweisen zu fördern. Dazu eignen sich 
unterschiedliche politische Instrumente, die Bür­
ger:in  nen bei umweltfreundlichen Entscheidungen 
unterstützen bzw. die entsprechende Verhaltensweisen 
anreizen oder anordnen (Kap. 3). Bei der Auswahl von 
Maßnahmen und ihrer politischen Realisierung spielen 
außerdem die Akzeptanz in der Bevölkerung, partei­
politische Präferenzen für bestimmte Instrumente, der 
Widerstand organisierter Interessengruppen und in ­
stitutionelle Restriktionen eine Rolle (Kap. 4). Nach 
diesen grundsätzlichen Analysen und Überlegungen 
zeigt dieses Gutachten anhand von drei Fallbeispielen 
aus den Bereichen Ernährung, Nutzungsdauer von 
elektronischen Geräten und Gebäudewärme, wie 
adäquate Instrumente ausgewählt, kombiniert und 
eingeführt werden könnten (Kap. 5). Abschließend 
werden  Empfehlungen für ein effektives und politisch 
aussichts reiches Maßnahmendesign zur Förderung 
und Er  möglichung umweltfreundlichen Verhaltens in 
der Bevöl kerung vorgestellt (Kap. 6).
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2
Warum wirksame Umwelt-
politik auch das Verhalten 
adressieren muss

Bestimmte Umweltprobleme können ohne Verhaltens-
änderungen nicht oder nicht gleichermaßen wirksam 
gelöst werden. In diesen Fällen sollte die Politik mehr 
als  bisher das umweltrelevante Verhalten in den Blick 
nehmen und auf Veränderungen hinwirken. Verhaltens-
adressierende Maßnahmen können angezeigt sein, 
wenn (1) ein Umweltproblem besonders zeitkritisch ist, 
wenn  (2) Verhaltensänderungen einen starken Hebel 
darstellen, wenn (3) produktionsseitige Maßnahmen 
nur zusammen mit Verhaltensänderungen wirken, wenn 
(4) Verhaltensänderungen Co-Benefits aufweisen oder
wenn (5) das Risiko der Produktionsverlagerung besteht. 
Hingegen setzte die Politik in der Vergangenheit vor
allem auf Vorgaben für eine umweltfreundlichere und
effizientere Produktion. Derartige produktionsseitige
Ansätze sind weiterhin unabdingbar, aber unter Umstän-
den nicht ausreichend, um wichtige Umweltschutzziele
zu erreichen.

11. Die Umweltkrisen unserer Zeit erfordern eine
rasche und tiefgreifende sozialökologische Trans­
formation. Nur so können insbesondere die Schäden
durch Klimawandel und Biodiversitätsverlust begrenzt
werden. Die notwendigen Veränderungsprozesse
erstrecken sich dabei auf alle gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Sektoren.

12. Das Alltags­ und Konsumverhalten der Menschen
erzeugt erhebliche Umweltschäden. Deren Ausmaß
unterscheidet sich jedoch individuell, korreliert ins­
besondere mit dem materiellen Wohlstand sowie den
damit verbundenen Konsummöglichkeiten (Tz. 47 ff.)

und ist änderbar. Infolge sozialen Wandels finden 
bereits Veränderungen des umweltrelevanten Verhal­
tens statt, doch diese reichen nicht aus. Sie müssen 
durch politische Maßnahmen unterstützt, verstärkt 
und teilweise auch initiiert werden. Der notwendige 
Wandel kann nur durch eine Adressierung von Men­
schen in all ihren Entscheidungskontexten gelingen – 
beispielsweise als Bürger:innen, Investor:innen, als 
Rollenvorbild, im beruflichen Kontext und als Konsu­
mierende (MEYER und LORD 2021, S. 3; IPCC 2022). 
In diesem Gutachten geht es vor allem um das Verhal­
ten von Menschen als Privatpersonen. Gerade in einer 
liberalen marktwirtschaftlichen Demokratie haben sie 
zahlreiche Möglichkeiten, sich mehr oder weniger 
umweltbewusst zu entscheiden. Dies trifft beispiels­
weise bei Konsumentscheidungen zu, also Entschei­
dungen über Anschaffung und Nutzung bestimmter 
Produkte und Dienstleistungen. Dazu zählen auch 
Investitionen in langlebige Gebrauchsgüter, etwa die 
energetische Sanierung des Eigenheims. Für das vorlie­
gende Gutachten sind jedoch auch über das enge Ver­
ständnis von Konsum hinausgehende Aspekte des Ver­
haltens relevant, wie zum Beispiel der Umgang mit 
nicht mehr benötigten Gütern (Weitergabe, Recycling, 
Entsorgung) oder das Mobilitätsverhalten. 

13. Während auf der Produktionsseite, etwa bei
der  Energieversorgung, erste umweltpolitische Fort­
schritte vor allem durch technische Verbesserungen
oder die Substitution fossiler durch erneuerbare Ener­
gieträger erzielt werden konnten, wurde das Verhalten
der Bürger:innen politisch bisher kaum adressiert (z. B. 
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NEWELL et al. 2021a, S. 10; ERK 2022c, S. 34). Wenn 
dies geschah, kamen vorzugsweise weiche Instrumente 
wie Förderangebote, Kampagnen oder Informationen 
zum Einsatz. Die Politik machte mit Maßnahmen, die 
auf eine Änderung des umweltrelevanten Verhaltens 
abzielen, sowie der politischen Auseinandersetzung 
darüber schlechte Erfahrungen. So steht bei Überle­
gungen zur Einführung eines Tempolimits oder zur 
Senkung des Fleischkonsums schnell der Vorwurf der 
Bevormundung, der Verbotspolitik oder eines illegiti­
men Eingriffs in persönliche Entscheidungen im Raum 
(WBAE 2020, S. 355; MEYER und LORD 2021, S. 5; 
HEYEN et al. 2021, S. 10 f.). Diese Art von Kritik reflek­
tiert oft nicht, dass der Staat bereits jetzt in vielfacher 
Weise die Rahmenbedingungen für das Verhalten sei­
ner Bürger:innen setzt (s. Tz. 36 ff.). Die ökologischen 
Folgen sind dabei bislang weitgehend unberücksichtigt 
geblieben, umweltfreundliches Verhalten wurde oft 
sogar erschwert (KOPATZ 2019).

Relevanz von Produktion und Konsum für 
die Umwelt
14. Ökologische Externalitäten können auf unter­
schiedliche Weise berechnet und damit zugeordnet 
werden. Eine Option ist, die Externalitäten dem Pro­
duktionsprozess zuzurechnen, unabhängig davon, von 
wem und wo die Produkte konsumiert werden. So 
funktioniert beispielsweise die territoriale Treibhaus­
gasberechnung des IPCC. Eine andere Option ist das 
sogenannte Consumption­based Accounting (CBA). 
Dabei wird über die gesamte Wertschöpfungskette 
berechnet, welche Umweltschäden ein konsumiertes 
Gut erzeugt hat, unabhängig davon, wo diese Schäden 
entstanden sind (STEININGER et al. 2014, S. 76; 
OTTELIN et al. 2019).

15. Folgt man dem CBA, können global zwischen 50 
und 80 % der Ressourcennutzung den privaten Haus­
halten zugeordnet werden. Die übrigen Anteile entfal­
len überwiegend auf Investitionen und staatliche Aus­
gaben. Bei den Treibhausgasemissionen konnten 65 % 
den Haushalten zugerechnet werden (Werte von 2007, 
Durchschnitt von 43 Industrie­ und Schwellenländern, 
s. IVANOVA et al. 2016). Die Treibhausgasemissionen 
deutscher Haushalte resultierten im Jahr 2008 zu 34 % 
aus Wohnen, zu 24 % aus Mobilität, zu 18 % aus Essen, 
zu 15 % aus sonstigen Produkten und zu 9 % aus Dienst­
leistungen (MIEHE et al. 2016, S. 584). Eine populäre 
Form des CBA stellt der ökologische Fußabdruck dar 
(mit den Varianten des CO2­, Flächen­, Material­ und 
Wasserfußabdrucks, s. IVANOVA et al. 2016, S. 528 ff.). 
Dieser berechnet die ökologischen Externalitäten des 

Lebensstandards eines Menschen (aktuell für Deutsch­
land GROß et al. 2022, S. 23 ff.; s. Tz. 48).

 16. Eine solche Zuordnung der Externalitäten auf der 
Konsumseite trifft keine Aussage dazu, dass diese auch 
vom Individuum zu verantworten und zu beheben 
wären. Zum einen ist es nicht sinnvoll möglich, Verur­
sacheranteile von Produzenten und Konsumierenden 
quantitativ zuzurechnen (STEININGER et al. 2014, 
S. 78). Zum anderen ließen sich auch aus einer Verur­
sacherzuschreibung keine Schlussfolgerungen ableiten, 
ob politische Regulierung produktions­ oder konsum­
seitig ansetzen sollte (STEININGER et al. 2014, S. 78). 
Überdies ist eine trennscharfe Unterscheidung zwi­
schen Produktion und Konsum nicht immer möglich. 
Beide Bereiche sind miteinander verschränkt, sodass 
Maßnahmen, die eher produktionsseitig oder aber kon­
sumseitig ansetzen, indirekt auch Auswirkungen auf 
die jeweils andere Seite haben können. 

17. Angesichts der erheblichen Umweltschäden, zu 
denen das Alltags­ und Konsumverhalten der Men­
schen beiträgt, stellt sich dennoch die Frage, wie die 
Politik umweltrelevantes Verhalten gezielt beeinflus­
sen kann. Hier ansetzende politische Maßnahmen wer­
den im Folgenden als „konsumseitig“ bezeichnet. Kon­
sumseitige Maßnahmen sind insbesondere solche, die 
die Menschen in ihrer Rolle als Konsument:innen 
adressieren. Dies können auch Vorgaben sein, die for­
mell die Produzentenseite betreffen, wie zum Beispiel 
Produktkennzeichnungspflichten. Demgegenüber sind 
„produktionsseitige“ Maßnahmen solche, die allein 
oder überwiegend darauf gerichtet sind, die Produk­
tion eines Gutes umweltfreundlicher zu gestalten. Es 
ist Aufgabe der Politik, darüber zu entscheiden, ob ein 
Umweltproblem eher mit produktions­ oder mit kon­
sumseitig ansetzenden Maßnahmen – oder mit beiden 
zugleich – bekämpft werden soll. Diese Entscheidung 
sollte anhand einer Reihe von Kriterien getroffen wer­
den, die im Folgenden diskutiert werden.

Konstellationen, die für verhaltensseitige 
Maßnahmen sprechen
18. Für die Frage, ob bzw. inwieweit Maßnahmen auf 
das Verhalten abzielen sollten, sind fünf Argumente von 
Bedeutung (Abb. 2­1). Die Relevanz der Argumente kann 
je nach Problembereich sehr unterschiedlich ausfallen. 

19. Erstens: Je stärker gravierende Umweltschäden 
zutage treten und je mehr die Zeit für deren Beseitigung 
drängt, desto eher ist es erforderlich, das gesamte Spek­
trum der möglichen Lösungsansätze zu nutzen. In einigen 

 ɦ  Abbildung 2-1

Konstellationen, die für verhaltensseitige Maßnahmen sprechen
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Lebensstandards eines Menschen (aktuell für Deutsch­
land GROß et al. 2022, S. 23 ff.; s. Tz. 48).

 16. Eine solche Zuordnung der Externalitäten auf der 
Konsumseite trifft keine Aussage dazu, dass diese auch 
vom Individuum zu verantworten und zu beheben 
wären. Zum einen ist es nicht sinnvoll möglich, Verur­
sacheranteile von Produzenten und Konsumierenden 
quantitativ zuzurechnen (STEININGER et al. 2014, 
S. 78). Zum anderen ließen sich auch aus einer Verur­
sacherzuschreibung keine Schlussfolgerungen ableiten, 
ob politische Regulierung produktions­ oder konsum­
seitig ansetzen sollte (STEININGER et al. 2014, S. 78). 
Überdies ist eine trennscharfe Unterscheidung zwi­
schen Produktion und Konsum nicht immer möglich. 
Beide Bereiche sind miteinander verschränkt, sodass 
Maßnahmen, die eher produktionsseitig oder aber kon­
sumseitig ansetzen, indirekt auch Auswirkungen auf 
die jeweils andere Seite haben können. 

17. Angesichts der erheblichen Umweltschäden, zu 
denen das Alltags­ und Konsumverhalten der Men­
schen beiträgt, stellt sich dennoch die Frage, wie die 
Politik umweltrelevantes Verhalten gezielt beeinflus­
sen kann. Hier ansetzende politische Maßnahmen wer­
den im Folgenden als „konsumseitig“ bezeichnet. Kon­
sumseitige Maßnahmen sind insbesondere solche, die 
die Menschen in ihrer Rolle als Konsument:innen 
adressieren. Dies können auch Vorgaben sein, die for­
mell die Produzentenseite betreffen, wie zum Beispiel 
Produktkennzeichnungspflichten. Demgegenüber sind 
„produktionsseitige“ Maßnahmen solche, die allein 
oder überwiegend darauf gerichtet sind, die Produk­
tion eines Gutes umweltfreundlicher zu gestalten. Es 
ist Aufgabe der Politik, darüber zu entscheiden, ob ein 
Umweltproblem eher mit produktions­ oder mit kon­
sumseitig ansetzenden Maßnahmen – oder mit beiden 
zugleich – bekämpft werden soll. Diese Entscheidung 
sollte anhand einer Reihe von Kriterien getroffen wer­
den, die im Folgenden diskutiert werden.

Konstellationen, die für verhaltensseitige 
Maßnahmen sprechen
18. Für die Frage, ob bzw. inwieweit Maßnahmen auf 
das Verhalten abzielen sollten, sind fünf Argumente von 
Bedeutung (Abb. 2­1). Die Relevanz der Argumente kann 
je nach Problembereich sehr unterschiedlich ausfallen. 

19. Erstens: Je stärker gravierende Umweltschäden 
zutage treten und je mehr die Zeit für deren Beseitigung 

 ɦ  Abbildung 2-1

Konstellationen, die für verhaltensseitige Maßnahmen sprechen
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Bereichen muss das Ausmaß von Umweltschädigungen 
schnellstmöglich reduziert werden, um die Einhaltung 
der ökologischen Belastungsgrenzen sicherzustellen 
und in einen sicheren Handlungsspielraum zurückzu­
kehren. Um dies zu erreichen, müssen in diesen Berei­
chen alle möglichen Maßnahmen ergriffen werden – 
auch solche, die das Verhalten adressieren.

20. Der hohe Zeitdruck bei der Bewältigung mancher 
Umweltkrisen wird aktuell vor allem im Kontext des 
Klimawandels diskutiert (z. B. NEWELL et al. 2021b; 
ENGELS et al. 2023), trifft aber auch für andere Pro­
blemfelder zu. Dass auch in diesem Gutachten häufig 
Bezug auf den Klimawandel genommen wird, liegt 
nicht zuletzt daran, dass es hierzu besonders viele Stu­

dien gibt. Andere Probleme, wie zum Beispiel der Ver­
lust an Biodiversität, sind jedoch nicht weniger wichtig. 
Verschiedene Studien kommen zu dem Ergebnis, dass 
schon heute bis zu sechs von neun planetaren Grenzen 
überschritten sind (STEFFEN et al. 2015; WANGER­
LANDSSON et al. 2022; „Update planetare Grenzen: 
Grenze für Süsswasser überschritten“, Presse mit tei­
lung des Potsdam­Instituts für Klimafolgenforschung 
vom 26. April 2022). 

21. Ein Fokus umweltpolitischer Maßnahmen allein 
auf die Produktionsseite kann beispielsweise die Emis­
sionen für die Einhaltung des 1,5°C­Ziels in Deutsch­
land nicht mehr ausreichend schnell mindern und ris­
kiert eine Problemverlagerung auf andere ökologische 
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Ressourcen (UBA 2019, S. 405). Die produktionsseitige 
Adressierung von Umweltproblemen erfordert in  vielen 
Fällen den langfristigen Aufbau neuer Infrastrukturen 
sowie teilweise auch die Entwicklung und Skalierung 
neuer Technologien. Instrumente, die die Konsumseite 
und damit das Verhalten Einzelner adressieren, kön­
nen dagegen bereits kurz­ und mittelfristig wirken. 
Konkret ist dies zum Beispiel für die Emissionen im 
Flugverkehr relevant. Zwar sind Effizienzgewinne und 
der Einsatz synthetischer Kraftstoffe essenziell für die 
Dekarbonisierung der Luftfahrt, doch dies wird nicht 
ausreichen, um die Emissionen zur Erreichung der 
 Klimaziele schnell genug zu reduzieren. Daher ist es 
zusätzlich erforderlich, die wachsende Nachfrage nach 
Flugreisen einzudämmen (SHARMINA et al. 2021). 

22. Je schneller es außerdem gelingt, Umweltpro­
bleme zu lösen, desto größer sind die verbleibenden 
Handlungsspielräume in der Zukunft, wie für die Treib­
 hausgasemissionen mehrfach argumentiert wurde 
(CCC 2020, S. 46; SRU 2017a, Tz. 10). Wenn wirk ­ 
same Minderungsmaßnahmen hingegen hinausge­
zögert werden, erfordert dies später umso stärkere 
Einschnitte, die gerade auch das individuelle Verhalten 
betreffen können. 

23. Zweitens: In einigen Bereichen stellt die Veränderung 
des Verhaltens einen besonders großen Hebel für die Lösung 
von Umweltproblemen dar. Dies kann zwischen Pro­
blembereichen, aber auch auf der Zeitachse variieren. 
Eine Varianz nach Problembereichen zeigt sich bei­
spielsweise im Lebensmittelsektor: Für die Lebensmit­
telproduktion haben SPRINGMANN et al. (2018) 
berechnet, dass eine Veränderung des Ernährungsver­
haltens für die Reduktion der Treibhausgasemissionen 
den größten Effekt erwarten lässt. Laut einer Studie 
von IVANOVA et al. (2020, S. 8) können durch eine 
vegetarische Ernährung durchschnittlich 0,5  t CO2eq 
pro Kopf und Jahr eingespart werden. Aktuelle Studien 
für Deutschland bestätigen das deutliche Minderungs­
potenzial (SCHEFFLER und WIEGMANN 2022; 
FESENFELD et al. 2022; s. Kap. 5.1). Im Hinblick auf 
andere Problemebereiche (z. B. Boden und Wasser) 
hätte ein geändertes Ernährungsverhalten hingegen 
einen geringeren Effekt (SPRINGMANN et al. 2018). 

24. Auch in den Bereichen Mobilität und Wohnen 
können Verhaltensänderungen die Menge an emit­
tierten Treibhausgasen deutlich mindern. So können 
gemäß einer international angelegten Studie von 
 IVANOVA et al. (2020, S. 5) durch den Verzicht auf 
ein Auto durchschnittlich 2 t CO2eq sowie durch die 

Reduktion von Flugreisen 0,8 t  CO2eq pro Kopf und 
Jahr eingespart werden. Beim Wohnen bergen etwa 
Sanierungsmaßnahmen und der Einbau einer Wär­
mepumpe Reduktionspotenziale von durchschnitt­
lich 0,9 bzw. 0,75 t CO2eq (ebd., S. 9). Diese Reduk­
tionspotenziale basieren auf Studien zu verschiedenen 
Ländern und können für Deutschland abweichen. 
Bedenkt man aber, dass die konsumbasierten jähr­
lichen Treibhausgasemissionen in Deutschland pro 
Kopf knapp 11 t CO2eq betragen (GROß et al. 2022, 
S. 23 f.), wird gleichwohl deutlich, dass Minderungs­
potenziale in der aufgezeigten Größenordnung von 
hoher Relevanz für das Erreichen der Klimaschutz­
ziele sind.

25. Die Bedeutung von Verhaltensänderungen kann 
sich im Zeitverlauf ändern. MEYER und LORD (2021, 
S. 6) zeigen, dass in der Vergangenheit von 2009 bis 
2019 87  % der Emissionsreduktionen in Großbritan­
nien durch Maßnahmen erreicht wurden, die nicht an 
der Verhaltensseite, sondern an der Produktionsseite 
ansetzten, zum Beispiel durch einen Wandel von Tech­
nologien. Für den Zeitraum von 2020 bis 2035 jedoch 
nehmen die Autor:innen an, dass für 59 % der Emis­
sionsminderungen Verhaltensänderungen im weiteren 
Sinne erforderlich sind. Darunter wird auch die Nut­
zung neuer Technologien gefasst (MEYER und LORD 
2021, S. 6). Die Bedeutungszunahme von Verhaltens­
änderungen lässt sich dadurch erklären, dass in der 
Vergangenheit bereits viele produktionsseitige Verän­
derungen angestoßen wurden, insbesondere der Aus­
bau erneuerbarer Energien. Um in Zukunft weitere 
Emissionsminderungen zu erreichen, stehen diese 
Optionen nicht mehr zur Verfügung. Deshalb stellen 
nun Verhaltensänderungen einen zunehmend wichti­
gen Ansatz dar (s. a. ERK 2022c, S. 201; ähnlich CCC 
2020, S. 70). 

26. Drittens: Zahlreiche politische Maßnahmen auf der 
Systemebene setzen für ihre Wirksamkeit ein bestimmtes 
Verhalten von Individuen voraus. Wenn beispielsweise 
Hersteller verpflichtet werden, die Reparierbarkeit von 
Konsumgütern zu verbessern oder die Rezyklierbarkeit 
zu erhöhen, müssen die Konsument:innen auch bereit 
sein, die Produkte reparieren zu lassen bzw. so zu ent­
sorgen, dass sie dem Recycling zugeführt werden kön­
nen (Tz. 351 ff.). Umgekehrt wird sich das Verhalten 
von Menschen oft nur ändern, wenn niedrigschwellige 
und attraktive Alternativen angeboten werden (GROß 
et al. 2022, S. 40). Daher müssen Individuum und Sys­
tem immer zusammengedacht werden (NEWELL et al. 
2021b).
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27. Wird bei produktionsseitigen Maßnahmen nicht 
ihr Zusammenspiel mit dem Verhalten beachtet, 
 können auch nicht­intendierte Effekte entstehen. So 
werden reduzierte Umwelteffekte teilweise durch 
eine  höhere oder veränderte Nachfrage kompensiert 
(so genannter Rebound­Effekt). Dies kann sich daraus 
ergeben, dass ein Verhalten nach Effizienzgewinnen 
günstiger ist (finanzieller Rebound), dass sich die 
wahrgenommene Umweltbelastung reduziert hat und 
das Verhalten somit akzeptabel erscheint (sozialpsy­
chologischer Rebound) oder dass gesetzliche Anforde­
rungen ein bestimmtes Verhalten übermäßig fördern 
(regulatorisch induzierter Rebound) (de HAAN et al. 
2015, S. 36 ff.). Beispielsweise werden Effizienzverbes­
serungen im motorisierten Individualverkehr teilweise 
durch den finanziellen Rebound­Effekt kompensiert, 
da Fahrer:innen aufgrund niedrigerer Betriebskosten 
insgesamt mehr fahren. De HAAN et al. (2015, S. 27 f.) 
gehen davon aus, dass der Rebound­Effekt in einem 
Bereich von 10 bis 30 % liegt. Demnach würde die Ver­
besserung der Pkw­Effizienz um 1 % nur zu 0,7 bis 
0,9 % weniger Kraftstoffverbrauch führen. In manchen 
Fällen sind Rebound­Effekte unvermeidbar, allerdings 
können ergänzende Maßnahmen den Effekt reduzie­
ren, etwa indem Kostenvorteile durch Effizienzge­
winne bei fossilen Technologien durch höhere CO2­
Bepreisung ausgeglichen werden (ebd., S. 11).

28. Viertens: In einigen Bereichen bringen Änderungen 
des Verhaltens zusätzliche gesellschaftliche Vorteile mit 
sich. In manchen Fällen könnten Umweltschäden durch 
produktionsseitige Maßnahmen zwar prinzipiell ver­
ringert werden, ohne dass sich für die breite Bevöl­
kerung viel verändert. Mit auf Verhaltensänderungen 
setzenden Maßnahmen können aber teilweise weitere 
Co­Benefits erzielt werden. In vielen Fällen weisen 
 verhaltensseitige Maßnahmen Synergien mit den SDGs 
auf (CREUTZIG et al. 2022a). So bringt etwa eine 
 veränderte Stadtmobilität mit weniger KfZ­Verkehr 
Vorteile für Gesundheit und Lebensqualität mit sich 
(SRU 2020, Abschn. 6.4.2.1; CREUTZIG et al. 2022a).

29. Produktionsseitige Lösungsansätze können 
außerdem teurer sein als Verhaltensanpassungen oder 
sich zulasten anderer Umweltziele auswirken. Es ist 
beispielsweise theoretisch denkbar, für den Klima­
schutz im Gebäudesektor primär auf den Ersatz von 
fossilem Gas durch synthetisches Gas aus erneuerba­
ren Energien zu setzen. Hauseigentümer:innen und 
Mieter:innen müssten sich zwar auf vermeintlich wenig 
Änderungen einstellen, da sie weiterhin mit einem gas­
förmigen Energieträger heizen könnten. Aufgrund des 

hohen Energieaufwands bei der Herstellung des syn­
thetischen Gases wäre diese Option für sie jedoch teu­
rer als die Alternativen (ROSENOW 2022). Zudem 
führt sie zu negativen ökologischen Folgen an Orten 
der Energieerzeugung. Ökonomisch und ökologisch 
vorteilhafter ist es daher, Gebäude besser zu dämmen, 
Gasheizungen durch Wärmepumpen zu ersetzen und 
nach Möglichkeit den genutzten Wohnraum zu redu­
zieren (SRU 2021). Bei diesen Maßnahmen ist die Mit­
wirkung der Menschen die Voraussetzung für den 
Erfolg (s. Kap. 5.3).

30. Fünftens: Eine rein produktionsseitige Regulierung 
kann zur räumlichen Verlagerung (Leakage) von Umwelt­
schäden führen. Deutschland und Europa beziehen in 
großem Ausmaß Rohstoffe und Produkte vom Welt­
markt. Es besteht aber kaum bzw. nur indirekter Ein­
fluss auf Umweltschutzvorkehrungen und Sozialstan­
dards in Drittstaaten. Die meisten Industrieländer 
importieren mehr als sie exportieren, vor allem aus 
Schwellenländern. Deshalb würde man in Produktbe­
reichen mit hoher Importquote mehr Umweltexternali­
täten erfassen, wenn konsumseitig reguliert wird, als 
mit einer produktionsseitigen Regulierung (STEININ­
GER et al. 2014, S. 81). 

31. Vor allem in der ökonomischen Literatur wird im 
Hinblick auf Treibhausgasemissionen argumentiert, 
dass eine nationale Regulierung der Produktionsseite 
in einigen Bereichen dazu führen kann, dass emissi­
onsneutrale inländische Produkte mit emissionsinten­
siven und meist günstigeren Importen konkurrieren 
müssen. Teilweise kann dem durch einen Grenzaus­
gleichsmechanismus entgegengewirkt werden. Wo dies 
nicht möglich ist, kann unter Umständen eine Verlage­
rung der Produktion ins Ausland stattfinden (Carbon 
Leakage). Es wird argumentiert, dass dies der natio­
nalen Ökonomie schade, für den Regulierungszweck 
aber keinen Gewinn bringe (STEININGER et al. 2014, 
S.  81). Eine vergleichbare Problematik besteht bei­
spielsweise auch in Bezug auf im Inland eingeführte 
produktionsseitige Steuern oder Abgaben, die von Pro­
duzenten tierischer Lebensmittel zu zahlen sind. Es ist 
anzunehmen, dass diese zu einer höheren Importquote 
der entsprechenden Lebensmittel führen. Diesem 
Effekt kann man entgehen, indem man Maßnahmen 
einführt, die den Konsum adressieren, denn diese tref­
fen heimische und importierte Produkte gleicherma­
ßen und verhindern – unter bestimmten Bedingungen 
– (Carbon) Leakage (STEININGER et al. 2014, S. 81 f.).
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32. Je nach Problembereich und spezifischer Frage­
stellung können unterschiedliche der fünf genannten 
Konstellationen auftreten, die für die Adressierung der 
Verhaltensseite sprechen. Ob das umweltrelevante Ver­
halten gar nicht, komplementär oder sogar vorrangig 
politisch adressiert werden sollte, ist für den jeweiligen 
Einzelfall zu entscheiden. Es lassen sich drei ver­
schiedene Strategien unterscheiden, durch die auf 
der Verbrauchsseite negative Umwelteffekte reduziert 
 werden können: Vermeiden (avoid oder reduce), Ver­
lagern (shift) und Verbessern (improve). Bezogen auf 
 Treib hausgasemissionen liegt das größte Potenzial zur 
 verbrauchsseitigen Vermeidung im Verkehr (besonders 
bei Langstreckenflügen), in der Verlagerung zu einer 
pflanzenbasierten Ernährung und in Verbesserungen 
bei der Gebäudeenergieeffizienz (CREUTZIG et al. 
2022b, S. 3; MEYER und LORD 2021, S. 6). Verhaltens­
änderungen sind in einigen Bereichen notwendig. Ob 
und in welchem Ausmaß es dazu kommt, ist aber stark 
von den politisch gesetzten Rahmenbedingungen für 
dieses Verhalten abhängig. 

33. Eine staatliche Beeinflussung des individuellen 
Verhaltens im Hinblick auf seine ökologischen Effekte 
wird jedoch von verschiedenen Seiten des politischen 
Spektrums mit unterschiedlichen Argumenten kriti­
siert. Einerseits wird eine politische Adressierung des 
individuellen Verhaltens als eine Form der Verantwor­
tungsdiffusion abgelehnt. Andererseits werden Ein­
griffe in das Konsum­ und Alltagsverhalten als illegi­
time Freiheitsbeschränkung betrachtet. Mit beiden 
Einwänden setzt sich das Gutachten im Folgenden aus­
einander.

Verhaltensseitige Maßnahmen 
sind kein Ersatz für produktionsseitige 
Umweltschutzvorgaben
34. Die Sorge, dass die Adressierung des Individuums 
und seines Verhaltens zu Verantwortungsverschiebung 
führen kann, ist grundsätzlich nicht unbegründet. Tat­
sächlich haben wirtschaftliche Akteure in der Vergan­
genheit versucht, Umweltschäden rechnerisch und dis­
kursiv dem Individuum zuzuordnen. Dies geschah auch 
in der strategischen Absicht, den Diskurs von der Pro­
duktionsseite abzulenken und so Auflagen für die 
Industrie zu verhindern. Das international operierende 
Öl­Unternehmen BP erkannte beispielsweise Mitte der 
2000er­Jahre in einer umfassenden Werbekampagne 
den Klimawandel zwar als Problem an. Es präsentierte 
sich jedoch zugleich selbst als Problemlösung (und 
damit als ein ökologisches Unternehmen), ohne dass 
an den fossilen Geschäftsmodellen etwas geändert 

worden wäre (DOYLE 2011). Eine der nachgewiesenen 
Strategien bestand darin, die Verantwortung für den 
Klimawandel diskursiv den Konsumierenden zuzuwei­
sen, unter anderem durch die Popularisierung des Kon­
zepts des CO2­Fußabdrucks in einer Printkampagne in 
den USA (ebd., S. 201). Bei der Konsumseite anzuset­
zen, kann also dazu dienen, die Wirtschaftsakteure mit 
ihrer Art, Güter zu erzeugen oder Dienstleistungen 
anzubieten, aus der Verantwortung zu entlassen und 
Probleme zu entpolitisieren (z. B. GRUNWALD 2010; 
STEININGER et al. 2014, S. 77; DER SPIEGEL 
02.11.2020; s. a. NEWELL et al. 2021a, S. 11; CHATER 
und LOEWENSTEIN 2022).

35. In diesem Gutachten geht es darum, wie von Sei­
ten der Politik wirksame Rahmenbedingungen für 
umweltfreundliches Verhalten gestaltet werden kön­
nen, um ökologische Externalitäten zu reduzieren. Es 
geht weder darum, den Individuen die letztlich morali­
sche Verantwortung zuzuweisen, noch darum, die 
Menschen und ihr Verhalten anstelle der Produktions­
seite zu adressieren. Wesentliche Ansatzpunkte zur 
Reduktion ökologischer Externalitäten liegen bei den 
übergeordneten Rahmenbedingungen, unter denen 
Güter produziert oder Dienstleistungen angeboten 
werden. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Indivi­
duum mit seinen Verhaltensweisen von der Regulie­
rung auszuschließen sei.

Verkürztes Verständnis von Freiheitsschutz 
und Konsumentensouveränität
36. Teilweise werden Ansätze zur umweltpolitischen 
Adressierung des Verhaltens der Bürger:innen mit dem 
Argument abgelehnt, dass sie in illegitimer Weise deren 
Selbstbestimmung beschneiden würden. Nach dieser 
Ansicht sind insbesondere staatliche Verbote, aber 
auch andere Maßnahmen, die auf den Verzicht auf 
bestimmte Güter und Praktiken abzielen, Ausdruck 
eines tendenziell übergriffigen, die Freiheitsrechte 
unterminierenden Verständnisses von Umweltpolitik 
(LEPENIES 2022, S. 7 ff.). Auch wenn die Freiheits­
rechte als Abwehrrechte des Individuums gegen den 
Staat historisch ein wichtiges Element der freiheit­
lichen und rechtsstaatlichen Demokratie darstellen, 
sind sie mit einer umweltpolitisch motivierten Ein­
flussnahme auf das Verhalten grundsätzlich vereinbar.

37. Ein Freiheitsverständnis, das eine staatliche Ein­
flussnahme auf umweltschädigende Verhaltensweisen 
der Bürger:innen als illegitim wertet, verkennt die 
 Folgen, die die daraus resultierenden Umweltschäden 
für den Freiheitsgebrauch Dritter haben. Es übersieht, 

Drucksache 20/7717 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 34 –



dass die vom Menschen in Gang gesetzten Umwelt­
veränderungen selbst zu einer Bedrohung für die 
 Freiheit werden, etwa für das Grundrecht auf Leben 
und Gesundheit oder das Eigentum (SRU 2019, 
Abschn.  2.2.2.2). Beispielhaft verdeutlicht dies die 
Flutkatastrophe im Ahrtal im Sommer 2021. Auch 
die zwingende Reduzierung von Umweltschäden kann 
die Freiheit beschränken, wobei eine faire Verteilung 
dieser Einschränkungen zwischen den Generationen 
gelingen muss. So hat das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) in seiner Entscheidung zum Bundes­Klima­
schutzgesetz (KSG) argumentiert, dass angesichts be ­
grenzter verbleibender Emissionsmengen („Budget“, 
s. SRU 2022b) eine heute unzureichende Politik der
Treib hausgasminderung den nachfolgenden Genera­
tionen eine radikale Reduktionslast überlässt und sie
der Gefahr schwerwiegender Freiheitseinbußen aus­
setzt (BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18,
Rn. 192).

38. Ein reflektiertes Freiheitsverständnis muss daher
auch die Auswirkungen umweltschädigender Verhal­
tensweisen auf die Freiheit anderer Menschen, der
heute wie auch der zukünftig lebenden, einbeziehen.
Dies knüpft durchaus an das klassische liberale Frei­
heitsverständnis an, wonach die Freiheit nicht so aus­
geübt werden darf, dass andere dadurch geschädigt
werden (SPENGLER 2018, S. 182 ff.). Das im Liberalis­
mus wurzelnde Prinzip der individuellen Freiheit ist
auch heute noch die ideelle Basis der Verfassungsord­
nung (VOLKMANN 2012, S. 33). Gleichwohl ist im
Grundsatz unbestritten, dass der Staat zur Verfolgung
wichtiger Gemeinwohlziele, wie eben auch des verfas­
sungsrechtlich verankerten Staatsziels Umweltschutz
(Art. 20a Grundgesetz – GG), das Verhalten der Bür­
ger:innen regulieren darf (VOLKMANN 2012, S. 35 f.;
SMEDDINCK 2014, S. 246). Hiervon sind umweltschä­
digende Konsumentscheidungen nicht ausgenommen.
Dabei bedarf es angesichts der komplexen Wirkungs­
ketten wie auch der Vielzahl der Verursachungsbei­
träge einer Verständigung darüber, ob und wie der
Staat bestimmte Verhaltensweisen Einzelner adressie­
ren soll. Diese Entscheidung zu treffen, liegt in erster
Linie in der Verantwortung des demokratisch gewähl­
ten Gesetzgebers.

39. Die deutsche und die europäische Wirtschafts­ 
und Verbraucherpolitik orientieren sich seit Jahrzehn­
ten am Leitbild der Konsumentensouveränität (WBVE
2012). Im Kern steht die Vorstellung, dass den Kon­
sumbedürfnissen der Konsument:innen ein zentraler
politischer, ökonomischer und gesellschaftlicher Stel­

lenwert zuzumessen sei (LEPENIES 2022, S. 193 ff.). 
Dem entspricht ein Verständnis von Ökonomie, wonach 
Verbraucher:innen mit ihrer Nachfrage die Produktion 
von Gütern und Dienstleistungen bestimmen (RÖPKE 
1937). Ideengeschichtlich hat diese Vorstellung auch 
Ludwig Erhard mit seinem Leitbild der sozialen Markt­
wirtschaft geprägt, der Verbraucher:innen als „Maß­
stab und Richter allen wirtschaftlichen Tuns“ be ­
zeichnete (ERHARD 1957, S. 65). Erhard hielt dabei 
regulierende Markteingriffe in Einzelfällen für gebo­
ten. Vordenkende des Neoliberalismus sahen staatliche 
Eingriffe hingegen als grundsätzlich illegitim an, da 
letztlich nur der Marktmechanismus die Konsumieren­
den schützen und ihre Freiheit sowie die volkwirt­
schaftliche Wohlfahrt maximieren könne (FRIED­
MAN und FRIEDMAN 1981; HUTT 1936; zur histori­
schen Einordnung s. DESMARAIS­TREMBLAY 2020). 

40. Gegen diese Sichtweise werden jedoch verschie­
dene Einwände geltend gemacht (WBVE 2012). So
wird nicht berücksichtigt, dass es zwischen Produzen­
ten und Konsumierenden häufig ein Macht­ und Infor­
mationsungleichgewicht gibt (ALBERT 2009, S. 101) –
ein Umstand, der wesentlich die Entstehung des Ver­
braucherschutzes als staatliche Aufgabe angeschoben
hat (LOER et al. 2015). Erkenntnisse der Verhaltens­
ökonomik, die vielfältige Abweichungen vom als ratio­
nal definierten Verhalten aufzeigen, werden ausgeblen­
det (KIRCHGÄSSNER 2014). Zudem sind Konsu­
ment:innen andauernd von Werbung umgeben, mit
der  Unternehmen versuchen, Konsumbedürfnisse zu
stimulieren. Dabei arbeitet Werbung oft mit psycho­
logisch ausgefeilten Mitteln, beispielsweise Emotio­
nalisierung, derer sich die Konsument:innen nicht be ­
wusst sind. Die Annahme, dass den Konsument:innen
bekannt sei, dass Werbung einseitig die Vorzüge eines
Produktes hervorhebt und sie dies daher durchschauen
könnten, wird als naiv zurückgewiesen (FICHTNER
2018, S. 102 und 116). Trotzdem erweist sich das
 Narrativ der Konsumentensouveränität weiterhin als
einflussreich und ist oft Kern der Kritik der „Bevor­
mundung“ und „Verbotspolitik“ (LEPENIES 2022,
S. 11 ff. und 22).

41. Diese Narrative verkennen allerdings, dass bereits 
jetzt das Verhalten und der Konsum der Bevölkerung in 
einem Kontext stattfinden, der nicht frei von staatli­
cher Intervention ist. Vielmehr gestaltet der Staat seit
langem die politischen Rahmenbedingungen des Ver­
haltens seiner Bürger:innen (LONDAKOVA et al. 2021,
S. 16), häufig jedoch unter Missachtung der ökologi­
schen Folgen und mit entsprechenden Fehlanreizen.
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Zudem fungieren Konsument:innen in ihrer staats­
bürgerlichen Rolle als Wähler:innen zugleich als 
Urheber:innen der Regulierung. Die diametrale Gegen­
überstellung von regulierendem Staat und regulierten 
Konsument:innen geht über diesen Zusammenhang 
hinweg. Es ist durchaus davon auszugehen, dass die 
Menschen in ihrer Rolle als Staatsbürger:innen teils 
anderen Motiven folgen (langfristiger, wertorientier­
ter) als in ihrer Rolle als Konsument:innen (kurzfristi­
ger, zweckorientierter). In diesem Sinne stellt Regulie­
rung eher eine kollektive Selbstbindung dar (KIRCH­
GÄSSNER 2012, S. 9 f.) als eine externe Einschrän­
kung der Konsumentensouveränität (LEPENIES 2022, 
S. 266). Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregie­
rung Globale Umweltveränderungen (WBGU) sprach 
in diesem Zusammenhang von einem neuen Gesell­
schaftsvertrag (WBGU 2011, S. 282).

42. Ein prominentes Beispiel dafür, dass die politisch 
gestalteten Rahmenbedingungen umweltschädigendes 
Verhalten fördern, ist das autozentrierte Mobilitätssys­
tem. Dieses wäre in seiner heutigen Form nicht denk­
bar ohne eine entsprechende politische Privilegierung 
des Autos und seiner Nutzenden gegenüber anderen 
Verkehrsträgern. Ausdruck dessen sind zum Beispiel 
infrastrukturseitig die jahrzehntelange Priorisierung 
der für den Autoverkehr optimierten Straßenverkehrs­
wegeplanung (HAEFELI 2016, S. 104 ff.) und das nach 
wie vor wirkmächtige Leitbild der autogerechten Stadt 
(REICHOW 1959) sowie entsprechende Regelungen 
des Straßenverkehrsrechts. Dieses wertet beispiels­
weise das individuelle Abstellen eines Autos nicht als 
Sondernutzung des öffentlichen Raumes. Auch wird 
der Kfz­Verkehrsfluss den Belangen anderer Verkehrs­
teilnehmenden, aber auch ökologischen Belangen über­
geordnet (SRU 2020). 

43. Das Verbraucherschutzrecht steht in der Kritik, 
teilweise zu sehr auf ungestörten Konsum ausgerichtet 
zu sein und die ökologischen Folgen zu vernachlässigen 
(MICKLITZ et al. 2020, S. 15 f.). Ein Beispiel ist die 
europäische Regulierung des Onlinehandels, die 
Verbraucher:innen das Recht auf anlasslose Retouren 
einräumt und die anfallenden Versandkosten ohne 
anderslautende Vereinbarung den Händlern auferlegt 
(ebd., S. 30). In der Praxis sind Retouren meist kosten­
los („Ergebnisse des Europäischen Retourentachos 
veröffentlicht“, Pressemitteilung der Forschungs­
gruppe Retourenmanagement vom 7. September 2022). 
Nach Einschätzung des Sachverständigenrats für Ver­
braucherfragen (SVRV) ermuntert diese Rechtslage 
die Verbraucher:innen geradezu, eine Vielzahl von 

 Produkten zu bestellen und sich anschließend das 
 passende auszusuchen (MICKLITZ et al. 2020, S. 30). 
Ökologische Belange sind in die betreffenden reg u ­
latorischen Überlegungen nicht eingeflossen (ebd., 
S.  30  f.). Nach einer aktuellen Erhebung wird in 
Deutschland fast jedes vierte Paket an den Händler 
zurückgeschickt, was insbesondere wegen der CO2­
Emissionen des Transports und der bisweilen prakti­
zierten Entsorgung der retournierten Waren mit nega­
tiven Umweltwirkungen einhergeht („Ergebnisse des 
Europäischen Retourentachos veröffentlicht“, Presse­
mitteilung der Forschungsgruppe Retourenmanage­
ment vom 7. September 2022).

44. Konsum hat in unserer Gesellschaft oft auch 
 kulturelle und soziale Funktionen. Er kann emotional 
aufgeladen sein und wird mit Erfolg, Genuss und 
Selbstverwirklichung in Zusammenhang gebracht 
(SCHNEIDER 2000, S. 13 und 19). Konsum wird gerade 
in der postmodernen Gesellschaft zum „dominanten 
identitätsstiftenden Merkmal der Individuen“ (LEPE­
NIES 2022, S. 23). Der Besitz von Gütern und bestimmte 
Aktivitäten sind Ausdruck des sozialen Status. Sie kön­
nen sowohl Zugehörigkeit zur Gesellschaft oder einer 
sozialen Gruppe verdeutlichen als auch der sozialen 
Distinktion dienen (BOSCH 2011, S. 23 ff.; SCHNEI­
DER 2000, S. 20 f.). Auch daher stoßen Versuche, 
umweltschädlichen Konsum zu verringern, in Teilen 
der Gesellschaft und bei Interessengruppen auf Wider­
stand und werden teilweise als illegitimer staatlicher 
Eingriff angesehen. Dies gilt umso mehr, wenn Instru­
mente direkt die Bürger:innen adressieren (LEPENIES 
2022, S. 37 ff. und 75 ff.). Das Verhalten, das beein­
flusst werden soll, ist indes keinesfalls „natürlich“, 
sondern selbst bereits das Ergebnis bestimmter Politi­
ken und Pfadabhängigkeiten, die nun geändert werden 
sollen. Die Lücke zwischen dem, was Bürger:innen als 
ihre Einstellungen mit Blick auf ökologisches Konsum­
verhalten äußern, und wie sie sich als Konsument:innen 
tatsächlich verhalten (sogenannter Consumer­Citizen­
Gap, s. WBAE 2020, S. 366), kann somit als politischer 
Handlungsauftrag verstanden werden. Im Kern geht 
es  darum, dass der Staat und seine politischen Ver­
treter:innen mit dem demokratischen Mandat der 
Bürger:innen Fehlanreize abschaffen und ökologisches 
Verhalten ermöglichen, erleichtern und – wenn nötig – 
auch einfordern. 

Ökonomische Auswirkungen von 
 Verhaltensänderungen
45. Die hier skizzierten und geforderten verhaltens­
seitigen Umweltschutzmaßnahmen können, wenn sie 
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die beabsichtigte Wirkung erzielen, positive wie nega­
tive Konsequenzen etwa für einzelne Wirtschafts­
zweige und den Arbeitsmarkt haben. Diese Konsequen­
zen fallen je nach Anwendungsbereich sehr unter­
schiedlich aus und sind nur mit Unsicherheiten vorab 
zu bestimmen. Bei einer verlängerten Produktnutzungs­
dauer von Mobiltelefonen zum Beispiel (Kap. 5.2) 
 würden die angestrebten reduzierten Verkaufszahlen 
vor allem Hersteller außerhalb Europas, jedoch auch 
Händler vor Ort treffen (SCHISCHKE et al. 2021, 
S. 84). Hingegen kann durch größere Nachfrage nach 
Reparaturdienstleistungen Wertschöpfung vor Ort 
entstehen mit signifikanten Gewinnen an Arbeitsplät­
zen. Auch im Bereich des Handels mit gebrauchten 
Geräten kann Wachstum entstehen (ebd., S. 86 f.). 
Durch den reduzierten Absatz der Geräte können 
einerseits Innovationseffekte für verwandte techni­
sche Bereiche nachlassen (ebd., S. 84). Andererseits 
können langlebigere Produkte auch die Grundlage für 
neue Geschäftsmodelle bieten (VENDRELL­HERRERO 
et al. 2021), bei denen der Service statt des Gerätes 
 verkauft wird (Servitization oder Produkt­Service­
System). 

46. Beim Beispiel der Reduzierung des Fleischkon­
sums (Kap. 5.1) würden sich die Marktanteile von Fleisch 
und Fleischprodukten verschieben hin zu Fleisch­
ersatzprodukten und anderen pflanzlichen Lebens­
mitteln. Solche Verschiebungen müssen kommuniziert 
und sozialverträglich gestaltet werden (CREUTZIG 
et al. 2022a). Bei der energetischen Sanierung hingegen 
(Kap. 5.3) sind ökonomische Gewinne durch zusätzli­
che Arbeitsplätze zu erwarten (UBA 2020). Viele der in 
diesem Gutachten diskutierten Maßnahmen erzeugen 
darüber hinaus gesundheitliche, soziale oder wirt­
schaftliche Co­Benefits und wirken sich – anders als 
produktionsseitige Regulierung – positiv auf weitere 
nachhaltige Entwicklungsziele aus (CREUTZIG et al. 
2022a): Den Konsum bestimmter Fleischprodukte 
(insb. verarbeitetes Fleisch) zu reduzieren, nutzt der 
Gesundheit, die längere Nutzung von Konsumgütern 
spart Geld und energieeffiziente Sanierung steigert 
den Wert einer Immobilie. Schließlich muss eine voll­
ständige Abwägung ökonomischer Gewinne und Ver­
luste infolge umweltpolitischer Maßnahmen auch die 
Kosten für die mit Verhaltensweisen einhergehenden 
Umweltschäden für die Allgemeinheit einbeziehen. 
Wie erheblich diese Kosten sein können, deutet sich 
aktuell bei den Folgen des Klimawandels an.

Materieller Wohlstand als wichtigster 
 Einflussfaktor für Umweltschäden
47. Einkommen und Vermögen sind der wichtigste 
Einflussfaktor auf die von Individuen verursachten 
Umweltschäden. Dies gilt auf globaler Ebene, wie man 
beispielhaft anhand der Treibhausgasemissionen zei­
gen kann. So lässt sich eine Angleichung des Konsums 
– und damit der Umwelteffekte – der globalen Ober­
schichten feststellen, deren Emissionen sich stärker 
ähneln als die Emissionen zwischen Reichen und 
Armen innerhalb eines Landes (CHANCEL 2021). 
Während die Emissionen der Mittelschicht in der 
 westlichen Welt seit 1990 rapide sinken, steigen die 
des reichsten 1 % der Weltbevölkerung weiter an (ebd.; 
GORE 2021).

48. Dabei steigen deren Emissionen sogar noch deut­
lich schneller als die der ärmeren Hälfte der Weltbevöl­
kerung, für die zusätzliche Emissionen mit einem spür­
baren Zugewinn an Entwicklungsmöglichkeiten und 
Lebensqualität verbunden sind. So weist das reichste 
1 % der Weltbevölkerung im Jahr 2019 Pro­Kopf­Emis­
sionen von 110 t CO2 pro Jahr auf (CHANCEL 2021, 
S. 18), gegenüber einem weltweiten Durchschnitt von 
4,4 t CO2 (IEA 2022). Ein maßgeblicher Faktor hierfür 
ist das Mobilitätsverhalten. In Deutschland liegen die 
durchschnittlichen individuellen CO2­Emissionen bei 
11 t CO2 im Jahr und betragen somit mehr als das 
 Doppelte des weltweiten Durchschnitts (GROß et al. 
2022, S. 23 f.).

49. Auch innerhalb Deutschlands lässt sich feststel­
len, dass der ökologische Fußabdruck umso größer aus­
fällt, je höher das Einkommen ist (GROß et al. 2022, 
S. 23 f.; Abb. 2­2). Die Ursachen für die Unterschiede 
liegen auch hier vor allem bei der Mobilität (Auto­ 
und Flugverkehr) sowie dem sonstigen Konsum (u. a. 
Bekleidung, Haushaltsgeräte, Freizeit) (GROß et al. 
2022, S. 16). Dieser Zusammenhang ist nicht nur für 
die Wirksamkeit von verhaltensadressierenden Instru­
menten (Kap 3.3), sondern auch für die Akzeptanz von 
entsprechenden Maßnahmen (Kap 4.1) von Bedeu­
tung. 

50. Die Menschen in Deutschland tragen im globalen 
Maßstab pro Kopf vergleichsweise viel zur Schädigung 
der Umwelt bei und müssen ihren Ressourcenver­
brauch insgesamt reduzieren. Da die Ressourcenbean­
spruchung innerhalb der Gesellschaft jedoch einkom­
mensabhängig stark variiert, sollten wohlhabendere 
Menschen mit überdurchschnittlichem oder sogar 
hohem ökologischem Fußabdruck in besonderem Maße 
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zur Reduzierung umweltschädigender Verhaltens­
weisen herangezogen werden. Vor diesem Hinter ­
grund sollten alle Maßnahmen so angelegt sein, dass 
Haushalte mit geringen Einkommen möglichst wenig 
finanziell belastet werden und die Belastung umso 
höher ausfällt, je mehr Einkommen (und ggf. Vermögen) 
die Menschen zur Verfügung haben (so auch NIELSEN 
et  al. 2021b). Dies gilt für ökonomische Instrumente 
mit erkennbaren distributiven Effekten und gegebenen­
falls aufgesetzte Kompensationsmaßnahmen (Kap. 4.1); 
es gilt aber auch für regulative und teilweise auch 
andere Maßnahmen, deren Verteilungseffekte oft nicht 
auf den ersten Blick erkennbar sind. 

Zwischenfazit
51. Unabhängig davon, wie und wem Umweltschäden
zugerechnet werden, dürfen das Konsumverhalten und
seine umweltschädlichen Wirkungen nicht weiter aus­
geblendet werden, wenn es um die Bestimmung sinn­
voller und erforderlicher umweltpolitischer Maßnah­
men geht. In vielen Lebensbereichen können ökologi­
sche Belastungsgrenzen nur eingehalten werden, wenn
Bürger:innen sich umweltfreundlicher verhalten als
bislang. Dies ist nach Auffassung des SRU eine fakti­

sche Aussage, die unabhängig von Werturteilen über 
„richtige Lebensstile“ getroffen werden kann. Wie 
 Verhalten durch politische Maßnahmen beeinflusst 
werden kann, ist damit eine zentrale Frage. 

52. Während in der Vergangenheit Verhaltensweisen
mit negativen Umweltauswirkungen von der Politik in
Kauf genommen oder sogar aktiv gefördert wurden,
muss umweltfreundliches Verhalten nun durch staatli­
che Regelungen so einfach wie möglich gemacht wer­
den. Die Konsument:innen und ihr Verhalten sollten
immer dann in den Fokus der Umweltpolitik rücken,
wenn dies Umweltprobleme besonders effektiv behe­
ben kann oder wenn Problemlagen so gravierend sind,
dass alle geeigneten Maßnahmen ergriffen werden
müssen. Auch wenn produktionsseitige Regulierung
ohne eine Regulierung des Konsums nicht effektiv ist
bzw. zu langsam Wirkung entfaltet oder wenn verhal­
tensseitige Maßnahmen für die Gesellschaft weitere
Vorteile bringen, sollten konsumseitige Maßnahmen
zum Einsatz kommen. Daneben können sich konsum­
seitige Maßnahmen auch besser als produktionsseitige
eignen, eine Verlagerung von Umweltproblemen zu
verhindern. Für jedes spezifische Umweltproblem

 ɦ  Abbildung 2-2

Ökologischer Fußabdruck in Relation zum Einkommen

Quelle: GROß et al. 2022, S. 24
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kann zu einem bestimmten Zeitpunkt prinzipiell 
bestimmt werden, ob das Ansetzen beim Verhalten und 
seinen Rahmenbedingungen einen wirksamen Hebel 
zu seiner Reduzierung darstellt. Die zu ergreifenden 
Maßnahmen sollten immer reflektieren, dass ärmere 
Menschen von Umweltschutzmaßnahmen finanziell 
nicht überlastet werden dürfen. Dies gilt umso mehr, 
als diese bereits einen vergleichsweise geringen ökolo­
gischen Fußabdruck aufweisen, der durch Verhaltens­
änderungen nur bedingt weiter verkleinert werden 
kann. Die Möglichkeit zur Befriedigung der Grundbe­
dürfnisse muss erhalten bleiben. Umgekehrt nimmt 
der Spielraum der Menschen, umweltschädigende Ver­
haltensweisen zu reduzieren, mit materiellem Wohl­
stand zu. Die Politik sollte durch eine ökologisch abge­
wogene Rahmensetzung darauf hinwirken, dass diese 
vorhandenen Spielräume von den Menschen häufiger 
und stärker genutzt werden. 
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3
Umweltrelevantes Verhalten 
besser verstehen und steuern

Menschliches Verhalten ist komplex. Das gilt auch für 
umweltrelevantes Verhalten. Um mit umweltpolitischen 
Instrumenten effektiv das Verhalten zu adressieren, ist 
es daher essenziell, die Wirkmechanismen verschiedener 
Instrumente auf das Verhalten besser zu verstehen. 
Grundsätzlich können die Instrumente drei Ansatz-
punkte nutzen. Sie können erstens Kontextbedingungen 
ändern, zweitens Umweltbewusstsein und grundlegende 
Werte entwickeln und drittens in der Entscheidungs-
situation wirken. Diese Ansatzpunkte wirken wiederum 
auf unterschiedliche Einflussfaktoren für das umwelt-
relevante Verhalten. Umweltpolitische Instrumente sind 
dann effektiv, wenn sie zielgerichtet auf die Einflussfak-
toren wirken, die für das spezifische Verhalten von gro-
ßer Bedeutung sind. Besonders wirksam sind auch Maß-
nahmenbündel, da diese zugleich auf mehrere relevante 
Einflussfaktoren des Verhaltens wirken können.

Die Kapitel 3.1 und 3.2 verfasste Prof. Dr. Andreas Hom­
burg (Umweltpsychologe, Hochschule Darmstadt) im Auf­
trag des SRU. Die Inhalte wurden in enger Absprache mit 
dem SRU entwickelt.

53. Menschen zu motivieren, zu ermutigen und zu
befähigen, sich umweltfreundlich zu verhalten, ist eine
Herausforderung (STERN 2011). In vielen Fällen basie­
ren politische Maßnahmen, die das Verhalten beein­
flussen sollen, bisher jedoch auf keinem erkennbaren
oder einem eher unterkomplexen Verständnis des
 Verhaltens. Dies zeigt unter anderem eine explorative
Studie von LOER und LEIPHOLD (2018, S. 56) für
Gesetzesvorhaben, die zwischen 2009 und 2017 im
Deutschen Bundestag debattiert wurden. Auch wer  den
vielfach informationelle Instrumente eingesetzt,
obwohl Menschen nicht beliebig viele Informationen
aufnehmen und verarbeiten können (OEHLER und
WENDT 2017). Zudem ändern Menschen aufgrund von 

neuem Wissen nicht unbedingt ihr Verhalten (HOW­
LETT 2019, S. 235; s. Tz. 127). Um politische Maßnah­
men zielgerichtet gestalten zu können, ist es also erfor­
derlich, besser zu verstehen, was umweltfreundliches 
Verhalten bestimmt, fördert oder hemmt (Kap. 3.1). 
Aus diesem Verständnis heraus können Ansatzpunkte 
identifiziert werden, wie umweltfreundliches Verhal­
ten durch politische Maßnahmen gefördert werden 
kann und wie diese Maßnahmen auch in geeigneter 
Weise kombiniert werden können (Kap. 3.2). Die gängi­
gen Instrumententypologien betrachten das Verhalten 
und die Ansatzpunkte zu dessen Veränderung bisher 
nicht systematisch. Eine gemeinsame Betrachtung von 
politischen Instrumenten und psychologischen Erklä­
rungen von Verhalten ist aber essenziell, um zu verste­
hen, ob und wie Instrumente wirken (Kap. 3.3). 

3.1 Erklärungsansätze für 
umweltfreundliches 
Verhalten

54. Umwelt­ und sozialpsychologische Forschung
analysiert Erklärungen für umweltrelevantes Verhal­
ten. Entsprechende Studien betrachten im Alltag häu­
fig ausgeführtes Verhalten wie Energie­ oder Wasser­
nutzung, Mobilität und Ernährung. Zudem werden län­
gerfristige und seltenere Investitionsentscheidungen,
soziale Einflussnahme und auch politische Aktivitäten
bzw. bürgerschaftliches Engagement untersucht (zur
Übersicht s. BLANKENBERG und ALHUSEN 2019).

55. Zu den möglichen Determinanten dieses Verhal­
tens wurden Erklärungsansätze entwickelt und empi­
risch überprüft (eine Übersicht zu den Kerngedanken
und zentralen Konstrukten dieser Theorien s. Tab. 3­1).
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56. Abbildung 3­1 greift die in Tabelle 3­1 benannten
Einflussfaktoren auf und gibt eine vereinfachte Über­
sicht dazu, wie die Faktoren zusammenhängen. Zen­
tral ist dabei die Annahme, dass bei der Umstellung von
umweltbelastendem Verhalten auf umweltfreundliches
Verhalten verschiedene Phasen durchlaufen werden. In
den ersten Phasen entwickelt sich eine grundsätzliche
Handlungsbereitschaft für umweltfreundliches Ver­
halten. Diese geht in späteren Phasen in die Auswahl
und Umsetzung bestimmter Verhaltensweisen über
(s. Abb. 3­1, linker Rand). Im Folgenden werden 15 be ­
sonders relevante Einflussfaktoren und Interventionen
zur Förderung dieser Einflussfaktoren vorgestellt.
Dem liegt die Annahme zugrunde, dass diese Einfluss­
faktoren zum einen die Wirkung von Steuerungsversu­
chen auf Verhalten vermitteln und dass Interventionen
zum anderen dann am wirksamsten sind, wenn sie die
wichtigsten Determinanten für das betreffende Verhal­
ten fokussieren (van VALKENGOED et al. 2022).

Verhaltensnahe Einflussfaktoren im 
 integrierten Erklärungsansatz
57. Gewohnheiten bzw. Routinen (Einflussfaktor 1)
führen dazu, dass Verhalten in bestimmten Kontexten
relativ stabil mit wenig gedanklichem Aufwand ausge­
löst wird (TRIANDIS 1977). Routinen werden als kom­
plexe Kette von Gewohnheiten verstanden und können
mehrere Verhaltensweisen umfassen. Sie entstehen
durch die häufige, erfolgreiche Ausführung von Verhal­
ten in stabilen Kontexten (LINDER et al. 2022). Viele
potenziell umweltschädliche Verhaltensweisen, wie
zum Beispiel die Wahl und Nutzung des Verkehrsmit­
tels oder der Konsum von Lebensmitteln, können als
Routinen verstanden werden (LINDER et al. 2022).
Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie meist schwer
zu verändern sind, da sie quasi automatisch umgesetzt
werden (KLÖCKNER und VERPLANKEN 2019). Im
Alltag werden sie meist als hilfreich und entlastend er   ­
lebt und von sozialen und materiellen Kontextbedin­
gungen aufrechterhalten bzw. unterstützt (CASS und
FAULCONBRIDGE 2017; SHOVE et al. 2012). Im Kern
legt die Betrachtung dieses Einflussfaktors nahe, das
Verhalten durch ein Unterbrechen der problematischen 
Routinen wieder auf die Ebene bewusster Entscheidun­
gen zu heben und so einer Veränderung zugänglich
zu  machen (s. a. VERPLANKEN und ORBELL 2019;
DAHLSTRAND und BIEL 1997). Dabei gilt es in einem
ersten Schritt, gegebenenfalls umweltschädliche Rou­
tinen bewusst wahrzunehmen und diese schrittweise
längerfristig durch umweltschonendere zu ersetzen.
Gelegenheiten und Mittel hierzu sind etwa (a) tempo­
räre Unterbrechungen von Routinen (z.  B. Straßen­

sperrungen im Falle der Mobilität), (b) Interventio­
nen, die kritische Zeitfenster nutzen (z.  B. Umzug, 
Geburt eines Kindes), bei denen sich Lebensumstände 
ändern, sodass Routinen infrage gestellt werden, 
(c) Änderungen in sozialen und materiellen Kontexten
(z. B. Änderung sozialer Normen oder Regeln), (d) Aus­
 probieren neuer Optionen (z. B. mal mit dem Fahrrad
zur Arbeit fahren) und (e) die Bildung von konkreten
Vorsätzen („Am nächsten Montag werde ich mit dem
Fahrrad zur Arbeit fahren“) (CARDEN und WOOD
2018; DAHLSTRAND und BIEL 1997; FUJII et al. 2001;
KLÖCKNER und VERPLANKEN 2019).

58. Verhaltensintentionen (Einflussfaktor 2), also
bewusste Absichtsbildungen, gelten als zentraler Ein­
flussfaktor für nicht gewohnheitsmäßig, sondern
geplant ausgeführtes Verhalten (AJZEN 1991). Die
umweltfreundliche Verhaltensintention einer Konsu­
mentin könnte etwa so aussehen: „Ich habe vor, weni­
ger Fleisch zu essen.“ Noch verhaltensnäher sind die
sogenannten Implementationsintentionen (GOLL­
WITZER und SHEERAN 2006), in denen auch schon
mitgedacht wird, wann und wie man etwas umsetzen
möchte. Ein Beispiel hierfür wäre etwa: „Wenn ich am
Freitag für das Wochenende einkaufe, werde ich statt
Fleisch vegetarische Alternativen wählen.“ Intentionen 
lassen sich insbesondere über die Förderung von
 Einstellungen, sozialen Normen und der Ressourcen­
bewertung aufbauen (Tz. 59–61). Zentral für die
 konkrete Unterstützung sind Informationen und
 Planungshilfen (GOLLWITZER und SHEERAN 2006).

59. Einstellungen (Einflussfaktor 3) umfassen posi­
tive oder negative Bewertungen der Ausführung eines
konkreten Verhaltens („Weniger Fleisch zu essen,
finde ich gut.“) (AJZEN 1991). Sie entwickeln sich aus
Überzeugungen bezüglich der Konsequenzen (Ergeb­
nisse und Erfahrungen) eines Verhaltens. So können
Menschen zum Beispiel annehmen, dass der Verzicht
auf Fleisch zwar die Umwelt entlastet, es aber unge­
sund ist, sich ohne Fleisch zu ernähren (zur Änderung
von Einstellungen s. Tz. 64).

60. Zwei Formen sozialer Normen (Einflussfaktor 4)
besitzen große Relevanz für umweltfreundliches Ver­
halten. Zum einen die sogenannten subjektiven Normen,
die den wahrgenommenen sozialen Druck beschreiben,
ein bestimmtes Verhalten umzusetzen oder nicht
umzusetzen. Sie entwickeln sich aus den Überzeu­
gungen über die Erwartungen und Verhaltensweisen
wichtiger sozialer Bezugspersonen, wie zum Beispiel
Ehe­ oder Lebenspartner:innen, Familie oder Freunde

ɦ Abbildung 3-1

Integrierter Erklärungsansatz individuellen umweltfreundlichen Verhaltens

a) Zahlen 1 bis 15: verweisen auf Erläuterungen im weiteren Text; b) Pfeile: vereinfachte bzw. exemplarisch postulierte (meist 
positive) Kausalbeziehungen; Interkorrelationen und mögliche Rückwirkungen werden nicht dargestellt; c) unterer Teil der Abbildung:
eher verhaltensferne (distale) Einflussfaktoren; Mitte der Abbildung: eher verhaltensnahe (proximale) Einflussfaktoren, erstere
wirken (relativ schwach) auf eine Vielzahl umweltfreundlicher Verhaltensweisen, letztere wirken (relativ stark) auf spezifische 
Verhaltensweisen; d) zu der Einbettung einzelner Einflussfaktoren in das Modell: wahrgenommene Ressourcen können auch als 
Moderator betrachtet werden (s. LA BARBERA und AJZEN 2021; HAGGER et al. 2022); persönliche Normen, soziale Normen werden 
unterschiedlich in Modelle eingebettet (s. BAMBERG und MÖSER 2007; KLÖCKNER 2013), verhaltensnahe Einflussfaktoren (wie 
wahrgenommene Ressourcen) können auch verhaltensfern ausgeprägt sein, die Einbettung der Identifikation wird noch sehr 
unterschiedlich modelliert (s. WANG, X. et al. 2021).
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56. Abbildung 3­1 greift die in Tabelle 3­1 benannten 
Einflussfaktoren auf und gibt eine vereinfachte Über­
sicht dazu, wie die Faktoren zusammenhängen. Zen­
tral ist dabei die Annahme, dass bei der Umstellung von 
umweltbelastendem Verhalten auf umweltfreundliches 
Verhalten verschiedene Phasen durchlaufen werden. In 
den ersten Phasen entwickelt sich eine grundsätzliche 
Handlungsbereitschaft für umweltfreundliches Ver­
halten. Diese geht in späteren Phasen in die Auswahl 
und Umsetzung bestimmter Verhaltensweisen über 
(s. Abb. 3­1, linker Rand). Im Folgenden werden 15 be ­
sonders relevante Einflussfaktoren und Interventionen 
zur Förderung dieser Einflussfaktoren vorgestellt. 
Dem liegt die Annahme zugrunde, dass diese Einfluss­
faktoren zum einen die Wirkung von Steuerungsversu­
chen auf Verhalten vermitteln und dass Interventionen 
zum anderen dann am wirksamsten sind, wenn sie die 
wichtigsten Determinanten für das betreffende Verhal­
ten fokussieren (van VALKENGOED et al. 2022).

Verhaltensnahe Einflussfaktoren im 
 integrierten Erklärungsansatz
57. Gewohnheiten bzw. Routinen (Einflussfaktor 1) 
führen dazu, dass Verhalten in bestimmten Kontexten 
relativ stabil mit wenig gedanklichem Aufwand ausge­
löst wird (TRIANDIS 1977). Routinen werden als kom­
plexe Kette von Gewohnheiten verstanden und können 
mehrere Verhaltensweisen umfassen. Sie entstehen 
durch die häufige, erfolgreiche Ausführung von Verhal­
ten in stabilen Kontexten (LINDER et al. 2022). Viele 
potenziell umweltschädliche Verhaltensweisen, wie 
zum Beispiel die Wahl und Nutzung des Verkehrsmit­
tels oder der Konsum von Lebensmitteln, können als 
Routinen verstanden werden (LINDER et al. 2022). 
Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie meist schwer 
zu verändern sind, da sie quasi automatisch umgesetzt 
werden (KLÖCKNER und VERPLANKEN 2019). Im 
Alltag werden sie meist als hilfreich und entlastend er   ­ 
lebt und von sozialen und materiellen Kontextbedin­
gungen aufrechterhalten bzw. unterstützt (CASS und 
FAULCONBRIDGE 2017; SHOVE et al. 2012). Im Kern 
legt die Betrachtung dieses Einflussfaktors nahe, das 
Verhalten durch ein Unterbrechen der problematischen 
Routinen wieder auf die Ebene bewusster Entscheidun­
gen zu heben und so einer Veränderung zugänglich 
zu  machen (s. a. VERPLANKEN und ORBELL 2019; 
DAHLSTRAND und BIEL 1997). Dabei gilt es in einem 
ersten Schritt, gegebenenfalls umweltschädliche Rou­
tinen bewusst wahrzunehmen und diese schrittweise 
längerfristig durch umweltschonendere zu ersetzen. 

 ɦ  Abbildung 3-1

Integrierter Erklärungsansatz individuellen umweltfreundlichen Verhaltens

a) Zahlen 1 bis 15: verweisen auf Erläuterungen im weiteren Text; b) Pfeile: vereinfachte bzw. exemplarisch postulierte (meist 
positive) Kausalbeziehungen; Interkorrelationen und mögliche Rückwirkungen werden nicht dargestellt; c) unterer Teil der Abbildung: 
eher verhaltensferne (distale) Einflussfaktoren; Mitte der Abbildung: eher verhaltensnahe (proximale) Einflussfaktoren, erstere 
wirken (relativ schwach) auf eine Vielzahl umweltfreundlicher Verhaltensweisen, letztere wirken (relativ stark) auf spezifische 
Verhaltensweisen; d) zu der Einbettung einzelner Einflussfaktoren in das Modell: wahrgenommene Ressourcen können auch als 
Moderator betrachtet werden (s. LA BARBERA und AJZEN 2021; HAGGER et al. 2022); persönliche Normen, soziale Normen werden 
unterschiedlich in Modelle eingebettet (s. BAMBERG und MÖSER 2007; KLÖCKNER 2013), verhaltensnahe Einflussfaktoren (wie 
wahrgenommene Ressourcen) können auch verhaltensfern ausgeprägt sein, die Einbettung der Identifikation wird noch sehr 
unterschiedlich modelliert (s. WANG, X. et al. 2021).

SRU 2023; in Erweiterung der Modelle von BAMBERG 2013; BAMBERG und MÖSER 2007; KLÖCKNER 2013
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(s. AJZEN 1991; CIALDINI et al. 1990 sprechen in die­
sem Zusammenhang von injunktiven Normen). Ein 
Beispiel für solch eine subjektive Norm wäre etwa die 
Sichtweise: „Meine Freunde finden, ich sollte mir nur 
alle vier Jahre ein neues Smartphone kaufen.“ Zum 
anderen sind sogenannte deskriptive Normen relevant, 
die beschreiben, welches Verhalten im sozialen Umfeld 
als üblich wahrgenommen wird („Meine Freunde kau­
fen sich jedes Jahr ein neues Smartphone.“) (zum 
Begriff der deskriptiven Norm s. CIALDINI et al. 
1990). De  skriptive Normen lassen sich etwa über Infor­
mationen fördern, die vermitteln, dass eine Mehrheit 
von Menschen sich schon umweltfreundlich verhält. 
Wirksam kann hier auch vergleichendes Feedback zum 
eigenen Verhalten sein, welches zeigt, dass andere 
schon umweltfreundlicher sind (van VALKENGOED 
et al. 2022; allgemein s. BERGER et al. 2021). Über die 
Kommunikation deskriptiver Normen lassen sich 
injunktive bzw. soziale Normen ebenfalls unterstüt­
zen: Aus der Information, dass viele Menschen bereits 
umweltfreundlich handeln, können andere schließen, 
dass viele dieses Verhalten für wichtig erachten und er ­ 
warten, dass man selbst ebenfalls so agieren sollte 
(CONSTANTINO et al. 2022; van VALKENGOED et al. 
2022).

61. An dieser Stelle wird eine Gruppe besonders zen­
traler Faktoren zu dem Einflussfaktor Wahrgenommene
eigene Ressourcen gebündelt (Einflussfaktor 5). Ob
etwa Einstellungen sich in Verhalten ausdrücken oder
ob eine Verhaltensintention entwickelt und umgesetzt
wird, kann durch diesen Einflussfaktor erleichtert oder 
behindert werden. Er umfasst alle Prozesse, im Rah­
men derer ein Individuum oder eine Gruppe abwägt, ob 
ein Verhalten ausgeführt werden kann. In ihnen drückt 
sich zum Beispiel aus, wie leicht oder schwer ein Ver­
halten aus subjektiver Sicht umzusetzen ist (Beispiel:
„Morgens mit dem Bus zur Arbeit zu fahren, ist für
mich sehr schwer möglich.“). Im Sinne von AJZEN
(1991) spricht man hier von wahrgenommener Verhal­
tenskontrolle, im Sinne der sozial­kognitiven Theorie
allgemeiner von Wirksamkeitserwartungen (BANDURA
1997; s. a. SAWITRI et al. 2015), im Sinne des Normak­
tivationsmodells (SCHWARTZ 1977) wird von wahrge­
nommenen Fähigkeiten gesprochen und im Sinne stress­
theoretischer Ansätze von der Ressourceneinschätzung
(ROGERS 1975; s. a. GROTHMANN und PATT 2005).
Sie umfasst auch die Bewertung der Antworteffizienz
(„Gibt es wirkungsvolles Verhalten?“), der Selbstwirk­
samkeit („Kann ich dieses Verhalten auch umsetzen?“)
und der sogenannten Antwortkosten („Wie aufwendig
ist die Umsetzung des Verhaltens?“). Die Kostenab­

schätzung wird an dieser Stelle breit verstanden. Als 
Verhaltenskosten umfassen sie ebenso den Aufwand, ein 
Verhalten umzusetzen (etwa Geld oder Zeit), als auch 
wahrgenommene Verluste, die entstehen, weil eine 
mögliche Verhaltensalternative nicht umgesetzt wird 
(z. B. wahrgenommener Komfortverlust, Spaßverlust, 
körperliche Anstrengung). Verhaltenskosten gehen mit 
negativem Vorzeichen in die Ressourcenbewertung 
ein. Ressourcenbewertungen in diesem Sinne können 
sich nicht nur auf konkrete Verhaltensweisen, sondern 
auch auf eine grundlegende Bewertung individueller, 
gruppen­ und auch politikbezogener Umgangsmög­
lichkeiten mit Umweltbelastungen beziehen (HOM­
BURG und STOLBERG 2006; HORNSEY et al. 2021; 
MEIJERS et al. 2023; WANG, H. et al. 2021). Abschlie­
ßend ist anzumerken, dass Ressourcenbewertungen in 
der Forschung als Einflussfaktor verstanden werden, 
der sowohl umweltfreundliches Verhalten fördert, als 
auch die Beziehung anderer Faktoren (insb. der Inten­
tionen) zum Verhalten beeinflusst (HAGGER et al. 
2022). Positive Ressourcenbewertungen lassen sich 
informationell etwa unterstützen durch (a) Instruk­
tionen zur Umsetzung umweltfreundlichen Verhaltens, 
(b) die Information, dass andere ein solches Verhalten
schon zeigen (es also „machbar“ ist), oder auch durch
(c) die Setzung von Zielen oder (d) Feedback zum
(positiven) Ergebnis eines Verhaltens (van VALKEN­
GOED et al. 2022).

62. Emotionen (Einflussfaktor 6) werden als Reaktions­
muster verstanden, die auch durch die Betrachtung
von Umweltbedingungen oder des eigenen Verhaltens
ausgelöst werden. Sie werden als Gefühle oder Affekte,
also kurz andauerndes Gefühl, erlebt. In vielen Theo­
rien (s. Tab. 3­1) sind sie wichtige Einflussfaktoren, die 
eng mit Einstellungen, Werten, Normen etc. verbun­
den sind. So können etwa die (antizipierten) Gefühle
Stolz oder Schuld umweltfreundliches Verhalten moti­
vieren (s. BAMBERG und MÖSER 2007; SHIPLEY und
van RIPER 2022; van VALKENGOED et al. 2022). Beide
Emotionen können zur Förderung umweltfreundlichen 
Verhaltens beitragen, indem sie durch das Aufzeigen
einer Normerreichung oder ­verletzung angeregt wer­
den (s. SHIPLEY und van RIPER 2022). Weitergehend
sind Angst, Furcht oder Sorgen, aber auch Dankbarkeit
und Genuss umweltschutzbezogene bzw. verhaltens­
relevante Gefühle (s. a. Tz. 68 „Bewertung der Rele­
vanz eines Ereignisses“; zur Übersicht s. BROSCH
2021; PIHKALA 2022).

63. Spezifisches Wissen (Einflussfaktor 7), wie bei­
spielsweise Umweltwissen als Wissen über Umwelt­

Drucksache 20/7717 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 46 –



zusammenhänge und als handlungsbezogenes Wissen 
fördert umweltfreundliches Verhalten (GEIGER et al. 
2019; ROCZEN et al. 2014; WANG, H. et al. 2021). 
Zudem ist zu vermuten, dass auch konkrete Fähig­
keiten und Fertigkeiten umweltfreundliches Verhalten 
fördern. So könnte etwa die Reduktion von Fleischkon­
sum über die Vermittlung entsprechender Fertigkeiten 
bei der Zubereitung von Gemüse unterstützt werden. 

64. Zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens ist 
an dieser Stelle hervorzuheben, dass Einstellungen,
soziale Normen und Ressourceneinschätzungen zum
einen über die verhaltensferneren Variablen (Einfluss­
faktor 8 ff.) gefördert werden können. Zum zweiten
können sie durch veränderte Rahmenbedingungen und
neue Informationen zu diesen beeinflusst werden. Hier
ist entscheidend, vor einer Intervention Überzeugun­
gen genau zu erkunden, da zum Beispiel nicht als
bekannt vorausgesetzt werden kann, ob eine Ziel­
gruppe weniger Fleischkonsum mit „gesünder sein“
oder „kränker werden“ verbindet. Um die tatsächliche
Umsetzung eines umweltfreundlichen Verhaltens zu
unterstützen, muss zudem eine ausreichende tatsächli­
che und wahrgenommene Kontrolle gewährleistet sein
(AJZEN und SCHMIDT 2020). Am Beispiel „weniger
Fleischkonsum“ könnte dies bedeuten, dass vegetari­
sche Alternativen am Einkaufsort verfügbar sind und
Konsument:innen deren Erwerb für leicht möglich
 halten. 

65. Dabei ist es wichtig, zwei Formen von Beeinflus­
sungspfaden zu unterscheiden: solche, die auf eine auf­
wendige, umfassende Verarbeitung der Informationen
bauen, und solche, die eher weniger aufwendige, zeit­
sparende Verarbeitung anstreben, die mehr auf Gefüh­
len oder der Intuition basieren (s. hierzu allgemein:
CHAIKEN und YAACOV 1999; für umweltfreundliches
Verhalten: HORNSEY et al. 2021). Über beide Pfade
kann Verhalten wirksam beeinflusst werden (s. etwa
MORRIS et al. 2019). Entscheidend ist, welche Form
für eine bestimmte Zielgruppe passender ist.

Verhaltensfernere Einflussfaktoren im 
 integrierten Erklärungsansatz
66. Sogenannte Zielintentionen (Einflussfaktor 8)
umfassen eine erste allgemeine Absichtsbildung in
 Richtung umweltfreundlichen Verhaltens (etwa: „Ich
möchte weniger umweltschädlich leben.“). Sie spiegeln
wider, dass das Problem ernst genommen wird, und
sind daher ein fördernder Faktor für die Entwicklung
positiver verhaltensspezifischer Einstellungen, Res­
sourcenbewertungen etc. Sie entwickeln sich aus ver­

haltensferneren Einflussfaktoren, wie zum Beispiel 
den persönlichen Normen (BAMBERG 2013).

67. Persönliche Normen (Einflussfaktor 9) sind ein
Gefühl der Verpflichtung, zum Gemeinwohl bzw. zum
Umweltschutz beizutragen. Es wird postuliert, dass die 
innere Norm, sich umweltschonend zu verhalten, dann
aktiviert wird, wenn insbesondere die Bewusstheit der
Konsequenzen (Einflussfaktor 10) und eine interne
Verantwortungszuschreibung (Einflussfaktor 11) ge ­
geben sind (s. MATTHIES 2005).

68. Die Bewusstheit der Konsequenzen (Einflussfak  ­
tor 10) bezieht sich darauf, die negativen umweltbezo­
genen Konsequenzen des eigenen Handelns oder Nicht­
handelns abschätzen zu können (MATTHIES 2005).
Allgemeiner lässt sich hier auch die Bewertung der Rele­
vanz eines Ereignisses anführen: Phänomene wie Klima­
wandel, Schadstoffbelastungen etc. werden im Rah­
men dieses Prozesses als mehr oder weniger relevant,
riskant, bedrohlich oder schädigend für unterschiedli­
che Bereiche beurteilt. Hier ist etwa an die Bewertung
der Bedrohlichkeit des Klimawandels für die eigene
Gesundheit, den eigenen Lebensstil, aber auch für
andere Menschen, zukünftige Generation oder für
Pflanzen und Tiere zu denken (s. HELM et al. 2018;
HOMBURG und WAGNER 2007). Diese Bewertung
kann mit negativen Gefühlen wie Angst oder Sorge ein­
hergehen (s. etwa FRITSCHE et al. 2018; WULLEN­
KORD et al. 2021), die zu umweltfreundlichem Verhal­
ten motivieren können, insbesondere dann, wenn die
Ressourcenbewertung hoch ausgeprägt ist (s. Tz. 61).
Die Relevanzbewertung wird gefördert, wenn sowohl
die Schadenshöhe als auch die Wahrscheinlichkeit des
Schadenseintritts hoch bewertet werden (RIPPETOE
und ROGERS 1987). Zudem ist es vermutlich hilfreich,
wenn Umweltprobleme als zeitlich, örtlich und sozial
nahe wahrgenommen werden (s. KELLER et al. 2022).

69. Unter Verantwortungsübernahme (Einflussfak tor 11)
wird verstanden, dass Akteur:innen die Verantwortung 
für die negativen Folgen des eigenen Handelns bei sich
selbst sehen (SCHWARTZ und HOWARD 1981). Sie
kann durch die Bereitstellung von Informationen über
die Umweltfolgen bestimmter Verhaltensweisen ge ­
stärkt werden (van VALKENGOED et al. 2022).

70. Spezifische individuelle Überzeugungen wie etwa
Umweltbewusstsein (SCHLEYER­LINDENMANN et al.
2018), Nachhaltigkeitsbewusstsein (BIASUTTI und
FRATE 2017) oder auch grundlegende Wertorientierun­
gen (Einflussfaktor 12) sind ebenfalls förderlich für die 
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Entwicklung einer Zielintention (s. BAMBERG 2013; 
STEG 2023). Sogenannte selbsttranszendente Werte 
umfassen Verständnis, Wertschätzung, Toleranz sowie 
Schutz für das Wohlergehen aller Menschen und der 
Natur (CIECIUCH und SCHWARTZ 2017).

71. Bewusstheit der Konsequenzen, Ereignisbewer­
tung, Verantwortungszuschreibung, persönliche Norm 
und grundlegende Werte bieten wichtige Anknüp­
fungspunkte für Steuerungsansätze (MATTHIES 
2005; NACHREINER et al. 2015). Im Kern geht es 
darum, diese Faktoren langfristig, etwa über Umwelt­
bildung, aufzubauen (van de WETERING et al. 2022) 
oder aber kurzfristig kognitiv verfügbar und somit ver­
haltensrelevant zu machen (s. Kap. 3.2). Für die Ent­
wicklung einer verhaltensförderlichen Ereignisbewer­
tung gilt es zudem, Umweltprobleme als etwas Rele­
vantes (für Gesundheit, die Natur etc., s. Tz. 68) und 
gleichzeitig durch Handeln Vermeidbares (Ressour­
cenbewertung, s. a. Tz. 61) zu vermitteln (s. ORBELL 
et al. 2020). 

72. Umweltfreundliches Verhalten kann Ausdruck 
der eigenen Identität sein (Einflussfaktor 13, s. MAS­
SON und FRITSCHE 2021), wobei Identität in diesem 
Zusammenhang beschreibt, wie ein Individuum sich 
selbst sieht bzw. was es aus der eigenen Sicht ausmacht. 
Dabei werden zwei Formen unterschieden: Die indivi­
duelle Identität wird verstanden als die Art und Weise, 
wie Menschen sich selbst bezeichnen oder beschrei­
ben. Hier werden Ortsbindung, Bindung an die Natur 
und an Umweltschutz differenziert (CLAYTON et al. 
2021). Identifiziert sich eine Person mit Umweltschutz, 
würde sie der folgenden Aussage zustimmen: „Die 
Umwelt zu schützen, ist ein wichtiger Teil meiner 
 Persönlichkeit.“ Die sogenannte soziale Identität wird 
verstanden als die Art und Weise, wie Menschen sich 
kognitiv und emotional zu einer Gruppe zugehörig 
bezeichnen (z. B.: „Ich gehöre zur Gruppe der Klima­
schützenden“) (DARYANTO und SONG 2021; LOU 
und LI 2021; UDALL et al. 2021; VESELY et al. 2021). 
Hierüber kann neben dem individuellen auch kollek­
tives Handeln, insbesondere bürgerschaftliches und 
aktivistisches Handeln, erklärt werden (BAMBERG 
et al. 2018; HAMANN und MASSON 2022; SCHULTE 
et  al. 2021), beispielsweise Engagement in Parteien 
oder Teilnahme an Protesten. 

73. Ansätze zur Förderung der individuellen Identität 
basieren primär auf dem Befund, dass der positiv 
erlebte Kontakt zu Umwelt, Natur oder Wohnort för­
derlich für die Identitätsbildung ist (s. BARRAGAN­

JASON et al. 2022). Die soziale Identität wird vermut­
lich insbesondere über den Aufbau gruppenbezogener 
Ressourcenbewertungen, im Sinne von „gemeinsam 
schaffen wir das“, entwickelt (BAMBERG et al. 2018; 
MASSON und FRITSCHE 2021). Auch der Austausch 
mit Gleichgesinnten kann zur sozialen Identität beitra­
gen (THOMAS und McGARTY 2009). Weiterhin kön­
nen Vergleiche der eigenen Gruppe mit einer konkur­
rierenden Gruppe im Wettbewerb um mehr umwelt­
freundliches Verhalten die umweltbezogene soziale 
Identität stärken (VESELY et al. 2021; s. a. SIERO et al. 
1996). Diese umweltbezogene soziale Identität kann 
kurzfristig handlungsrelevanter werden, wenn jeman­
dem bewusst wird, dass er oder sie sich als Mitglied 
einer „Pro­Umwelt­Gruppe“ fühlt. Auch weniger auf­
wendige Gruppenprozesse, insbesondere der Einfluss 
über soziale Netzwerke, können zu umweltfreundli­
chem Verhalten beitragen (GRONOW et al. 2021).

74. Neben den umweltbezogenen individuellen Ein­
flussfaktoren können weitere von der Umweltthematik 
erst einmal unabhängige Merkmale des Individuums 
(Einflussfaktor 14) das Umweltverhalten beeinflussen. 
Befunde weisen darauf hin, dass die Variablen Alter 
schwach positiv (WIERNIK et al. 2013) und Einkom­
men in einigen Studien negativ (MOSER und KLEIN­
HÜCKELKOTTEN 2018; MATTHIES und MERTEN 
2022) mit umweltfreundlichem Verhalten zusammen­
hängen. Persönlichkeitsmerkmale wie Offenheit und 
Gewissenhaftigkeit korrelieren positiv (SOUTTER 
et al. 2020) mit umweltfreundlichem Verhalten. Frauen 
zeigen mehr umweltfreundliches Verhalten als Männer 
(ZHAO et al. 2021). Für die praktische Förderung 
umweltfreundlichen Verhaltens sollten diese soziode­
mografischen Faktoren bei der Zielgruppeneinteilung, 
­erreichbarkeit und ­ansprache beachtet werden. Wei­
tergehend gilt eine Vielzahl grundlegender Merkmale 
(z. B. kognitive oder emotionale Aspekte) als aufrecht­
erhaltend für umweltschädliches Verhalten. GIFFORD 
(2011) bzw. THØGERSEN (2014) nennen hier mentale 
Vereinfachungen (Heuristiken) oder die Regulation 
von Emotionen über Verleugnungsprozesse.

Der Kontext als Einflussfaktor im integrierten 
Erklärungsansatz
75. Kontextfaktoren (Einflussfaktor 15) haben über 
örtliche, technologische, gestalterische, ökonomische, 
soziale, rechtliche und kulturelle Bedingungen einen 
wesentlichen Einfluss auf umweltfreundliches Verhal­
ten (BARRAGAN­JASON et al. 2022; NIELSEN et al. 
2021a; STERN 2011; SAUER et al. 2009; WALLIS und 
KLÖCKNER 2020). So zeigen BARTON­HENRY et al. 
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(2021), dass die nachbarschaftliche Nähe zu Solarmo­
dulen ein wichtiger Einflussfaktor für die Neuinstalla­
tion solcher Module ist. Auch vorhandenes gesell­
schaftliches Engagement im Verhaltensumfeld ist von 
Bedeutung (GUERIN et al. 2001): Je höher die Anzahl 
der Aktivist:innen ist, die sich auf nationaler Ebene in 
Umweltorganisationen engagieren, desto wahrschein­
licher ist es, dass sich die Bevölkerung an Programmen 
wie der Trennung von Hausmüll beteiligt (ebd.). Umge­
kehrt gilt, dass Kontextbedingungen indirekt hinder­
lich sein können, wenn sie unangemessene Normen 
(„Umweltschutz ist uns nicht wichtig.“) vermitteln. 
Für eine Verhaltensförderung sollte der Kontext 
sowohl allgemein (Förderung der Infrastruktur) als 
auch verhaltensspezifisch und situativ (z. B. Verfüg­
barkeit umweltfreundlicher Produkte im Supermarkt) 
so gestaltet sein, dass das gewünschte Verhalten 
erleichtert wird (Tz. 64).

Ableitungen aus dem integrierten 
 Erklärungsansatz
76. Vor dem Hintergrund des integrierten Modells
(Abb. 3­1) sollten Maßnahmen auf individueller Ebene
an verschiedenen Punkten bzw. Zwischenzielen anset­
zen: an der Unterbrechung von Routinen, an den Kon­
textmerkmalen etwa über Verhaltensangebote, an der
Bildung einer Zielintention, an der Bildung einer Ver­
haltensintention und an der Implementationsintention.

77. Weitergehend muss an die Aufrechterhaltung
bzw. Stabilisierung und Routinisierung des neuen –
gewünschten – Verhaltens gedacht werden. Dies ist
wichtig, um Rückschläge zu vermeiden, und gilt vor
allem für die Zeit nach der ersten erfolgreichen Umset­
zung umweltfreundlichen Verhaltens. Rückschläge
sollten als etwas Normales und auch wieder Korrigier­
bares vermittelt werden (BAMBERG 2012). Ebenso
hilfreich sind Rückmeldungen zu schon erreichten Zie­
len, um gegebenenfalls Stolz auf das Erreichte anzure­
gen, oder auch Vorschläge für weitere Verhaltensoptio­
nen (NACHREINER et al. 2015).

78. Sogenannte Übertragungseffekte (Spillover) auf
andere Verhaltensweisen können genutzt werden, um
nicht nur das Zielverhalten zu fördern. So kann umwelt­
freundliches Verhalten breiter gefördert (positiver
Spillover) und unerwünschtes Verhalten verringert
werden (negativer Spillover). Ein positiver Spillover
wird wahrscheinlicher, wenn etwa Interventionen die
Autonomie unterstützen, eine Begründung liefern und
normative Ziele setzen (GEIGER et al. 2021). Die Ver­
ringerung von Umweltbelastungen durch umwelt­

freundliches Verhalten kann durch Rebound­Effekte 
geringer ausfallen als zu erwarten wäre (s. a. Tz. 27). 
Derartige Effekte können etwa als Folge von sogenann­
ten moralischen Lizenzierungen entstehen: Gute Taten 
in der Vergangenheit können Menschen darin unter­
stützen, problematische Verhaltensweisen an den Tag 
zu legen, die sie sonst aus der Angst heraus, un moralisch 
zu sein oder zu wirken, vermeiden würden (BURGER 
et al. 2022; REIMERS et al. 2022; zur Kritik s. FRIED­
RICHSMEIER und MATTHIES 2015).

79. Abbildung 3­1 zeigt Ansätze, Verhaltensänderung
auch auf kollektiver Ebene zu erklären bzw. anzuregen.
Geht man davon aus, dass Individuen sich am Verhal­
ten anderer Menschen orientieren, wird ein im sozialen
Umfeld als machbar und sozial akzeptiert wahrgenom­
menes Verhalten eher aufgegriffen, da so Ressourcen­
bewertungen und soziale Normen begünstigt werden
(KEIZER und SCHULTZ 2018). So könnte eine weitere
Verbreitung von Solaranlagen über deren Sichtbarkeit
im sozialen Umfeld erklärt werden (s. Tz. 75). Wie be ­
reits angesprochen, ist die soziale Identität (s. Tz. 72 f.)
eine zentrale Schlüsselvariable, um kollektive Aktio­
nen und in der Folge sozialen Wandel zu stimulieren
(BAMBERG et al. 2018; SCHULTE et al. 2021). Ändern
sich Bewertungen und Verhaltensweisen in einer sozia­
len Gruppe, werden sich dieser Gruppe nahestehende
Personen diesen Änderungen mit hoher Wahrschein­
lichkeit anpassen (s. etwa WANG, X. et al. 2021).
Zudem wird dem Austausch über soziale Netzwerke
großes Potenzial in Bezug auf die schnelle Verbreitung
von Wissen, Normen, neuen Verhaltensweisen etc.
zugesprochen (zu sozialen Dynamiken bzw. Kipppunk­
ten s. BERGER et al. 2021; OTTO et al. 2020; LENTON
et al. 2022; WOLSKE et al. 2020). Als weitere Anregung 
führen VAN LANGE et al. (2018) die Idee des kompeti­
tiven Altruismus ein, über den Führungspersonen oder
soziale Gruppen in Wettstreit um das umweltfreund­
lichste Verhalten treten könnten.

Einflussfaktoren spezifischer 
Verhaltensweisen
80. Zu den bisher vorgestellten Einflussfaktoren gibt
es zwei Aspekte zu bedenken: Zum einen kann die
 Re   levanz einzelner Faktoren zwischen Zielgruppen 
und Verhaltensweisen variieren. Zum anderen können
bestimmte Verhaltensweisen mit weiteren Einflussfak­
toren oder auch mit Sonderformen der hier behandel­
ten Faktoren zusammenhängen. Derartige Spezifika in
der Gewichtung gilt es zu erkunden und beim Design
politischer Maßnahmen zu berücksichtigen. Beispiele
zur Verdeutlichung sind:
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 ɦ Verhalten mit hohen vs. niedrigen Kosten: Im Rah­
men der sogenannten Low­Cost­Hypothese wird 
postuliert, dass Umweltbewusstsein und Einstel­
lungen umweltfreundliches Verhalten eher in sol­
chen Situationen beeinflussen, in denen Kosten bzw. 
Verhaltensanforderungen gering sind (PREISEN­
DÖRFER 1999). 

 ɦ Sozial sichtbares vs. weniger sichtbares Verhalten: 
Deskriptive Normen sollten bei gut sichtbarem Ver­
halten relevanter sein als bei weniger sichtbaren 
Aktivitäten (z.  B. Besitz eines Autos vs. Befüllung 
einer Waschmaschine oder Licht ausschalten vs. 
Wertstofftrennung, s. etwa WALLIS und KLÖCK­
NER 2020). 

 ɦ Nutzungs­ vs. Investitionsverhalten: Nutzungsver­
halten sollte viel stärker von Routinen abhängen als 
Investitionsverhalten (z. B. Heizen der Wohnung 
vs. Kauf einer neuen Heizungsanlage). Bei Letztge­
nanntem kann davon ausgegangen werden, dass die 
Einschätzung eigener Ressourcen oder die Offen­
heit für Neues eine große Rolle spielen (KASTNER 
und STERN 2015; NIELSEN et al. 2021a).

 ɦ Impulsives vs. geplantes Verhalten: Bei impulsivem 
Verhalten kommen viele der benannten Einflussfak­
toren nicht zum Tragen, denn eine Abwägung, zum 
Beispiel, ob soziale Normen eingehalten werden, 
findet hier weniger statt. Der Kauf eines Produktes 
ist stattdessen erlebensorientiert und hedonistisch 
motiviert. Geringe Selbstkontrolle sowie positive 
oder negative Stimmungen sind hier wesentliche 
Einflussfaktoren (IYER et al. 2020).

 ɦ Direktes vs. andere Menschen motivierendes Ver­
halten: Menschen können sich direkt umwelt­
freundlich verhalten oder auch versuchen, andere 
Menschen im engeren oder weiteren sozialen 
Umfeld zum Umweltschutz zu motivieren. Dies 
umfasst etwa Verhalten wie die Weitergabe von 
Informationen oder Hilfestellungen (JONES und 
NIEMIEC 2020). Solche indirekten Formen umwelt­
freundlichen Verhaltens sind für die Verbreitung 
(Diffusion) des Umweltschutzes ein wichtiger Bei­
trag. Ob jemand hier aktiv wird, hängt auch davon 
ab, ob er oder sie sich zutraut, mit anderen über 
Umweltthemen zu diskutieren, und ob er oder sie 
glaubt, dass solche Diskussionen einen Beitrag zum 
Umweltschutz erbringen können. Beide Aspekte 
sind spezielle Formen der Ressourcenbewertung 
(GEIGER et al. 2017). 

 ɦ Direktes Verhalten vs. Akzeptanz und Einforderung 
umweltpolitischer Maßnahmen: Bei dieser Form 
indirekten umweltfreundlichen Verhaltens spielen 
insbesondere politikspezifische Überzeugungen 
wie Vertrauen in die Verantwortlichen, wahrge­
nommene Fairness, wahrgenommene Effektivität 
(BERGQUIST et al. 2022; s. a. KYSELÁ et al. 2019; 
HÜBNER et al. 2020; STEG 2023) und kollektive 
Wirksamkeitsüberzeugungen (s. Tz. 61) eine wich­
tige Rolle. Allgemeiner sind für die Befolgung von 
Normen und Regeln unter anderem die öffentliche 
Sichtbarkeit oder der erwartete Nutzen des je ­ 
wei ligen Verhaltens oder auch hier die Fähigkeit 
zur  Selbstregulation einer handelnden Person 
 wichtig (CHUNG und RIMAL 2016; GROSS und 
 VOSTROKNUTOV 2022).

81. Trotz guter empirischer, zumeist sogar meta­
analytischer Belege der umrissenen Einflussfaktoren 
müssen einige Unsicherheiten beachtet werden. Wäh­
rend für Interventionen belastbare Befunde zur Wirk­
samkeit vorliegen (s. etwa KARLIN et al. 2015; MAKI 
et al. 2016; OSBALDISTON und SCHOTT 2012; van 
VALKENGOED et al. 2022), ist für die Einflussfakto­
ren die Befundlage zur kausalen Relevanz schwächer. 
Dies gilt insbesondere für deren vermittelnde Rolle 
zwischen Interventionen und Verhaltensänderungen 
(s. etwa SCHMIDT 2016). Zudem wurden noch nicht 
alle Einflussfaktoren simultan auf ihre Relevanz hin 
geprüft. In vielen Fällen wurde nicht reales, sondern 
selbstberichtetes oder beabsichtigtes Verhalten gemes­
sen (KORMOS und GIFFORD 2014; LANGE und 
DEWITTE 2019).

3.2 Bündelung von Ansätzen 
zur Förderung 
umweltfreundlichen 
Verhaltens 

82. Auf Basis der in Kapitel 3.1 genannten Einfluss­
faktoren wurden unter anderem Anregungen zur För­
derung umweltfreundlichen Verhaltens vorgestellt. 
Kerngedanke hierbei ist, dass die Einflussfaktoren 
Hinweise liefern, wie dieses Verhalten gefördert wer­
den kann („Impact Theory“ im Sinne von ROSSI et al. 
2019). Da zum Beispiel positive Ressourcenbewertun­
gen umweltfreundliches Verhalten fördern, liegt es 
nahe, eben diese Ressourcenbewertungen aufzubauen 
bzw. Teilaspekte wie Verhaltenskosten zu senken. 
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83. Bündelt man die Möglichkeiten, Einflussfaktoren
umweltfreundlichen Verhaltens so zu gestalten, dass
sie sich verhaltensförderlich auswirken, lassen sich drei 
Ansätze differenzieren (alternative Übersichten und
weitere Interventionsformen s. CAREY et al. 2019;
GARDNER und STERN 2002; MICHIE et al. 2013;
MOSLER und ROBERT 2007; van VALKENGOED et al.
2022; s. Abb. 3­2).

84. Ansatz 1: Kontextbedingungen verändern. Hier
werden Förderansätze zusammengefasst, die darauf
ausgerichtet sind, umweltfreundliches Verhalten durch 
Veränderung des Kontextes zu ermöglichen bzw. zu
vereinfachen (s. Tz. 75). Dies kann sich auf grundle­
gende Kontextbedingungen ebenso beziehen wie auf

die Situation, in der ein Verhalten umgesetzt werden 
soll. Instrumente hierfür sind etwa neue Verhaltens­
angebote, Fördermittel, Gebote, Verbote, ökonomische 
Instrumente oder die Entwicklung von Dienstleistun­
gen und Infrastruktur (MOSLER und ROBERT 2007; 
BOLDERDIJK et al. 2018). Dabei ist es wichtig, 
gewünschtes Verhalten durch Anreize und Einschrän­
kungen mit zeitnahen, angemessenen und stabilen 
Konsequenzen zu versehen. In der konkreten Situation 
kann der Kontext die erfolgreiche Umsetzung des 
umweltfreundlichen Verhaltens über die Vereinfa­
chung des Verhaltens unterstützen (oft auch als eine 
Form des „Nudging“ betrachtet, MERTENS et al. 
2021). Wenn es um die Änderung von Verhalten in Situa­
tionen geht, in denen Menschen wenig Zeit, mentale 

 ɦ  Abbildung 3-2

Ansätze zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens

In Abbildung 3-1 in Kapitel 3.1 wurden 15 Einflussfaktoren auf umweltfreundliches Verhalten dargestellt. Diese Abbildung illustriert 
darauf aufbauend drei Ansätze, die bei der verhaltensförderlichen Gestaltung dieser Einflussfaktoren hilfreich sind.

SRU 2023
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Ressourcen oder Motivation besitzen, um aufwendige 
Entscheidungen zu treffen, und sich eher auf automati­
sierte oder heuristische Entscheidungsprozesse verlas­
sen, dann ist dieser Ansatz besonders wichtig (van 
VALKENGOED et al. 2022).

85. Ansatz 2: Grundlegende Einflussfaktoren länger­
fristig entwickeln. Da sich, wie in Kapitel 3.1 angespro­
chen, grundlegende Einflussfaktoren wie Werte,
Umweltbewusstsein oder Verantwortungsübernahme
nur langsam verändern, gilt es, insbesondere Informa­
tionen zu Ursachen und Folgen von Umweltproblemen
zu vermitteln (s. van VALKENGOED et al. 2022). Dies
wird primär im Rahmen von Bildungsmaßnahmen oder 
Kampagnen gelingen (GARDNER und STERN 2002;
HOMBURG et al. 2013; McKENZIE­MOHR 2011). Ein
besonderer Fokus sollte auf Maßnahmen gelegt wer­
den, mit denen Menschen in die Lage versetzt werden,
andere zum Umweltschutz zu motivieren. Hier hat sich
der sogenannte Blockleader­Ansatz bewährt, bei dem
Menschen darin unterstützt werden, in ihrem engeren
und weiteren sozialen Umfeld andere zum Umwelt­
schutz zu motivieren (s. etwa NIEMIEC et al. 2021).
Letztlich sollten diese längerfristigen Maßnahmen
dann möglichst auch Einfluss auf allgemeine Merkmale 
des Individuums nehmen. Zu nennen sind hier etwa
Konsumkompetenzen (MICHEL et al. 2020) oder
Fähigkeiten zur Emotionsregulation.

86. Ansatz 3: In der Entscheidungssituation grundle­
gende umweltfreundliche Einflussfaktoren aktivieren und
verhaltensförderliche Überzeugungen aufbauen. Da viele
der Einflussvariablen gerade in der Entscheidungs­
phase zentral sind, bietet es sich an, grundlegende
umweltfreundliche Einflussfaktoren salient zu
machen, das heißt die Aufmerksamkeit darauf zu len­
ken, und verhaltensförderliche Überzeugungen auf­
zubauen:

 ɦ Die Aktivierung der grundlegenden Einflussfaktoren 
wie etwa des Umweltbewusstseins: Grundlegende 
Einflussfaktoren können handlungsrelevant wer­
den, wenn diese ins Bewusstsein rücken. Ein Mittel 
hierfür ist die Stärkung der Selbstaufmerksamkeit 
(s. DUVAL et al. 1979), also des Zustands, in dem 
sich ein Individuum mit seinen Eigenschaften selbst 
beobachtet. Dadurch werden eigene grundlegende 
Werte verfügbarerer und in der Folge wird es wahr­
scheinlicher, dass das Individuum in einer Entschei­
dungssituation im Einklang mit ihnen handelt 
(s. etwa FRANTZ et al. 2005), da der Verstoß gegen 
eigene Werte als unangenehm empfunden wird (s. a. 

Dissonanzreduktion, OSBALDISTON und SCHOTT 
2012). Ein Weg zur Steigerung der Selbstaufmerk­
samkeit kann die Anregung sein, über eigene Ideale 
nachzudenken. Es kann zudem ins Bewusstsein 
gerückt werden, dass Fragen der Nachhaltigkeit 
grundlegende Werte (z.  B. Gerechtigkeit) und die 
Identität berühren (s. HAMANN et al. 2016; IVA­
NOVA und WOOD 2020).

 ɦ Verhaltensförderliche Überzeugungen aufbauen: Ver­
haltens­, Norm­ und Ressourcenbewertungen kön­
nen über veränderte Rahmenbedingungen und über 
neue Informationen zu diesen Rahmenbedingungen 
beeinflusst werden. In Bezug auf verhaltensbezo­
gene Einstellungen bedeutet dies etwa, vorhandene 
positive und negative Überzeugungen zu den Ver­
haltenskonsequenzen in einer Zielgruppe zu erkun­
den, um diese anschließend über neue Informatio­
nen zu stärken bzw. zu schwächen (AJZEN und 
SCHMIDT 2020). Subjektive soziale Normen kön­
nen gefördert werden, indem Informationen über 
das gezeigte Verhalten anderer Personen gegeben 
werden (OSBALDISTON und SCHOTT 2012). Die 
verhaltensspezifische Kontrollüberzeugung kann 
man etwa über verbesserte Kontexte (s. Ansatz 1), 
Verfügbarmachung hilfreicher sozialer Identitäten, 
soziale Unterstützung, gute Beispiele (z.  B. über 
Solarmodule in der Nachbarschaft oder positive 
Presseberichte, s. MARAN und BEGOTTI 2021), 
Demonstrationen oder/und Feedback (Macht man 
etwas richtig?) entwickeln (BANDURA 1997; van 
VALKENGOED et al. 2022). Informationen zur 
finanziellen Unterstützung (etwa Fördergelder), 
Prompts (Hinweisreize, die als „Erinnerung“ an 
eigene Vorsätze dienen), Planungshilfen und Tipps 
zum Umgang mit Problemen sind ebenfalls nütz­
lich. Die Bindung an die Intention (Zielsetzung und 
­bindung) kann über die Commitment­ und die Ziel­
setzungsstrategie gestärkt werden (van VALKEN­
GOED et al. 2022). Der Aufbau verhaltensförderli­
cher Überzeugungen ist sehr eng und nicht immer
trennscharf mit Maßnahmen verbunden, die in der
Situation ansetzen, in der das Verhalten umgesetzt
wird (Tz. 84). Im Gegensatz zu Interventionen, die
den Kontext verändern und kaum gedanklichen
Aufwand erfordern, gehen die hier fokussierten
Ansätze dagegen von einer umfassenden Verarbei­
tung von Informationen aus (van VALKENGOED
et al. 2022).

87. Bei der Nutzung der drei Ansätze gilt es im Sinne
der in Kapitel 3.1 und in diesem Kapitel vorgestellten
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Überlegungen, mehrere Erfolgs­ und Misserfolgsfakto­
ren zu berücksichtigen: 

 ɦ An erste Stelle sollte die Verbesserung der Kontext­
bedingungen gestellt werden. Alle anderen Maß­
nahmen könnten sonst zur Demotivation der Ziel­
gruppen führen. 

 ɦ Es sollten wirkungsvolle und nicht nur symbolisch 
relevante Verhaltensweisen fokussiert werden. Wir­
kungsvoll wäre beispielsweise ein Verhalten, das 
sowohl hohes Umweltschutzpotenzial hat als auch 
leicht änderbar ist.

 ɦ Vor einer Intervention sollten Zielgruppen und 
deren Überzeugungen sowie Besonderheiten des 
relevanten Verhaltens (bspw. aufrechterhaltende 
Bedingungen, besonders relevante Einflussfakto­
ren) bekannt sein.

 ɦ Es ist empfehlenswert, Vertreter:innen der Ziel­
gruppen an der Entwicklung von Maßnahmen zu 
beteiligen. So wird die zielgruppengerechte Anspra­
che gestärkt und die Identifikation begünstigt.

 ɦ Einzelne Maßnahmen sollten aufeinander abge­
stimmt werden bzw. in ein systematisch geplantes 
Maßnahmenbündel eingebettet sein. Einzelinitiati­
ven ohne den Überbau einer konsistenten Förderpo­
litik oder Anbindung an eine umfassende Transfor­
mation könnten sonst ebenfalls zu einer Demotiva­
tion beitragen.

 ɦ Im Idealfall ergibt sich vor diesem Hintergrund eine 
positive soziale Dynamik: Veränderte Kontextbe­
dingungen machen umweltfreundliches Verhalten 
einfacher und fördern eine umweltfreundliche Aus­
prägung von Werten, Normen, Identitäten, Res­
sourcenbewertungen, Einstellungen etc. So wird 
umweltfreundliches Verhalten auf individueller 
Ebene und Gruppenebene wahrscheinlicher. Zudem 
steigt die Akzeptanz gegenüber umweltpolitischen 
Maßnahmen. Als Folge dieser Entwicklung werden 
wiederum weitergehende Kontextveränderungen 
möglich.

88. Kapitel 3.1 und dieses Kapitel haben sich der 
 Fragestellung gewissermaßen „vom Individuum her“ 
genähert und erläutert, auf welche Weise umwelt­
freundliches Verhalten zustande kommen kann und 
wie sich hieraus Ansatzpunkte für eine Förderung sol­
chen Verhaltens ergeben. Vor dem Hintergrund der 

hier gewonnenen Erkenntnisse wird nun in Kapitel 3.3 
der staatliche Instrumentenkasten betrachtet.

3.3 Der staatliche 
Instrumentenkasten zur 
Förderung 
umweltfreundlichen 
Verhaltens

89. Möchte der Staat umweltfreundliches Verhalten 
fördern, muss er die genannten Ansatzpunkte in politi­
sche Instrumente übersetzen. Instrumente können 
somit in der Entscheidungssituation wirken, langfris­
tig grundlegende Einflussfaktoren des Verhaltens prä­
gen und die Kontextbedingungen ändern. 

90. Viele staatliche Maßnahmen, die zunächst Verän­
derungen auf der Produktionsseite zum Ziel haben, 
wirken mittelbar auch auf die Kontextbedingungen des 
Verhaltens (vgl. Downstream­Midstream­Upstream­
Typologie in LONDAKOVA et al. 2021). Insofern kann 
fast jeder wirksamen umweltpolitischen Maßnahme 
zumindest eine indirekte Wirkung auf das Individuum 
unterstellt werden. Dieses Gutachten fokussiert jedoch 
darauf, wie der Staat direkt auf das Verhalten einwir­
ken und die eher unmittelbaren Kontextbedingungen 
des Verhaltens ändern kann. Dabei ist es nachrangig, 
wen ein Instrument rechtlich adressiert. Entscheidend 
ist vielmehr, ob es eine Verhaltensänderung zum Ziel 
hat. Dieses Ziel kann erreicht werden, indem um ­
weltfreundliches Verhalten erleichtert („Pull“) oder 
umweltschädliches Verhalten erschwert oder unattrak­
tiver gemacht wird („Push“) (STEG und TERTOOLEN 
1999, S. 64). Manche Instrumente haben sowohl eine 
Push­ als auch eine Pull­Wirkung (BROADDUS et al. 
2009).

91. Dem Staat steht dabei ein ganzer Instrumenten­
kasten zur Verfügung. Er kann

 ɦ ein Verhalten verbieten oder anordnen, 

 ɦ positive oder negative Anreize setzen, 

 ɦ Individuen informieren, (aus)bilden oder überzeu­
gen sowie

 ɦ Dienstleistungen und Infrastrukturen in bestimm­
ter Weise bereitstellen.
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Bei der Gestaltung der genannten Instrumente kann er 
verhaltenswissenschaftliche Erkenntnisse nutzen und 
sogenannte Entscheidungsarchitekturen verändern. 
Daraus ergibt sich kein eigener Instrumententyp im 
engeren Sinne, da solche Ansätze zu den genannten 
Typen quer liegen.

92. Einige Instrumententypologien enthalten ergän­
zend die Kategorie kooperativer Instrumente (z.  B.
KAUFMANN­HAYOZ et al. 2012; TÖLLER 2012). Dazu
zählen beispielweise – oft staatlich angereizte oder
 verhandelte – (freiwillige) Selbstverpflichtungen von
Wirtschaftsakteuren oder Vereinbarungen zwischen
dem Staat und Wirtschaftsakteuren. Da kooperative
Instrumente aber in der Regel auf das Verhalten von
Branchenakteuren abzielen und allenfalls darüber ver­
mittelt indirekt auf das Verhalten der Bevölkerung ein­
wirken (etwa bei Branchenvereinbarungen zur Platzie­
rung von Lebensmitteln in Kantinen oder Supermärk­
ten), werden diese im Folgenden nicht betrachtet.

93. Gängige Instrumententypologien sowohl allge­
meiner Natur (HOOD 1983; VEDUNG 1998; CAPANO
und HOWLETT 2020) als auch solche, die spezifisch
für die Umweltpolitik (z.  B. MICHAELIS 1996;
BÖCHER und TÖLLER 2019; PACHECO­VEGA 2020;
ENDRES und RÜBBELKE 2022) entwickelt wurden,
unterscheiden nicht explizit dahingehend, ob die
Adressaten der Instrumente Unternehmen oder Men­
schen sind. Vielmehr werden eine staatliche Perspek­
tive eingenommen und generell alle möglichen Instru­
mententypen betrachtet, die der Staat unabhängig vom 
konkreten Adressaten einsetzen kann. In einigen
Arbeiten wird Regulierung dabei immer im Hinblick
auf das Individuum als kleinste soziale Einheit gedacht, 
welches auch in Unternehmen oder anderen Regulie­
rungsadressaten letztlich Entscheidungen trifft (so
z. B. VEDUNG 1998, S. 42). In anderen Beiträgen wird
– hinsichtlich der Umweltpolitik – zumindest implizit
die „Verursacherfirma“ als prototypische Schädigerin
adressiert. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass
die sichtbarsten Umweltschäden lange Zeit in erster
Linie von industrieller Produktion ausgingen (exem­
plarisch ENDRES und RÜBBELKE 2022, S. 128 ff.;
ebenso WILLIAMSON und LYNCH­WOOD 2021). Oft
wird der Unterschied zwischen verschiedenen Adres­
saten gar nicht thematisiert (BÖCHER und TÖLLER
2019, S. 76 ff.; WURZEL et al. 2013, S. 7 ff.; PACHECO­
VEGA 2020). Insgesamt werden also die Adressaten
umweltpolitischer Instrumente nicht differenziert
genug betrachtet. Um diese Lücke zu schließen, werden 
im Folgenden verschiedene politische Instrumente

dahingehend betrachtet, wie sie auf das Individuum 
wirken und wie effektiv sie dabei sind. 

3.3.1 Regulative Instrumente

94. Regulative Instrumente (auch als „Ordnungs­
recht“, „Auflage“, (ENDRES und RÜBBELKE 2022,
S. 119 ff.) und in der englischsprachigen Literatur als
„command­and­control“ oder „sticks“ (WURZEL et al. 
2013, S. 33; VEDUNG 1998, S. 41 ff.) bezeichnet)
schränken die Entscheidungsfreiheit des Individuums
durch Ge­ oder Verbote ein. Dabei kann die Einhaltung
zumindest in manchen Fällen überprüft und die Nicht­
einhaltung sanktioniert werden. Daher werden solche
Instrumente auch unter den Wirkmechanismus
„Zwang“ eingeordnet (VEDUNG 1998, S. 310 ff.).
Indem regulative Instrumente sozial unerwünschtes
oder erwünschtes Verhalten definieren, haben sie
zugleich eine symbolische Dimension (LASCOUMES
und LE GALES 2007, S. 12). Auch signalisiert der Staat
durch regulative Instrumente deutlich, dass gehandelt
wird.

95. Regulativen Interventionen liegen aufseiten des
Gesetzgebers meist keine differenzierten Annahmen
zu den Anreizstrukturen zugrunde, die auf ein rechts­
unterworfenes Individuum wirken. Da ein bestimmtes
Verhalten verboten oder angeordnet wird und Nicht­
einhaltung regelmäßig sanktionsbewehrt ist, wird übli­
cherweise von einer raschen Wirkung und einer hohen
Effektivität ausgegangen. Allerdings können Vollzugs­
defizite die Effektivität regulativer Instrumente erheb­
lich reduzieren, wobei die Kontrolle von Individuen in
den meisten Fällen noch schwieriger ist als die von
Unternehmen (vgl. MAYNTZ et al. 1978; LIMBERG
et al. 2021; STEINEBACH 2022). In manchen Fällen ist
die Zuordnung von Regelverstößen sogar praktisch
unmöglich, etwa bei der Entsorgung von Altbatterien
(s. Kasten 3­1). Regulative Instrumente, die nur indi­
rekt beim Individuum ansetzen, können hier einen
Vorteil haben. Wenn beispielsweise Unternehmen
bestimmte (umweltschädliche) Produkte nicht mehr
anbieten dürfen, lässt sich das leichter überprüfen und
sanktionieren. Gleichzeitig wird dadurch umwelt­
schädliches Verhalten für das Individuum erheblich
erschwert. Allerdings können regulative Interventio­
nen auch dazu führen, dass bestimmte Produkte oder
Dienstleistungen illegal angeboten werden. Anknüp­
fend an die in Kapitel 3.1 und 3.2 beschriebenen psy­
chologischen Erkenntnisse, wirken regulative Instru­
mente also über zwei Wege. Sie verändern einerseits
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die Kontextbedingungen, da umweltschädliches Ver­
halten erschwert wird. Andererseits wirken sie auf die 
Entscheidungssituation, indem sie unerwünschtes Ver­
halten definieren und so die wahrgenommenen sozia­
len Normen prägen und indem mögliche Sanktionen 
die Einstellung gegenüber dem Verhalten verändern 
(Abb. 3­3; s. a. Tz. 97 ff.). Regulative (ebenso wie öko­
nomische) Instrumente intervenieren relativ stark. 
Daher sind sie besonders wichtig, wenn hohe Verhal­
tenskosten (bspw. durch konkurrierende Motive) die 
Änderung des Verhaltens erheblich erschweren und 
weichere Instrumente an ihre Grenzen stoßen. Auch 

wenn ein bestimmtes Verhalten möglichst vollständig 
unterbleiben soll, sind regulative Instrumente essenziell.

96. Beispiele regulativer Instrumente, die direkt das
Individuum und sein umweltrelevantes Verhalten
adressieren, sind die Verpflichtung zur getrennten
Sammlung von Abfällen (§  7 Abs.  2 S.  1 i. V. m. §  9
Abs.  1  Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG), die Ver­
hängung von Fahrverboten für bestimmte Fahrzeuge
in bestimmen Gebieten auf der Basis des Bundes­
Immissionsschutzgesetzes (z. B. § 40 Abs. 2 Bundes­
Immissionsschutzgesetz – BImSchG) oder Geschwin­

 ɦ  Abbildung 3-3

Schematische Darstellung der Wirkmechanismen von regulativen Instrumenten auf das Verhalten

In Abbildung 3-2 in Kapitel 3.2 wurden drei Ansatzpunkte identifiziert, über die umweltrelevantes Verhalten adressiert werden kann. 
Diese Abbildung illustriert, welche dieser Ansatzpunkte sich regulative Instrumente zunutze machen.

SRU 2023
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digkeitsbeschränkungen im Straßenverkehr (z. B. § 45 
Abs. 1 Nr. 3 Straßenverkehrs­Ordnung – StVO). Indi­
rekt auf das Individuum wirken hingegen beispiels­
weise kommunale Mehrweggebote für Sportstätten 
oder das Verbot, bestimmte Einwegplastikprodukte in 
den Verkehr zu bringen (§ 3 Abs. 1 Einwegkunststoff­
verbotsverordnung – EWKVerbotsV).

Wann halten sich Menschen an regulative 
Vorgaben?
97. Wenn sich regulative Vorgaben direkt an Einzel­
personen richten, kann die Vorgabe nur wissentlich 
befolgt werden, wenn ihr Inhalt auch bekannt ist 
(WOLFF et al. 2020). Ist dies der Fall, können zwei 
unterschiedliche Faktoren die Regeleinhaltung beein­
flussen: Zum einen können Sanktionen die Kosten­
Nutzen­Abwägung des Individuums verändern, zum 
anderen wirken regulative Instrumente über Normen 
(TYLER 1990). 

98. Hinsichtlich der Kosten­Nutzen­Abwägung be ­
wertet das Individuum, wie wahrscheinlich die Nicht­
einhaltung erkannt und wie stark sie sanktioniert wird. 
Da durch Sanktionen die Bewertung des Verhaltens 
verändert wird, werden hier aus psychologischer Sicht 
vor allem die Einstellungen angesprochen (Einfluss­
faktor 3 in Abb. 3­1). Empirisch spielt die wahrgenom­
mene Wahrscheinlichkeit, entdeckt zu werden, dabei 
eine deutlich größere Rolle als die Schwere der Strafe 
(TYLER 1990; TYLER und DARLEY 2000; MURPHY 
et al. 2016). Auch soziale Sanktionen aufgrund verletz­
ter sozialer Normen können die Kosten­Nutzen­Abwä­
gungen beeinflussen. Da soziale Normen nicht immer 
im Einklang mit dem geltenden Recht stehen, sondern 
verbotenes Verhalten auch auf Verständnis oder sogar 
Zustimmung stoßen kann (was die Kosten­Nutzen­
Abwägung beeinflusst), können sie unter Umständen 
auch die Nichtbefolgung einer Rechtspflicht wahr­
scheinlicher machen (PAHA 2019, S. 54). 

99. Normen sind auch jenseits unmittelbarer sozialer 
Sanktionen entscheidend für die Befolgung von Ge­ 
und Verboten. Dabei sind sowohl persönliche als auch 
soziale Normen relevant (Einflussfaktoren 4 und 8 in 
Abb. 3­1). TYLER (1990) erklärt die Befolgung von 
Gesetzen (jenseits von Sanktionen) mit persönlichen 
Normen und der Legitimität des Gesetzgebers. Men­
schen halten sich also eher an Gesetze, wenn sie diese 
für moralisch richtig, gerecht und gerechtfertigt halten 
und wenn sie den Gesetzgeber als legitim wahrnehmen 
(TYLER 1990; TYLER und DARLEY 2000; MURPHY 
et al. 2016; PAHA 2019; KIRCHLER und MACIEJOVSKY 

2007). Hinzu kommt, dass regulative Instrumente 
erwünschtes Verhalten kommunizieren und damit 
auch soziale Normen prägen können. Gelingt dies, kön­
nen die sozialen Normen die Regelbefolgung begünsti­
gen. Menschen halten soziale Normen aus verschiede­
nen Gründen ein (GROSS und VOSTROKNUTOV 
2022): Erstens haben viele Menschen es bereits durch 
die Sozialisation verinnerlicht, sich an Regeln zu hal­
ten. Zweitens wollen Menschen ein positives Selbstbild 
aufbauen und ein positives Bild von sich nach außen 
vermitteln. Dabei spielt die Befolgung sozialer Normen 
eine wichtige Rolle. Drittens werden soziale Normen 
eher befolgt, wenn Menschen beobachten, dass auch 
andere sich an diese halten. 

100. Um die Einhaltung regulativer Instrumente zu 
verbessern, können staatliche Akteure demnach darauf 
abzielen, Normen und Werte zu verändern (WOLFF 
et  al. 2020). Ebenso können staatliche Institutionen 
gegenüber der Bevölkerung die Vorgaben besser kom­
munizieren und begründen, um durch größeres Ver­
ständnis die Regeleinhaltung zu erhöhen (ebd.). Ganz 
grundsätzlich können staatliche Akteure auch durch 
gerechte Verfahren zur wahrgenommenen Legitimität 
des Gesetzgebers beitragen (MURPHY et al. 2016). 
Zudem kann auch die Kosten­Nutzen­Abwägung ver­
schoben werden, indem regelkonformes Verhalten ver­
einfacht oder regelwidriges Verhalten (stärker) sanktio­
niert wird. 

101. Für die Effektivität von regulativen Instrumenten 
lässt sich zusammenfassend ableiten, dass 

 ɦ der Gesetzesinhalt den handelnden Personen 
zunächst einmal bekannt sein muss,

 ɦ eine hohe wahrgenommene Legitimität des Gesetz­
gebers grundsätzlich dem Erfolg regulativer Maß­
nahmen zuträglich ist,

 ɦ Regeln, die in Einklang mit Normen und Werten 
sind und somit als (moralisch) richtig wahrgenom­
men werden, eher befolgt werden,

 ɦ regulative Instrumente soziale Normen prägen kön­
nen, wodurch deren Einhaltung verbessert wird,

 ɦ Regeln eher eingehalten werden, wenn ein Risiko 
besteht, dass Nichteinhaltung erkannt und sanktio­
niert wird (wobei das Risiko, entdeckt zu werden, 
eine größere Rolle spielt als die Schwere der Sank­
tion), und
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 ɦ staatliches Handeln alle diese Punkte beeinflussen 
kann, denn auch grundlegende Einflussfaktoren wie 
Normen können sich langfristig ändern. Dies könnte 
beispielsweise durch Bildungs­ und Überzeugungsins­
trumente unterstützt werden. Die Kombination regu­
lativer Instrumente mit weiteren Instrumenten kann 
also deren Wirksamkeit erhöhen (s. Abschn. 3.3.6).

Hürden und Probleme
102. Eine bereits angesprochene, zentrale Hürde von
regulativen Instrumenten sind Vollzugsdefizite bzw.
die (Nicht­)Einhaltung der Vorgaben. Insofern ist es
zwar einfach, ein Ge­ oder Verbot zu erlassen. Eine
weitreichende Einhaltung sicherzustellen, kann jedoch
einen erheblichen Verwaltungsaufwand mit sich brin­
gen oder in manchen Fällen praktisch unmöglich sein
(s. Kasten 3­1).

103. Grundsätzlich gelten ordnungsrechtliche Aufla­
gen für alle Menschen unabhängig vom sozialen Status
und anderen individuellen Merkmalen gleichermaßen.
Dies lässt sie zunächst gerecht erscheinen, allerdings
kann die Wirkung dennoch für verschiedene Menschen 
unterschiedlich sein. Würde beispielsweise eine Ver­
pflichtung eingeführt, beim Kauf eines Hauses einen
individuellen Sanierungsfahrplan erstellen zu lassen,
hätte dies zunächst nur Auswirkungen auf Menschen,
die überhaupt ein Haus erwerben. Die Verteilungswir­
kung regulativer Instrumente kann je nach Politikziel
und Ausgestaltung progressiv oder regressiv sein (d. h.
ärmere Haushalte werden relativ schwächer bzw. stär­
ker belastet als reichere) (JACOB et al. 2016). Häufig
ist die Verteilungswirkung jedoch weniger sichtbar als
etwa bei Bepreisungsinstrumenten (LÖSCHEL 2021).
Zum Beispiel ermitteln BALDENIUS et al. (2021) für

Kasten 3-1
Die Rückgabepflicht von Altbatterien (Batteriegesetz) als Beispiel 
eines regulativen  Instruments

Endnutzer:innen von Batterien sind gemäß § 11 Bat­
teriegesetz (BattG) verpflichtet, ihre Altbatterien 
nicht im Restabfall, sondern bei einer entsprechen­
den Rücknahmestelle zu entsorgen. Dieses Gebot soll 
einerseits verhindern, dass Schadstoffe in die Umwelt 
gelangen, und andererseits erreichen, dass die Batte­
rien recycelt und die Rohstoffe so wiederverwendet 
werden können. 

In der Praxis gelingt dies nicht: DORNBUSCH et al. 
(2020) schätzen aufgrund einer Stichprobenerhe­
bung, dass jährlich 5.500 t Altbatterien im Restabfall 
entsorgt werden. Damit entsprechen Altbatterien 
knapp 10 % der Masse an Problem­ und Schadstoffen 
im Restabfall. Insgesamt ist die Sammelquote von 
Gerätebatterien über die letzten zehn Jahre gestiegen, 
von 42 % im Jahr 2012 auf 48 % im Jahr 2021 (UBA 
2022a). Damit wird das nationale Sammelziel von 
50 % Masse der Gerätebatterien, die im Durchschnitt 
des betreffenden und der beiden vorangegangenen 
Kalenderjahre in Deutschland verkauft wurden (§ 16 
Abs. 1 BattG), jedoch noch nicht erreicht. Die der­
zeit geltende europäische Quote von 45 % wird mit 
der geplanten neuen Batterieverordnung mittelfristig 
auf zunächst 63 und letztlich auf 73 % steigen („Bat­
teries: deal on new EU rules for design, production 
and waste treatment“, Pressemitteilung des Europä­
ischen Parlaments vom 9. Dezember 2022).

Es lässt sich festhalten, dass das Gebot zur ord­
nungsgemäßen Rückgabe von vielen Bürger:innen 
nicht eingehalten wird, obwohl die Rückgabe auf­
grund der Vielzahl an Sammelstellen (bspw. in 
Supermärkten) vergleichsweise einfach ist. Proble­
matisch ist, dass der Staat in diesem Fall keine Mög­
lichkeiten hat, die falsche Entsorgung festzustellen, 
zuzuordnen und zu sanktionieren. Die Regulierung 
ist somit vollständig darauf angewiesen, dass sich 
Bürger:innen freiwillig konform verhalten: entweder 
weil sie die Regel befürworten oder weil sie die Ein­
haltung der Regel zumindest als Pflicht für sich 
akzeptieren. Um das zu erreichen, verpflichtet das 
BattG die Sammelsysteme zur Verbraucherinforma­
tion. Die Sammelquoten von Gerätebatterien sollen 
nun durch zusätzliche Informations­ und Bildungs­
instrumente steigen. Hierzu zählt beispielsweise 
auch die flächendeckende Nutzung des Sammel­
stellenlogos (z. B. EUWID 2022a). Darüber hinaus 
werden ökonomische Anreize in Form einer Pfand­
pflicht für Batterien und Akkus diskutiert. Um 
die  vorgeschriebenen Sammelquoten zu erfüllen, 
könnten Pfandsysteme zukünftig eine wichtige 
Rolle spielen. Praktikabel erscheint dies derzeit 
aber nur für bestimmte Bereiche, etwa für statio­
näre Energiespeicher, wie sie häufig in Kombina­
tion mit privaten Photovoltaikanlagen zum Einsatz 
kommen (HOBOHM und CHRYSSOS 2021).
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ein regulatives Instrument (CO2­Effizienzstandards 
für Pkw) eine sogar etwas stärker regressive Vertei­
lungswirkung als für ein Bepreisungsinstrument (CO2­
Preis von 55 €/t ohne Rückverteilung).

104. Bei Verboten ebenso wie bei anderen Instrumen­
ten, die umweltschädigendes Verhalten erschweren 
(bspw. Bepreisung), kann die einschränkende Wir­
kung verringert werden, wenn umweltverträgliche 
Alternativen vorhanden sind. Hierzu ist es wichtig, die 
Verfügbarkeit von umweltfreundlichen Alternativen zu 
fördern und diese durch eine klare Kommunikation 
bekannt zu machen.

105. Eine grundlegende Kritik an regulativen Instru­
menten ist zudem, dass sie häufig nicht effizient sind, 
also die Umweltverbesserung nicht mit geringstmög­
lichen Vermeidungskosten erreichen (ENDRES und 
RÜBBELKE 2022, S. 127 ff.) und überdies keinen 
Anreiz für Verbesserungen über die Einhaltung des 
Standards hinaus geben (ENDRES und RÜBBELKE 
2022, S. 140 f.).

3.3.2 Ökonomische Instrumente

106. Ökonomische Instrumente verändern die Kosten 
umweltrelevanten Verhaltens, um eine umweltfreund­
lichere Entscheidung zu fördern. Dies kann geschehen, 
indem umweltfreundlicheres Verhalten vergünstigt 
oder indem umweltschädliches Verhalten verteuert 
wird. Mit der Annahme, dass veränderte Anreize zu 
anderen Entscheidungen führen, setzen diese Instru­
mente somit in erster Linie auf rationales Verhalten des 
Individuums. Anreize können, müssen aber nicht in 
monetären Einheiten ausgedrückt werden. Über die 
direkten Anreize hinaus können ökonomische Instru­
mente auch soziale Normen kommunizieren (OOSTER­
HUIS et al. 2008, S. 19). Beispielweise signalisiert 
eine Besteuerung von Plastiktüten, wie sie etwa in Por­
tugal im Jahr 2015 eingeführt wurde, dass Plastiktüten 
sozial unerwünscht sind. Somit wird ein Effekt über 
den eigent lichen ökonomischen Anreiz hinaus erzielt 
(ADE  YANJU et al. 2021). Eine finanzielle Förderung 
kann neben der Verbesserung des Kosten­Nutzen­Ver­
hältnisses ebenfalls als Belohnung oder als symboli­
sche Zuwendung verstanden werden, die soziale Aner­
kennung ausdrückt oder sozial erwünschtes Verhalten 
signalisiert (RIEDER und HAEFELI 2008). Anknüp­
fend an die psychologischen Erkenntnisse der vor­
herigen Kapitel wirken ökonomische Instrumente den­
noch primär auf die Kontextbedingungen (Abb. 3­4; 

s. a. Kap. 3.1 und 3.2). Da ökonomische Instrumente 
relativ stark intervenieren, sind sie ebenso wie regula­
tive Instrumente besonders dann gefragt, wenn hohe 
Verhaltenskosten (bspw. durch konkurrierende Motive) 
die Änderung des Verhaltens erheblich erschweren.

107. Ökonomische Instrumente schränken theore­
tisch die Handlungsfreiheit des Individuums weniger 
stark ein als regulative, weil sie Verhalten nicht ver­
bieten, sondern verteuern (oder vergünstigen, z.  B. 
VEDUNG 1998, S. 32). Menschen können also auf das 
Preissignal des ökonomischen Instruments flexibel 
reagieren. Dennoch kann eine Bepreisung umwelt­
schädlichen Verhaltens je nach Lebensumständen und 
ökonomischer Situation des Individuums den Hand­
lungsspielraum durchaus deutlich einschränken. Bei­
spielsweise kann ein hoher CO2­Preis ohne Rückvertei­
lungsmechanismus die Kaufkraft von Menschen mit 
geringem Einkommen erheblich reduzieren, insbeson­
dere wenn das Verhalten kurzfristig nicht geändert 
werden kann und dadurch Geld an anderer Stelle fehlt 
(EDENHOFER et al. 2019, S. 84). 

Unterschiedliche Typen ökonomischer 
 Instrumente
108. Ökonomische Instrumente werden in der Litera­
tur unterschiedlich unterteilt (s. bspw. MICHAELIS 
1996, S. 26; KAUFMANN­HAYOZ et al. 2001, S. 42; 
KEOHANE und OLMSTEAD 2016, S. 144 f.; STEH­
LING 1999). Manche dieser Instrumente beziehen sich 
dabei eher auf Unternehmen als auf Einzelpersonen 
(z.  B. Rücknahmepflichten oder Umwelthaftung, s. 
MICHAELIS 1996, S. 32; STEHLING 1999, S. 84 ff.). 
Vereinfacht – und bezogen auf das Individuum – kön­
nen vier Typen ökonomischer Instrumente unterschie­
den werden (angelehnt an MICHAELIS 1996, S. 26):

 ɦ Subventionen/Förderinstrumente

 ɦ Abgaben und Steuern

 ɦ handelbare Nutzungsrechte

 ɦ Pfandpflichten

109. Förderinstrumente machen umweltfreundliches 
Verhalten günstiger und können dabei vielfältige For­
men annehmen (z. B. Umweltbonus für Elektroautos, 
s. Kasten 3­3). SCHWARTZ und CLEMENTS (1999) 
unterscheiden sieben Idealtypen von Subventionen, 
die von direkten finanziellen Förderungen über Steuer­
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 ɦ  Abbildung 3-4

Schematische Darstellung der Wirkmechanismen von ökonomischen Instrumenten auf das Verhalten

In Abbildung 3-2 in Kapitel 3.2 wurden drei Ansatzpunkte identifiziert, über die umweltrelevantes Verhalten adressiert werden kann. 
Diese Abbildung illustriert, welche dieser Ansatzpunkte sich ökonomische Instrumente zunutze machen.
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niedrigem Zinssatz reichen. Subventionen erfordern 
staatliche Finanzierungsquellen, entweder aus beste­
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angestrebte Reduktion der Umweltbelastung sicher 
erreicht wird (MATTHES 2020, S. 40). Bei preisbasier­
ten Instrumenten ist dies nicht der Fall, da Reaktionen 
auf steigende Preise nicht exakt vorhergesagt werden 
können. Allerdings besteht ein Nachteil mengenbasier­
ter Instrumente in einer unvorhersehbaren zukünfti­
gen Preisentwicklung, da der Preis sich als Knappheits­
signal am Markt bildet. Preisbasierte Instrumente 
 hingegen erlauben eine gewisse Planbarkeit und 
 Vorhersehbarkeit hinsichtlich der Preisentwicklung 
(MATTHES 2020, S. 39 f.). Insofern sind preisbasierte 
Instrumente aus Sicht des Individuums transparenter 
und erlauben es eher, dass das Individuum zukünftige 
Preisentwicklungen in die Entscheidung einbeziehen 
kann. Zudem erfordern mengenbasierte Instrumente 
oft einen höheren administrativen Aufwand (ebd., 
S. 40), daher ist ein direktes Ansetzen beim Individu um 
(also, dass das Individuum selbst Zertifikate handelt, 
etwa individuelle handelbare Emissionsrechte im Rah­
men eines Personal Carbon Trading, s. BOTHNER 
2020) herausfordernd. Möglich sind jedoch Lösungen 
wie der nationale Brennstoffemissionshandel, der zwar 
die Preise fossiler Energieträger für Verbraucher:innen 
erhöht, dies aber (nach der Festpreisphase) auf der 
Basis eines Zertifikatehandels zwischen den Inver­
kehrbringern der Energieträger erreicht. Beide Typen 
ökonomischer Instrumente haben die besondere 
 Eigenschaft, dass sie zusätzliche Mittel für den Staat 
 generieren, die entweder für Subventionen (oder für 
den allgemeinen Haushalt) bereitstehen oder für die 
Entlastung der Verbraucher:innen rückverteilt werden 
können. Für den Zertifikatehandel gilt dies nur, so ­ 
fern der Staat Einnahmen aus der Versteigerung der 
 Zertifikate generiert. Die staatlichen Einnahmen 
gehen jedoch zurück, wenn das Lenkungsziel erreicht 
wird.

111. Pfandsysteme (z. B. Pfand auf Flaschen, s. SRU 
2000, Tz. 870 ff.) bieten einen positiven Anreiz, ein 
Produkt oder eine Verpackung nach der Nutzungs­
phase zurückzugeben und so deren Wiederverwen­
dung, Recycling oder bei schadstoffhaltigen Produkten 
auch deren sachgemäße Beseitigung sicherzustellen. 
Dabei erhöht sich der Kaufpreis für das Individuum um 
den Pfandpreis, der jedoch bei Rückgabe wiedererstat­
tet wird.

Elastizität
112. Die Preissensibilität gibt an, wie stark Individuen 
auf eine Preissteigerung oder ­reduzierung reagieren. 
Aggregiert betrachtet wird die Veränderung der nach­
gefragten Menge als Reaktion auf eine Preisänderung 

als Preiselastizität der Nachfrage bezeichnet. Diese 
Preiselastizität ist somit auch ein Ausdruck, wie effek­
tiv ökonomische Instrumente umweltpolitische Ziele 
erreichen können. Man spricht von einer elastischen 
Nachfrage, wenn ein einprozentiger Anstieg der Preise 
zu einer mehr als einprozentigen Senkung der Nach­
frage führt. Ist die Nachfrage unelastisch, sinkt die 
Nachfrage dagegen um weniger als ein Prozent (BACH 
et al. 2019). Aus umweltpolitischer Sicht heißt das: Ist 
die Elastizität hoch, führen Preisänderungen zu einem 
deutlichen Effekt, ist sie hingegen niedrig, so ist der 
direkte umweltpolitische Effekt nur gering. 

113. Die Preiselastizität der Nachfrage eines Gutes 
hängt von verschiedenen Faktoren ab. Sie ist tendenzi­
ell hoch, wenn sich das Produkt leicht durch ein ande­
res ersetzen lässt und wenn es eher ein Luxusgut ist als 
zur Erfüllung eines Grundbedürfnisses benötig wird 
(MANKIW 2021). Außerdem spielt der Zeithorizont 
eine Rolle: Kurzfristig ist die Preiselastizität tendenzi­
ell niedriger als langfristig, da kurzfristig weniger Aus­
weichmöglichkeiten bestehen und sich auch Verhal­
tensänderungen eher langfristig ergeben (ebd.; BACH 
et al. 2019). 

114. Beispielsweise ist die Nachfrage nach Wurst­
waren elastischer als die Nachfrage nach Fleisch, was 
SCHRÖCK (2013) durch die leichte Ersetzbarkeit von 
Wurstwaren durch alternative Produkte (z. B. Käse) 
erklärt. Bei Strom und Wärme ist die Nachfrage kurz­
fristig extrem unelastisch und bleibt auch langfristig 
unelastisch (BACH et al. 2019). Das erklärt sich unter 
anderem daraus, dass beide zur Erfüllung von Grund­
bedürfnissen genutzt werden und kurzfristig kaum 
Ausweichmöglichkeiten bestehen. Bei der Wärme 
beschränken sich kurzfristige Ausweichmöglichkei­
ten im Wesentlichen darauf, dass bei sehr hohen 
 Preisen wie in einer Energiekrise auch Komfortver­
luste in Kauf genommen werden. Langfristig können 
im Falle einer Verteuerung der Wärme durch eine 
CO2­Bepreisung auf fossile Brennstoffe (s. Kasten 
3­2) durchaus Anpassungen vorgenommen werden, 
insbesondere durch Effizienzmaßnahmen und die 
Nutzung erneuerbarer Energien zum Heizen. Diese 
sind jedoch aufwendig, sodass beispielsweise für 
Eigenheimbesitzer:innen vielerlei Hürden bestehen 
(s. Kap. 5.3). Hinzu kommt, dass der Entscheidungs­
spielraum vieler Menschen stark beschränkt ist. 
Mieter:innen haben beispielsweise keinen direkten 
Einfluss auf die Wärmedämmung oder das Heiz­
system. 

Kasten 3-2
Die CO2-Bepreisung als Beispiel eines ökonomischen Push-Instruments

Die CO2­Bepreisung ist ein ökonomisches Instru­
ment für den Klimaschutz, das den Ausstoß des 
Treibhausgases CO2 mit einem Preis belegt. Sie ver­
teuert damit klimaschädliche Produkte und Pro­
zesse, sodass die klimafreundlichen Alternativen 
relativ günstiger werden. Gleichzeitig generiert sie 
finanzielle Mittel, die der Staat für den sozialen 
Ausgleich oder als Fördermittel einsetzen kann. Die 
CO2­Bepreisung kann als Emissionshandel oder als 
Steuer ausgestaltet werden. 

In der EU wurde bereits 2005 ein CO2­Emissions­
handel (European Union Emissions Trading Sys­
tem – EU­ETS) eingeführt, dieser gilt jedoch bisher 
nur für Kraftwerke und große Industrieanlagen 
sowie innereuropäische Flüge. Er wirkt nur indirekt 
auf Verbraucher:innen. Seit Anfang 2021 gilt mit 
dem Brennstoffemissionshandel in Deutschland 
auch eine CO2­Bepreisung für Kraft­ und Heiz­
stoffe, also für Energiepreise, die deutlich direkter 
auf die Haushalte wirken. Bis zum Jahr 2025 ist die 
Preisentwicklung festgelegt: Von 25 €/t CO2 im Jahr 
2021 steigt der Preis auf 45 €/t bis 2025. Für 2026 ist 
ein Preiskorridor vorgegeben, anschließend soll die 
Menge der Zertifikate beschränkt werden und der 
Preis sich auf dem Markt bilden. Der Preisaufschlag 
gilt zusätzlich zu den bestehenden Energiesteuern 
und ­abgaben, die jedoch nicht konsistent auf den 
Klimaschutz ausgerichtet sind (GAWEL und PUR­
KUS 2015). Zukünftig soll es auch auf EU­Ebene 
einen separaten Emissionshandel für Kraft­ und 
Heizstoffe geben („„Fit für 55“: Rat und Parlament 
erzielen vorläufige Einigung zum Emissionshan­

delssystem der EU und zum Klima­Sozialfonds“, 
Pressemitteilung des Rats der Europäischen Union 
vom 18. Dezember 2022).

In verschiedenen Bereichen ist die CO2­Bepreisung 
unterschiedlich wirksam, je nachdem wie stark die 
jeweiligen Akteure auf Preisänderungen reagieren 
und wie vorausschauend und ökonomisch rational 
sie handeln (MATTHES 2020). Daher kann sie je 
nach Bereich unterschiedliche Rollen im Instru­
mentenmix einnehmen. Wenn vorausschauende, 
ökonomisch rationale Akteure relativ stark auf 
Preisänderungen reagieren, bietet sich die CO2­
Bepreisung als primäres Instrument der Dekarboni­
sierung im betroffenen Bereich an (ebd.). Ist dies 
nicht der Fall, kann der CO2­Preis trotzdem eine 
Rolle spielen, dann allerdings als Teil eines breite­
ren Instrumentenmixes oder als Auffangmechanis­
mus, zum Beispiel um den Rebound­Effekt zu ver­
hindern (ebd.). Die geringe Elastizität der Nach­
frage nach Kraft­ und Heizstoffen im Gebäude­ und 
Verkehrsbereich (BACH et al. 2019) impliziert, dass 
für deutliche Nachfrageänderungen sehr hohe CO2­
Preise erforderlich sind. Außerdem treffen Indivi­
duen langfristig wirkende Entscheidungen oft nicht 
in entsprechender Voraussicht auf die absehbar 
steigenden Preise (MATTHIES et al. 2020). Daher 
hält MATTHES (2020) den CO2­Preis im Gebäude­ 
und Verkehrsbereich lediglich als Ergänzungsin­
strument für plausibel. Dieser sollte somit Teil eines 
breiteren Instrumentenmixes sein, der auch Förde­
rungen und regulative Instrumente enthält (zum 
Instrumentenmix im Gebäudesektor s. Kap. 5.3).
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115. Grundsätzlich können Verbraucher:innen auf
 verschiedene Weise auf Preiserhöhungen reagieren:

 ɦ Senkung des Verbrauchs des verteuerten Gutes 
durch Verzicht oder effizientere Nutzung, 

 ɦ Einsparungen an anderer Stelle, um die höheren 
Preise auszugleichen, oder 

 ɦ Substitution des verteuerten Gutes durch andere 
Güter. 

116. Diese Ausweichreaktion auf ein anders Gut kann
Ziel des Instruments sein (bspw. Kauf vegetarischer

Produkte statt Fleisch bei Erhöhung der Mehrwert­
steuer auf Fleisch). Es kann aber auch zu unerwünsch­
ten Ausweichreaktionen kommen (bspw. Kauf von 
Fisch statt Fleisch). Daher ist neben der (Eigenpreis­)
Elastizität für die umweltpolitische Wirksamkeit auch 
die Kreuzpreiselastizität wichtig, das heißt, wie stark 
die Preisänderung die Nachfrage nach anderen Gütern 
beeinflusst (MANKIW 2021). Wie bei anderen Instru­
menten auch müssen somit (möglicherweise uner­
wünschte) Ausweichreaktionen bei der Konzeption des 
Instruments berücksichtigt werden. Die gewünschte 
Reaktion sollte klar kommuniziert werden und mög­
lichst einfach umzusetzen sein. Ebenfalls ist einzu­
beziehen, dass es meist bereits andere ökonomische 

als Preiselastizität der Nachfrage bezeichnet. Diese
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tiv ökonomische Instrumente umweltpolitische Ziele
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Anreize gibt und ein neues ökonomisches Instrument 
sich dann in diese Landschaft einordnen muss 
(s. Abschn. 3.3.6). Zu diesen bereits bestehenden öko­
nomischen Anreizstrukturen gehören insbesondere 
vielfältige umweltschädliche Subventionen, die falsche 
Anreize setzen und neue Instrumente in ihrer Wirkung 
hemmen (UBA 2021d). Zudem binden sie staatliche 
Mittel, die womöglich an anderer Stelle fehlen. Eine 
Ab  schaffung umweltschädlicher Subventionen ist 
daher dringend geboten. 

117. Nicht nur die tatsächlichen Preisänderungen spie­
len eine Rolle für die Verhaltensänderung, sondern 
auch die Wahrnehmung der Preise durch die Ver­
braucher:innen. So sank die Nachfrage nach Milch im 
Jahr 2009, als Milchpreise medial stark thematisiert 
wurden, deutlich stärker als in den Vorjahren, in denen 
es teils sogar größere Preissteigerungen gegeben hatte 
(FAHLBUSCH et al. 2009). RIVERS und SCHAUFELE 
(2015) zeigten diesen Effekt auch für eine CO2­Steuer 
auf Kraftstoffe in Kanada, die durch die stärkere Wahr­
nehmung (Salienz) einen mehr als viermal so starken 
Effekt auf die Nachfrage hatte wie ein marktgetriebe­
ner Preisanstieg in gleicher Höhe. Sind Preise wenig 
salient, ist also eine geringere Preiselastizität zu erwar­
ten. Insofern ist für die Wirksamkeit ökonomischer 
Instrumente auch deren Transparenz sowie die Kom­
munikation und mediale Rezeption relevant. Jenseits 
ökonomischer Instrumente hat dies weitere Implika­
tionen dafür, wie Verhalten adressiert werden kann. So 
erhalten Haushalte in der Regel nur einmal pro Jahr 
eine Stromrechnung. Es gibt Hinweise darauf, dass der 
Stromverbrauch unmittelbar nach Zustellung der 
Rechnung sinkt, da dies die Salienz der Strompreise 
erhöht (GILBERT und GRAFF ZIVIN 2014), sodass 
eine regelmäßigere Abrechnung zu Energieeinsparun­
gen führen könnte (s. a. Tz. 156). 

Mitnahmeeffekte
118. Das Ziel von Förderinstrumenten in der Umwelt­
politik ist es, umweltfreundlichen Konsum oder 
umweltfreundliche Investitionen anzureizen, die sonst 
nicht stattgefunden hätten (Zusätzlichkeit). In der 
Regel werden aber auch Investitionen oder Konsum­
entscheidungen subventioniert, die auch ohne (oder 
mit niedrigerer) Subvention getätigt worden wären. 
Diese Mitnahmeeffekte führen zu Kosten für den Staat, 
ohne dass daraus ein ökologischer Mehrwert erwächst. 
Eine Subvention zu gestalten, die nur geringe Mitnah­
meeffekte mit sich bringt, ist schwierig; daher ist der 
nicht zusätzliche Anteil an subventionierter Nachfrage 
häufig hoch (BOOMHOWER und DAVIS 2014; GRÖ­

SCHE und VANCE 2008; KERR und WINSKEL 2020; 
s. a. Kasten 3­3). 

119. Grundsätzlich sind solche Mitnahmeeffekte nied­
riger, wenn sowohl die Nachfrage als auch das Angebot 
elastisch sind. Darüber hinaus können Mitnahme­
effekte durch mehrere Maßnahmen reduziert werden 
(vgl. RIEDER und HAEFELI 2008): Die Programm­
dauer sollte nicht zu kurz sein, da andernfalls nur die­
jenigen zum Zuge kommen, die ohnehin schon in der 
Planung waren. Vergabekriterien können durch gewisse 
Hürden oder Abstufungen die Mitnahme senken. Da 
ein hoher Fördersatz die Kosten­Nutzen­Abwägung 
substanziell verändert, beteiligen sich bei höherem 
Fördersatz mehr Personen, die sich sonst nicht ent­
sprechend entschieden hätten. Gleichzeitig steigt aber 
auch die Gesamtsumme an staatlichen Mitteln, die in 
Mitnahmeeffekte fließt, da auch diejenigen von der 
hohen Förderung profitieren, die schon bei niedrige­
rem Fördersatz aktiv geworden wären. Insgesamt sind 
auch Informationen über die Zielgruppe wichtig, um 
das Programm darauf auszurichten. Eine Förderung 
sollte zudem mit Informationsinstrumenten gekoppelt 
werden, um die Beteiligung zu steigern. KERR und 
WINSKEL (2020) zeigen am Beispiel der Wärme­
wende, dass Mitnahmeeffekte bei Gütern, die regelmä­
ßig ersetzt werden (bspw. Heizsystem), höher sind als 
bei Gütern, auf die das nicht zutrifft (bspw. Gebäude­
dämmung). 

Transaktionskosten
120. Förderprogramme können einen größeren Admi­
nistrationsaufwand mit sich bringen und damit einen 
erheblichen Anteil der Fördersumme beanspruchen. 
Dabei verursachen kleinere Fördersummen in der 
Regel einen anteilig höheren Verwaltungsaufwand 
(VALENTOVÁ et al. 2018, S. 390). Dies ist insbeson­
dere bei Instrumenten, die das Alltagsverhalten von 
Individuen adressieren, von Bedeutung. Auf Seite der 
Fördernehmenden bestehen ebenfalls Transaktions­
kosten und die Gefahr einer Ablehnung des Förder­
antrags. 

Verteilungswirkung
121. Ökonomische Instrumente wirken überwiegend 
regressiv, also ungleichheitsverstärkend (JACOB et al. 
2016). Bei Bepreisungsinstrumenten gilt das insbeson­
dere, wenn Grundbedürfnisse betroffen sind, da 
ärmere Menschen einen größeren Anteil ihres Einkom­
mens für diese Güter (z. B. Wärme, Strom, Mobilität) 
ausgeben als reichere Menschen (LÖSCHEL 2021). 
Auch Förderinstrumente führen häufig zu einer Um ­

Kasten 3-3
Der Umweltbonus für Elektroautos als Beispiel eines ökonomischen Pull-Instruments

Der Absatz von Elektroautos soll mittels einer Kauf­
prämie bundesweit gefördert werden. Seit 2016 wird 
eine solche Prämie gezahlt (s. BOLLMANN und 
TÖLLER 2018). Die Höhe der Prämie wurde seit ihrer 
Einführung mehrfach angepasst und beträgt derzeit 
bis zu 6.750 Euro, wovon der Bund zwei Drittel über­
nimmt und die Fahrzeughersteller ein Drittel. Nach 
Kauf und Zulassung eines förderfähigen Elektroautos 
können Käufer:innen beim Bundesamt für Wirt­
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) einen Antrag 
stellen bzw. diesen durch ein Autohaus stellen lassen 
(BAFA o. J.).

Tatsächlich wurden insbesondere seit 2020 deutlich 
mehr Elektroautos in Deutschland zugelassen als 
zuvor (KBA 2022). Laut BAFA wurden bis Anfang 
2023 mehr als 1,8 Millionen Fahrzeuge über das Pro­
gramm gefördert, von denen allerdings nur etwas 
mehr als die Hälfte reine Elektrofahrzeuge und der 
Rest Hybridfahrzeuge sind (BAFA 2023). HAAN et al. 
(2022) analysieren die Wirkung des Umweltbonus 
und kommen zu dem Schluss, dass er einen deutli­
chen Einfluss auf den Absatz von Elektroautos hat. 
Jedoch ist der Bonus nicht der einzige Erklärungsfak­
tor, denn weitere Instrumente, technologischer Fort­
schritt und eine erweiterte Produktpalette sowie 

möglicherweise auch ein gesellschaftlicher Wandel 
haben ebenfalls zur Zunahme der Elektrofahrzeuge 
beigetragen. 

Es kann jedoch von erheblichen Mitnahmeeffekten 
ausgegangen werden (BLANCK und KREYE 2021), 
auch wenn diese bisher nicht quantifiziert sind. Mit­
nahmeeffekte gibt es einerseits bei den Käufer:innen, 
die sich ohnehin ein Elektroauto gekauft hätten, aber 
andererseits auch bei den Automobilherstellern, die 
in ihren Verkaufspreisen einkalkuliert haben könn­
ten, dass die Zahlungsbereitschaft der Kund:innen 
durch die Förderung gestiegen ist (BLANCK et al. 
2020). Hinzu kommt der Missbrauch der Förderung: 
Die Käufer:innen mussten das geförderte Auto bei 
einem Kauf früher nur sechs Monate behalten und ein 
signifikanter Anteil wurde nach Ablauf der Frist ins 
Ausland weiterverkauft (CAM 2022). Da die Prämie 
überdies Neuanschaffungen generell fördert und 
der  Gesamtbestand an Pkw weiterhin steigt (BMVI 
2020), ist eine Subventionierung nur für die Markt­
durchdringung empfehlenswert. Zudem wäre ein 
Bonus­Malus­System bei der Zulassung sinnvoller 
(SRU 2017b). Für eine umfassende Verkehrswende ist 
über die finanziellen Anreize hinaus ein breiterer Ins­
trumentenmix notwendig (ebd.; s. a. Abschn. 3.3.6).
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verteilung von unten nach oben (BORENSTEIN und 
DAVIS 2016). 

122. Allerdings können ökonomische Instrumente
auch progressiv, also ungleichheitsmindernd, wirken.
Zum einen können die Einnahmen von Bepreisungs­
instrumenten zurückverteilt werden (Tz. 197 ff.). Zum
anderen können Instrumente durch die Auswahl der
bepreisten Güter auch so gestaltet werden, dass sie die
Ungleichheit reduzieren. Beispielsweise könnte eine
Vielfliegerabgabe dazu führen, dass die Emissionen
des Flugverkehrs sinken und dabei progressiv wirken,
da reichere Menschen überproportional viel fliegen
(CHAPMAN et al. 2021).
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 verhaltensökonomische Einschränkungen
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res Produkt oft zu niedrig ein (z. B. zu Gebäudedäm­
mung s. IKND 2022). Auch besteht Unsicherheit ange­
sichts zukünftiger Preisentwicklungen, oder diese wer­
den (z. B. im Kontext eines CO2­Preises) nicht korrekt 
antizipiert (GILLINGHAM und PALMER 2014). Ent­
scheidungen werden also sowohl mit unvollständigem 
Wissen als auch unter Unsicherheit getroffen. Hier 
kommt hinzu, dass Menschen häufig risikoavers sind, 
sie also ein möglichst geringes Risiko eingehen wollen. 
Dies hat Konsequenzen für ihre Entscheidungen 
(NOVIRDOUST et al. 2022). Zudem müssen sich bei­
spielsweise energieeffizientere Produkte sehr schnell 
amortisieren, damit dies als Einsparung wahrgenom­
men wird (d. h. Menschen diskontieren die Zukunft 
stark ab) (KUBIAK 2016). Kurzfristige Investitions­
kosten werden also wesentlich höher bewertet als lang­
fristige Betriebskosten, sodass Nutzungsänderungen 
die naheliegende Reaktion auf steigende CO2­Preise 
sind, obwohl Investitionen oft stärker und dauerhafter 
wirken (MATTHIES et al. 2020). Außerdem zeigt sich, 
dass Menschen nur ungern Schulden aufnehmen, etwa 

SCHE und VANCE 2008; KERR und WINSKEL 2020;
s. a. Kasten 3­3).
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kosten und die Gefahr einer Ablehnung des Förder­
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ausgegangen werden (BLANCK und KREYE 2021), 
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nahmeeffekte gibt es einerseits bei den Käufer:innen, 
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in ihren Verkaufspreisen einkalkuliert haben könn­
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2020). Hinzu kommt der Missbrauch der Förderung: 
Die Käufer:innen mussten das geförderte Auto bei 
einem Kauf früher nur sechs Monate behalten und ein 
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um die Gebäudeenergieeffizienz zu verbessern, son­
dern die erforderlichen Mittel lieber erst ansparen. 
Dies sollte in der Gestaltung eines Förderinstruments 
berücksichtigt werden, da direkte Zuschüsse eine 
höhere Zustimmung genießen als zinsgünstige Kredite 
(STIEß et al. 2010; STIEß und DUNKELBERG 2013).

3.3.3 Information, Überzeugung 
und Bildung 

124. Ansätze, die durch Informationen, Überzeu­
gungsarbeit und Bildung die Individuen in ihrem Ver­
halten zu beeinflussen versuchen, greifen weniger 
stark in die Entscheidung ein als die vorher besproche­
nen Instrumente. Da dieser Instrumentenkategorie 
unterschiedliche Adressatenverständnisse zugrunde 
liegen können und sie teilweise kurz­ und teilweise 
langfristig wirken, werden hier drei Varianten unter­
schieden: informationelle Instrumente, persuasive 
 Instrumente sowie Bildungsinstrumente. In der Praxis 
sind die Grenzen zwischen diesen Instrumententypen 
oft fließend.

Informationelle Instrumente 
125. Informationelle Instrumente basieren auf den 
Annahmen, dass erstens Menschen grundsätzlich ihre 
Entscheidungen auf der Basis von Wissen treffen 
(LOER und LEIPOLD 2018, S. 47 f.; OEHLER und 
WENDT 2017) und zweitens den Menschen häufig 
Informationen über spezifische Umweltprobleme 
und  entsprechende Handlungsmöglichkeiten fehlen 
(ABRAHAMSE und MATTHIES 2019, S. 265). Hier 
 sollen informationelle Instrumente Abhilfe schaffen, 
indem sie fehlende Informationen für bestimmte Ent­
scheidungen bereitstellen, was wiederum zu anderem 
Verhalten führen soll (HOWLETT 2019, S. 227). In ­
formationelle Instrumente können damit an psycho­
logische Erkenntnisse anknüpfen, indem sie in konkre­
ten Entscheidungssituationen die Möglichkeiten und 
 Konsequenzen des eigenen Verhaltens aufzeigen und 
durch bereitgestellte Informationen eine Entscheidung 
 entsprechend den eigenen Werten erst ermöglichen 
(Abb. 3­5; s. a. Kap. 3.2). 

126. Demzufolge spielen zwei Arten von Informatio­
nen eine Rolle, die im Kontext von umweltpolitischen 
Instrumenten bereitgestellt werden können: Zum 
einen sind dies Informationen über bestehende und 
drohende Umweltprobleme sowie Informationen über 
Umwelteigenschaften von Produkten und Verhaltens­
weisen, die die Konsequenzen des Konsums ebendieser 

Produkte bzw. dieser Verhaltensweisen verdeutlichen. 
Dies können Berichte über die Umweltauswirkungen 
eines Produkts sein oder Angaben über den CO2­Aus­
stoß einer konkreten Flugreise. Zum anderen können 
Informationen über umweltfreundliche Verhaltensal­
ternativen vermittelt werden (ABRAHAMSE und 
MATTHIES 2019, S. 265). Ein Beispiel für Letzteres 
stellen Beratungsangebote für Hauseigentümer:innen 
zur energetischen Sanierung dar oder Hinweise auf 
Produktverpackungen zu deren Entsorgung, die mit 
ganz konkreten Hinweisen bei der Umsetzung einer 
vorhandenen Intention helfen. Informationelle Instru­
mente können auch zur Unterstützung von ökonomi­
schen Instrumenten eingesetzt werden, wenn sie bei­
spielsweise vermitteln, wie auf Preiserhöhungen mit 
geändertem Verhalten reagiert werden kann (WOLFF 
et al. 2020).

127. Verglichen mit anderen Instrumententypen inter­
venieren informationelle Instrumente am wenigsten 
(BÖCHER 2012). Allerdings zeigt die Forschung, dass 
sie auch nur begrenzt wirken, vor allem, wenn sie nicht 
mit anderen Instrumenten kombiniert werden. Dies 
liegt unter anderem daran, dass Menschen nicht belie­
big viele Informationen aufnehmen, geschweige denn 
diese verarbeiten können (OEHLER und WENDT 
2017). Zu viele oder kompliziert dargestellte Informati­
onen führen teilweise dazu, dass diese letztlich kaum 
wahrgenommen werden (ÖLANDER und THØGERSEN 
2014, S. 342 f.). Auch handeln Menschen nicht immer 
infolge einer rationalen bewussten Abwägung, sodass 
das Wissen nicht unbedingt das Verhalten beeinflusst 
(HOWLETT 2019, S. 235). Informationen über Um ­
welt    krisen können Ängste erzeugen, die bei einigen 
Menschen zu umweltfreundlichem Verhalten führen, 
bei anderen keine Verhaltensänderung bewirken und 
bei wieder anderen unter Umständen sogar Hilflosig­
keit erzeugen (zur Diskussion über „climate anxiety“ 
siehe u. a. MARAN und BEGOTTI 2021; KAPELLER 
und JÄGER 2020).

128. Eine häufig verwendete Form von informationel­
len Instrumenten sind freiwillige oder verpflichtende 
Produktkennzeichnungen bzw. Labels wie die EU­
Energieeffizienzkennzeichnung auf Haushaltsgeräten 
(s. Kasten 3­4) oder der Blaue Engel, der 1978 als welt­
weit erstes Umweltsiegel eingeführt wurde (GERTZ 
2005). In Experimenten und Metastudien haben sich 
Labels vielfach als effektiv erwiesen (z.  B. zu Öko­
Labels auf Lebensmitteln: POTTER et al. 2021; 
 BASTOUNIS et al. 2021). Produktkennzeichnungen 
können die vorhandene Wissensasymmetrie zwischen 

 ɦ  Abbildung 3-5

Schematische Darstellung der Wirkmechanismen von informationellen, persuasiven und Bildungs-
instrumenten auf das Verhalten

In Abbildung 3-2 in Kapitel 3.2 wurden drei Ansatzpunkte identifiziert, über die umweltrelevantes Verhalten adressiert werden kann. 
Diese Abbildung illustriert, welche dieser Ansatzpunkte sich informationelle, persuasive und Bildungsinstrumente zunutze machen.
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Produzenten und Konsumierenden verringern (JACOBS 
und HÖRISCH 2021; ROE et al. 2014). Ohne solche 
Kennzeichnung fehlen den Konsumierenden beim Kauf 
wichtige Informationen über Eigenschaften der Pro­
dukte. Kennzeichnungen erleichtern hingegen die 
 Entscheidung für ein umweltfreundlicheres Produkt 
(JACOBS und HÖRISCH 2021). Aggregierte Labels kom­
binieren Informationen zu verschiedenen Umweltdi­
mensionen und erlauben eine schnelle und einfache Ein­
ordnung der Informationen. Weitere Möglichkeiten sind 
QR­Codes oder Apps, die es ermöglichen, weiterfüh­
rende Informationen zu erhalten (LIEDTKE et al. 2020). 

129. Bei Labels und anderen Informationen ist eine 
einfache Darstellung besonders wichtig, wobei auch die 
Einbeziehung verhaltenswissenschaftlicher Erkennt­
nisse hilfreich sein kann (sog. Priming, siehe auch 
Abschn. 3.3.4). Sind Labels intuitiv, klar und verständ­
lich, können sie durchaus einen Effekt auf das Kauf­
verhalten haben, und viele Kund:innen sind bereit, 
mehr für Produkte mit bestimmten gekennzeichneten 
Eigenschaften zu zahlen. Werden für die Darstellung 
der Labels Ampelfarben genutzt, hilft dies den Kon­
sumierenden bei der Interpretation der Information 
(MULLER et al. 2019, S. 892). Durch positive und 
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 negative Einordnung erleichtern sie es außerdem, nega­
tiv eingeordnete Produkte nicht zu kaufen (MEYER­
DING et al. 2019). Diese Einschätzung wird auch durch 
eine funktionale Kernspinstudie zu Nährwertangaben 
unterstützt, die einerseits die Aktivierung von präfron­
talen Hirnarealen zeigte, die mit der Aktivierung von 
Selbstkontrolle bei roten Labels einhergehen und ande­
rerseits bei grünen Labels die Aktivierung von solchen 
Strukturen, die mit Belohnung, also positiven Emotio­
nen einhergehen. Diese Studie zeigt also, dass unter­
schiedliche Areale im Gehirn angesprochen werden, je 
nachdem, ob ein Ampelsystem oder lediglich Zahlen­
angaben zu Nährwerten verwendet werden (ENAX 
et al. 2015).

130. Der Effekt von Labels auf das Kaufverhalten
unterscheidet sich jedoch stark zwischen Produktgrup­
pen und Kundengruppen (SCHUMACHER 2010; zu
Lebensmitteln: TEBBE und von BLANCKENBURG
2018; BASTOUNIS et al. 2021). Bei der Nutzung von
Labels muss mitgedacht werden, welche weiteren ähn­
lichen Kennzeichnungen bereits im Umlauf sind. In
Experimenten erhöht sich die Zahlungsbereitschaft
beispielsweise für Bioprodukte nicht, wenn diese neben 
dem EU­Bio­Siegel weitere Bio­Siegel mit strengeren
Kriterien tragen (TEBBE und von BLANCKENBURG
2018). Aktuell ist eine Vielzahl von staatlichen und pri­
vaten Labels und Siegeln im Umlauf, deren zugrunde­
liegende Kriterien oftmals unklar sind und die es den

Konsument:innen erschweren, den Überblick zu behal­
ten. Auf EU­Ebene gibt es daher Pläne, die Verwendung 
von intransparenten Nachhaltigkeitssiegeln und Um ­
weltaussagen auf Produkten einzuschränken (Europä­
ische Kommission 2022c). Auch ist die Bekanntheit von 
Labels ein wichtiger Faktor. So hat der Blaue Engel ins­
besondere von Informationskampagnen der beteiligten 
privaten und öffentlichen Organisationen profitiert 
und eine große Bekanntheit erlangt (GERTZ 2005, 
S. 137).

131. Ebenfalls zu den informationellen Instrumenten
gehört das sogenannte Prompting, bei dem Hinweise
auf ein gewünschtes Verhalten in einer bestimmten
Entscheidungssituation gegeben werden (s. Tz. 155).
Es basiert auf der Annahme, dass Personen, die ein
bestimmtes Verhalten zeigen wollen, es in den Hand­
lungssituationen oftmals vergessen. Das Prompting
soll daran erinnern. Dies geschieht beispielsweise
durch Hinweise an Mülleimern zur Mülltrennung oder
an Zimmertüren, das Licht auszuschalten (ABRA­
HAMSE und MATTHIES 2019, S. 268; zum Licht
 Ausschalten in Seminarräumen: ZOLIK et al. 1982).
Prompting kann durchaus den gewünschten Effekt
haben, wenn die Hinweise einfach und positiv formu­
liert sind und genau dort angebracht sind, wo das Ver­
halten stattfindet. Es hat aber nur einen kurzfristigen
Effekt und sorgt nicht für langfristige Verhaltensände­
rungen (ABRAHAMSE und MATTHIES 2019, S. 268).

Kasten 3-4
Die EU-Energieeffizienzkennzeichnung als Beispiel eines informationellen Instruments

Eine verpflichtende Energieeffizienzkennzeichnung 
der EU bzw. ursprünglich der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft (EWG) wurde für einzelne 
Produkte bereits Anfang der 1980er­Jahre einge­
führt, schrittweise auf weitere Produktgruppen aus­
geweitet und EU­weit vereinheitlicht (BMUV 2021). 
Sie wird als sehr erfolgreiches Instrument und 
als  Haupttreiber für den Absatz energieeffizienter 
Haushaltsgeräte beschrieben, gerade auch, weil die 
EU sie in Kombination mit regulativen und ökono­
mischen Instrumenten einführte. So wurden bei­
spielsweise nach und nach die Geräte der schlech­
testen Energieeffizienzklassen verboten (RÜDE­
NAUER und FISCHER 2021). Durch die verständli­
che und schnell erfassbare Darstellung wird die 
Kennzeichnung von vielen Kund:innen bei der Ein­
kaufsentscheidung berücksichtigt (ÖLANDER und 

THØGERSEN 2014, S. 343; STEINEMANN et al. 
2022). Die zwischenzeitliche Erweiterung der Kate­
gorien auf A+ bis A+++ hat jedoch die Wirksamkeit 
verringert, weil A weiterhin positiv beurteilt wurde 
und der Unterschied in der Effizienz zwischen den 
Geräten daher als weniger groß wahrgenommen 
wurde (ÖLANDER und THØGERSEN 2014, 
S. 345 ff.). Seit 2021 werden die Kategorien in den
verschiedenen Produktgruppen schrittweise wieder
auf  Skalen von A bis G angepasst (BMUV 2021).
 Dieses Beispiel zeigt, dass die Gestaltung von Labels 
eine große Rolle spielt und dass diese immer wieder
an das Angebot auf dem Markt und den technischen
Stand angepasst werden müssen, damit sie weiter­
hin eine gute Differenzierung zwischen den jeweils
verfügbaren Produkten ermöglichen (ÖLANDER
und THØGERSEN 2014, S. 345).
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Insbesondere negativ formulierte Prompts können 
auch zu Reaktanz führen und bei einigen Personen 
gegensätzliches Verhalten provozieren (SUSSMAN 
und GIFFORD 2012, S. 597).

132. Bei allen Formen informationeller Instrumente
spielt der Absender einer Information eine wichtige
Rolle. So müssen beispielsweise Labels und die das
Label vergebenden Organisationen als glaubwürdig
wahrgenommen werden (STEINEMANN et al. 2022).
Daneben können Informationen umweltrelevantes
Verhalten vor allem dann beeinflussen, wenn sie eine
hohe persönliche Relevanz für die Zielgruppe haben
(LIEDTKE et al. 2020, S. 24). Personen, die bereits ein
entsprechendes Problembewusstsein haben, achten
beispielsweise mehr auf Labels und kaufen eher durch
Labels positiv bewertete Produkte (LIEDTKE et al.
2020, S. 24; GERTZ 2005, S. 131). Mit Bildungs­ oder
Überzeugungsmaßnahmen längerfristig die Relevanz
von Umweltinformationen für Einzelne und damit das
Interesse daran zu erhöhen, könnte auf lange Sicht eine 
gute Grundlage für weitere Informationsmaßnahmen
liefern. Daneben sind Informationsinstrumente weni­
ger effektiv, wenn dem gewünschten Verhalten soziale
Normen entgegenstehen (WEAVER 2015, S. 813). Dies
kann dafür sprechen, zusätzlich tiefgreifender anzu­
setzen und auch die Normen durch Überzeugungs­
arbeit zu verändern (s. Tz. 136).

133. Um die persönliche Relevanz herauszustellen,
kann es bei informationellen Instrumenten außerdem
sinnvoll sein, gesundheitliche Co­Benefits von umwelt­
freundlichem Verhalten ebenfalls zu kommunizieren
(McCALL et al. 2021, S. 183). Es ist oftmals effektiver,
die positiven Nebeneffekte eines Verhaltens zu beto­
nen als die negativen Effekte eines alternativen Ver­
haltens (ebd.; LONDAKOVA et al. 2021, S. 6). Studien
deuten auch darauf hin, dass ein lokaler Bezug von
Informationen die Relevanz und Veränderungsbereit­
schaft erhöhen kann (SCANNELL und GIFFORD 2013).

134. Informationelle Instrumente sind effektiver,
wenn sie zielgruppengerecht aufbereitet sind und nur
Informationen übermitteln, die für die gewählte Ziel­
gruppe wirklich relevant sind (ABRAHAMSE und
MATTHIES 2019, S. 266; ABRAHAMSE et al. 2005;
STEG und VLEK 2009, S. 313). Im besten Fall werden
die Zielgruppen bei der Entwicklung der konkreten
Informationskampagnen einbezogen, um ihre Per­
spektive zu verstehen (STEG und VLEK 2009, S. 313).
Bei der Aufbereitung von Informationen könnte noch
stärker auf Erkenntnisse aus der Public­Health­Litera­

tur zurückgegriffen werden (z. B. SCHMID et al. 2008). 
Forschungsergebnisse deuten darauf hin, dass bei ein­
fachem und einmaligem Verhalten Informationen pas­
send für bestimmte Gruppen der Bevölkerung formu­
liert werden sollten, die einen ähnlichen Lebensstil tei­
len und somit empfänglich für eine ähnliche Form der 
Ansprache sind (sog. Message Targeting, ebd.). Wird 
in Bezug auf komplexeres Verhalten eine Veränderung 
gewünscht, die auch einen Wandel von Lebensstilen 
voraussetzt, ist es empfehlenswert, die Zielgruppe 
genau zu analysieren. Darauf aufbauend können Infor­
mationen nicht nur an größere Bevölkerungsgruppen 
angepasst werden, sondern es kann noch zielgerichte­
ter auf die adressierten Personen mit ihren Charakte­
ristiken und Bedürfnissen eingegangen werden (sog. 
Message Tailoring, ebd.). So können Energiespar­
beratungen von Haushalten besonders effektiv sein, 
wenn sie auf die spezifische Situation der Personen 
 eingehen und gezielte Maßnahmen vorschlagen 
(ABRAHAMSE et al. 2005; 2007). Da eine auf individu­
elle Situationen zugeschnittene Ansprache größeren 
Aufwand bedeutet und außerdem der Datenschutz 
hierfür Grenzen setzt, muss bei jeder Informations­
maßnahme eine Abwägung zwischen Zielsetzung, 
 Ressourcen und Datenschutz getroffen werden (zum 
Datenschutz u. a. SVRV 2022). 

135. Daneben spielt es eine Rolle, über welche Kanäle
die Informationen verbreitet werden. Da insbesondere
für junge Menschen soziale Medien eine wichtige Rolle
bei der Informationsbeschaffung auch zu Umwelt­
themen spielen (BMUV und UBA 2022b, S. 39), soll­
ten  neben klassischen Kanälen der Informations  ver  ­
mittlung auch soziale Medien genutzt werden. Für
weitergehende Informationen werden auch Apps vorge­
schlagen (LIEDTKE et al. 2020). Es ist jedoch darauf
zu achten, dass Informationsinstrumente nicht nur die
ohnehin an Umweltthemen Interessierten erreichen –
auch um soziale Ungleichheiten nicht zu verstärken.
Außerdem sollte nicht nur ein Kommunikationskanal
zum Einsatz kommen. Vielmehr sollten Informations­
instrumente für verschiedene Zielgruppen und über
verschiedene Medien aufgesetzt werden. Nur dies
kann  gewährleisten, dass verschiedene Gruppen von
dem neuen Wissen und von möglichen Co­Benefits
(CREUTZIG et al. 2022a) eines veränderten Verhal­
tens profitieren. Eine begleitende Evaluation von infor­
mationellen Maßnahmen, wie sie beispielsweise zur
Sammlung von Bioabfall in drei hessischen Kommunen
durchgeführt wurde (SANTJER et al. 2022), ermög­
licht eine zielgerichtete Anpassung der Informations­
aktivitäten.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7717– 67 –



Persuasive Instrumente
136. Im Unterschied zu informationellen Instrumen­
ten vermitteln persuasive Instrumente nicht nur Infor­
mationen, sondern haben es zum Ziel, die adressierten
Personen explizit davon zu überzeugen, sich anders
zu verhalten. Sie basieren auf der Annahme, dass das
Verhalten von Menschen unter anderem auch von
ihren Überzeugungen geleitet ist (GRAF 2018, S. 437;
WYNES und NICHOLAS 2017). Persuasive Instru­
mente, wie beispielsweise Kampagnen von Ministerien,
sind als interessengeleitete Öffentlichkeitsarbeit von
politischen Institutionen zu verstehen, die auf eine
Veränderung von Verhaltensweisen und dahinterlie­
genden Einflussfaktoren des Verhaltens zielen sollen
(KNEIP und NIESYTO 2007, S. 162 f.; s. Kasten 3­5).
Dabei können sie an soziale Normen oder moralische
Überzeugungen appellieren bzw. versuchen, diese zu
verändern (ABRAHAMSE und MATTHIES 2019,
S. 266), sowie in entsprechenden Entscheidungssitua­
tionen daran erinnern (Abb. 3­5; s. a. Kap. 3.2). Werden 
Menschen auf die Konsequenzen des eigenen Handelns 
und eine Verfehlung oder Erreichung eigener Normen
aufmerksam gemacht, kann das Gefühle von Schuld
oder Stolz hervorrufen und die Bereitschaft zur Ver­
antwortungsübernahme und umweltfreundliches Ver­
halten fördern (s. Tz. 62). Damit können sie auch eine
Grundlage für die Wirkung informationeller Maßnah­
men bilden. Ebenso wie informationelle Instrumente
müssen auch persuasive Instrumente in ihren Inhalten, 
den ausgewählten Formaten und den Kanälen der
 Verbreitung passend für die ausgewählte Zielgruppe
gestaltet sein (s. Tz. 134).

137. Persuasive Instrumente können zum Beispiel die
Form von Kampagnen im Fernsehen, auf Webseiten, in
den sozialen Medien oder auf Plakaten im öffentlichen
Raum annehmen. Sind Kampagnen so gestaltet, dass
sie Menschen in Erinnerung bleiben und sie zum Aus­
tausch mit anderen darüber anregen, verbreiten sich
die Inhalte zusätzlich über informelle soziale Netz­
werke weiter (HARMS und VOGEL 2022). Persuasive
Instrumente können aber auch interaktiv und partizi­
pativ gestaltet sein. Energiesparwettbewerbe beispiels­
weise können soziale Normen ansprechen und zu
umweltfreundlichem Verhalten anregen, insbesondere
wenn die Teilnehmenden in Gruppen von Nachbar­
schaften gegeneinander antreten (ABRAHAMSE und
MATTHIES 2019).

138. Bilden sich in Nischen bestimmte umweltfreund­
liche Verhaltensweisen oder entsprechende Werte und
Normen heraus, kann es wirkungsvoll sein, über Über­

zeugungs­ und Informationskampagnen andere Men­
schen darüber zu informieren und zu ähnlichem Ver­
halten anzuregen (ähnlich WBGU 2011; WOLFF et al. 
2020). Bekannte Persönlichkeiten, mit denen Men­
schen sich identifizieren bzw. denen sie sich zugehörig 
fühlen, können als Vorbilder agieren und bestimmte 
Verhaltensweisen anregen (s. soziale Normen, Identi­
täten in Kap. 3.1). Neben bekannten Persönlichkeiten 
können auch Menschen aus dem sozialen Umfeld als 
Multiplikator:innen agieren. Menschen, die bereits ein 
umweltfreundliches Verhalten zeigen (z.  B. Kompos­
tieren von Gemüseabfällen), können dazu aufgerufen 
werden, in der Nachbarschaft über persönliche Kon­
takte für das Verhalten zu werben (bspw., indem sie 
Aufkleber oder T­Shirts mit entsprechenden Slogans 
erhalten, s. BATOR und CIALDINI 2000). Andere 

Kasten 3-5
Aktion Biotonne Deutschland als Beispiel 
eines persuasiven Instruments

Die Kampagne Aktion Biotonne Deutschland wirbt 
deutschlandweit für eine Getrenntsammlung von 
Bioabfällen und setzt sich für weniger Fremdstoffe 
in der Biotonne ein. Sie wird von einem Bündnis 
aus zivilgesellschaftlichen, unternehmerischen und 
öffentlichen Organisationen unterstützt. In jähr­
lichen Aktionswochen soll die Bevölkerung in 
 Ko  operation mit teilnehmenden Kommunen von 
der  Getrenntsammlung überzeugt werden. Dazu 
 werben die Kommunen und das Netzwerk bei 
 Ver anstaltungen, mit Flyern und Postern sowie auf 
ihren Webseiten und in den sozialen Medien für die 
Biotonne. Daneben wird für jeden Tag eine Chal­
lenge veröffentlicht, zum Mitmachen aufgerufen 
und es werden Gewinnspiele durchgeführt (.lichtl 
Ethics & Brands o. J.).

Auch außerhalb der Aktionswochen wird auf einer 
Webseite darüber informiert, was in die Biotonne 
darf und was nicht und welche die positiven Umwelt­
effekte der Getrenntsammlung sind. Modern designte 
Kompostbehälter im angegliederten Onlineshop 
sollen das Getrenntsammeln attraktiver machen. 
Die Aktion deckt also mehrere Elemente persuasiver 
Instrumente ab, denen die psychologische For­
schung einen positiven Einfluss auf umweltfreund­
liches Verhalten bescheinigt (s. Kap. 3.1). Mangels 
wissenschaftlicher Evaluation dieser konkreten 
Kampagne kann ein erreichter Effekt bisher jedoch 
nicht belegt oder gar quantifiziert werden.
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Ansätze machen sich statt der Nachbarschaft das 
so ziale Umfeld im digitalen Raum zunutze. In einem 
Projekt des Umweltbundesamtes (UBA) wurden in 
einem Wettbewerbsformat mit Jugendlichen Erfah­
rungen zur Zusammenarbeit mit Influencer:innen 
gesammelt und geschlussfolgert, dass nachhaltigkeits­
affine In  fluencer:innen als konzeptionell Beratende 
durchaus gewinnbringend eingesetzt werden können. 
Influ encer:innen kommen auch zur direkten Vermitt­
lung von Botschaften infrage. Dann muss bei hoher 
Reichweite aber erstens mit hohen Kosten gerechnet 
werden und zweitens sichergestellt sein, dass die 
Authentizität sowohl der Influencer:innen als auch 
der  staatlichen Akteure erhalten bleibt (WERG et al. 
2021).

139. Persuasive Instrumente können – abhängig unter
anderem von der Ausgestaltung – aber auch Reaktanz
hervorrufen und zu nicht­intendierten, gegenteiligen
Verhaltensänderungen führen (MIDDEN und HAM
2019, S. 288 f.). Sie sind teilweise umstritten, da die
Grenze zwischen transparenter Information und
intransparenter Beeinflussung manchmal fließend ist
(HOWLETT 2019, S. 226). Zudem sollten sie nur dann 
genutzt werden, wenn umweltfreundliche Verhaltens­
alternativen vorhanden sind – auch, um zu verhin­
dern, dass die Motivation für umweltfreundliches
Verhalten nach einer Reihe nicht­erfolgreicher Ver­
suche wieder sinkt (BAMBERG und SCHULTE 2019,
S. 311). Be  richte über negative Umwelteffekte, die die
Menschen emotional ansprechen, sollten kombiniert
werden mit Informationen über effektive Lösungs­
strategien und Verhaltensänderungen (STOLL­KLEE­
MANN et al. 2022).

Bildungsinstrumente
140. Bildungsinstrumente setzen grundlegender an als 
informationelle oder persuasive Instrumente und
haben das Ziel, bei den Adressat:innen Wissen, Kompe­
tenzen und Fähigkeiten zu entwickeln. Durch Umwelt­
bildung und Bildung für nachhaltige Entwicklung
(BNE) können Menschen Wissen über Umweltthemen
erlangen, aber auch die notwendigen Kompetenzen
erwerben, um ihr eigenes Verhalten und dessen Aus­
wirkungen auf die Umwelt sowie andere Menschen zu
reflektieren. Das wiederum ermöglicht ihnen bewuss­
ten nachhaltigen Konsum und nachhaltige Lebensstile
(LEICHT et al. 2018). Ebenso zu den Bildungsinstru­
menten zählen Ansätze, bei denen vorhandene Kompe­
tenzen gestärkt und neue aufgebaut werden sollen.
Diese Kompetenzen befähigen zu bewussten Entschei­
dungen und ermöglichen erst ein bestimmtes Ver­

halten. So könnten Menschen beispielsweise geschult 
werden, wie sie mit Statistiken umgehen (im Kontext 
der Nudging­Literatur auch als Boosting bezeichnet, 
s. HERTWIG und GRÜNE­YANOFF 2017).

141. Bildungsinstrumente setzen an verschiedenen re ­
levanten Einflussfaktoren des Verhaltens an (s. Abb. 3­5;
s. a. Kap. 3.1). Hierzu gehören die Wahrnehmung einer
Bedrohung durch Umweltprobleme und von negativen
Konsequenzen des eigenen Verhaltens, Wissen und
Fähigkeiten zum umweltfreundlicheren Handeln
und  damit die wahrgenommene Verhaltenskontrolle.
 Langfristig können Bildungsprojekte zur Entwicklung
eines Umweltbewusstseins und entsprechender per­
sönlicher Normen und Werte beitragen. Neben der
Ebene des Wissens können Bildungsansätze die be ­
nötigte konkrete Handlungskompetenz für umwelt­
freundliches Verhalten schaffen, indem zum Beispiel
die Reparatur von Alltagsgegenständen und Kleidung
angeleitet wird.

Kasten 3-6
Handy-Aktion Baden-Württemberg als 
Beispiel eines Bildungsinstruments

Das Bildungsprojekt startete im Jahr 2012 als 
kleine Aktion und entwickelte sich zu einem lan­
desweiten Projekt in Baden­Württemberg. Heute 
wird sie vom Landesumweltministerium unter­
stützt und von einem Netzwerk verschiedener 
Akteure aus Zivilgesellschaft, Kirche und Unter­
nehmen sowie der Nachhaltigkeitsstrategie Baden­
Württemberg getragen. Ziel ist es, über soziale und 
ökologische Folgen der Handyproduktion zu infor­
mieren und zu bewusstem Konsum und korrekter 
Entsorgung aufzurufen.

Über das Bildungsprojekt werden die sozialen, 
ökologischen, wirtschaftlichen und gesundheit­
lichen Auswirkungen der Herstellung, Nutzung 
und Entsorgung von Handys vermittelt. Das Pro­
jekt bietet Bildungsmaterialien für verschiedene 
Alters­ und Zielgruppen zum Download oder Aus­
leihen an. Dies reicht von Vorlagen für Poster und 
Arbeitsblätter über Vorschläge für Spiele und 
Unterrichtsentwürfe bis hin zu einem Rohstoff­
koffer, mit dem die Adressat:innen die in Handys 
verwendeten Materialien kennenlernen können. 
Daneben werden Referierende für Bildungsver­
anstaltungen vermittelt (Handy­Aktion Baden­
Württemberg o. J.).
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142. Die Teilnahme an Umweltbildungsprojekten war
in der Vergangenheit überwiegend auf das Engagement
Einzelner angewiesen. So konnten Lehrkräfte zwar
Lehrmaterialien für Schulprojekte (s. a. Kasten 3­6)
anfordern, dies geschah jedoch meistens aus Eigenini­
tiative. In den letzten Jahren wurde BNE stärker in
Lehrplänen verankert. Um Lehrkräfte bereits während
ihrer Ausbildung besser auf die Vermittlung von
Umwelt­ und Nachhaltigkeitsthemen vorzubereiten,
wird BNE mittlerweile verstärkt in der Lehrerbildung
vorangetrieben (Nationale Plattform BNE 2020). Der
Nationale Aktionsplan Bildung für nachhaltige Ent­
wicklung sieht auch vor, BNE in weiteren Bildungsbe­
reichen, wie der beruflichen Bildung oder dem außer­
schulischen Bereich, zu stärken (Nationale Plattform
BNE 2017).

143. Die Forschung zeigt, dass Bildungsansätze durch­
aus einen positiven Effekt auf Umweltwissen, Einstel­
lungen und die Intention für umweltfreundliches Ver­
halten haben können (zu Umweltbildung bei Kindern
und Jugendlichen: van de WETERING et al. 2022).
Teilweise führt diese Verhaltensintention auch zu um ­
weltfreundlichem Verhalten (s. Tz. 58). Über Natur­
erfahrungen lässt sich die Bindung an die Natur  stärken
(BARRAGAN­JASON et al. 2022), was sich ebenfalls
positiv auf Umweltverhalten auswirken kann. Insbe­
sondere Umweltbildung und Aktivitäten in der Natur
im Kindheitsalter zeigen einen langfristig positiven
Effekt auf das Umweltverhalten (TANJA­DIJKSTRA
et  al. 2019, S. 101). Doch auch darüber hinaus sind
 Kinder und Jugendliche eine besonders wichtige Ziel­
gruppe von Umweltbildung, weil sie in ihren Familien
häufig eine Multiplikatorfunktion haben (LONDAKOVA
et al. 2021, S. 25; WYNES und NICHOLAS 2017, S. 1).

144. Bildungsprogramme müssen ebenso wie informa­
tionelle Instrumente auf die Zielgruppe zugeschnitten
werden. Auf der einen Seite können sie bei Menschen
mit einer besonders hohen Veränderungsbereitschaft
voraussichtlich schneller Wirkung zeigen. Zu diesen
zählen laut der Umweltbewusstseinsstudie 2020
(BMUV und UBA 2022a) im Durchschnitt Frauen eher
als Männer, Personen zwischen 30 und 39 Jahren eher
als Personen anderer Altersgruppen und Menschen mit
höherer Bildung eher als mit niedriger. Diese Gruppen
verhalten sich bereits jetzt vergleichsweise umwelt­
freundlich und haben eine ausgeprägtere Umweltein­
stellung, unter der in der Umweltbewusstseinsstudie
eine hohe sachliche und emotionale Bewertung von
Umweltschutz gefasst wird (s. Abb. 3­6). Auf der ande­
ren Seite sollten Angebote auch für alle anderen Ziel­

gruppen aufgesetzt und insbesondere auch diejenigen 
adressiert werden, die schwerer erreichbar sind. 
Ansonsten könnten soziale Ungleichheiten und Unter­
schiede im Bildungs­ und Kompetenzniveau verstärkt 
werden. Bei Personen mit geringerem Umweltbewusst­
sein bietet es sich besonders an, Co­Benefits umwelt­
freundlichen Verhaltens hervorzuheben. Außerdem 
kann es sinnvoll sein, gruppenspezifische Vorbilder für 
die Vermittlung des Wissens zu nutzen (s. a. Tz. 79).

145. WYNES und NICHOLAS (2017) fordern, dass
Bildungsprogramme und Lehrbücher nicht auf klein­
teilige und einfach umzusetzende, aber wenig wir­
kungsvolle Maßnahmen fokussieren, sondern eher
hochwirksame Maßnahmen benennen sollten (z.  B.
Vorschläge zur Verringerung des Fleischkonsums oder
Vermeidung von Flugreisen und nicht Vorschläge,
weniger Plastiktüten zu nutzen). Ansonsten könnte der 
Eindruck entstehen, dass Umweltprobleme sich durch
kleine Anpassungen lösen ließen. Aktuelle Studien
bestätigen, dass die meisten Menschen nicht wissen,
mit welchen Verhaltensänderungen sie einen besonders
großen Effekt erzielen würden (pollytix 2021, S. 19).

146. Damit in der konkreten Entscheidungssituation
aus Wissen und Intention auch ein verändertes Ver­
halten resultiert, sollten Bildungsansätze mit ande­
ren Instrumenten kombiniert werden (LONDAKOVA
et  al.  2021, S. 6; JACOBS und HÖRISCH 2021, S. 1;
CARUANA et al. 2016; ABRAHAMSE und MATTHIES
2019, S. 265 f.; STEG und VLEK 2009). Neben der
direkten Ansprache des Individuums über Bildung,
Information und Überzeugung muss auch der Kontext
der Entscheidung verändert und umweltfreundliches
Verhalten einfacher, komfortabler und (kosten)güns­
tiger werden (STEG und VLEK 2009, S. 313).

3.3.4 Veränderung von 
Entscheidungskontexten 

147. Eine weitere Form politischer Instrumente, die
umweltfreundliches Verhalten anreizen und erleich­
tern soll, wurde in den vergangenen Jahren vermehrt
unter den Begriffen Nudging oder Veränderung von
Entscheidungsarchitekturen diskutiert. Diese stellen
jedoch keine eigene Instrumentenkategorie dar. Statt­
dessen können sie andere Instrumente ergänzen und
anpassen, indem die Verhaltenssituationen sowie die
Adressat:innen und ihre Verhaltensheuristiken, also in
der Bevölkerung verbreitete vereinfachende Verhaltens­
regeln, mitgedacht werden (LOER und LEIPHOLD

ɦ Abbildung 3-6

Umwelt- und Klimaeinstellungen, Umweltverhalten und Veränderungsbereitschaft
laut Umweltbewusstseinsstudie 2020

Repräsentativerhebung bei 2.115 Befragten ab 14 Jahren. 

Skala: Mittelwerte der jeweiligen Dimension, standardisiert von 0 bis 10

Quelle: BMUV und UBA 2022a, S. 40, angepasst
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gruppen aufgesetzt und insbesondere auch diejenigen
adressiert werden, die schwerer erreichbar sind.
Ansonsten könnten soziale Ungleichheiten und Unter­
schiede im Bildungs­ und Kompetenzniveau verstärkt
werden. Bei Personen mit geringerem Umweltbewusst­
sein bietet es sich besonders an, Co­Benefits umwelt­
freundlichen Verhaltens hervorzuheben. Außerdem
kann es sinnvoll sein, gruppenspezifische Vorbilder für
die Vermittlung des Wissens zu nutzen (s. a. Tz. 79).

145. WYNES und NICHOLAS (2017) fordern, dass
Bildungsprogramme und Lehrbücher nicht auf klein­
teilige und einfach umzusetzende, aber wenig wir­
kungsvolle Maßnahmen fokussieren, sondern eher
hochwirksame Maßnahmen benennen sollten (z.  B.
Vorschläge zur Verringerung des Fleischkonsums oder
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Eindruck entstehen, dass Umweltprobleme sich durch
kleine Anpassungen lösen ließen. Aktuelle Studien
bestätigen, dass die meisten Menschen nicht wissen,
mit welchen Verhaltensänderungen sie einen besonders
großen Effekt erzielen würden (pollytix 2021, S. 19).

146. Damit in der konkreten Entscheidungssituation
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halten resultiert, sollten Bildungsansätze mit ande­
ren Instrumenten kombiniert werden (LONDAKOVA
et  al.  2021, S. 6; JACOBS und HÖRISCH 2021, S. 1;
CARUANA et al. 2016; ABRAHAMSE und MATTHIES
2019, S. 265 f.; STEG und VLEK 2009). Neben der
direkten Ansprache des Individuums über Bildung,
Information und Überzeugung muss auch der Kontext
der Entscheidung verändert und umweltfreundliches
Verhalten einfacher, komfortabler und (kosten)güns­
tiger werden (STEG und VLEK 2009, S. 313).

3.3.4 Veränderung von 
Entscheidungskontexten 

147. Eine weitere Form politischer Instrumente, die
umweltfreundliches Verhalten anreizen und erleich­
tern soll, wurde in den vergangenen Jahren vermehrt
unter den Begriffen Nudging oder Veränderung von
Entscheidungsarchitekturen diskutiert. Diese stellen
jedoch keine eigene Instrumentenkategorie dar. Statt­
dessen können sie andere Instrumente ergänzen und
anpassen, indem die Verhaltenssituationen sowie die
Adressat:innen und ihre Verhaltensheuristiken, also in
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2018, S. 61 f.; GRAF 2018; THORUN et al. 2017, S. 23; 
BAGGIO et al. 2021; EWERT und LOER 2020). Aus­
gangspunkt dafür ist die Beobachtung, dass Men­
schen Informationen nur eingeschränkt verarbeiten 
können und in vielen Situationen eher unbewusst 
handeln (OEHLER und WENDT 2017; THALER 
und  SUNSTEIN 2013). Bei diesen verhaltens­
wissenschaftlich informierten Ansätzen werden 
daher bestehende Entscheidungsarchitekturen für 
Verhalten identifiziert und es wird versucht, sie so 
zu ver ändern, dass sie  dieses häufig unbewusste Ver­
halten in eine umweltfreundliche Richtung len ken 
(ÖLANDER und THØGERSEN 2014, S. 344;  OEHLER 
und WENDT 2017). 

148. Eine Variante des Nudgings ist es, informationelle 
Instrumente im Moment der Entscheidung wirksamer
zu machen. Dazu wird genauer darauf geachtet, welche
Informationen auf welche Art dargestellt werden soll­
ten, um Verhaltensänderungen zu bewirken (OEHLER
und WENDT 2017; GRAF 2018; ÖLANDER und THØ­
GERSEN 2014, S. 354). Die Abgrenzung zwischen den
Instrumentenkategorien, zum Beispiel zwischen einem
Label als informationellem Instrument und eine die
Wirksamkeit verstärkende Darstellung (sog. Priming,
s. Tz. 129), ist in diesem Fall fließend.

149. Eine andere Variante dieses Ansatzes verändert
Rahmenbedingungen so, dass umweltfreundliches
 Verhalten einfacher wird (OTTO et al. 2021; LUDWIG
et al. 1998; s. a. Abb. 3­7). In Restaurants oder Kantinen 
können dazu beispielsweise am Buffet vegetarische
und damit umweltfreundlichere Speisen zentraler
 platziert werden, Fleischgerichte dafür eher abseits
(s.  Kap. 5.1). Teilweise kann der Staat diese Maß­
nahmen selbst in eigenen Einrichtungen und über
eigene Dienstleistungen umsetzen (s. Abschn. 3.3.5),
teilweise aber auch mithilfe Dritter, beispielsweise
des  Einzelhandels. Erste Metastudien bescheinigen
der  Veränderung von Entscheidungskontexten einen
durchaus relevanten Einfluss auf das Verhalten und
deuten darauf hin, dass sie besonders wirksam sind,
wenn es um die Veränderung von Routinen geht (MER­
TENS et al. 2021).

150. Bei routinisiertem Verhalten ist es besonders
wirksam, an bestimmte Zeitpunkte anzuknüpfen, zu
denen Personen vergleichsweise offen für Verhaltens­
änderungen sind, weil sich zum Beispiel im Leben oder
Alltag etwas geändert hat (THORUN et al. 2017, S. 31;
KLÖCKNER und VERPLANKEN 2019; s. Tz. 57). So
sind Anreize zum Wechsel vom Auto auf den ÖPNV

oder das Fahrrad aussichtsreicher, wenn wegen Antritt 
einer neuen Arbeitsstelle oder eines Umzugs ohnehin 
für die täglichen Wege neue Routinen entwickelt wer­
den müssen. 

151. Die Idee, verhaltenswissenschaftliche Erkennt­
nisse für die Beeinflussung von individuellem Verhal­
ten zu nutzen, stammt ursprünglich aus der Werbung
und wurde dann für regierungsseitige Maßnahmen
weiterentwickelt. Diese und ähnliche Ansätze werden
daher schon vielfach von privaten Akteuren genutzt,
um das Verhalten der Kundschaft im Geschäft, dem
Onlinehandel oder in anderen Kontexten zu beeinflus­
sen. Seit den frühen 2000er­Jahren haben diese Ansätze 
verstärkt die Aufmerksamkeit der Politik auf sich
ge zogen. Einige Länder haben in den Regierungszen­
tralen Arbeitseinheiten eingesetzt, die entsprechende
Maßnahmen entwickeln sollen (BAGGIO et al. 2021).
Besonders stark diskutiert und angewendet wurden
diese Maßnahmen in Großbritannien, Australien und
den USA. Daneben sind sie aber beispielsweise auch
in der EU zu beobachten (THORUN et al. 2017). Auch
auf internationaler Ebene beschäftigen sich Organi­
sationen in ihren Berichten damit, wie Entscheidungs­
architekturen verändert werden können, und formulie­
ren entsprechende Empfehlungen (so z. B. die Organi­
sation for Economic Co­operation and Development
(OECD) und die Weltbank, s. THORUN et al. 2017;
BAGGIO et al. 2021). Vor allem in den letzten zehn
 Jahren ist die Zahl an jährlichen wissenschaftlichen
Publikationen dazu angestiegen (EWERT und LOER
2020).

152. Bei der Veränderung von Entscheidungsarchitek­
turen bleibt die Entscheidungsfreiheit zwar erhalten,
was Befürwortende solcher Ansätze besonders be tonen 
(THALER und SUNSTEIN 2013). Trotzdem wirken sie
im Gegensatz zu informationellen oder öko nomischen
Instrumenten oftmals unbewusst (GRAF 2018, S. 437). 
Sie werden daher von einigen auch als manipulativ
wahrgenommen, weshalb sich um das Thema eine kon­
troverse Diskussion entsponnen hat (OEHLER und
WENDT 2017; SCHMIDT und ENGELEN 2020; s. a.
MARLOW und ABDUKADIROV 2018). Daran anschlie­
ßend hat sich der Ansatz des Boostings entwickelt.
Statt die Entscheidungskontexte zu verändern, wird
hierbei auf eine Vermittlung von Kompetenzen gesetzt. 
Boosts sollen Menschen dabei helfen, sich eigene, bis­
her unbewusste Verhaltensweisen bewusst zu machen
und es in Entscheidungssituationen ermöglichen, den
eigenen Normen und Überzeugungen entsprechend zu
handeln (FABIAN und PYKETT 2021; s. Tz. 140).

ɦ Abbildung 3-7

Schematische Darstellung der Wirkmechanismen bei der Veränderung von Entscheidungskontexten
auf das Verhalten

In Abbildung 3-2 in Kapitel 3.2 wurden drei Ansatzpunkte identifiziert, über die umweltrelevantes Verhalten adressiert werden kann.
Diese Abbildung illustriert, welche dieser Ansatzpunkte sich Instrumente zunutze machen, die Entscheidungskontexte verändern.
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153. Entscheidungsarchitekturen entstehen allerdings
nicht erst durch die Einführung von Nudges, sondern
sind immer vorhanden. Teilweise unterliegen sie auch
bereits staatlicher Einflussnahme (s. Tz. 41). Ebenso
haben private Unternehmen einen starken, teilweise
intransparenten Einfluss auf die Entscheidungsarchi­
tekturen, zum Beispiel durch Werbung und Informa­
tionsauswahl in digitalen Medien. Für staatliche Akteure
gelten jedoch strengere Anforderungen an die Ausge­
staltung von Nudges (s. Tz. 261). Um eine Veränderung 

der Entscheidungsarchitekturen für die Förderung 
umweltfreundlichen Verhaltens zielführend einzuset­
zen, sollten Nudging­Instrumente immer transparent 
gemacht werden und die Entscheidungsfreiheit sollte 
weiterhin erhalten und auch erkennbar bleiben. Die 
Anwendung von Nudges setzt außerdem voraus, dass 
zweifelsfrei gesagt werden kann, welche Verhaltensal­
ternative aus Umweltsicht zu bevorzugen ist. Ist dies 
nicht der Fall, sind Nudges, die zu einer Verhaltensalter­
native verleiten sollen, nicht das geeignete Instrument.

2018, S. 61 f.; GRAF 2018; THORUN et al. 2017, S. 23;
BAGGIO et al. 2021; EWERT und LOER 2020). Aus­
gangspunkt dafür ist die Beobachtung, dass Men­
schen Informationen nur eingeschränkt verarbeiten
können und in vielen Situationen eher unbewusst
handeln (OEHLER und WENDT 2017; THALER
und  SUNSTEIN 2013). Bei diesen verhaltens­
wissenschaftlich informierten Ansätzen werden
daher bestehende Entscheidungsarchitekturen für
Verhalten identifiziert und es wird versucht, sie so
zu verändern, dass sie dieses häufig unbewusste Ver­
halten in eine umweltfreundliche Richtung lenken
(ÖLANDER und THØGERSEN 2014, S. 344; OEHLER
und WENDT 2017).

148. Eine Variante des Nudgings ist es, informationelle
Instrumente im Moment der Entscheidung wirksamer
zu machen. Dazu wird genauer darauf geachtet, welche
Informationen auf welche Art dargestellt werden soll­
ten, um Verhaltensänderungen zu bewirken (OEHLER
und WENDT 2017; GRAF 2018; ÖLANDER und THØ­
GERSEN 2014, S. 354). Die Abgrenzung zwischen den
Instrumentenkategorien, zum Beispiel zwischen einem
Label als informationellem Instrument und eine die
Wirksamkeit verstärkende Darstellung (sog. Priming,
s. Tz. 129), ist in diesem Fall fließend.

149. Eine andere Variante dieses Ansatzes verändert
Rahmenbedingungen so, dass umweltfreundliches
Verhalten einfacher wird (OTTO et al. 2021; LUDWIG
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können dazu beispielsweise am Buffet vegetarische
und damit umweltfreundlichere Speisen zentraler
platziert werden, Fleischgerichte dafür eher abseits
(s.  Kap. 5.1). Teilweise kann der Staat diese Maß­
nahmen selbst in eigenen Einrichtungen und über
eigene Dienstleistungen umsetzen (s. Abschn. 3.3.5),
teilweise aber auch mithilfe Dritter, beispielsweise
des Einzelhandels. Erste Metastudien bescheinigen
der Veränderung von Entscheidungskontexten einen
durchaus relevanten Einfluss auf das Verhalten und
deuten darauf hin, dass sie besonders wirksam sind,
wenn es um die Veränderung von Routinen geht (MER­
TENS et al. 2021).

150. Bei routinisiertem Verhalten ist es besonders
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Standardeinstellungen ändern
154. Eine häufig diskutierte Variante verhaltens­
wissenschaftlicher Ansätze ist die Veränderung des 
Defaults, also der Standardeinstellung eines Angebots. 
Dies wird beispielsweise im Bereich der Energie­
nutzung verwendet (s. Kasten 3­7). Dies basiert auf der 
Annahme, dass die meisten Menschen eher bei der Vor­
einstellung bleiben als zu wechseln. Damit sparen sie 
sich den Aufwand für die Informationsbeschaffung 
und ­bewertung (PICHERT und KATSIKOPOULOS 
2008; LIEBE et al. 2021). Teilweise glauben Menschen 
auch, dass die Standardoption die bessere Option ist, 
oder wollen einfach in dem entsprechenden Moment 
keine Entscheidung treffen (ÖLANDER und THØGER­
SEN 2014, S. 349). Die Veränderung der Standard­
option hin zu einer umweltfreundlichen Variante hat 
sich aufgrund dieses Status­quo­Bias in vielen Fällen 
als sehr effektiv erwiesen (z. B. zum Strombezug: 
PICHERT und KATSIKOPOULOS 2008; LIEBE et al. 
2021; zur CO2­Kompensation von Flugreisen s. BER­
GER et al. 2022).

Hinweise in Verhaltensmomenten geben
155. Bei anderen Interventionen wird an soziale Nor­
men (s. Tz. 60) appelliert. So sollen Hotelgäste bei­
spielsweise motiviert werden, Handtücher mehrfach 
zu benutzen, um Energie und Wasser zu sparen. Dazu 
werden sie auf Schildern darauf hingewiesen, dass frü­
here Hotelgäste in ihrem Zimmer dies ebenfalls getan 
haben (REESE et al. 2014). Ähnlich können Angaben 
zum Stromverbrauch benachbarter Haushalte auf der 
Stromrechnung Anreiz sein, den Stromverbrauch zu 
senken. Anders als bei klassischen persuasiven Instru­
menten ohne Berücksichtigung verhaltenswissen­
schaftlicher Erkenntnisse geht es hier nicht um die 
Überzeugung von der Wichtigkeit des Energiesparens, 
sondern um den Vergleich und Wettbewerb mit ande­
ren als Anreiz (GRAF 2018). Es gibt Hinweise dafür, 
dass dieser Vergleich hauptsächlich bei denjenigen 
wirkt, die sich bisher nicht bewusst mit dem Thema 
Energiesparen auseinandersetzen und daher in diesem 
Kontext hauptsächlich unbewusst handeln (ÖLAN­
DER und THØGERSEN 2014, S. 352 f.). Fraglich ist 
jedoch, ob das gewünschte Verhalten längerfristig 
anhält oder nur in der einzelnen Entscheidungssitua­
tion wirkt.

156. Weiterhin wird Feedback zur Beeinflussung des 
Verhaltens eingesetzt. Einerseits kann es bei umwelt­
schädlichem Verhalten Schuldgefühle hervorrufen, 
andererseits aber auch Gefühle von Stolz erzeugen und 
die Wahrnehmung der Wirksamkeit des eigenen Han­

delns erhöhen, was beides umweltfreundliches Verhal­
ten begünstigen kann (s. Tz. 61 f.). Feedback kann auf 
ein bestimmtes Verhalten gegeben werden, zum Bei­
spiel zum Energieverbrauch eines Haushaltes. Dies hat 
sich in Studien als durchaus effektiv herausgestellt, 
besonders, wenn es wiederholt erfolgt (ABRAHAMSE 
et al. 2005; STAATS et al. 2000). Ist das Feedback direkt 
auf ein ganz bestimmtes Verhalten gerichtet und wird 
sogar noch während dieser Handlung gegeben, kann es 

Kasten 3-7
Grüner Default beim Strombezug als Beispiel 
für veränderte Entscheidungskontexte

Mehrere Untersuchungen zeigen einen positiven 
Effekt, wenn privaten Haushalten für ihre Strom­
versorgung Strom aus erneuerbaren Energiequellen 
als Standardoption vorgeschlagen wird. Experi­
mente und Fallstudien aus Deutschland (PICHERT 
und KATSIKOPOULOS 2008) und der Schweiz 
(LIEBE et al. 2021) kommen zu dem Ergebnis, dass 
eine Änderung der Grundversorgung hin zu Strom 
aus erneuerbaren Energiequellen zu verstärktem 
Bezug desselben führt, auch wenn diese Option 
etwas teurer als eine ebenfalls angebotene Option 
mit konventioneller Stromerzeugung ist. Der Effekt 
ist aber begrenzt, wenn der Preisunterschied zu 
groß wird (PICHERT und KATSIKOPOULOS 2008). 
In der Studie von LIEBE et al. (2021) bleiben mehr 
als 80  % der Kund:innen auch über mehrere Jahre 
hinweg noch bei der grünen Default­Option. 

Dabei zeigen sich leichte Unterschiede zwischen 
verschiedenen Personengruppen: Frauen blieben 
eher bei der grünen Standardoption als Männer. 
Personen mit höherer Bildung und stärkerem 
Umweltbewusstsein blieben jeweils eher bei dem 
umweltfreundlichen Default als diejenigen mit 
geringerer Bildung bzw. geringerem Umweltbe­
wusstsein (LIEBE et al. 2021). Insgesamt stellt die 
Änderung von Defaults also eine Möglichkeit dar, zu 
umweltfreundlichem Verhalten anzuregen und die­
ses zu erleichtern. Auch wenn der Strombezug eine 
Sonderform darstellt, da bei den Kund:innen zu 
Hause an der Steckdose kein Qualitätsunterschied 
bemerkbar ist, sind ähnliche Ansätze auch in ande­
ren Bereichen nützlich. Eine Änderung des Defaults 
bietet sich insbesondere dann an, wenn die zur Aus­
wahl stehenden Angebote durch öffentliche oder 
halb­öffentliche Akteure bereitgestellt werden (s. a. 
Abschn. 3.3.5).
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besonders wirkungsvoll sein (z. B. zum Energiever­
brauch beim Duschen: TIEFENBECK et al. 2018). 
 Werden mit dem Feedback auch Informationen über 
das Verhalten anderer im Vergleich mitgeteilt, können 
außerdem deskriptive Normen angesprochen werden, 
was zu ähnlichem Verhalten anregen kann (s. Tz. 60). 
Bei überdurchschnittlich umweltfreundlichem Verhal­
ten, zum Beispiel einem sehr niedrigen Energiever­
brauch, kann es aber auch gegenteilige Effekte haben 
und die Motivation zum Energiesparen kann sinken. 
Daher bietet es sich an, bei Feedback insbesondere auf 
Personengruppen mit überdurchschnittlichem Ener­
gie verbrauch bzw. besonders umweltschädlichem Ver­
halten zu fokussieren (ABRAHAMSE et al. 2005; van 
VALKENGOED et al. 2022). 

3.3.5 Staatliche Infrastrukturen 
und Angebote 

157. Der Staat nimmt über die von ihm bereitgestellten 
Infrastrukturen und Angebote bereits direkt Einfluss
auf das Verhalten der Bevölkerung und kann dies
auch  bewusst als politisches Instrument einsetzen
(VEDUNG 1998, S. 38; HOWLETT 2019, S. 165). Über
diese Form der Intervention können ebenfalls Kon­
textbedingungen verändert werden (s. Abb. 3­8; s. a.
Kap. 3.2). Wichtige Bereiche sind die öffentliche
Beschaffung, die Bereitstellung und Finanzierung des
ÖPNV sowie Speisepläne und Preisgestaltung in
öffentlichen Kantinen. Öffentliche Beratungsstellen
zum Energiesparen oder zur Abfallvermeidung sowie
Angebote, die  beispielsweise einen nachhaltigeren
Umgang mit Produkten praktisch unterstützen (wie
kommunale Repair­Cafés, Geschirrmobile oder Tausch ­
börsen), werden ebenfalls zu diesem Ansatz gezählt.
Solche organisationsbezogenen Ansätze liegen quer zu
den anderen benannten Instrumententypen und über­
schneiden sich teilweise mit diesen. So nutzen sie in
vielen Fällen informationelle Instrumente, setzen neue 
Preisanreize für ein bestimmtes Verhalten oder ver­
ändern die Entscheidungsarchitekturen.

158. Durch die Angebote des Staates können bestimmte 
umweltfreundliche Handlungsoptionen für Individuen
überhaupt erst möglich oder leichter zugänglich
ge macht werden, etwa da die Transaktionskosten
gesenkt, Informationen zur Verfügung gestellt oder
Routinen geändert werden (s. Kasten 3­8). So macht
ein Repair­Café es erst möglich, Alltagsgegenstände
ohne eigenes Werkzeug und notwendige handwerkli­
che Fähigkeiten zu reparieren statt sie auszutauschen.

Durch veränderte Angebote in öffentlichen Kantinen 
können sich längerfristig Ernährungsgewohnheiten 
ändern. Letztlich basiert der Erfolg immer darauf, dass 
Adressat:innen auf die Maßnahmen positiv reagieren 
und die Angebote annehmen. Dies ist dann wahr­
scheinlicher, wenn sie Vorteile darin sehen (LOER und 
LEIPOLD 2018, S. 48). Zusätzlich zu der direkten 
Beeinflussung der Entscheidungssituationen bzw. den 
Rahmenbedingungen nehmen die staatlichen Organi­
sationen eine Vorbildfunktion wahr (z.  B. LONDA­
KOVA et al. 2021, S. 24 f.). Der Staat kann so entspre­
chende Normen vorleben und gibt Orientierung für 
umweltfreundliches Verhalten anderer Akteure.

Kasten 3-8
Sharing-Angebot im Landkreis Barnim als 
Beispiel für staatliche Infrastrukturen und 
Angebote

Im ländlichen Raum ist das Angebot an geteilten 
Mobilitätsdienstleistungen meist vergleichsweise 
gering und die großen kommerziellen Anbieter sind 
dort kaum vertreten. Um der Bevölkerung trotzdem 
Mobilität ohne eigenen Pkw zu ermöglichen, haben 
die Kreiswerke Barnim GmbH das Projekt BARshare 
ins Leben gerufen. Batteriebetriebene Pkw und Las­
tenräder sowie E­Bikes stehen dort zur Verfügung, 
die zugleich Dienstflotten von örtlichen Behörden 
und Unternehmen ersetzen und von Vereinen und 
Bürger:innen mitgenutzt werden können. Idee ist 
es, die Anzahl an Pkw in der Bevölkerung sowie bei 
Unternehmen und Behörden zu reduzieren und vor­
handene Flotten besser auszulasten. Behörden und 
Unternehmen ermöglichen als Hauptnutzende das 
Angebot für die mitnutzenden Bürger:innen, indem 
sie feste Zeitkontingente buchen (Kreiswerke Bar­
nim 2022a).

Seit dem Start 2019 konnte das Angebot konstant 
ausgeweitet werden und der Landkreis bietet mitt­
lerweile Workshops für interessierte Kommunen an. 
Im Dezember 2022 gab es an 21 Standorten in 
11  Orten des Landkreises bereits 42 E­Autos und 
6 E­Bikes für 21 Hauptnutzende sowie 2.000 regis­
trierte mitnutzende Bürger:innen (Kreiswerke Bar­
nim 2022b).
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3.3.6 Kontext und Kombination 
von Instrumenten

159. Die Befassung mit Instrumententypen hilft dabei, 
typische Ansatzpunkte und Wirkungsweisen von In ­
strumenten, aber auch ihre Besonderheiten und Schwä­
chen zu verstehen. Allerdings haben solche Typologien 
in ihrem analytischen und praktischen Nutzen auch 
klare Grenzen. So hängt die Wirksamkeit einer Maß­

nahme nicht allein vom Instrumententyp ab. Sie ist 
vielmehr immer auch das Ergebnis der konkreten Aus­
gestaltung, des institutionellen sowie politischen Kon­
textes, in dem eine Maßnahme eingesetzt wird, und 
nicht zuletzt der Ressourcen für ihre Implementation 
(VEDUNG 1998, S. 35 ff.; MAJONE 1976, S. 589). 
Überdies werden Instrumente nicht nur im Hinblick 
auf ihre Wirksamkeit eingesetzt. Vielmehr unterliegt 
die Wahl von Instrumenten (ebenso wie die Forschung 
über Instrumente) bestimmten Konjunkturen (z.  B. 

 ɦ  Abbildung 3-8

Schematische Darstellung der Wirkmechanismen von staatlichen Infrastrukturen und Angeboten auf 
das Verhalten

In Abbildung 3-2 in Kapitel 3.2 wurden drei Ansatzpunkte identifiziert, über die umweltrelevantes Verhalten adressiert werden 
kann. Diese Abbildung illustriert, welche dieser Ansatzpunkte sich Instrumente zunutze machen, die staatliche Infrastrukturen und 
Angebote schaffen und verändern.

SRU 2023
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TÖLLER 2003; PACHECO­VEGA 2020) und folgt 
zudem politischen Rationalitäten (HOWLETT et al. 
2015, S. 2; BÖCHER und TÖLLER 2019; s. Kap. 4). 

160. Instrumententypologien suggerieren mitunter
auch mehr Eindeutigkeit, als sie tatsächlich beinhalten. 
Zum einen finden sich unter den Instrumentenkate­
gorien jeweils große Bandbreiten von sehr unterschied­
lichen Maßnahmen. Zum anderen sind die Typen nie
ganz trennscharf und reale Instrumente weisen mit­
unter Eigenschaften verschiedener Instrumenten­
typen auf. So können informationelle Instrumente wie
Labels regulative Wirkung entfalten (VEDUNG 1998,
S. 32 ff.) oder finanzielle Anreize für Produzenten set­
zen (GERTZ 2005, S. 130). Auch in der Wahrnehmung
durch die Adressat:innen können Instrumente mehre­
ren Kategorien zugeordnet werden. So können hohe
Geldstrafen für die Nichteinhaltung regulativer In ­
strumente auch wie ökonomische Instrumente wahr­
genommen werden und wirken (VEDUNG 1998, S. 35). 

161. Neue Maßnahmen werden in der Regel nicht auf
einer „Tabula Rasa“ eingesetzt (ROGGE et al. 2017).
Vielmehr werden sie meist Schichten von schon beste­
henden Instrumenten hinzugefügt (sog. Layering, s.
STREECK und THELEN 2005, S. 19 ff.) und es entste­
hen unter Umständen nicht intendierte Policy­Mixe
(HOWLETT et al. 2015, S. 9; CAPANO und HOWLETT 
2020, S. 2). Diese Kombinationen verschiedener In ­
strumente können sich gegenseitig ergänzen, aber auch 
behindern. Daher muss bei der Einführung neuer In ­
strumente zunächst eine Bestandsaufnahme gemacht
und darauf geachtet werden, dass vorhandene Instru­
mente durch die geplanten sinnvoll ergänzt oder so
angepasst werden, dass sie sich nicht gegenseitig behin­
dern (HOWLETT und RAYNER 2007, S. 7). Da Policy­
Mixe wohl in der Realität viel häufiger sind als der
 Einsatz einzelner Instrumente, wird ihnen in der For­
schung inzwischen mehr Aufmerksamkeit geschenkt
(HOWLETT et al. 2015; ROGGE et al. 2017; CAPANO
und HOWLETT 2020; PACHECO­VEGA 2020).

162. Neben nicht intendierten oder zumindest nicht
bewusst gestalteten Kombinationen finden sich in der
Umweltpolitik zunehmend auch intendierte Kombina­
tionen von Instrumenten („Policy­Packages“, im Fol­
genden Maßnahmenbündel genannt). In der Literatur
überwiegt die grundsätzliche Einschätzung, dass Maß­
nahmenbündel den heutigen Herausforderungen einer
komplexen Welt eher entsprechen als der Einsatz ein­
zelner Instrumente (HAHN 1989, S. 108; HEY et al.
2007; HOWLETT et al. 2015, S. 7 f.; ROGGE et al. 2017; 

MAGRO und WILSON 2019; PACHECO­VEGA 2020; 
WBAE 2020, S. 503). Jedoch ist natürlich nicht jedes 
„Bündel“ sinnvoll, sondern es kommt darauf an, sol­
che  Kombinationen glaubwürdig, konsistent (wider­
spruchsfrei) und kohärent (zusammenhängend) zu 
gestalten (s. ROGGE et al. 2017; CAPANO und HOW­
LETT 2020, S. 2). Zur Frage, wie das gelingen kann, ist 
jedoch noch weitere Forschung nötig (so auch CAPANO 
und HOWLETT 2020, S. 2; MAGRO und WILSON 
2019). Überdies liegt der Fokus bisheriger Forschung 
auf der Regulierung von Produktionssystemen, etwa 
im Bereich der Chemikalienregulierung (HEY et al. 
2007), der Luftverschmutzung (PACHECO­VEGA 
2020) und der Energieerzeugung (ROGGE et al. 2017), 
aber kaum auf Instrumenten, die darauf abzielen, das 
alltägliche umweltrelevante Verhalten und seine Rah­
menbedingungen zu ändern (am Rande: CAPANO und 
HOWLETT 2020, S. 6). 

163. Ein hierfür sinnvoller erster Zugang unterschei­
det zwischen synchronen und asynchronen Kombina­
tionen von Instrumenten. Synchron ist eine Kombina­
tion von Instrumenten, die zeitgleich dasselbe Ziel ver­
folgen, dabei aber an verschiedenen Stellen ansetzen
und verschiedene, sich gegenseitig ergänzende (kom­
plementäre) oder sogar verstärkende (synergetische)
Ansätze kombinieren (CAPANO und HOWLETT 2020,
S. 2). So können Kommunikations­ und Bildungskam­
pagnen, aber auch ökonomische Anreize die Befolgung
ordnungsrechtlicher Pflichten verbessern. Dies kann
der Fall sein, wenn ein ordnungsrechtliches Instru­
ment in der Bevölkerung kaum bekannt ist oder wenn
die Einhaltung einer Pflicht als sehr kompliziert und
umständlich wahrgenommen wird (WOLFF et al.
2020, S. 29). Ein Beispiel hierfür ist die „Aktion Bio­
tonne“, die das Bewusstsein für die Notwendigkeit der
getrennten Sammlung und Verwertung von Bioabfall,
aber auch wichtige technische Details, etwa zur richti­
gen Trennung und Wahl der Komposttüten, vermittelt
(.lichtl Ethics & Brands o. J.; s. Kasten 3­5). Auch öko­
nomische Anreize können durch Informationsinstru­
mente unterstützt werden (OECD 2007, S. 217; WOLFF 
et al. 2020, S. 29; KHANNA et al. 2022). Im Bereich
des Energiesparens wird auch mit spielerischen Platt­
formen und mobilen Anwendungen („Gamification“)
experimentiert. Hier soll die Verhaltensänderung
durch eine Kombination von Informationen, Feedback
und sozialem Druck bewirkt werden (KHANNA et al.
2022, S. 9).

164. Neben der Betrachtung einer Kombination ver­
schiedener Typen von Instrumenten erweist sich auch
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ein Blick auf die Kombination von Instrumenten mit 
verschiedenen Reichweiten (SCHERF et al. 2020) als 
hilfreich. SCHERF et al. (ebd.) kommen zu dem 
Schluss, dass eine Kombination aus Makro­Instrumen­
ten, die übergreifend verschiedene Sektoren und Ziel­
gruppen betreffen, und Mikro­Instrumenten, die spe­
zifisch auf einzelne Bereiche zugeschnitten sind, die 
Wirksamkeit steigern kann. Mit ihrem breiten Ansatz 
tragen Makro­Instrumente dazu bei, Ausweich­ und 
Rebound­Effekte zu vermeiden, insbesondere wenn 
sie beispielsweise EU­weit wirken. Mikro­Instrumente 
können dagegen in einzelnen Bereichen und zielgrup­
penorientiert Verhaltensänderungen unterstützen und 
negative soziale Effekte der Makro­Instrumente gezielt 
abfedern (ebd.). Wird das Makro­Instrument einer 
CO2­Steuer beispielsweise mit dem Mikro­Instrument 
der Förderungen für Gebäudesanierung kombiniert, 
unterstützen sich die Instrumente gegenseitig in ihrer 
Wirkung.

165. Eine asynchrone Kombination ist eine Kombina­
tion von Instrumenten im Zeitverlauf (s. a. HOWLETT
et al. 2015, S. 9 f.; CAPANO und HOWLETT 2020,
S. 3 f.). Hier besteht die Idee oft darin, eine Interven­
tion mit einer eher geringen Eingriffsintensität (etwa
mit freiwilligen oder informationellen Instrumenten)
zu beginnen und später stärker eingreifende Instru­
mente nachzulegen (VEDUNG 1998, S. 40). So wurden
in der Chemikalienregulierung sogenannte Regulie­
rungs  spiralen identifiziert, bei denen die Verwendung
von schädlichen Stoffen zunächst durch freiwillige
Vereinbarungen signifikant reduziert und schließlich
ganz verboten wurde (JACOB 1999; TÖLLER 2003).
Allerdings waren dies keine von Anfang an so geplan­
ten, sondern eher inkrementell entstandene Kombina­
tionen. Im Hinblick auf das umweltrelevante Verhalten
kann ein geplantes Vorgehen in Kaskaden sinnvoll sein. 
Auf der EU­Ebene hat sich dies bei der Ökodesign­
Richtlinie 2009/125/EG als wirksam erwiesen. Zu  nächst
wurden Produktkennzeichnungen hinsichtlich des
Energieverbrauchs von Elektrogeräten etabliert und
mit Informationskampagnen begleitet. Später wurden
dann zeitlich gestaffelt bestimmte Produkte mit
be sonders hohem Verbrauch verboten (s. Kasten 3­4).
Ähnlich könnten Fördermaßnahmen wie Forschungs­
förderung oder Kaufprämien (Pull­Instrumente) und
gegebenenfalls Informationskampagnen zunächst hel­
fen, umweltfreundlichere Produkte (wie Elektroautos
oder Fleischersatzprodukte) auf dem Markt zu etablie­
ren und Bewusstsein für ein Problem sowie Akzeptanz
für ein Produkt zu schaffen. Haben sich Bewusstsein
und Verbreitung der Produkte verändert, können

 später etwa Kfz mit Verbrennungsmotoren langfristig 
verboten oder die Mehrwertsteuer für Fleisch erhöht 
und für Ersatzprodukte gesenkt werden. So kann durch 
Push­Maßnahmen die Nachfrage verändert werden. 
Auch wenn dies politisch herausfordernd erscheint, ist 
es empfehlenswert, von Anfang an ein Maßnahmen­
bündel so anzulegen, dass beim Vorhandensein be ­
stimmter Voraussetzungen weitere Stufen in Kraft 
treten, damit das Ziel nicht aus den Augen gerät. 

3.4 Zwischenfazit

166. Staatliche Akteure haben eine Vielzahl von Mög­
lichkeiten, um umweltfreundliches Verhalten anzurei­
zen, zu erleichtern und zu ermöglichen oder bestimm­
tes umweltschädliches Verhalten zu verbieten. Aus
Sicht des SRU werden diese jedoch bisher bei weitem
noch nicht ausreichend genutzt. Wo dies geschieht,
werden die verschiedenen Einflussfaktoren auf umwelt­
relevantes Verhalten bei der Auswahl von Instrumenten
oftmals nicht hinreichend beachtet (s. Tz. 53).

167. Viele Verhaltensweisen sind in langjährige Routi­
nen eingebettet und werden kaum hinterfragt. Andere
Verhaltensweisen basieren auf konkreten Verhaltens­
intentionen und werden reflektiert. Hier spielen spezi­
fisches Wissen, Einstellungen und die Wahrnehmung
der eigenen Ressourcen eine Rolle, aber auch Emotio­
nen und soziale Normen. Im Hintergrund beeinflussen
unter anderem persönliche Normen, Werte und die
Bewusstheit der Konsequenzen des eigenen Handelns
das Verhalten. Daneben wird das Verhalten auch von
weiteren Merkmalen des Individuums, wie Alter oder
verfügbare Ressourcen, sowie auch Merkmalen des
Kontextes, wie vorhandene Infrastrukturen oder das
soziale Umfeld, geprägt. Sollen bestimmte Verhaltens­
weisen politisch adressiert werden, ist zunächst eine
Analyse der jeweils relevanten Einflussfaktoren des
Verhaltens wichtig.

168. Da die Gründe für umweltschädliches Verhalten
so vielfältig sind, sollten auch politische Instrumente
diese verschiedenen Faktoren adressieren. Alle drei in
Kapitel 3.2 entwickelten Ansätze sollten dabei Anwen­
dung finden. Erstens können die Kontextbedingungen
verändert werden, damit sie sowohl grundlegend als
auch in konkreten Verhaltenssituationen umwelt­
freundliches Verhalten fördern. Dazu gehören verän­
derte Entscheidungskontexte, die umweltfreundliche­
res Verhalten intuitiv, einfach und unkompliziert
machen, indem beispielsweise bei Veranstaltungen
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staatlicher Akteure vegetarisches Essen als Standard­
option gesetzt wird oder Preisanreize den Kauf umwelt­
freundlicherer Produkte günstiger machen. Aber auch 
Verbote setzen neue Bedingungen für umweltrelevan­
tes Verhalten. Aussichtsreich ist es zudem, durch staat­
liche Angebote und Infrastrukturen umweltfreund­
liches Verhalten zu erleichtern.

169. Zweitens können längerfristig individuelle Ein­
flussfaktoren entwickelt werden. Umweltbildung und
Kampagnen können dazu beitragen, dass sich soziale
Normen verändern, das Umweltbewusstsein erhöht
oder die Konsequenzen des eigenen Verhaltens stärker
wahrgenommen werden. All dies fördert ebenfalls
umweltfreundliches Verhalten, jedoch vollzieht sich
dieser Prozess langsam. Der Bereich der Kinder­ und
Jugendbildung gilt als besonders vielversprechend.
Nach und nach können sich soziale Dynamiken verstär­
ken und umweltfreundliche Normen aus der Nische
heraus verbreiten.

170. Drittens können in der Entscheidungssituation
grundlegende umweltfreundliche Einflussfaktoren
aktiviert und verhaltensbezogene Überzeugungen auf­
gebaut werden. Durch das Aufzeigen sozialer Normen
und Positivbeispiele und das Erinnern an eigene Werte

wird zu umweltfreundlichem Verhalten motiviert. 
Informationsinstrumente wie Labels helfen beispiels­
weise dabei, eine vorhandene Intention für umwelt­
freundlichen Konsum umzusetzen. Durch Kompetenz­
vermittlung (z.  B. Reparaturkurse) und Hilfestellun­
gen (z. B. zur korrekten Mülltrennung) kann es einfa­
cher gemacht werden, im Moment der Entscheidung 
auch wirklich umweltfreundlich zu handeln. 

171. Sollen Individuen in einem bestimmten Bereich
hin zu einer umweltfreundlichen Verhaltensalternative 
gelenkt werden, empfiehlt es sich, durch ein Bündel aus 
Maßnahmen, die sich in ihrer Wirkung gegenseitig ver­
stärken, an verschiedenen relevanten Einflussfaktoren
des jeweiligen Verhaltens zeitgleich anzusetzen. Sind
die grundlegenden Einflussfaktoren für ein Verhalten
noch nicht etabliert, bietet es sich an, in einem ersten
Schritt auf die Verbreitung entsprechender Normen
und Werte hinzuwirken und später mit weiteren Maß­
nahmen nachzusteuern. Da jedoch in vielen Hand­
lungsbereichen zügige Verhaltensänderungen erfor­
derlich sind, reicht die Zeit für einen langfristigen Auf­
bau der Normen und eines größeren Umweltbewusst­
seins teilweise nicht mehr aus. Daher könnten
Instrumente auch in kürzerer Abfolge aufeinander auf­
bauend eingeführt werden.
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4Die politischen  
Realisierungs chancen  
von Maßnahmen erhöhen

Umweltschutzmaßnahmen, die das individuelle Verhal-
ten beeinflussen sollen, sind politisch oft schwer durch-
setzbar. Je effektiver die Wirkung voraussichtlich wäre – 
je eher eine Maßnahme also tatsächlich Verhaltensände-
rungen veranlassen oder auch erzwingen würde –, desto 
größer werden tendenziell die politischen Vorbehalte. Es 
stellt sich daher die Frage, wie sich die politische Reali-
sierbarkeit solcher Maßnahmen verbessern lässt. Der 
politische Handlungsraum wird dabei von mehreren Fak-
toren geprägt: von der Akzeptanz in der Bevölkerung, 
der parteipolitischen Regierungskonstellation, der Ein-
flussnahme organisierter gesellschaftlicher Interessen 
sowie den institutionellen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen. Die Wahl und Ausgestaltung einer bestimm-
ten umweltpolitischen Maßnahme oder eines Maßnah-
menbündels, aber auch die Gestaltung des politischen 
Entscheidungsprozesses bieten Ansätze, um die Unter-
stützung von Maßnahmen zur Beeinflussung des indivi-
duellen Verhaltens zu erhöhen.

172. Die in Kapitel 3 vorgestellten Erkenntnisse zu
Ansatzpunkten und Instrumenten fördern nur dann
effektiv umweltfreundliches Verhalten, wenn sie auch
politisch beschlossen und umgesetzt werden. Aller­
dings kann die politische Realisierbarkeit von umwelt­
politischen Maßnahmen, die das umweltrelevante Ver­
halten der Menschen adressieren, nicht einfach voraus­
gesetzt werden – selbst dann nicht, wenn hinsichtlich
des politischen Ziels (wie der Umweltschutz oder das
1,5°­Ziel im Klimaschutz) grundsätzlich Konsens
besteht. Vielmehr gilt die Regel, dass umweltpolitische
Maßnahmen (sogenannte Policies) umso schwieriger
politisch zu realisieren sind, je effektiver sie zu sein
versprechen (HUBER et al. 2020; FESENFELD et al.
2020). Effektive Maßnahmen können kurzfristig
(materielle und immaterielle) Kosten für die Bevölke­
rung verursachen, während der Nutzen in der Regel

erst später eintritt. Politische Realisierbarkeit hängt 
insbesondere von der Akzeptanz einer Maßnahme in 
der Bevölkerung ab, von der parteipolitischen Konstel­
lation der Regierung, von Widerstand oder Unterstüt­
zung organisierter gesellschaftlicher Interessen sowie 
den institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingun­
gen (HUBER et al. 2020; HEYEN et al. 2021, S. 12 ff.).

173. Wissenschaftliche Erkenntnisse können helfen,
die politischen Realisierungschancen von Maßnahmen
zur Adressierung des umweltrelevanten Verhaltens zu
erhöhen. Grundsätzlich ist dabei zu beachten, dass
politische Entscheidungsprozesse weder als schritt­
weise sachrationale Problemlösungsprozesse noch als
reine Prozesse der Interessenaggregation zu verstehen
sind (BÖCHER und TÖLLER 2019, S. 184 ff.). Politi­
sche Entscheidungsprozesse in Ministerien und Parla­
menten finden oft unter den Bedingungen von Zeit­
druck, unvollständigen Informationen und knappen
personellen Ressourcen statt (grundlegend s. COHEN
et al. 1972). Bei der Definition von Problemen spielen
Medien und die Reaktion der Gesellschaft darauf eine
wichtige Rolle (McCOMBS und SHAW 1972; GROSS­
MAN 2022). Von politisch Entscheidenden werden Pro­
bleme nicht nur nach ihrer Dringlichkeit, sondern auch
nach ihrer Lösbarkeit priorisiert. Überdies geht es in
der Politik zwar auch um Problemlösung (aber Pro­
bleme können sehr unterschiedlich verstanden und
Lösungen unterschiedlich bewertet werden), es geht
aber ebenso um die Interessen administrativer und
politischer Akteure. Diese haben neben einem Inter­
esse an Problemlösung andere legitime Interessen,
zum Beispiel Wiederwahlinteressen, Interesse an Res­
sourcen für ihre Organisation, Interesse an Aufmerk­
samkeit, Kompetenzzuschreibung etc. Das Verhalten
von politischen und administrativen Akteuren wird
zudem wesentlich von Ressourcen sowie institutionel­
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len Rahmenbedingungen beeinflusst, die ein Verhalten 
nicht nur ermöglichen oder ausschließen, sondern auch 
die Spielregeln für Entscheidungen festlegen (PETERS 
2019). 

174. Manchmal spielen auch unerwartete situative
Ereignisse eine wichtige Rolle, indem sie die öffentli­
che Aufmerksamkeit auf bestimmte Probleme lenken
(wie Extremwetterereignisse, die die Folgen des Klima­
wandels erfahrbar machen) oder von bestimmten
 Problemen ablenken (z. B. THIELE et al. 2018, S. 357;
DELOITTE 2022, S. 11) oder Probleme und Lösungen
in einem anderen Licht erscheinen lassen und so Ge ­
legenheitsfenster für Maßnahmen öffnen, die zuvor
nicht realisierbar erschienen (JACOB und TÖLLER
2022).

175. In diesem Kapitel werden die wichtigsten Fakto­
ren, die über die politische Realisierbarkeit von Maß­
nahmen zur Beeinflussung des umweltrelevanten
 Verhaltens entscheiden, angesprochen. Basierend auf
aktueller Forschung werden Hinweise gegeben, wie es
gelingen kann, Maßnahmen und Maßnahmenkombina­
tionen, aber auch politische Entscheidungsprozesse
von vornherein so zu gestalten, dass Hindernisse mini­
miert und die Chancen für eine politische Realisierung
gesteigert werden.

4.1 Akzeptanz 

176. Die gesellschaftliche Akzeptanz von umweltpoli­
tischen Maßnahmen ist eine der wichtigsten Voraus­
setzungen der politischen Realisierbarkeit (HUBER
et  al. 2020; HEYEN et al. 2021). Als Akzeptanz in
einem engeren Sinne versteht man eine messbare posi­
tive Haltung in der Bevölkerung zu einer Maßnahme
(BECKER und RENN 2019, S. 112 ff.). Während die
meisten empirischen Studien mit diesem engen Ver­
ständnis arbeiten, umfasst ein weiteres Verständnis
von Akzeptanz neben einer positiven Haltung auch die
bloße Toleranz auf der einen und ein aktives Engage­
ment auf der anderen Seite.

177. Aus der Perspektive der Neuen Politischen Öko­
nomie wird angenommen, dass Politiker:innen an ihrer 
Wiederwahl interessiert sind (DOWNS 1957; STRØM
1990) und daher ein zweckrationales Interesse daran
haben, populäre Instrumente zu verabschieden und
unpopuläre zu vermeiden („Vote­Seeking“). Aus
einer politikwissenschaftlichen Sicht orientieren sich
Politiker:innen außer an ihrer parteipolitischen Pro­

grammatik („Policy­Seeking“) jedenfalls auch an ihrer 
Wiederwahl (WENZELBURGER 2015). Damit ist 
anzunehmen, dass sie zwar nicht darauf angewiesen 
sind, dass jede einzelne der von ihnen verabschiedeten 
Maßnahmen bei einer Mehrheit der Wählerschaft auf 
Akzeptanz stößt. Jedoch ist zu erwarten, dass sie ihre 
Entscheidungen über politische Maßnahmen in der 
Regel so ausrichten, dass diese in der Bevölkerung oder 
ihrer Wählerschaft auf Akzeptanz stoßen oder zumin­
dest nicht abgelehnt werden. 

178. Akzeptanz bestimmt die Entscheidungen von
Politiker:innen dann stärker als die Parteiprogramma­
tik (s. Kap. 4.2), wenn der politische Wettbewerb sehr
intensiv ist. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn das
jeweilige Thema eine große Bedeutung für die Öffent­
lichkeit (Salienz) aufweist, Oppositionsparteien glaub­
würdige Policy­Alternativen anbieten und das Thema
für die Wählerschaft wahlrelevant ist (ENGLER und
ZOHLNHÖFER 2023). Darüber hinaus gilt die Akzep­
tanz von Maßnahmen als umso wichtiger, je mehr diese 
direkt das Leben der Menschen betreffen (HUBER
et  al. 2020; WBAE 2020, S. 432). Aus einer demokratie­
theoretischen Sicht wird es als wünschenswert einge­
schätzt, wenn Politik „die Anliegen und Interessen der
Bevölkerung berücksichtigt und auf diese reagiert“, sich
also responsiv verhält (ELSÄSSER et al. 2017, S. 164).

179. Allerdings verhält es sich mit der Akzeptanz ganz
allgemein so, wie oben schon für die politische Reali­
sierbarkeit angesprochen: Je effektiver Maßnahmen
potenziell sind, desto geringer ist die Akzeptanz
(HUBER et al. 2020; FESENFELD et al. 2020). Das sich
daraus ergebende Dilemma wird sehr deutlich anhand
einer Berechnung für die möglichen Maßnahmen zur
Erreichung der Treibhausgasreduktionsziele im Ver­
kehrssektor: Ergriffe man nur diejenigen Maßnahmen,
die mehrheitlich auf Akzeptanz stoßen, könnte damit
nur die Hälfte der Emissionsreduktionen im deutschen
Verkehrssektor erreicht werden, die aufgrund des Klima­
  abkommens von Paris und der daraus resultierenden
europarechtlichen und nationalen Verpflichtungen er ­
forderlich sind (LEVI et al. 2021).

180. Allerdings zeigt die Forschung, dass Haltungen
zu bestimmten Maßnahmen veränderlich sind. Die
umfangreiche Forschung, die vor allem in den letzten
zwei bis drei Jahren insbesondere zur Akzeptanz von
Klimapolitik durchgeführt wurde, kann vielmehr
Anhaltspunkte geben, unter welchen Bedingungen die
Bevölkerung mehrheitlich auch weitergehende Verän­
derungen unterstützt.
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Eigenschaften der Instrumente 
beeinflussen Akzeptanz
181. Einen wichtigen Einfluss auf die Akzeptanz von
Maßnahmen haben die Eigenschaften der Instrumente, 
genauer deren vermutete Wirkungen (HUBER et al.
2020). Dabei werden in der Literatur drei verschiedene
Annahmen diskutiert. Eine einflussreiche Annahme,
die in der Literatur häufig Bestätigung findet, ist, dass
der Unterschied zwischen Pull­ und Push­Instrumen­
ten entscheidend für die Akzeptanz ist. Demnach wei­
sen Pull­Instrumente (auch als „Carrots“ bezeichnet,
VEDUNG 1998) wie Subventionen für umweltfreund­
liches Verhalten oder der staatliche Ausbau einer
umweltfreundlichen Infrastruktur, die zu umwelt­
freundlichem Verhalten motivieren sollen (de GROOT
und SCHUITEMA 2012, S. 101; WICKI et al. 2019,
S. 2 f.), grundsätzlich eine höhere Akzeptanz auf als
Push­Instrumente (auch als „Stick“ bezeichnet). Diese
sollen – etwa durch Verbote oder Bepreisungen –
umweltschädliches Verhalten verhindern (BRÜCK­
MANN und BERNAUER 2020, S. 2; STADELMANN­
STEFFEN und DERMONT 2018).

182. Eine andere Annahme ist, dass Maßnahmen
dann akzeptiert werden, wenn sie die Freiheit der
Adressat:innen wenig einschränken, und die Akzep­
tanz abnimmt, je mehr die Maßnahmen diese Freiheit
einschränken (de GROOT und SCHUITEMA 2012;
DIEPEVEEN et al. 2013). Entsprechend akzeptiert sind 
informationelle Instrumente und auch einige verhal­
tenswissenschaftlich informierte Instrumente (TRE­
GER 2023). Die Annahme, dass die Akzeptanz von
Maßnahmen umso größer ist, je weniger sie intervenie­
ren (HARPER und BAILEY 2015; LEMKEN et al. 2018,
S. 365; REISCH et al. 2017, S. 3; WBAE 2020, S. 385), ist 
jedoch verkürzend. Tatsächlich ist der Zusammenhang
komplexer und wird durch weitere Faktoren beein­
flusst.

183. Die in Abbildung 4­1 dargestellten Ergebnisse
einer Befragung des Nachhaltigkeitsbarometers für
den Bereich Mobilität (WOLF et al. 2021, S. 39) lassen
diese beiden Annahmen in einem interessanten Licht
erscheinen: Zum einen zeigt sich, dass Pull­Maßnah­
men insgesamt sehr hohe Akzeptanzwerte zwischen 63
und 87  % aufweisen – mit Ausnahme von Förderprä­
mien für E­Autos. Zum anderen ist es aber auffällig,
dass auch eine Reihe von Push­Maßnahmen mehrheit­
lich unterstützt wird, so die Erhöhung von Steuern und 
Abgaben für Flugtickets (68  %), die Reform der Kfz­
Steuer mit Bonus­Malus­System (57  %) und die Ein­
führung eines Tempolimits von 120 km/h auf Autobah­

nen (53 %) (s. Übersicht zu historischen Umfragen in 
SRU 2019, Tz. 180). Die regulativen und ökonomischen 
Maßnahmen, die nicht mehrheitlich befürwortet wer­
den (Fahrverbote in Städten, Erhöhung von Benzin­ 
und Dieselpreisen, streckenabhängige Maut für alle 
Pkw), zielen vor allem auf eine Einschränkung des 
motorisierten Individualverkehrs ab. Hier spielt mög­
licherweise das Ausmaß, in dem Freiheiten einge­
schränkt werden, eine Rolle.

184. Die dritte Annahme, die in der Literatur disku­
tiert und regelmäßig empirisch bestätigt wurde, unter­
scheidet ökonomische Push­Instrumente von anderen
Instrumenten. Demnach sind solche Instrumente, die
umweltschädliches Verhalten durch eine Bepreisung
erschweren sollen, besonders unbeliebt, und zwar ins­
besondere unbeliebter als Ge­ und Verbote, die eben­
falls zu den Push­Instrumenten zählen und in ver­
gleichbarer Weise in die Freiheit der Adressaten ein­
greifen. So stellt die experimentelle Studie von HUBER
et al. (2020, S. 666) zur Akzeptanz von verkehrspoliti­
schen Instrumenten in der Schweiz fest, dass Beprei­
sungsinstrumente (etwa Straßenmaut) die unbelieb­
testen Instrumente sind, während Eintrittssteuern,
das Verbot bestimmter Kfz sowie Förderprogramme
mehr Unterstützung erfahren. In der Literatur werden
verschiedene Gründe angeführt, warum Bepreisungs­
instrumente – sogar gegenüber regulativen Instrumen­
ten wie Verboten – so unbeliebt sind (s. a. Abb. 4­2).

185. Erstens: Bei Preisinstrumenten sind die Kosten
für Einzelne vergleichsweise sichtbar und sie werden
außerdem tendenziell überschätzt. Diese beiden
Umstände erzeugen schon im politischen Prozess
Widerstände. Im Kontrast dazu sind die Kosten von
regulativen Instrumenten weniger sichtbar und wer­
den zudem systematisch unterschätzt (DOUENNE
und FABRE 2022; STADELMANN­STEFFEN und
 DERMONT 2018, S. 40).

186. Zweitens: Bei Push­Marktinstrumenten wird
zudem häufig nicht verstanden, wie sie umweltpoli­
tisch wirken. Daher wird ihre ökologische Lenkungs­
wirkung in der Regel unterschätzt (BARCKHAUSEN
et al. 2022, S. 4; MAESTRE­ANDRÉS et al. 2019, S. 1197;
UMIT und SCHAFFER 2020; STADELMANN­STEF­
FEN und DERMONT 2018, S. 52). Dies zeigt exempla­
risch die pollytix­Studie für die in Deutschland Ende
2019 eingeführte CO2­Bepreisung: „Wie das Verfahren 
funktionieren wird (nationales Emissionshandels­
system) oder welche Auswirkungen es haben wird 
(stufenweise Auswirkung auf den Preis von Brenn­ und 
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Kraftstoffen), weiß kaum jemand. Oftmals wird erwar­
tet, dass irgendeine neue „Steuer“ eingeführt wird,
ohne dass klar ist, wie sie erhoben wird. Die erwünschte
Steuerungswirkung des CO2­Preises ist erklärungsbe­
dürftig“ (pollytix 2021, S. 32).

187. Drittens: Als Folge dieses mangelnden Verständ­
nisses werden auch Bepreisungsinstrumente, die eine
ökologische Lenkungswirkung haben sollen, oft in ers­
ter Linie als Maßnahme verstanden, um dem Staat Ein­
nahmen zu verschaffen (DOUENNE und FABRE 2022;
LEMKEN et al. 2018, S. 368; WBAE 2020, S. 386). Das
ist insbesondere dann ein Problem, wenn zugleich das
Vertrauen in staatliche Institutionen im Allgemeinen
und in eine sinnvolle Verwendung der Mittel im Be­
sonderen gering ist, was beispielsweise zu den Gelb­
westenprotesten in Frankreich beitrug (DOUENNE
und FABRE 2022; s. Tz. 196 f.).

188. Abbildung 4­2 zeigt, dass sowohl die Unterschei­
dung zwischen Pull­ und Push­Instrumenten als auch
die Unterscheidung zwischen regulativen und ökono­
mischen Instrumenten innerhalb der Push­Instru­
mente die Varianz in der Akzeptanz erklären können.
Demnach unterstützen rund 90 % der Befragten Maß­
nahmen, die klimafreundliches Verhalten fördern, aber
nur 55  % unterstützen Verbote (während 44  % sie
ablehnen). Noch etwas geringer ist mit 49 % die Unter­
stützung von Instrumenten, die klimaschädliches Ver­

 ɦ  Abbildung 4-1

Akzeptanz verkehrspolitischer Maßnahmen

Quelle: WOLF et al. 2021, S. 39, angepasst
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Kraftstoffen), weiß kaum jemand. Oftmals wird erwar­
tet, dass irgendeine neue „Steuer“ eingeführt wird, 
ohne dass klar ist, wie sie erhoben wird. Die erwünschte 
Steuerungswirkung des CO2­Preises ist erklärungsbe­
dürftig“ (pollytix 2021, S. 32).

187. Drittens: Als Folge dieses mangelnden Verständ­
nisses werden auch Bepreisungsinstrumente, die eine
ökologische Lenkungswirkung haben sollen, oft in ers­
ter Linie als Maßnahme verstanden, um dem Staat Ein­
nahmen zu verschaffen (DOUENNE und FABRE 2022;
LEMKEN et al. 2018, S. 368; WBAE 2020, S. 386). Das
ist insbesondere dann ein Problem, wenn zugleich das
Vertrauen in staatliche Institutionen im Allgemeinen
und in eine sinnvolle Verwendung der Mittel im Be ­
sonderen gering ist, was beispielsweise zu den Gelb­
westenprotesten in Frankreich beitrug (DOUENNE
und FABRE 2022; s. Tz. 196 f.).

188. Abbildung 4­2 zeigt, dass sowohl die Unterschei­
dung zwischen Pull­ und Push­Instrumenten als auch
die Unterscheidung zwischen regulativen und ökono­
mischen Instrumenten innerhalb der Push­Instru­
mente die Varianz in der Akzeptanz erklären können.
Demnach unterstützen rund 90 % der Befragten Maß­
nahmen, die klimafreundliches Verhalten fördern, aber 
nur 55  % unterstützen Verbote (während 44  % sie
ablehnen). Noch etwas geringer ist mit 49 % die Unter­
stützung von Instrumenten, die klimaschädliches Ver­

halten teurer machen, und beinahe ebenso hoch deren 
Ablehnung (48 %). 

189. Auch die Verwendung von unterschiedlichen
Begriffen für eine Maßnahme kann einen Effekt auf die 
Akzeptanz haben. Für Bepreisungsinstrumente gibt es
Hinweise darauf, dass bereits der Begriff „Steuer“ ten­
denziell auf Ablehnung stößt, während Begriffe wie
„Abgabe“ oder „Beitrag“ für denselben Sachverhalt
weniger negativ belegt sind (Partnership for Market
Readiness und Carbon Pricing Leadership Coalition
2018, S. 51).

Eigenschaften der Menschen 
beeinflussen Akzeptanz
190. Die zweite Gruppe von Einflussfaktoren ergibt
sich aus verschiedenen Eigenschaften der nach ihrer
Akzeptanz gefragten Menschen. Das politische Welt­
bild wirkt sich auf die Einstellung von Individuen
gegenüber umweltpolitischen Maßnahmen aus (HAR­
RING et al. 2017; JENKINS­SMITH et al. 2020).

191. Allerdings identifizieren die genannten Studien
Unterschiede in der Akzeptanz nur zwischen Unter­
stützer:innen rechter und linker Parteien (MILDEN­
BERGER et al. 2022; MEYER und LORD 2021, S. 15).
Damit verbleiben Unschärfen, die es insbesondere
nicht erlauben, relevante Unterschiede zwischen lin­
ken und grünen Parteien zu erkennen (TÖLLER 2021;

ɦ Abbildung 4-1

Akzeptanz verkehrspolitischer Maßnahmen

Quelle: WOLF et al. 2021, S. 39, angepasst

 ɦ  Abbildung 4-2

Akzeptanz verschiedener Klimaschutzmaßnahmen

Quelle: pollytix 2021, S. 24
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s. Kap. 4.2). Eine in diesem Sinne differenzierte 
Betrachtung liefert die bereits erwähnte Studie des 
Nachhaltigkeitsbarometers, die für Maßnahmen im 
Bereich Mobilität die Akzeptanz der Anhänger:innen 
aller im Bundestag vertretenen Parteien ermittelte 
(Abb. 4­3).

192. Abbildung 4­3 zeigt, dass es zum einen Unter­
schiede in der Akzeptanz von verkehrspolitischen Maß­
nahmen zwischen den Anhänger:innen der einzelnen 
Parteien gibt. Zum anderen wird aber deutlich, dass bei 
den Anhänger:innen aller Parteien die Akzeptanz der 
regulativen Lösung (Flottengrenzwerte für den CO2­
Ausstoß von Pkw und Lkw) deutlich höher ist als die 
einer CO2­Bepreisung von Kraftstoffen oder einer stre­
ckenabhängigen Maut. Diese Präferenz für regulative 
Instrumente ist bei Anhänger:innen der FDP beson­
ders ausgeprägt, was angesichts der Ablehnung von 
regulativen Eingriffen und der Bevorzugung markt­
licher Steuerung in der Programmatik der FDP (s. 
Kap. 4.2) überraschend ist. Bei allen drei Maßnahmen 
liegen zudem die Akzeptanzwerte der SPD­An hän­
ger:innen deutlich unter denen der Anhänger:innen 
von Bündnis 90/Die Grünen, wobei der Unterschied bei 
der CO2­Bepreisung besonders groß ist.

193. Der Effekt soziostruktureller Faktoren auf die 
Akzeptanz von Umweltpolitik erweist sich als weniger 
eindeutig. Bildung scheint einen Effekt auf die Akzep­
tanz von umweltpolitischen Maßnahmen zu haben 
(HEYEN et al. 2021, S. 16). Die bereits erwähnte Studie 
zur Schweiz (Tz. 184) stellt fest, dass tertiäre Bildung 
(Hochschulstudium) die Wahrnehmung von Effektivi­
tät und Fairness steigert (HUBER et al. 2020, S. 662), 
was wiederum Akzeptanz fördert. Auch das Geschlecht 
hat einen Effekt: Frauen weisen in den meisten Studien 
eine höhere Akzeptanz umweltpolitischer Maßnahmen 
auf (HEYEN et al. 2021, S. 16). Unsicher ist hingegen 
der Effekt von Einkommen, denn obwohl Fairness in 
der Verteilungswirkung von Maßnahmen als wichtiger 
Faktor für die Akzeptanz gilt (u. a. HUBER et al. 2020), 
fand beispielsweise die erwähnte Studie zu den ver­
kehrspolitischen Maßnahmen keinen relevanten Unter­
schied in der Akzeptanz nach Haushaltseinkommen 
(LEVI et al. 2021, S. 26). Maßnahmen, die durch kom­
pensatorische Elemente eine progressive Verteilungs­
wirkung haben, werden sogar von einkommensschwä­
cheren Personen seltener befürwortet (ebd., S.  27). 
Eine Untersuchung der Agentur pollytix im Auftrag des 
Bundesumweltministeriums zeigt, dass Einkommen 
zwar nicht irrelevant, der Fokus auf Einkommen allein 

 ɦ  Abbildung 4-3

Akzeptanz verkehrspolitischer Maßnahmen nach parteipolitischer Präferenz 

Quelle: LEVI et al. 2021, S. 20
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als Einflussfaktor auf Akzeptanz jedoch zu eng ist 
(pollytix 2021, S. 25).

Wie die Menschen Maßnahmen wahrnehmen, 
beeinflusst Akzeptanz
194. Ein drittes Bündel von Einflussfaktoren auf 
Akzeptanz ergibt sich daraus, wie Menschen Maß­
nahmen wahrnehmen. Wahrgenommene Effektivität 
steigert die Akzeptanz (HUBER et al. 2020, S. 666), 
mangelnder Glaube an die Wirksamkeit reduziert sie 
hingegen (DOUENNE und FABRE 2022, S. 34 ff.). In 
einer Metastudie stellte sich die erwartete Effektivität 
als zweitgrößter Einflussfaktor auf Akzeptanz nach der 
Fairness der Maßnahme heraus (BERGQUIST et al. 
2022, S. 236). Mit steigender angenommener Effektivi­
tät steigt auch die Akzeptanz für eine höhere Eingriffs­
tiefe, wobei die Wirksamkeit von Informationsinstru­
menten tendenziell überschätzt wird (BOS et al. 2015, 
S. 7857). Reale Effektivität und deren Wahrnehmung 
weichen auch in anderen Bereichen voneinander ab. 
Überdies wird Akzeptanz auch von wahrgenommenem 
individuellem Nutzen beeinflusst. Dazu können bei­
spielsweise bei Maßnahmen zur Senkung des ver­
brennungsmotorisierten Individualverkehrs statt des 
Klimaschutzes eher lokale Gesundheitsvorteile und 
andere Co­Benefits gehören (AASEN und VATN 2018; 
s. a. Tz. 209). 

195. Einen großen Einfluss auf die Akzeptanz hat die 
wahrgenommene Fairness. Wird eine Maßnahme als 
fair wahrgenommen, erhöht dies die Akzeptanz 
(SCHUITEMA und BERGSTAD 2019; HUBER et al. 
2020, S. 666; BERGQUIST et al. 2022, S. 236). Dabei 
geht es vor allem um die Fairness der Belastungs­ 
bzw. Verteilungswirkungen von Maßnahmen. Da viele 
umweltpolitische Maßnahmen unmittelbar oder mit­
telbar distributive Effekte haben (JACOB et al. 2016), 
ist dies von besonderer Bedeutung. Es gibt jedoch 
unterschiedliche Fairnessprinzipien, an denen sich 
eine Maßnahme mit Verteilungswirkung bemessen 
lässt, zum Beispiel Gleichbehandlung (equality), Ver­
teilungs­ bzw. Verursachergerechtigkeit (equity) oder 
auch nach individuellen Bedürfnissen (needs­based). 
Ob nun für eine Push­Maßnahme das Verursacherprin­
zip (equity) gelten oder alle Bürger:innen gleich stark 
belastet werden sollten (equality), wird unterschied­
lich beurteilt (MAESTRE­ANDRÉS et al. 2019, S. 1193; 
PAHLE et al. 2021). 

196. In der Tendenz werden Maßnahmen, die soziale 
Ungleichheiten ausgleichen (also progressiv wirken, s. 
JACOB et al. 2016, S. 58), eher akzeptiert, während In ­

strumente, die arme Haushalte belasten (und regressiv 
wirken), eher abgelehnt werden (MAESTRE­ANDRÉS 
et al. 2019, S. 1192). Allerdings genießen regulative In ­
strumente, die im Ergebnis eine regressive Wirkung 
haben können (wie z. B. Fahrverbote für Fahrzeuge mit 
hohen Emissionen), häufig eine überraschend hohe 
Akzeptanz (WICKI et al. 2020). Eine mögliche Erklä­
rung ist, dass die Öffentlichkeit die etwa beim Fahrver­
bot entstehenden individuellen Kosten und die daraus 
resultierende regressive Wirkung nicht erkennt, wes­
halb sie tendenziell als fair gelten und relativ hohe 
Akzeptanz genießen (HUBER et al. 2020, S. 664; s. 
Abb. 4­1). Dass das Verständnis auch für die wahrge­
nommene Fairness eine Rolle spielt, zeigt eine Studie 
zu Frankreich: DOUENNE und FABRE (2022) kom­
men zu dem Ergebnis, dass unter Französinnen und 
Franzosen nach den Gelbwestenprotesten die Unter­
stützung für eine CO2­Besteuerung gering ist. Dem­
nach überschätzen diese ihren effektiven monetären 
Verlust, nehmen fälschlich an, dass die Maßnahme zu 
einer Umverteilung zulasten armer Haushalte führe, 
und nehmen die CO2­Besteuerung nicht als umwelt­
politisch wirksam wahr (ebd.).

197. Eine wichtige Frage ist in diesem Zusammen­
hang, inwieweit die gezielte Verwendung der durch ein 
Bepreisungsinstrument eingenommenen Mittel dessen 
Akzeptanz steigern kann (z.  B. HAHN 1989, S.  109; 
BARCKHAUSEN et al. 2022, S. 10 f.; BEISER­McGRATH 
und BERNAUER 2019). Für Deutschland und die USA 
findet eine Studie, dass die gezielte Mittelverwendung 
(„revenue recycling“) einen positiven Effekt auf die 
Akzeptanz von CO2­Abgaben haben kann. Bereits 
die  transparente Kommunikation darüber, wofür die 
 Mittel verwendet werden, steigere die Akzeptanz 
der  Bepreisung (BEISER­McGRATH und BERNAUER 
2019). Die gezielte Mittelverwendung steigert die 
Akzeptanz generell in den USA stärker als in Deutsch­
land. Unbeliebt ist in beiden Ländern, wenn mit dem 
Geld etwa das Staatsdefizit oder die Körperschafts­
steuer reduziert werden. Einen positiven Effekt auf die 
Akzeptanz haben Investitionen in Infrastruktur und 
erneuerbare Energien. Die Einnahmeverwendung für 
ökologische Zwecke kann zudem die vermutete Effek­
tivität der Maßnahme steigern (KLENERT et al. 2018, 
S.  671). Ebenfalls positiv auf die Akzeptanz von 
Be preisung wirken sich Programme für Haushalte mit 
nie drigen Einkommen aus (BEISER­McGRATH und 
BERNAUER 2019, Abb. 3). Eine Studie zu den USA und 
der Schweiz zeigt, dass vor allem Angehörige unterer 
Einkommensschichten mit einer Akzeptanzsteigerung 
reagieren, wenn sie erfahren, dass sie aufgrund der 
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Rückverteilung mehr aus der Steuer beziehen, als sie 
zahlen – allerdings nur, solange es nicht zu einer Politi­
sierung des Themas kommt (FREMSTAD et al. 2022). 
Gezielte Entlastungen armer Haushalte sind darüber 
hinaus sozialpolitisch sinnvoll und notwendig, weil Um ­
weltabgaben auf Konsumgüter diese Haushalte über­
proportional belasten (BEERMANN und SCHREMS 
2021, S. 10).

198. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt eine Untersu­
chung speziell zur deutschen CO2­Bepreisung. Auch 
hier wird die höchste Zustimmung ermittelt, wenn 
staatliche Investitionen in den Klimaschutz fließen 
sollen (BARCKHAUSEN et al. 2022, S. 5). Von den bei­
den direkten Kompensationsmechanismen genießt die 
Unterstützung einkommensschwächerer und von der 
CO2­Bepreisung besonders betroffener Haushalte eine 
höhere Zustimmung als das an alle verteilte Klimageld 
(SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021, 
S. 49). Dieses käme allen Haushalten gleichermaßen
zugute, wobei die Förderung in Relation zum Haus­
haltseinkommen für einkommensschwache Haushalte
größer ist. Insofern hätte auch das Klimageld eine pro­
gressive Wirkung, aber weniger als eine gezielte Förde­
rung nur einkommensschwacher Haushalte (BARCK­
HAUSEN et al. 2022, S. 5). Eine Rückverteilung nur an
die Beziehenden unterer (und ggf. mittlerer) Einkom­
men könnte Fairnesskriterien eher erfüllen. Dazu
müsste allerdings eine Einkommensgrenze gezogen
werden (diskutiert werden etwa 4.000 Euro monat­
liches Bruttoeinkommen), bis zu der das Klimageld
dann bezahlt würde. Die Ziehung einer solchen Grenze
ist zwangsläufig willkürlich und könnte die Akzeptanz
des Instrumentes wiederum schwächen (GROß et al.
2022, S. 12).

199. Hinzu kommt, dass die hier diskutierten Umver­
teilungsmaßnahmen weitgehend hypothetischer Natur
sind. In der Praxis stellt sich neben dem Problem der
Verwaltung eines solch umfangreichen Auszahlungs­
programms (z. B. über die Steuer­ID oder die Kranken­
kasse) in besonderem Maße das Problem der Sichtbar­
keit (s. a.  KELLNER et al. 2022, S. 26). Studien zu
bereits existierenden Umverteilungsmaßnahmen im
Kontext von CO2­Bepreisungen, wie es sie derzeit in
Kanada und der Schweiz gibt, identifizieren gravie­
rende Probleme bei der Zurechnung. Für die Schweiz 
etwa, wo seit 2019 über die Krankenversicherungen ein 
Klimarabatt von monatlich 5,35 CHF als Kompensa­
tion für eine CO2­Steuer ausbezahlt wurde, zeigte sich, 
dass 85 % der befragten Schweizer:innen nicht wissen, 
dass oder warum sie diesen Rabatt erhalten haben 

(MILDENBERGER et al. 2022). Natürlich kann eine 
Umverteilungsmaßnahme nur dann Akzeptanz stei­
gern, wenn sie verstanden wird. Auch für Deutsch­
land zeigt eine Studie, dass Entlastungsmaßnahmen 
nicht verstanden bzw. von Bürger:innen mit geringen 
Einkommen nicht wahrgenommen werden (pollytix 
2021, S. 47). In Österreich wird hingegen 2022 und 
2023 eine Einmalzahlung als Überweisung oder 
 Gutschein zum Ausgleich für die Kosten infolge der 
2022 eingeführten CO2­Bepreisung ausgezahlt (BMK 
2022a). Ob dieser „Klimabonus“ von den Öster­
reicher:innen mehrheitlich zugeordnet wird und ob 
er die Unterstützung für die CO2­Bepreisung steigert, 
ist noch nicht untersucht. 

200. Neben der Fairness von Verteilungseffekten kann
aber auch Fairness im Sinne von Transparenz die
Akzeptanz steigern und ihr Fehlen diese mindern. Eine 
wichtige Diskussion betrifft die bei manchen verhal­
tenswissenschaftlichen Instrumenten kritisierte mani­
pulative Wirkung (s. Tz. 152). Insbesondere unterbe­
wusst wirkende und damit wenig transparente Nud­
ging­Instrumente werden eher abgelehnt als solche, die 
sichtbar sind und die Entscheidungsfreiheit eher erwei­
tern (GIDON et al. 2013). Überdies stoßen Nudges,
welche das Ziel haben, vermutete Irrationalitäten des
Individuums zu seinen eigenen Gunsten zu beheben,
auf mehr Akzeptanz als der Einsatz solcher Instru­
mente zugunsten der Umwelt (HAGMAN et al. 2015).
Allerdings bringen viele verhaltenswissenschaftlich
informierte Instrumente wie das Priming (bspw. auf
Energielabeln) oder der Appell an soziale Normen
(bspw. beim Vergleich der Stromrechnung mit ver­
gleichbaren Haushalten) sowohl Vorteile für die Indivi­
duen als auch für die Umwelt mit sich. Daher könnte
hier kommunikativ der Eigennutz in den Vordergrund
gestellt werden.

201. Auf die Rolle prozeduraler Fairness weist schließ­
lich die Studie von KUNTZE und FESENFELD (2021;
s. Kasten 4­1) hin. Die Autoren fanden heraus, dass
 klimapolitische Instrumente mit Einschränkungen
für die Entscheidungsfreiheit eine höhere Akzeptanz
aufweisen, wenn sie durch Bürgerräte vorgeschlagen
werden, insbesondere, wenn sich die Öffentlichkeit
über diese Gremien gut informiert fühlt (KUNTZE
und FESENFELD 2021). Eine Erklärung dürfte sein,
dass eine in einem partizipativen und repräsentativen
Verfahren vorgeschlagene Maßnahme gleichzeitig die
bereits vorhandene gesellschaftliche Akzeptanz und
soziale Norm kommuniziert, die von Teilen der Bevöl­
kerung unterschätzt wird.
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202. Schließlich wird die Rolle von Frames und akti­
vem Framing, also von sprachlichen Rahmen und 
 aktiven Rahmungen, für die Akzeptanz kontrovers 
 diskutiert. Frames sind Konstrukte, mit denen jeweils 
spezifische Aspekte eines komplexen realen Zusam­
menhangs zum Vorschein kommen (MILLER 2000, 
S. 220). Diese ändern sich nicht nur, etwa im Laufe der 
Zeit, oder unterscheiden sich zwischen wissenschaft­
lichen Disziplinen, sondern sie können auch gezielt 
 verändert werden (ebd., S. 217 ff.). Als Framing wird 
das gezielte Auswählen, Anordnen und Interpretieren 
von Informationen verstanden (REIN und SCHÖN 
1993, S. 146). Umweltprobleme wie etwa der Klima­
wandel können sehr unterschiedlich sprachlich dar­
gestellt (MILLER 2000, S. 213 ff.; BADRUZZAMAN 
et al. 2022, S. 4) und politische Maßnahmen auf recht 
verschiedene Weise kontextualisiert und konstruiert 
werden (van HULST und YANOW 2016, S. 102). Über­
dies kann es Zusammenhänge zwischen der Art, wie 
der Klimawandel geframt wird (etwa als Sicherheits­, 
Gesundheits­ oder humanitäres Problem), und den 
 klimapolitischen Ergebnissen geben (BADRUZZAMAN 
et al. 2022, S. 4). Maßnahmen, die das umweltrelevante 
Verhalten adressieren, können etwa als massive Ein­
schränkung der persön lichen Freiheit oder als proakti­
ver Beitrag zu einer lebenswerten Zukunft dargestellt 
werden, der zudem Co­Benefits für die Gesundheit und 
das Budget hat. Ob man durch Framing systematisch 
die Akzeptanz steigern kann, ist jedoch umstritten. 
Während einige Studien dies eher bezweifeln (FESEN­
FELD et al. 2020; HEYEN et al. 2021, S. 26), finden 
andere einen positiven Effekt von Frames auf Akzeptanz 
(DASANDI et al. 2022).

Akzeptanz im Kontext
203. Drei Aspekte sind zudem wichtig, um die Rolle der 
Akzeptanz für die politische Entscheidungsfindung 
einschätzen zu können. 

204. Erstens: Der Anteil der Menschen in Deutschland, 
die Umweltprobleme und Klimawandel für die wich­
tigsten Probleme halten, hat seit dem Aufkommen 
der  Fridays­for­Future­Bewegung insgesamt deutlich 
zugenommen – trotz pandemiebedingter Schwankun­
gen und bislang ungeachtet des russischen Angriffs­
kriegs auf die Ukraine (siehe Abb. 4­4). Ein derart aus­
gedrücktes Problembewusstsein ist, wie oben ausge­
führt, eine notwendige, wenn auch keine hinreichende 
Bedingung für Akzeptanz. Es ist gut möglich, dass 
damit mittelfristig auch die Akzeptanz von umwelt­
politischen Maßnahmen, die das Individuum adres­
sieren, weiter zunimmt (TÖLLER 2022a). 

Kasten 4-1
Mehr Akzeptanz durch die Beteiligung von 
Bürgerräten

Zwischen April und Juni 2021 traten in Deutsch­
land im „Bürgerrat Klima“ 160 durch eine gestaf­
felte Zufallsauswahl ausgewählte Bürger:innen in 
12 moderierten (digitalen) Sitzungen zusammen, 
zu denen Klimaexpert:innen einen Input leiste­
ten. Die Ratsarbeit gipfelte in einem Bericht, der 
80 Empfehlungen auf sehr unterschiedlichen 
 Ebenen enthielt (Bürgerrat Klima 2021; AMORIM 
VOGAS und POGREBINSCHI 2021). KUNTZE 
und FESENFELD (2021) gingen in einer empiri­
schen Untersuchung mithilfe repräsentativer 
Befragungen und Experimenten der Frage nach, 
ob Klima­Bürgerräte in der Lage sind, die politi­
sche Durchsetzbarkeit anspruchsvoller, aber teu­
rer klimapolitischer Maßnahmen zu steigern. Sie 
gelangten zu dem Ergebnis, dass Bürgerräte in 
Deutschland in der Tat die öffentliche Unterstüt­
zung für klimapolitische Maßnahmen steigern 
können. So würde ein Maßnahmenpaket, das von 
einem Bürgerrat vorgeschlagen würde, in der 
Bevölkerung eine um 6,5 Prozentpunkte höhere 
Akzeptanz aufweisen. Diese höhere Akzeptanz 
schwindet leicht, wenn der Bürgerrat moderate 
Einschränkungen der persönlichen Freiheit und 
eine hohe CO2­Steuer vorschlägt, und würde nur 
dann erheblich leiden, wenn gravierende Ein­
schränkungen der persönlichen Freiheit vorge­
schlagen würden (ebd., S. 5; s. a. TÖLLER 2022a). 
Dies deutet darauf hin, dass Bürger:innen Ein­
schränkungen für den Klimaschutz eher hinneh­
men, wenn sie von Bürgerräten empfohlen wer­
den. Der Effekt ist höher, wenn die Bürger:innen 
über die Räte gut informiert sind, und hängt 
außerdem von der Repräsentativität der Bürger­
räte ab. Einen noch größeren Effekt verspricht 
gemäß KUNTZE und FESENFELD (2021, S.  7) 
eine Kombination von Bürgerräten und Experten­
gruppen. Bürgerräte haben grundsätzlich ein 
besonderes Potenzial, weil sie repräsentativ 
zusammengesetzt sind. Damit weisen sie in gerin­
gerem Maße den üblichen Bias der politischen 
Partizipation auf: Je anspruchsvoller die Verfah­
ren sind, desto ungleicher ist die Beteiligung. Rei­
che und Gebildete beteiligen sich eher und setzen 
dann ihre Interessen auch eher durch (SCHÄFER 
2010). 
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205. Zweitens: Neuere Forschung zeigt, dass Politi­
ker:innen die Akzeptanz von Maßnahmen in der Bevöl­
kerung im Allgemeinen und unter ihren Wähler:innen
im Besonderen in der Praxis nicht besonders zutref­
fend einschätzen (WALGRAVE et al. 2022). In der län­
dervergleichenden Studie, die unter anderem die Haltung
der Bevölkerung und spezifischer Wählergruppen zu
Fahrverboten in stark von Luftverschmutzung betroffe­
nen Städten und zu einer hohen Besteuerung von Flugrei­
sen erhob, erwiesen sich deutsche Politiker:innen sogar
als besonders treffunsicher (ebd., S. 20).

206. Drittens: Auch wenn es sinnvoll ist, eine Maß­
nahme so anzulegen, dass sie bereits vor ihrer Einfüh­
rung möglichst große Akzeptanz genießt, ist es wichtig
zu wissen, dass die Akzeptanz politischer Maßnahmen
nach ihrer Einführung häufig ansteigt (LONDAKOVA
et al. 2021, S. 24 f. und 38). Dies ist für ordnungspoli­

tische Maßnahmen wie Rauchverbote (DIEPEVEEN 
et al. 2013) und im Umweltbereich beispielsweise für 
lokale verkehrspolitische Maßnahmen nachgewiesen 
(LONDAKOVA et al. 2021; PRIDMORE und MIOLA 
2011). Allerdings müssten die Bedingungen, unter 
denen dies geschieht, noch besser erforscht werden. 

Ansatzpunkte für eine Steigerung der 
 Akzeptanz
207. Aus den aufgezeigten Erkenntnissen dazu, was
Akzeptanz beeinflusst, ergibt sich eine Reihe von
Ansatzpunkten, um die Akzeptanz von umwelt­
politischen Maßnahmen zu steigern. Angesichts der
recht ungenauen Einschätzung von Akzeptanz durch
Politiker:innen ist es sinnvoll, zumindest für wichtige
Maßnahmen die Akzeptanz (auch für verschiedene
Maßnahmenvarianten) in der Bevölkerung metho­
disch abgesichert zu erheben.

 ɦ  Abbildung 4-4

Politbarometer: wichtige Probleme

Quelle: TÖLLER 2022b, S. 433, basierend auf Daten von Forschungsgruppe Wahlen: Politbarometer 2022

Beginn FFF-Proteste
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208. Im Hinblick auf die Instrumente ist zu betonen,
dass die insbesondere aus Gründen der Effizienz mit­
unter kritisch gesehenen regulativen Instrumente bei
der Akzeptanz tendenziell recht gut abschneiden.
Überdies steht im Mittelpunkt der aktuellen wissen­
schaftlichen Diskussion die bewusste Kombination
von Push­Maßnahmen in Maßnahmenbündeln („Policy­
Packages“), die die Akzeptanz umweltpolitischer
 Maßnahmen steigern kann (BEISER­McGRATH und
BERNAUER 2019; FESENFELD et al. 2020; FESEN­
FELD 2022; s. a. Abschn. 3.3.6). Dabei gibt es verschie­
dene Varianten:

209. Erstens: Bei ökonomischen wie auch regulativen
Instrumenten ist eine Kombination mit informationel­
len Maßnahmen sinnvoll, die das zugrundeliegende
Problem und die Wirkungsweise der Maßnahme ver­
mitteln. Solche Maßnahmen können zum einen das
Problembewusstsein steigern, welches eine wichtige
Voraussetzung für Akzeptanz ist. Zum anderen können 
gezielte Informationen den Glauben an die Effektivität
und damit die Akzeptanz steigern. Besonders wichtig
sind solche ergänzenden Maßnahmen bei Bepreisungs­
instrumenten, deren Wirkungsweise sonst oft nicht
verstanden wird, was zu ihren geringen Akzeptanz­
werten maßgeblich beiträgt (DOUENNE und FABRE
2022, S. 38; BEERMANN und SCHREMS 2021, S. 13;
MAESTRE­ANDRÉS et al. 2019, S. 1193). Im Kontext
solcher Kommunikationsmaßnahmen können auch indi­
 viduelle Kosten offensiv thematisiert werden, die ja ohne
eine solche Kommunikation eher zu hoch eingeschätzt
werden. Andererseits ist es auch sinnvoll, individuellen
Nutzen (Co­Benefits) hervorzuheben. Im Zusammen­
hang mit der Kommunikation kann auch die Bezeich­
nung von Maßnahmen von Bedeutung sein (s. Tz. 235).

210. Zweitens: Insbesondere bei ökonomischen Push­
Instrumenten (Bepreisungen) ist die sichtbare Verwen­
dung der eingenommenen Gelder zentral. Auch wenn
die konkrete Lösung immer eine politische Entschei­
dung ist, verspricht die Verwendung der Gelder für
einen guten Zweck (z. B. Ausbau erneuerbarer Energien) 
jedenfalls den höchsten Akzeptanzgewinn (s. Tz. 197).
Bei Kompensationsmaßnahmen steigern zwar gezielte
Kompensationen für Haushalte mit geringen Einkom­
men theoretisch die Akzeptanz am meisten, weil sie
die wahrgenommene Fairness erhöhen. Praktisch sind
diese Akzeptanzgewinne aber schwer zu realisieren, da
Einkommensgrenzen strittig sein können, die Identifi­
kation der förderwürdigen Adressat:innen aus Daten­
schutzgründen schwierig ist und ein Transferweg
ge funden werden muss. Selbst wenn man sich aus

 diesen Gründen für eine breite Kompensation für alle 
entscheidet, muss auch hier intensiv informiert wer­
den, denn Transfers, deren Herkunft und Hintergrund 
nicht erkannt werden, können nicht akzeptanzstiftend 
wirken.

211. Drittens: Auch die Kombination von konsumbe­
zogenen Push­Maßnahmen mit produktionsbezogener
Regulierung kann die Akzeptanz ersterer steigern, da
so vermittelt wird, dass alle Akteure einen angemesse­
nen Beitrag zur Lösung eines Umweltproblems leisten
müssen (HEYEN et al. 2021, S. 40). So ist eine hohe
CO2­Bepreisung beispielsweise akzeptabler, wenn 
emissionsarme Mobilitätsalternativen staatlich unter­
stützt und die Emissionsstandards für Pkw stark ver­
schärft werden (FESENFELD 2022). Auch Preiserhö­
hungen auf tierische Lebensmittel werden eher akzep­
tiert, wenn diese mit höheren Tierschutzstandards und 
einem Abbau von Subventionen für Fleischerzeuger 
verbunden werden (FESENFELD et al. 2020). 

212. Viertens: Akzeptanzsteigernd kann auch die
schrittweise Einführung einer Maßnahme, die von
Evaluation und Anpassung gefolgt wird, wirken.
Sowohl bei ökonomischen als auch bei ordnungsrecht­
lichen Instrumenten wird angenommen, dass Testpha­
sen sowie ein Phase­In über längere Zeit eine akzep­
tanzsteigernde Wirkung haben (LEVI et al. 2021, S. 30; 
HEYEN et al. 2021). Dies gibt den Adressat:innen Zeit
zur Anpassung und erlaubt zudem insbesondere bei
Bepreisungsinstrumenten, mögliche Fehleinschätzun­
gen zu überwinden, die vor deren Einführung mögliche 
Nachteile eher über­ und Vorteile unterschätzen
(HEYEN et al. 2021, S. 41; s. a. das Beispiel verkehrs­
politischer Experimente in SRU 2020, Kasten 6­1). Die
schrittweise Einführung einer Maßnahme, etwa die
festgelegte mittelfristige Steigerung von Bepreisungs­
sätzen (wie bei der CO2­Bepreisung), kombiniert mit 
Evaluationen und gegebenenfalls bereits festgelegten 
Anpassungsszenarien, kann also ermöglichen, dass 
sich Menschen an Maßnahmen gewöhnen und Ver­
trauen in ihre Wirksamkeit entwickeln.

213. Prozedural ist für wichtige Maßnahmen eine Ein­
beziehung von Bürgerräten und Expert:innen in Betracht 
zu ziehen, da diese eine substanzielle Mitgestaltung an
Problemlösungen ermöglicht und so auch die Akzeptanz
steigern kann (z. B. HEYEN et al. 2021, S. 35). Erscheint
es einmal politisch geboten, Maßnahmen zu beschlie­
ßen, obwohl sie eine eher geringe Akzeptanz aufweisen,
dann kann man durchaus darauf hoffen, dass die Akzep­
tanz mit der Implementation zunimmt.
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Zwischenfazit
214. Auch wenn es in der Bevölkerung breite Unter­
stützung dafür gibt, Umwelt­ und Klimaziele zu errei­
chen, so wird den dafür notwendigen Maßnahmen
nicht immer mehrheitliche Zustimmung entgegenge­
bracht. Effektivität und Akzeptanz umweltpolitischer
Maßnahmen stehen in einem Spannungsverhältnis.
Gerade die aktuelle Forschung zeigt aber, dass Ak  zep­
tanz keine unveränderliche Größe ist. Vor allem mit der
Verwendung geeigneter Maßnahmenbündel kann es
gelingen, auch für weniger beliebte Maßnahmen eine
mehrheitliche Akzeptanz zu erzielen. Dabei geht es
nicht um Manipulation, sondern vor allem um eine bes­
sere Kommunikation, mehr Transparenz und größere
Fairness.

4.2 Parteipolitik

215. Ein weiterer prägender Faktor für die Realisie­
rung und den Zuschnitt von politischen Maßnahmen
ist Parteipolitik. Zwar werden Konzepte für neue Maß­
nahmen in aller Regel in der Ministerialverwaltung
entwickelt – oft über einen längeren Zeitraum. Diese
werden aber nur dann von der Politik abgefragt, wenn
sie mit den Wertvorstellungen und Weltbildern der in
der jeweiligen Regierungskoalition verbundenen Par­
teien und ihrer Anhänger:innen kompatibel sind (TÖL­
LER 2019, S. 280 f.). Im parlamentarischen Regierungs­
system entscheidet die Regierungsmehrheit, also die
Regierung und die sie stützende parlamentarische
Mehrheit, über die politischen Maßnahmen in Politik­
feldern. Dabei spielen die parteipolitischen Programme 
der Regierungsparteien, die in einem Koalitionsvertrag 
zu inhaltlichen Kompromissen zusammengeführt wer­
den, eine zentrale Rolle. Im Großen und Ganzen wer­
den diese Koalitionsverträge, die in Deutschland in den 
letzten dreißig Jahren immer detaillierter und umfang­
reicher geworden sind, tatsächlich legislativ „abgear­
beitet“ (MERZ und REGEL 2017).

216. In verschiedenen Politikfeldern, wie etwa der
Sozial­ und der Wirtschaftspolitik, unterscheiden sich
Parteien in ihren Positionen zu politischen Regelungs­
fragen (Policy­Positionen) systematisch. In der Regel
schlagen sich diese Unterschiede auch in den beschlos­
senen Politiken nieder, abhängig davon, welche Par­
teien an der Regierung beteiligt sind. Warum und in
welchem Ausmaß dies der Fall ist, haben Politik­
wissenschaftler:innen (HIBBS 1977; SCHMIDT 1996)
und auch Ökonom:innen (POTRAFKE 2017) analy­
siert. Für entsprechende Untersuchungen ordnen diese 

die Parteien anhand ihrer Programmatik auf einer 
sogenannten Rechts­Links­Achse ein. Das ist trotz der 
großen Unterschiede in den Parteiensystemen auch 
ländervergleichend möglich.

217. Neben der parteipolitischen Zusammensetzung
der gesamten Regierung kann es für eine konkrete
Maßnahme entscheidend sein, welcher Partei die oder
der federführende Minister:in angehört („Ministerial­
Discretion­Modell“, s. LAVER und SHEPSLE 1998,
S. 8 ff.). Hinter dem Zusammenhang von Parteipolitik
und politischen Maßnahmen stecken vor allem zwei
Mechanismen: Zum einen orientieren sich Politik­
er:innen zu konkreten Fragen an ihren historisch
gewachsenen Parteiideologien, die in konkreten Par­
tei­ und Wahlprogrammen ihren Ausdruck finden
(„Policy­Seeking“). Zum anderen richten sich politisch
Entscheidende nach dem, wovon sie glauben, dass es
ihre Wähler:innen sowie spezifischen Wählerklientele
von ihnen erwarten, da sie (wieder)gewählt werden
wollen („Vote­Seeking“: WENZELBURGER 2015;
s. Tz. 177). Dass Parteien sich so verhalten, ist grund­
sätzlich für das Funktionieren der Demokratie essen­
ziell. Die Teilnahme an Wahlen ist für die Wählenden
nur dann plausibel, wenn Wahlentscheidungen politi­
sche Mehrheiten verändern und veränderte politische
Mehrheiten auch zu einer anderen materiellen Politik
führen können. Das gilt grundsätzlich auch für den
Zuschnitt der Umwelt­ und Klimapolitik (MERKEL
2022).

Umweltpolitik: Rechts-Links-Achse oder 
 Parteienfamilien ausschlaggebend?
218. Für die Umweltpolitik ist es umstritten, ob der
zugrundeliegende Hauptkonflikt zwischen Ökonomie
und Ökologie ohne Weiteres auf dieser Rechts­Links­
Achse abzubilden ist und welche Rolle Umweltpolitik
überhaupt im Parteienwettbewerb spielt. Wenn dieser
Konflikt auf der Rechts­Links­Achse abzubilden wäre,
dann müsste man von allen Parteien links auf der Achse 
eine konsequente Umweltpolitik erwarten, wenn sie an
der Regierung beteiligt sind bzw. ein Ministerium füh­
ren, von Parteien rechts auf der Achse jedoch nicht.
Alternativ dazu nimmt die Parteienfamilientheorie an,
dass in erster Linie grüne Parteien eine konsequente
Umweltpolitik verfolgen, wenn sie an der Regierung
beteiligt sind (CARTER 2013; FACCHINI et al. 2017;
TÖLLER 2021). Die Parteien unterscheiden sich aber
nicht nur in ihren Positionen zu umweltpolitischen
Fragen, sondern auch in der Salienz, also der Bedeu­
tung, die das Thema für die jeweilige Partei aufweist
(ENGLER und ZOHLNHÖFER 2023).
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219. In diesem Gutachten geht es aber spezifischer um
die Frage, ob und mit welchen Maßnahmen sich der Staat
in Fragen der individuellen Lebensführung einmischen
soll, um öffentliche Güter (Klima, Artenvielfalt, Qualität
von Wasser, Luft und Boden etc.) zu schützen. Hier ist
neben der allgemeinen Bereitschaft zu intervenieren die
Frage des Menschenbildes innerhalb der jeweiligen Par­
teiprogrammatik von Bedeutung. Bei den Präferenzen
der Wähler:innen gibt es einen Zusammenhang zwischen 
Parteiorientierung und der Bereitschaft zu umwelt­
freundlichem Verhalten (z.  B. COFFEY und JOSEPH
2013) sowie der Akzeptanz von Umweltpolitik allgemein
(z. B. JENKINS­SMITH et al. 2020; s. Kap. 4.1).

220. Überdies sind parteipolitische Muster nicht nur
für die Frage, ob der Staat in bestimmte Bereiche, wie
die Ernährung oder den Konsum, steuernd eingreifen
soll, zu erwarten, sondern auch für die Frage, wie dies
geschehen soll. Politische Instrumente sind keinesfalls
nur technische Mittel zum Erreichen politischer Ziele
(VEDUNG 1998). Sie verkörpern vielmehr Vorstellun­
gen etwa von der Natur des Menschen oder der Rolle
des Staates (LASCOUMES und LE GALES 2007;
IMMERGUT 2011), die mit jeweils unterschiedlichen
politischen Programmatiken kompatibel sind. Insofern 
ist die Instrumentenfrage gewissermaßen eine Fort­
setzung der Interventionsfrage. Und auch hier weisen
Wähler:innen auf der Rechts­Links­Achse unterschied­
liche Präferenzen für bestimmte Maßnahmen auf,
wobei Wähler:innen linker Parteien meist eher für
Maßnahmen mit hoher Eingriffsintensität wie Verbote
und Steuern sind als Wähler:innen rechter Parteien
(MEYER und LORD 2021, S. 15; HARRING et al. 2017;
MILDENBERGER et al. 2022).

221. Die Bereitschaft von Politiker:innen verschiede­
ner Parteien, verhaltensadressierende Umweltmaß­
nahmen zu verabschieden, unterscheidet sich also
einerseits nach ihrem weltanschaulichen Fundament
und Menschenbild und anderseits nach Einstellungen
und Erwartungen ihrer Wähler:innen. In diesem Kon­
text reflektieren die Parteipositionen nicht nur die
Interessen von Einzelwähler:innen, sondern auch von
spezifischen gesellschaftlichen Klientelen, etwa der
Landwirtschaft, der Selbstständigen oder der Men­
schen mit geringem Einkommen. Um die Haltung von
Parteien zu Interventionsfragen einschätzen zu kön­
nen, bietet die Rechts­Links­Achse eine grobe Orientie­
rung, jedoch werden ergänzend auch Überlegungen der
Theorie der Parteienfamilien (Entstehungskontext
und ideologischer Markenkern der Partei, z. B. CARTER 
2013, S. 86 ff.; JAHN 2016, S. 209) benötigt.

Parteien und ihre Positionen 
222. Im Hinblick auf die Frage, ob überhaupt politische 
Maßnahmen zur Behebung von Umweltproblemen und
Klimawandel ergriffen werden sollen, lässt sich in
den letzten Jahren ein ökologisches „Mainstreaming“
(CARTER 2013) feststellen: Waren Umwelt­ und Klima­
schutz in der Vergangenheit weitgehend Anliegen der
Grünen, für die diese Themen den „ideologischen Mar­
kenkern“ definieren, so haben inzwischen die meisten
Parteien den Umwelt­ und Klimaschutz in ihre Pro­
grammatik aufgenommen. Beispielsweise findet sich in 
den 2021er Wahlprogrammen aller im Bundestag ver­
tretenen Parteien mit Ausnahme der AfD ein Bekennt­
nis zur Klimapolitik im Allgemeinen und dem 1,5°­Ziel
im Besonderen. Allerdings ergeben sich deutliche
Unter  schiede hinsichtlich der Unterfütterung dieses
Ziels mit politischen Maßnahmen (Konzeptwerk Neue
Ökonomie 2021). Die vorgesehenen Maßnahmen
va riieren tendenziell auf der Rechts­Links­Achse. Sie
sprechen jedoch auch für die Parteienfamilientheorie,
insofern als die Grünen dem Thema in ihrem Wahlpro­
gramm den größten Raum einräumen und insgesamt
die am weitesten reichenden Konzepte präsentieren
(TÖLLER 2021; JANKOWSKI et al. 2022, S. 61).

223. Bei liberalen Parteien ist eine verhältnismäßig
geringe Neigung zu erwarten, das umweltrelevante
Verhalten von Menschen im Konsum, der Ernährung
oder anderen Feldern mit politischen Maßnahmen zu
adressieren (VEDUNG 1998, S. 41). Es gehört zum
liberalen Markenkern, dass die Entscheidungsfreiheit
eines als eigenverantwortlich verstandenen Individu­
ums einen besonders hohen Stellenwert genießt und
staatliche Intervention – zumal durch regulative
In strumente – deutlich abgelehnt wird (vgl. DIE ZEIT
13.06.2019; WBAE 2020, S. 404 f.). Einem liberalen
Verständnis entspricht es eher, dem mündigen Indivi­
duum etwa Informationen zur Verfügung zu stellen.
(z.  B. THIELE et al. 2018, S. 363 ff.; LINTZMEYER
et  al. 2021, S. 158 f.). Damit steht beispielsweise die
FDP in ihrer Programmatik im Einklang mit den Präfe­
renzen liberaler Wählerschaft, die einen überdurch­
schnittlichen Anteil Selbstständiger – und zuletzt
auch  Landwirte (agrarheute 19.04.2021) – aufweist
(WEßELS 2019, S. 195–200) und Eigenverantwortung
einen hohen Wert einräumt (z.  B. KERSTING und
THOMECZEK 2021). Diesen Annahmen entspricht
einerseits, dass in der in Kapitel 4.1 erwähnten Unter­
suchung zur Akzeptanz von klimapolitischen Maßnah­
men im Verkehrssektor Anhänger:innen der FDP bei
allen drei Maßnahmen (Pkw­Maut, CO2­Bepreisung, 
Grenzwerte) Akzeptanzwerte aufweisen, die unter 
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dem Bevölkerungsdurchschnitt liegen. Andererseits ist 
es überraschend, dass die – bei Wähler:innen aller Par­
teien erkennbare – Präferenz für eine ordnungsrecht­
liche Regelung gegenüber einer (nationalen) Beprei­
sungslösung bei FDP­Wähler:innen besonders ausge­
prägt ist (LEVI et al. 2021, S. 20), während wiederum 
die Parteiführung die europäische CO2­Bepreisung für 
eine bewährte Lösung hält (FDP 2021). 

224. Die Union ist in der Umweltpolitik grundsätzlich
ähnlich einzuordnen wie die FDP (JAHN 2016, S. 211),
wobei die Ablehnung der staatlichen Intervention
zugunsten von Kollektivgütern schwächer ausfallen
sollte als bei den Liberalen (LEVI et al. 2021, S. 20; s. a.
Abb. 4­3). Dort allerdings, wo ein christliches Men­
schenbild oder christliche Werte zentral sind, wird
mitunter eine Intervention eher in Betracht gezogen
(z.  B. BÄCK et al. 2015 zur Gentechnikregulierung).
Bei ihrer Wählerschaft haben CDU und CSU unter
anderem bestimmte Wählergruppen, wie die Selbst­
ständigen (WEßELS 2019, S. 195 ff.) und Land­
wirt:innen (WBAE 2020, S. 430) vor Augen, denen
durch solche Maßnahmen idealerweise genutzt, aber
nicht geschadet werden soll (DECKER 2021; WBAE
2020, S. 405).

225. Sozialdemokratische (und auch sozialistische)
Parteien weisen einerseits eine starke Interventions­
neigung auf, da in der linken Programmatik traditio­
nell ein starker Staat das individuelle Leben organisiert 
und absichert. Andererseits kollidiert auch hier die
Idee einer Rechts­Links­Achse mit der Annahme der
Parteienfamilie, denn sozialdemokratische und sozia­
listische Parteien sollten solche Interventionen nur
unter der Bedingung ihrer sozialen Ausgewogenheit
unterstützen (z. B. THIELE et al. 2018, S. 372; s. Kas­
ten 4­2). Darauf zu achten, dass Beziehende kleiner
Einkommen nicht übermäßig belastet werden, sondern
eher zu den Nutznießenden einer Maßnahme zählen,
ist auch im Hinblick auf die Belange der Wählerschaft
sinnvoll. Trotz der Auflösung traditioneller Wähler­
milieus wird etwa die SPD immer noch überdurch­
schnittlich häufig von gewerkschaftlich organisierten
Arbeiter:innen gewählt (WEßELS 2019, S. 200; KOR­
NELIUS et al 2023). Die in Kapitel 4.1 erwähnte Unter­
suchung zur Akzeptanz von klimapolitischen Maßnah­
men im Verkehrssektor zeigt entsprechend, dass SPD­
Wähler:innen zwar einer Regelung über Grenzwerte in
höherem Maße (zu 66 %) zustimmen als der Bevölke­
rungsdurchschnitt, dass ihre Akzeptanz einer CO2­
Bepreisung hingegen mit 33 % unter dem Durchschnitt 
liegt (LEVI et al. 2021, S. 20; s. Abb. 4­3).

226. Die stärkste Interventionsneigung ist bei den
Grünen zu erwarten, denn ökologische Themen haben
für grüne Parteien eine hohe Salienz und der Schutz
ökologischer Kollektivgüter als Interventionszweck ge ­
hört zum ideologischen Markenkern (CARTER 2013).
Staatliche Rahmenbedingungen sollen aus Sicht der
Grünen die ökologischen Entscheidungen des Indivi­
duums unterstützen – und ihre überdurchschnittlich
gut gebildeten und jungen Wähler:innen (WEßELS 2019,
S. 201; KORNELIUS et al. 2023) erwarten überwiegend
genau das von ihnen. Dafür werden im Bedarfsfall auch 

Kasten 4-2
Parteipolitik und die Kaufprämie für 
 Elektrofahrzeuge

Wie politische Maßnahmen zur Beeinflussung des 
umweltrelevanten Verhaltens parteipolitisch defi­
niert werden können, verdeutlicht die erstmalige 
Einführung einer Kaufprämie für Elektrofahrzeuge 
im Jahr 2016. Für die Einführung der Prämie von 
4.000 Euro (je zur Hälfte als staatlicher Zuschuss 
und als Nachlass des Verkäufers) war der sozial­
demokratische Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
federführend verantwortlich. Während in der 
damaligen Großen Koalition verschiedene Optio­
nen diskutiert wurden (z. B. eine Steuerbefreiung 
oder eine Sonderabschreibung), passte diese Maß­
nahme zu einem sozialdemokratischen Minister. 
Die Kaufprämie ist ein sichtbares distributives 
In strument, das – im Gegensatz etwa zur auch 
 diskutierten Sonderabschreibung für Gewerbetrei­
bende – der breiten Bevölkerung zugutekommen 
kann. Ebenso nutzt ein absoluter Förderbetrag und 
die Deckelung auf einen Nettolistenpreis von maxi­
mal 60.000 Euro dem Kauf von Kompaktwagen 
stärker als etwa eine Steuerbefreiung, die prozen­
tual berechnet wird und damit den Kauf teurer 
Fahrzeuge stärker subventionieren würde (BOLL­
MANN und TÖLLER 2018, S. 114). Man kann auch 
argumentieren, dass eine solche Kaufprämie im 
Ergebnis regressiv wirkt, weil von ihr nur solche 
Personen profitieren, die sich einen Neuwagen 
 leisten können. Sie kommt also eher dem unteren 
Mittelstand als den Mittellosen zugute. Gleichwohl 
zeigt das Beispiel, wie ein Instrument – wenn es als 
solches gesetzt ist – dennoch sehr unterschiedlich 
ausgestaltet werden und dabei mit den Program­
matiken und Wählerinteressen unterschiedlicher 
Parteien passfähig sein kann.
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klar regulative Maßnahmen ergriffen (z.  B. THIELE 
et al. 2018, S. 363 ff.). Dies steht im Einklang mit den 
Präferenzen grüner Wählerschaft, die für verschiedene 
umweltpolitische Maßnahmen die höchste Akzeptanz 
aufweist (LEVI et al. 2021, S. 20; siehe Abb. 4­3).  
Allerdings können für die grüne Programmatik auch 
neue Herausforderungen entstehen, etwa Konflikte 
zwischen verschiedenen (Umwelt­)Schutzgütern, wie 
Klima­ und Artenschutz (SRU 2022a). 

227. Insgesamt sind also konservative, liberale und 
grüne Parteien hinsichtlich ihrer Positionen zur 
Umweltpolitik im Allgemeinen und zu Maßnahmen zur 
Beeinflussung des umweltrelevanten Verhaltens im 
Besonderen gut einzuschätzen. Für sozialdemokrati­
sche und sozialistische Parteien ist dies schwieriger, da 
sie einerseits für einen starken, auch intervenierenden 
Staat stehen, andererseits bei ökologischen Fragen 
weniger „Ownership“ als die Grünen aufweisen und im 
Zweifel sozialen Belangen den Vorzug geben. 

Parteiendifferenz im Kontext
228. Die gerade ausgeführten Annahmen sind in man­
cher Hinsicht zu relativieren. Erstens können solche 
parteipolitisch definierten Policy­Positionen durchaus 
auch abhängig von weiteren Rahmenbedingungen sein, 
wie zum Beispiel der Sichtbarkeit einer Maßnahme 
oder dem Verfügen über spezifisches Wissen (GILLIS 
et al. 2021). Überdies wandeln sich parteipolitisch defi­
nierte Policy­Positionen, und zu manchen Regelungs­
gebieten entstehen erst erkennbar unterschiedliche 
Parteipositionen, wenn diese als attraktiv für den 
 politischen Wettbewerb wahrgenommen werden (z. B. 
THIELE et al. 2018). Eine Studie zeigt, dass sich linke 
Parteien, die zuvor mit grünen Positionen geliebäugelt 
hatten, nach der Finanz­ und Wirtschaftskrise auf ihr 
„Brot­und­Butter­Geschäft“ der sozialen Gerechtigkeit 
reorientierten und weniger ausgeprägte ökologische 
Positionen vertraten (JAHN 2016). In jüngerer Zeit hat 
der Parteienwettbewerb zur Klimapolitik hingegen 
deutlich zugenommen, was etwa die zentrale Rolle des 
Klimathemas im deutschen Wahlkampf zur Europa­
wahl 2019 und der Bundestagswahl 2021 nahelegt. Ob 
damit aber der den Grünen zugeschriebene Kompetenz­
vorsprung gegenüber den anderen Parteien schwin det 
(schriftliche Mitteilung von Arne Jungjohann vom 
13. Oktober 2021), ist derzeit noch offen. 

229. Zudem finden bei den Parteien erkennbare Lern­
prozesse statt, und zwar sowohl hinsichtlich der Frage, 
ob interveniert werden soll, als auch wie dies gesche­
hen soll. So haben die aus der Umweltbewegung her­

vorgegangenen Grünen einen deutlichen Positions­
wandel zu ökonomischen Instrumenten aufzuweisen: 
Zunächst lehnten sie diese ab, weil sie die Umweltver­
schmutzung nicht, wie regulative Instrumente, recht­
lich verbieten und symbolisch ächten, sondern sie zum 
Gegenstand betriebswirtschaftlichen Kalküls machen 
und damit legitimieren (HAHN 1989, S. 111; BÖCHER 
und TÖLLER 2019, S. 193). Später akzeptierten sie, 
dass man damit potenziell besonders effektive Instru­
mente ausschloss. 

230. Die Akzeptanz beispielsweise von politischen 
Maßnahmen zur Reduzierung des Fleischkonsums hat 
seit 2019 bei den meisten Parteien zugenommen gegen­
über Zeiten, als die Grünen 2013 mit dem Vorschlag 
eines Veggie­Days in öffentlichen Kantinen politisch in 
Bedrängnis gerieten (WBAE 2020, S. 433). Außerdem 
weichen Politker:innen regelmäßig auch von ihren 
 parteiprogrammatischen Grundlagen ab, was sich ins­
besondere aus der Notwendigkeit von Kompromissen 
in Koalitionsregierungen ergibt (z.  B. TÖLLER und 
BÖCHER 2017). 

Strategien zur Verbesserung der 
 parteipolitischen Anschlussfähigkeit
231. Während sich alle aktuell in Deutschland an der 
Regierung beteiligten Parteien für Umwelt­ und Klima­
schutz aussprechen, ergeben sich Unterschiede vor 
allem im Hinblick auf den Zuschnitt von Maßnahmen. 
Maßnahmen ebenso wie ihre Kontextualisierung und 
Begründung müssen zu den jeweiligen parteipoliti­
schen Kontexten des Regierungspersonals passen.

232. Insbesondere müssen Maßnahmen so zugeschnit­
ten werden, dass sie mit den Bedürfnissen, Interessen 
und Erwartungen von Wähler:innen und Klientelen 
kompatibel sind. Auch hier sei an die in Textziffer 205 
erwähnten Forschungsergebnisse erinnert, wonach 
Politiker:innen nicht besonders gut darin sind, die Hal­
tungen sogar ihrer eigenen Wähler:innen zu bestimm­
ten Maßnahmen einzuschätzen (WALGRAVE et al. 
2022). Damit Politiker:innen zweifelsfrei wissen, was 
ihre Wähler:innen zu wichtigen Projekten denken, 
kann es sinnvoll sein, diese Haltung der Bevölkerung 
und bestimmter Wählergruppen durch repräsentative 
Befragungen zu ermitteln (s. Kap. 4.1). 

233. Vor allem bei Koalitionen, deren parteipolitische 
Positionen in vielen Feldern weit auseinanderliegen, 
ist in der Regel der parteipolitische Hintergrund der 
zuständigen Ministerin bzw. des zuständigen Minis­
ters ausschlaggebend, wobei immer auch die Zustim­
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mung im Kabinett und von der Regierungsmehrheit im 
Parlament erworben werden muss. Das bedeutet, mit 
sozialdemokratischer Regierungsbeteiligung und Ver­
antwortlichkeit sind regulative Maßnahmen besonders 
kompatibel. Bepreisungsinstrumente müssen nicht nur 
in besonderem Maße sozial ausgewogen sein, dies muss 
auch besonders gut kommuniziert werden. 

234. Bei Regierungsbeteiligung und Verantwortlichkeit
der Grünen sollten die Maßnahmen an ambitionierten
ökologischen Zielsetzungen ausgerichtet sein. Hier
kommen auch im Hinblick auf die Wählerschaft Beprei­
sungsinstrumente infrage. Bei liberaler Regierungsbe­
teiligung und Verantwortlichkeit sind eher Maßnahmen
aussichtsreich, die informativ oder freiwillig angelegt
sind, und solche, die der Wirtschaft nutzen – wobei die
in Textziffer 192 erwähnten Ergebnisse der Studie zur
Klimapolitik für den Verkehrssektor zeigen, dass auch
regulative Instrumente für eine liberale Wählerschaft
überraschend akzeptabel sind. Bei Regierungsbeteili­
gung und Verantwortlichkeit der Union ist es ähnlich
wie bei den Liberalen, es sind aber etwa die Belange der
konventionellen Landwirtschaft zu berücksichtigen.

235. Die Vereinbarkeit mit bestimmten politischen
Weltanschauungen hängt auch vom konkreten Fra­
ming (s. a. Tz. 202) ab, das beispielsweise Maßnahmen
in einen spezifischen inhaltlichen und normativen
Kontext setzt, etwa über die Verwendung von Werten
und Prinzipien (SCHEUFELE und ENGELMANN
2013, S. 539; SCHEUFELE et al. 2012, S. 432 ff.). Eine
experimentelle Studie aus den USA zeigt, dass konser­
vative Politiker:innen dem Klimaschutz gegenüber auf­
geschlossener waren, wenn dieser in bestimmte mora­
lische Kontexte gesetzt wurde (WOLSKO et al. 2016).
Allerdings gibt es Hinweise, dass dies bei sehr polari­
sierten Themen nicht gelingt (ZHOU 2016). Ein aktu­
elles Beispiel dafür, wie geänderte Frames auch das
Denken über politische Maßnahmen ändern können,
ist der Begriff der „Freiheitsenergien“. Mit ihm wurde
es der FDP im Kontext der Energiekrise möglich, die
Förderung der erneuerbaren Energien als Beitrag zur
Unabhängigkeit von Russland zu akzeptieren (LIND­
NER 2022), auch wenn daraus noch keine spezifischen
Förderinstrumente resultieren.

236. Zudem können in den Schnittmengen unterschied­
licher Frames zu einem Thema neue inhaltliche Koali­
tionen ermöglicht werden, indem verschiedene Akteure –
etwa die Mitglieder einer Regierungskoalition – einer
Maßnahme aus unterschiedlichen Gründen zustimmen
(HÄUSERMANN und KÜBLER 2010, S. 173).

237. Jenseits von Frames sind auch Paketlösungen
möglich, in denen Mitglieder einer Koalition wechsel­
seitig Maßnahmen (meist in unterschiedlichen Rege­
lungsbereichen) mittragen, die nicht ideal zu ihrer
 Parteiprogrammatik passen (SCHUKRAFT 2019). Im
Unterschied dazu können in Maßnahmenbündeln ver­
schiedene Maßnahmen in einem Bereich so kombiniert
werden, dass für jede beteiligte Partei etwas dabei ist,
das den ideologischen Markenkern ebenso wie die
Wählerschaft befriedigt und dabei zur Erreichung des
gemeinsamen Ziels beiträgt.

Zwischenfazit
238. Parteien unterscheiden sich auch in ihren Policy­
Positionen bezüglich der Adressierung des umwelt­
relevanten Verhaltens. Dass sich Politiker:innen, wenn
es um konkrete Maßnahmen geht, an ihren Partei­
programmatiken und den angenommenen Positionen
ihrer Wählerschaft orientieren, ist ein logisches Ergeb­
nis von Parteienkonkurrenz in unserer Demokratie
und strukturiert den politischen Möglichkeitsraum.
Gleichwohl verlangen etwa die Notwendigkeit, eine
Koalition zu bilden, oder aktuelle Problemlagen, die in
den Parteiprogrammen und Koalitionsverträgen nicht
abgebildet sind, den Politiker:innen Kompromisse ab.
Auch können sich die Bedeutung von Themen und die
Parteipositionen im Zeitverlauf ändern. Die Eruierung
von tatsächlichen Akzeptanzwerten, das Agieren mit
Frames sowie das Schnüren von Paketlösungen und
Maßnahmenbündeln sind Strategien, die es Politi ­
ker:innen ermöglichen können, auch solche Maßnah­
men zu verwirklichen, die auf den ersten Blick nicht
perfekt kompatibel mit ihrer Parteiprogrammatik sind. 

4.3 Interessenpolitik

239. Auch Interessenpolitik kann die Realisierung von
politischen Maßnahmen, die auf umweltrelevantes
Verhalten abzielen, erschweren. Viele verhaltensadres­
sierende Instrumente erfordern eine Neuausrichtung
von Produktionsprozessen (bspw. bei Einbauverboten
für bestimmte fossile Technologien), verschieben
Marktanteile (etwa durch Anreize für den Verzehr von
Fleischersatzprodukten) oder haben eine potenziell
konsumsenkende Wirkung (s. Tz. 45 f.). Sie können
etablierte Interessen in negativer Weise tangieren,
auch wenn sie meist Potenziale für relativ neue oder
bislang eher wenig präsente Branchen (z.  B. Fleisch­
ersatzprodukte, Herstellung von Wärmepumpen, Re   pa­
raturdienstleistungen) bergen. Sofern politische Maß­
nahmen etablierte Geschäftsmodelle berühren, ist zu
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erwarten, dass sie auf Widerstand von organisierten 
Interessen stoßen. Andere Akteure, beispielsweise 
Umwelt­ und teilweise auch Verbraucherschutzver­
bände, sprechen sich im gesellschaftlichen und politi­
schen Diskurs für Maßnahmen aus, die umweltfreund­
liches Verhalten erleichtern oder einfordern.

240. Der Einfluss von gesellschaftlichen Interessen auf 
die politische Entscheidungsfindung ist grundsätzlich 
notwendig, damit die Entscheidungsträger:innen die 
Belange sozialer Gruppen kennen und berücksichtigen 
können. Er ist solange nicht problematisch, wie die 
Einflussnahme transparent ist und bestimmte gesell­
schaftliche Interessen dabei nicht strukturell benach­
teiligt werden (LOER und TÖLLER 2019). In der 
Umweltpolitik ist der politische Einfluss jedoch tradi­
tionell ungleich zugunsten der Wirtschaft (Industrie, 
aber auch z.  B. Landwirtschaft) verteilt, auch wenn 
sich dieses Ungleichgewicht in den letzten 20 bis 25 
Jahren reduziert hat (TÖLLER und BÖCHER 2017, 
S. 545; TÖLLER 2020; WBAE 2020, S. 410 ff.). Für diese 
ungleiche Verteilung von Machtressourcen zwischen 
Umweltschutzinteressen und Umweltschädigern gibt 
es verschiedene Ursachen. Eine wichtige Ursache liegt 
in der „Logik des kollektiven Handelns“: Sektorale 
Wirtschaftsakteure wie die Branchenverbände vertre­
ten häufig spezifische Anliegen, die besser organisier­
bar und repräsentierbar sind, und verfügen über mehr 
Finanzkraft als Vertreter diffuser Interessen wie Um ­ 
welt verbände oder Organisationen des Verbraucher­
schutzes (OLSON 1968, S. 126; PEHLE 1998, S. 182 f.). 
Diese finanziellen Ressourcen erlauben es Wirtschafts­
verbänden beispielsweise, Personal zu beschäftigen, 
Lobbyisten zu engagieren und Expertise zu beauf­
tragen (OLSON 1968, S. 139 ff.; PEHLE 1998, S. 174; 
TÖLLER 2020). 

241. Auch wenn diese Beobachtung grundsätzlich 
noch immer zutrifft (z. B. SCHIFFERS 2019), hat sich 
die Wirtschaft inzwischen stark ausdifferenziert. Als 
Beispiele können die Entstehung der Branche der 
erneuerbaren Energien mit verschiedenen Verbänden 
(LÖHR 2020, S. 334 f.) oder anderer Industrien und 
Dienstleistungen, die vom Umweltschutz profitieren, 
und ihrer Organisationen (TÖLLER und BÖCHER 
2017; LÖHR 2020, S. 325 ff.) genannt werden. Daher 
haben heute Dachverbände wie der Bundesverband der 
Deutschen Industrie e. V. (BDI) in Fragen der Klima­
politik eine heterogene Interessenstruktur zu vertre­
ten (KOHLER­KOCH et al. 2022, S. 323). Die Energie­
wende als politisches Ziel wird inzwischen von den 
meisten Wirtschaftsakteuren unterstützt oder zumin­

dest geduldet (LÖHR 2020, S.  377), und der BDI hat 
seine lange Zeit kritische Haltung zur Umwelt­ und 
 Klimapolitik revidiert (GERBERT et al. 2018). Aller­
dings bestehen weiterhin strukturelle „Schieflagen“, 
etwa indem die Interessen etablierter Produkte (z. B. 
Fleisch, Milchprodukte) besser organisiert sind als 
die von Newcomern (z. B. Milchersatzprodukte). Auch 
erzielen Handwerksverbände und ­kammern, die die 
Interessen von circa 46.000 dezentralen Handwerks­
betrieben mit Reparaturschwerpunkt vertreten (BIZER 
et al. 2019), deutlich weniger Sichtbarkeit und Einfluss 
als die Verbände der Hersteller und des Handels. Wei­
terhin engagieren sich zum Teil auch einige Branchen­
gewerkschaften gegen Umweltschutz (TÖLLER und 
BÖCHER 2017, S.  537; TSELENGIDIS und ÖSTER­
GREN 2018, S. 9; SCHROEDER 2021). Zudem ist die 
Landschaft der Interessenvertretung auch in der Um ­
weltpolitik komplexer geworden. Organisationen wie 
Transparency International, LobbyControl oder Abge­
ordnetenwatch halten Interessenvertreter:innen aus 
Konzernen, Beratungsgesellschaften und Thinktanks 
in Schach (LOER und TÖLLER 2019).

242. Die zweite Ursache für das traditionelle Macht­
ungleichgewicht gesellschaftlicher Interessen in der 
Umweltpolitik liegt beim politischen System, welches 
umweltschädigenden Interessen schon immer über die 
sogenannten Verursacherressorts (Wirtschaft, Land­
wirtschaft, Verkehr) privilegierten Zugang zu frühen 
Phasen der Gesetzgebung gewährte (PEHLE 1998, 
S. 68). Auch wenn heute gefordert wird, dass Lobbying 
transparenter werden soll, wird diese Form der Interes­
senvertretung der Wirtschaft als solche nicht infrage 
gestellt (KOHLER­KOCH et al. 2022, S. 313). Nach wie 
vor erweisen sich landwirtschaftliche Interessen­
verbände häufig als erfolgreich, wenn es darum geht, 
durch Lobbying stringente Maßnahmen – etwa gegen 
die Stickstoffproblematik – zu verhindern (WBAE 
2020, S. 429). Die Umweltverbände als interessenpoliti­
sches Gegengewicht haben erst seit den späten 1990er­
Jahren etablierten Zugang zum politischen Entschei­
dungszentrum, insbesondere zum Bundesumwelt­
ministerium, erhalten (SRU 1996, Abschn. 3.3.7). Ein 
effektiver Einfluss von Umweltverbänden als Gegenge­
wicht zu Wirtschafts­ oder Landwirtschaftsverbänden 
ist heute wahrscheinlicher als vor dreißig Jahren, 
jedoch keinesfalls selbstverständlich (TÖLLER 2020, 
S. 285). 
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Einfluss und Strategien wirtschaftlicher 
 Interessengruppen
243. Welche spezifischen Muster der Interessenvertre­
tung sind vor diesem Hintergrund zu erwarten, wenn
es um Maßnahmen geht, die das umweltrelevante
 Verhalten adressieren? Ein breites Spektrum an For­
schungsergebnissen gibt es zu Lobbying­Aktivitäten
der besonders umsatzstarken und dynamischen
Lebensmittel­ und Getränkeindustrie. Diese ist zum
einen sehr aktiv, zum anderen auch besonders gut
erforscht. Ihre Strategien gegen die überwiegend
gesundheitsbezogene Regulierung der Verwendung
von Fett, Zucker und Alkohol (z. B. MILLER und HAR­
KINS 2010) sowie Fleisch (ORSET und MONNIER
2020) erweisen sich als vergleichbar mit Strategien der
Tabakindustrie (TSELENGIDIS und ÖSTERGREN
2018) und sind häufig erfolgreich. In Dänemark wurde
beispielsweise eine 2011 eingeführte Fettsteuer unter
anderem nach Lobbying­Aktivitäten der Fleisch  indu s­
trie 2012 wieder abgeschafft (WBAE 2020, S. 434).
Diese Forschungsergebnisse sind zwar nicht eins zu
eins auf umweltbezogene Regulierung und auch andere 
Branchen übertragbar, aber als Arbeitshypothesen
durchaus für andere Felder nutzbar, in denen die
 Rahmenbedingungen des Konsums verändert werden
sollen.

244. Lobbying­Aktivitäten werden in zwei Kategorien
unterteilt: Erstens wenden sich Interessengruppen –
institutionalisiert (z. B. in Konsultationen und Anhö­
rungen) oder nichtinstitutionalisiert – mit Informatio­
nen und Argumenten an Entscheidungsträger:innen,
insbesondere in Ministerien und Parlamenten (MIL­
LER und HARKINS 2010, S. 570). Zweitens wenden sie
sich mit Druck und Drohungen an die Öffentlichkeit
(GULLBERG 2013). Dabei werden mit teils aggressiven 
PR­Kampagnen die Medien und der öffentliche Diskurs
adressiert (MILLER und HARKINS 2010, S. 577).
Gerade, wenn es um die (gesundheitsbezogene) Ein­
schränkung des Konsums von Zucker, Alkohol oder
Tabak geht, werden die Entscheidungsfreiheit des Indi­
viduums betont und das Bild des „Nanny State“ bemüht 
sowie wissenschaftliche Ergebnisse zur Schädlichkeit
dieser Produkte in Zweifel gezogen (TSELENGIDIS
und ÖSTERGREN 2018, S. 10). Auch werden sensible
Fragen, etwa der sozialen Gerechtigkeit, instrumenta­
lisiert. So argumentierte der Bundesverband der Deut­
schen Fleischwarenindustrie e. V. (BVDF), eine höhere
Mehrwertsteuer auf Fleisch sei „eine finanzielle Belas­
tung insbesondere für Menschen mit wenig Einkom­
men“ (dts 2019). Darüber hinaus richtet sich Lobbying
darauf, den Kontext politischer Entscheidungen zu

adressieren, insbesondere Wissenschaft und Zivil­
gesellschaft (MILLER und HARKINS 2010, S. 571 ff.).

245. Eine etablierte Strategie der Lebensmittelindu s­
trie ist es, die wissenschaftlichen Grundlagen von
Regulierung infrage zu stellen oder die Auswahl von
Forschungsergebnissen in ihrem Sinne zu beeinflus­
sen. Damit prägt sie Diskurse, etwa über Ernährung
und Gesundheit, die letztlich zu spezifischen Regulie­
rungen beitragen (MILLER und HARKINS 2010,
S. 571; ORSET und MONNIER 2020, S. 59). Ein ein­
schlägiges Beispiel ist das 1978 von sechs großen
Lebensmittelkonzernen gegründete und heute von
400  Unternehmen getragene International Life Sci­
ences Institute (ILSI) (STRASSHEIM und LOER 2019,
S. 81  ff.). Die global operierende Organisation agiert
gezielt im Sinne von Unternehmen der Ernährungs­
branche, um Entscheidungen in der Gesundheits­ und
Lebens mittel politik in ihrem Sinne zu beeinflussen
(STEELE et al. 2019; WBAE 2020, S. 436).

246. Eine ebenfalls in der Lebensmittelbranche ge ­
bräuchliche Strategie, die Zivilgesellschaft zu „kapern“, 
wird auch als „Astroturfing“ (übersetzt etwa: das Aus­
bringen von künstlichem Rasen) bezeichnet (MILLER
und HARKINS 2010, S. 572): Dabei handelt es sich um
eine Lobbying­Strategie, bei der vermeintliche zivil­
gesellschaftliche („Grass­root“­)Organisationen ge ­
gründet werden, die tatsächlich aber von der Industrie
finanziert werden (LOCK et al. 2016; zu Beispielen im
Ernährungsbereich s. MILLER und HARKINS 2010,
S. 572  f.). Über diese Kanäle können Positionen der
Industrie als Verbraucherpositionen in den politischen
Diskurs eingebracht und die vermutete öffentliche
Mehrheitsmeinung kann so verschoben werden.

247. Außerdem greifen etablierte Industrieinteressen
auch auf Klagen zurück, um ihr Interesse am Status
quo zu verteidigen. So verklagte beispielsweise der Ver­
band Sozialer Wettbewerb e. V., zu dessen Mitgliedern
zahlreiche Wirtschaftsverbände gehören, vor dem
Landgericht Trier ein Tofu­erzeugendes Unterneh­
men, weil es pflanzliche Produkte etwa unter den
Bezeichnungen „Tofubutter“, „Pflanzenkäse“ oder
„Veggie­Cheese“ vertreibt. Der Europäische Gerichts­
hof (EuGH), der vom Landgericht ersucht wurde, die
betreffende europäische Rechtsvorschrift (Verord­
nung (EU) Nr. 1308/2013) auszulegen, entschied, dass
rein pflanzliche Produkte nicht mit Begriffen wie
Käse  oder Milch vermarktet werden dürfen (Urt.  v.
14.06.2017, Rechtssache C­422/16), was ihre Vermark­
tung als Milchersatzprodukte erschwert. Das ist inso­
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fern bemerkenswert, als auf Basis der Verordnung 
(EU) Nr.  1308/2013 für andere Nicht­Milchprodukte 
(z.  B. für Erdnussbutter oder Fleischkäse) durchaus 
Ausnahmen erlaubt sind (Legal Tribune Online 
14.06.2017). Es kann zumindest vermutet werden, dass 
die Tofuproduzenten nicht über Bewusstsein und Res­
sourcen verfügten, um ihre Ausnahmewünsche über 
das Komitologieverfahren in den entsprechenden 
Beschluss der Kommission (2010/791/EU) zu bekom­
men (Legal Tribune Online 14.06.2017). 

248. Eine weitere Strategie, die unter anderem im
Bereich des Fleisch­ und Milchproduktekonsums nach­
gewiesen wurde, besteht darin, dass Unternehmen und
Branchenverbände das (Ernährungs­)Verhalten der
Menschen direkt adressieren, etwa durch Kampagnen
in Schulkantinen oder für Käufer:innen von Kinder­
nahrung (ORSET und MONNIER 2020, S. 53 f.). Außer­
dem kreieren die Produzenten teilweise eigene Labels,
die Auskunft über die Nachhaltigkeit ihrer Produkte
geben sollen, letztlich aber Teil von Marketing­Stra­
tegien sind. Diese Informationen können von den
Konsument:innen nicht verifiziert und in ihrer Vielfalt
nicht sinnvoll verarbeitet werden (ebd., S. 56).

Einfluss und Strategien zivilgesellschaftlicher 
Interessengruppen
249. Umweltverbände gelten heutzutage in vielen
Bereichen, wie zum Beispiel der Agrar­ und der Klima­
politik, als gut organisiert und vernetzt und grund­
sätzlich durchaus in der Lage, ein Gegengewicht zu
den Interessenverbänden der Wirtschaft zu bilden
(WBAE 2020, S. 429; TÖLLER 2020). Neben Konstel­
lationen, in denen sie in kooperativen Verfahren
Expertise einbringen (s. a. Tz. 244), ist eine wichtige
Strategie immer noch der Protest und die Skandalisie­
rung („Outside­Strategie“: BEYERS 2008, S. 1200).
Dabei wird in Kampagnen versucht, die Sichtbarkeit
und Bedeutung einer politischen Auseinandersetzung
in Medien und öffentlichem Diskurs zu erhöhen. Um
die Aufmerksamkeit der Medien zu gewinnen, müssen 
Themen jedoch ein hohes „Entrüstungspotenzial“
aufweisen (WBAE 2020, S. 430). Das ist klassischer­
weise (wenn auch nicht immer) der Fall, wenn die
Praktiken der Produktionsseite, etwa bei der Ver­
schmutzung der Umwelt, angeprangert werden kön­
nen. Für Probleme, als deren Lösung auch die Ände­
rung des Verhaltens gesehen wird, kommt eine sol­ 
che Skandalisierung nur eingeschränkt in Frage. Die
Umweltverbände mögen zwar die Öffentlichkeit über
spezifische Gruppen, wie  Vielfliegende, entrüsten.
Viele Verhaltensfragen betreffen aber die Bevölke­

rung in ganzer Breite und sind daher für Entrüstungs­
strategien ungeeignet. 

250. Die Umweltverbände befassen sich dann bevor­
zugt mit den Rahmenbedingungen des umweltrelevan­
ten Verhaltens, wenn sie diese wiederum bei den Pro­
duzenten einfordern können – etwa im Hinblick auf die 
Eigenschaften oder die Kennzeichnung von Produkten
(ORSET und MONNIER 2020, S. 51), denn auch hier
entscheidet das Entrüstungspotenzial mit über den
Erfolg (WBAE 2020, S. 434). Nur eine kleine Anzahl
von Umweltverbänden adressiert, ähnlich wie die
Wirtschaftsakteure (s. Tz. 248), das Verhalten der
Menschen, zum Beispiel im Hinblick auf Fleisch­
konsum oder den Konsum von Palmöl (ORSET und
MONNIER 2020, S. 51 f.). Überdies sind einige Umwelt­
verbände in der Schaffung von Labels, etwa für nach­
haltige Aquakulturen, aktiv geworden (ebd., S. 58 f.).
Das Beispiel des Tierwohl­Labels in Deutschland zeigt
jedoch, dass zwischen verbandlichen und staatlichen
Normungsaktivitäten auch Konkurrenzen und gegebe­
nenfalls Konflikte entstehen können.

Maßnahmen trotz Widerstands von 
 Interessengruppen einführen
251. Welche Strategien bieten sich an, um Maßnah­
men, die das umweltrelevante Verhalten adressieren,
trotz erwartbarer interessenpolitischer Kampagnen
und struktureller „Schieflagen“ zu realisieren? Grund­
sätzlich ist es erforderlich, sowohl mit wissenschaft­
licher Evidenz als auch mit Argumenten für konkrete
Maßnahmen gewappnet zu sein und zudem verschlei­
erte Interessenvertretung durch vermeintliche zivil­
gesellschaftliche oder wissenschaftliche Organisationen
zu kennen. Eine aktive Öffentlichkeitsarbeit, die sich
an die Bevölkerung und Medien richtet, kann mit
po sitiven Frames (s. Kap. 4.1 und 4.2) versuchen, die
Deutungshoheit zu erringen. Darüber hinaus gibt es im 
Wesentlichen zwei Strategien.

252. Erstens ist es unter Umständen möglich, Interes­
senkonstellationen durch staatliche Politik mittel­ bis
langfristig zu verändern. Das Beispiel der Energie­
wende im Stromsektor zeigt, dass es gelingen kann,
stabile und einseitige Interessenkoalitionen aufzubre­
chen. In diesem Politikfeld wurde eine korporatistische
Interessenvertretung (bis in die 1990er­Jahre) durch
eine tendenziell pluralistische, fragmentierte Inter essen­
vertretung abgelöst (SCHROEDER 2021). Auch viele
große Energiekonzerne haben heute ein Geschäfts­
portfolio, das zunehmend aus erneuerbaren Energien
besteht, sodass politische Maßnahmen zur Förderung

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7717– 99 –



erneuerbarer Energien ihre Interessen nicht mehr 
bedrohen (LÖHR 2020, S. 327 ff.). Dies verdeutlicht, 
dass die staatlich unterstützte Erprobung von Techno­
logien durch neue Marktteilnehmer in Nischen mittel­
fristig auch dazu beitragen kann, dass am Status quo 
orientierte Akteure ihr Geschäftsmodell neu ausrich­
ten. Dadurch können sich neue soziotechnische Regime 
ausbilden und Interessenkonstellationen nachhaltig 
verändern (GEELS et al. 2017; STRUNZ 2014; SRU 
2016, Tz. 21). 

253. Auch im Ernährungsbereich gibt es Beispiele
dafür, dass in Nischen ein Kulturwandel und techno­
logische Innovationen für eine umweltfreundlichere
Ernährung erprobt werden, die in Mainstream­Unter­
nehmen aufgegriffen werden (z. B. im Bereich Fleisch­
ersatz). Dadurch können neue Interessenkoalitionen
entstehen, die beispielsweise den Widerstand gegen
bestimmte Maßnahmen, etwa zur Reduzierung des
Fleischkonsums, abschwächen können (s. Tz. 331). Der 
Staat kann dabei reformorientierte Akteure stärken,
etwa durch Forschungsförderung oder Modellprojekte
(SRU 2016, Tz. 68).

254. Zweitens ist es wichtig, möglichst breite Unter­
stützer­Koalitionen zu bilden, die gegebenenfalls auch
Co­Benefits, etwa im Bereich Gesundheitsschutz, so ­
ziale Gerechtigkeit, Sicherheit und anderen, vertreten
(HEYEN et al. 2021, S. 40). In den USA führt die aktu­
elle legislative Auseinandersetzung um das „Right to
Repair“ (Recht auf Reparatur) vor Augen, dass auch
ungewöhnliche Koalitionen Anliegen des Verbraucher­
schutzes und zur Erleichterung umweltfreundlichen
Verhaltens zum Durchbruch verhelfen können. So wur­
den Initiativen zum Recht auf Reparatur anfangs vor
allem von Verbraucherschützern und kleineren wirt­
schaftlichen Akteuren, die Unterhaltungselektronik
reparieren, unterstützt (GRINVALD und TUR­SINAI
2021). Ihnen gegenüber standen einflussreiche Her­
stellerverbände, die hieran kein Interesse haben. Legis­
lativen Erfolg erzielten die Befürworter:innen eines
Rechts auf Reparatur vermehrt, nachdem sich Land­
wirt:innen der Unterstützerkoalition anschlossen, da
sie die Möglichkeit zur Reparatur und Modifikation
ihrer technischen Gerätschaften wie Traktoren zuneh­
mend eingeschränkt sahen (ebd.). In diesem Bereich
sind auch neue Koalitionen mit lokalen Akteuren
 denkbar, wenn Neugeräte, die nicht ersetzt, sondern
re pariert werden sollen, in einem globalen Markt  her ­
gestellt und vertrieben werden, während Reparatur­
leistungen oftmals eine Wertschöpfung vor Ort
 erlauben. 

Zwischenfazit
255. Politische Maßnahmen, die umweltfreundliches
Verhalten ermöglichen oder erleichtern sollen, berüh­
ren in aller Regel etablierte wirtschaftliche Interessen,
etwa der Landwirtschaft, der Lebensmittelindustrie
oder anderer etablierter Branchen. Während mögliche
Nutznießer solcher Maßnahmen in der Regel schlecht
organisiert sind, können Wirtschaftsverbände, die die
Interessen ihrer Mitglieder bedroht sehen, ihre politi­
schen Kontakte in verantwortliche Ressorts, aber auch
auf intransparenten Wegen über scheinbare zivilge­
sellschaftliche oder wissenschaftliche Organisationen
vertreten. Um solche Maßnahmen dennoch zu realisie­
ren, kann es helfen, wissenschaftliche Evidenz bereit­
zuhalten, gute Argumente und positive Frames zu nut­
zen, Nutznießende einer Maßnahme zu identifizieren
und neue Unterstützerkoalitionen zu schmieden.
Langfristig können Interessenlandschaften auch durch
politische Maßnahmen so verändert werden, dass be ­
stimmte Maßnahmen mit weniger Widerstand und
mehr Unterstützung rechnen können.

4.4 Institutionelle 
und rechtliche 
Rahmenbedingungen

256. Die Bundespolitik kann umweltrelevantes Verhal­
ten nur im Rahmen der institutionellen und recht­
lichen Gegebenheiten adressieren. In der öffentlichen
Debatte über entsprechende Maßnahmen stehen oft
die Beschränkung des individuellen Handlungsspiel­
raums und ihre Vereinbarkeit mit den Grundrechten
im Mittelpunkt. Von erheblicher praktischer Bedeu­
tung für die politische Realisierbarkeit umweltpoliti­
scher Maßnahmen sind aber auch die Aufteilung der
Regelungskompetenz im Mehrebenensystem, insbe­
sondere die Aufgabenverteilung zwischen Bund und
Ländern, sowie die Finanzierung von Maßnahmen, die
mit staatlichen Ausgaben verbunden sind. Die institu­
tionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen sind
für die einzelnen bundespolitischen Akteure zwar
meist nicht veränderbar, doch weisen sie teilweise
Spiel räume auf, die nicht immer genutzt werden.

Vereinbarkeit mit den Grundrechten
257. Umweltpolitische Steuerungsmaßnahmen müs­
sen mit den Grundrechten vereinbar sein. Im politi­
schen Diskurs wird insbesondere Vorstößen zu umwelt­
politisch motivierten Ge­ oder Verboten nicht selten
entgegengehalten, dass sie in übermäßiger Weise die
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Freiheitsrechte beschränkten (Tz. 36). Der rechtliche 
Spielraum des Gesetzgebers zu umweltpolitisch be ­
dingten Eingriffen in die Grundrechte ist jedoch ten­
denziell größer, als es im politischen Diskurs häufig 
erscheint. Tatsächlich verfügt der Staat über eine fun­
dierte Legitimation, umweltschädigenden Entwicklun­
gen entgegenzuwirken und dabei insbesondere auch 
umweltbelastendes Verhalten zu regulieren (SRU 2019, 
Tz. 133 ff.). Die Pflicht zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen (Art.  20a  GG) vermag Freiheits­
beschränkungen bei umweltschädigenden Verhaltens­
weisen grundsätzlich zu rechtfertigen. Dabei kommt 
dem Umweltschutz in der Abwägung umso mehr 
Gewicht zu, je eher eine schwerwiegende und irrepa­
rable Schädigung der natürlichen Lebensgrundlagen 
zu befürchten ist (GÄRDITZ in: von LANDMANN/
ROHMER 2021, Art. 20a GG Rn. 55; für den Klima­
schutz: BVerfG, Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18, 
Rn. 198). Zusätzlich können grundrechtliche Schutz­
pflichten Freiheitsbeschränkungen legitimieren, wenn 
sich eine umweltschädigende Verhaltensweise nach­
teilig auf Grundrechtsgüter Dritter auswirkt (VOß­
KUHLE 2013, S. 6 f.), insbesondere in Bezug auf den 
Schutz von Leben und Gesundheit (Art.  2 Abs.  2 
S. 1 GG) sowie des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 GG). 

258. Für den Klimaschutz hat das BVerfG festgestellt, 
dass ein unbegrenztes Fortschreiten des Klimawandels 
nicht im Einklang mit der Verfassung steht. In diesem 
Kontext hat es weiter ausgeführt: „Klimaschutzmaß­
nahmen, die gegenwärtig unterbleiben, um Freiheit 
aktuell zu verschonen, müssen in Zukunft unter mögli­
cherweise noch ungünstigeren Bedingungen ergriffen 
werden, und würden dann identische Freiheitsbe­
dürfnisse und ­rechte weit drastischer beschneiden“ 
(BVerfG, Beschl. vom 22.03.2022 – 1 BvR 1187/17, 
Rn. 120). Hieraus kann gefolgert werden, dass klima­
schützende Freiheitsbeschränkungen, die wegen ihrer 
Eingriffstiefe politisch bislang nicht durchsetzungs­
fähig waren oder sind, verfassungsrechtlich durchaus 
rechtmäßig und sogar angezeigt sein können. Für 
andere Bereiche als den Klimaschutz sind diese verfas­
sungsrechtlichen Gewichtungsvorgaben weit weniger 
konturiert, aber doch ansatzweise übertragbar (vgl. 
SRU 2019, Tz. 149 ff.). Aufschlussreich ist, dass es 
empirisch kaum einen Fall gibt, in dem das BVerfG ein 
umweltschutzrechtliches Ge­ oder Verbot wegen eines 
verfassungswidrigen Eingriffs in die Grundrechte auf­
gehoben hat. In seiner Grundentscheidung zum Gen­
technikrecht (BVerfG, Urt. v. 24.11.2010 – 1 BvF 2/05, 
Rn.  135) betonte das Gericht, dass angesichts eines 
noch nicht endgültig geklärten Erkenntnisstandes der 

Wissenschaft bei der Beurteilung der langfristigen Fol­
gen eines Einsatzes von Gentechnik den Gesetzgeber 
eine besondere Sorgfaltspflicht trifft, bei der er den in 
Art. 20a GG enthaltenen Auftrag zu beachten hat, auch 
in Verantwortung für die künftigen Generationen die 
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. Erkennt­
nisunsicherheiten können daher je nach Sachbereich 
weitgehende Beschränkungen und Kontrollen legiti­
mieren. In seinem Urteil vom 6. Dezember 2016 (1 BvR 
2821/11) verlangte das BVerfG eine Ausgleichszahlung 
für die Rücknahme der zunächst gesetzlich verlänger­
ten Laufzeiten von Kernkraftwerken; der Ausstieg aus 
der Atomenergienutzung selbst wurde aber nicht bean­
standet. Der Staat dürfte also aus überwiegenden 
Gründen des Umwelt­ und Klimaschutzes, auch unter 
Berücksichtigung eines noch nicht endgültig geklärten 
Erkenntnisstandes, in stärkerem Maße in das individu­
elle Verhalten eingreifen, als er es bislang tut. Dieses 
Ergebnis gilt vor allem für das klassische Eingriffs­
handeln des Staates, insbesondere ordnungsrechtliche 
Vorgaben. 

259. Nicht­klassische Handlungsweisen des Staates, 
wie informatorisches Staatshandeln oder die Verän­
derung von Entscheidungskontexten, sind dagegen 
grundrechtsdogmatisch schwerer einzuordnen. Kon­
sens ist jedoch, dass sich der Staat durch die Wahl 
nicht­klassischer Handlungsformen seiner Grund­
rechtsbindung nicht entziehen kann (DI FABIO 1993; 
HUFEN 2020, S. 199).

260. Rein informatorisches Staatshandeln kann im 
Hinblick auf Empfänger:innen von Informationen ins­
besondere bezüglich der allgemeinen Handlungsfrei­
heit (Art. 2 Abs. 1 GG) grundrechtsrelevant sein. Dar­
über hinaus können, gerade im Falle von wettbewerbs­
beeinflussenden Informationen, auch Dritte betroffen 
sein. Rechtfertigungsbedürftige Grundrechtseingriffe 
erzeugen solche Informationen jedoch nur dann, wenn 
sie nach Ziel und Wirkung als gleichwertiger Ersatz 
eines klassischen Eingriffs (sog. funktionelles Äquiva­
lent) eingesetzt werden (BVerfG, Beschl. v. 26.06.2002 
– 1 BvR 558/91, Rn. 60). In diesem Fall verlangt der aus 
dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) abgelei­
tete Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes, dass für 
dieses Handeln eine gesetzliche Grundlage besteht. 
Überschreitet das konkrete Informationshandeln diese 
Schwelle nicht, folgt die Ermächtigung zum Infor  ­ 
ma tionshandeln aus der allgemeinen Staatsleitungs­
aufgabe bzw. spezifischeren behördlichen Aufgaben­
kreisen (BVerfG, Beschl. v. 26.06.2002 – 1 BvR 558/91, 
Rn. 49 f.). Die aus diesen Aufgaben folgenden Befug­
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nisse umfassen neben allgemeinen Stellungnahmen zu 
aktuellen Ereignissen sowie erforderlichen Warnungen 
vor Gefahren insbesondere auch Verhaltensempfehlun­
gen (BVerfG, Beschl. v. 12.08.2002 – 1 BvR 1044/93, 
Rn. 5) und decken damit auch persuasive Instrumente 
ab. Auch in diesem Fall ist der Staat aber bestimmten 
Schranken, insbesondere der Einhaltung der Zustän­
digkeitsordnung (s. Tz. 267), unterworfen. Die verfas­
sungsrechtlichen Spielräume überschreitet der Staat 
jedenfalls dort, wo er Informationen veröffentlicht, 
die unrichtig oder unsachlich sind (BVerfG, Beschl. v. 
26.06.2002 – 1 BvR 558/91, Rn. 57).

261. Staatliches Nudging stößt auf Vorbehalte, da es
teilweise als paternalistisches, in latentem Spannungs­
verhältnis mit der freiheitlichen Selbstbestimmung
stehendes Instrument aufgefasst wird (HUFEN 2020,
S. 197; s. a. Abschn. 3.3.4). Insbesondere gibt es
 Bedenken bezüglich einer manipulativen, für die
Grund rechtsträger:innen nicht erkennbaren staatli­
chen Beeinflussung (s. schon Tz. 152). Vor diesem Hin­
tergrund kann sich der grundrechtsgebundene Staat
bestimmten Anforderungen an die Ausgestaltung des
Nudgings nicht entziehen (restriktiv HUFEN 2020;
großzügiger SMEDDINCK 2014; VOLKMANN 2012).
Laut KUNZENDORF (2021) und GERG (2019) kommt
es auf die genaue Ausgestaltung des Nudgings an,
wobei insbesondere Transparenz wichtig ist. Demnach
sollte immer transparent gemacht werden, wer
Ur heber einer Information ist, und bei Veränderungen
der Default­Option (s. Tz. 154) sollte über weitere
 Auswahlmöglichkeiten informiert werden (KUNZEN­
DORF 2021). Formen von Nudging, bei denen die
Adressierten zur Reflexion über ihre Entscheidung
angeregt werden (sog. reflexives Nudging), werden
von GERG (2019) als verfassungsrechtlich unkritisch
bewertet. Wird dagegen auf die Intuition und die
innerste Autonomie eingewirkt und geschieht dies in
intransparenter und kaum wahrnehmbarer Weise, gibt
es stärkere verfassungsrechtliche Bedenken. Diese
Form des sogenannten perzeptiven Nudgings ist nach
GERG (ebd.) nur in Ausnahmefällen gerechtfertigt.
Anzumerken ist, dass auch private Wirtschaftsakteure
Nudging anwenden, um ihre unternehmerischen Inter­
essen zu verfolgen. Dabei sind die Bürger:innen teil­
weise auch manipulativen Formen des Nudgings ausge­
setzt, die sie etwa zum Kauf von Konsumgütern verlei­
ten sollen. Der Staat steht hier in der Verantwortung,
die Selbstbestimmung und Entscheidungsfreiheit der
Bürger:innen im Privatrechtsverkehr vor unlauteren
Praktiken zu schützen (PURNHAGEN und REISCH
2016, S. 649; DENGA 2022, S. 236 ff.).

262. Im Ergebnis können die Grundrechte, etwa auch
das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
(Datenschutz) oder der rechtsstaatliche Vertrauens­
schutz, einer anvisierten Regelung im Weg stehen bzw.
Anpassungen erfordern. Insgesamt aber lässt sich eine
politische (Selbst­)Beschränkung in Bezug auf umwelt­
schutzpolitisch veranlasste Grundrechtseingriffe fest­
stellen, die sich nicht aus rechtlichen Grenzen ergibt:
Der Gesetzgeber dürfte umweltschädigende Verhal­
tensweisen tendenziell in stärkerem Maße beschrän­
ken, als er es tut.

Handlungskompetenz des Bundes im 
 Verhältnis zur EU
263. Ein entscheidender Akteur der Umweltpolitik ist
heute die EU, die weitreichende Befugnisse zur Recht­
setzung in umweltrelevanten Regelungsbereichen
besitzt und diese auch nutzt. Für viele umweltpoliti­
sche Handlungsfelder existieren daher europäische
Vorgaben, die den nationalen Handlungsspielraum
deutlich einschränken. Aber auch das allgemeine Euro­
parecht kann eine Hürde für nationale umweltpoliti­
sche Maßnahmen darstellen. Dies gilt etwa für das
 Beihilferecht oder die Warenverkehrsfreiheit. Letztere
verbietet produktbezogene nationale Maßnahmen
(Art. 34 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union – AEUV), da sie den freien Warenver­
kehr zwischen den Mitgliedstaaten hemmen. Hierzu
zählen Pflichten zur Rücknahme von Erzeugnissen
oder Pfandregelungen, Kennzeichnungspflichten
sowie sonstige Vorgaben zur Produktgestaltung, bei­
spielsweise der Reparierbarkeit (BECKMANN in: von
LANDMANN/ROHMER 2021, KrWG, § 23 Rn. 87).
Zwar kann eine Beschränkung der Warenverkehrs­
freiheit aus Umweltschutzgründen ausnahmsweise
gerechtfertigt sein (EuGH, Urteil  vom  20.09.1988 –
Rs.  C­302/86, Rn.  8). Wann die (tendenziell engen)
Voraussetzungen für eine solche Rechtfertigung im
Einzelfall gegeben sind, unterliegt indes erheblicher
Rechtsunsicherheit. Aufgrund der rechtlichen Re ­
striktionen wie auch politischer Erwägungen bestehen
für  nationale produktbezogene Vorgaben besondere
 Hürden. Da Deutschland wie auch die EU zudem
 verschiedenen völkerrechtlichen Abkommen beige­
treten sind, können auch hieraus rechtliche und poli­
tische  Be  schränkungen erwachsen, wie das Beispiel
von Vorzugszöllen für umwelt­ und klimafreundliche
Produkte verdeutlicht (BÄUMLER und DORWIG 2022, 
S. 40).

264. Die Bundespolitik ist in diesen Fällen nur
beschränkt handlungsfähig und kann auf der EU­
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Ebene nur als einer von 27 Mitgliedstaaten agieren. 
Allerdings hat es sich in der Vergangenheit immer 
auch als Option erwiesen, fortschrittliche ökologische 
Re gulierungsansätze auf der europäischen Ebene zu 
verbreiten (HÉRITIER et al. 1994). Das ist besonders 
attraktiv für Mitgliedstaaten mit anspruchsvollen und 
innovativen Umweltpolitiken, setzt aber unter an ­
derem entsprechende administrative und politische 
Kapazitäten voraus. Deutschland hat insbesondere in 
den 1980er­ und 1990er­Jahren durchaus eine Tradi­
tion solcher Schrittmacher­Aktionen begründet (BÖR­
ZEL 2002; JACOBS 2012). Allerdings hat der Ehrgeiz 
der Bundespolitik hier mit der Zeit nachgelassen. 
Dies mag auch daran liegen, dass es in einer EU mit 
27  recht heterogenen Mitgliedstaaten anspruchsvoll 
ist, die not wendige Unterstützung für entsprechende 
 Maßnahmen zu gewinnen. 

265. Jedoch erlaubt es das EU­Recht den Mitgliedstaa­
ten ausdrücklich, im Bereich der Umweltpolitik über 
die europäisch festgelegten Schutzmaßnahmen hin­
auszugehen (Art.  193 AEUV). Der Nutzung dieses 
rechtlichen Spielraums stand über Jahre hinweg die 
von mehreren Bundesregierungen (u. a. CDU, CSU und 
SPD 2018, S. 56 und 137; 2013, S. 12) aufrechterhaltene 
politische Maxime entgegen, Europarecht eins zu eins 
ins nationale Recht zu überführen. Demnach werden in 
aller Regel nur zwingende Vorgaben des europäischen 
Rechts ins nationale Recht umgesetzt. Unter Geltung 
dieser Maxime ist es politisch fast aussichtslos, weiter­
gehende Umweltschutzbestimmungen als die europa­
rechtlich strikt vorgeschriebenen zu implementieren. 
Die Maxime der Eins­zu­eins­Umsetzung wird den 
Erfordernissen des Umweltschutzes nicht gerecht und 
ist auch rechtlich fragwürdig (KROHN 2018; SRU 
2020, Tz. 730). Die 2021 ins Amt gekommene Bundes­
regierung hat sich darauf geeinigt, EU­Recht „effektiv, 
bürokratiearm und im Sinne des einheitlichen Europä­
ischen Binnenmarkts“ umsetzen (SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP 2021, S. 32). Damit knüpft sie 
inhaltlich an die für die Eins­zu­eins­Umsetzung maß­
gebenden Begründungsansätze an. Für die Umsetzung 
des europäischen Naturschutzrechts hat sie sich aus­
drücklich auf eine Eins­zu­eins­Umsetzung verstän­
digt (ebd., S. 37).

266. Für die Begrenzungen des autonomen nationalen 
Handelns im Mehrebenensystem gibt es gute Gründe. 
Allerdings schränken sie gerade in der Umweltpolitik 
die Möglichkeiten für Politiker:innen der nationalen 
Ebene, für die Wähler:innen sichtbare politische Ent­
scheidungen zu treffen, erheblich ein. Die hier themati­

sierten nationalen Politikansätze, die europarechtlich 
möglich sind, bieten daher auch interessante Spiel­
räume für politisch Handelnde, im nationalen Rahmen 
wichtige Weichen zu stellen und dabei für die 
Wähler:innen sichtbar zu sein.

Handlungskompetenz im föderalen System
267. Innerhalb der föderal aufgebauten Bundesrepu­
blik besitzt der Bund in relativ vielen Regelungsberei­
chen die Gesetzgebungskompetenz. Es gibt aber auch 
Regelungsbereiche mit Umweltrelevanz, in denen die 
Gesetzgebungskompetenz bei den Ländern liegt oder 
diesen ein Abweichungsrecht (Art.  72 Abs.  3 GG) 
zu kommt. Manche Umweltprobleme, etwa die Quer­
schnittsaufgabe Klimaschutz, lassen sich daher nur 
durch ein kooperatives Zusammenwirken von Bund 
und Ländern bei der Gesetzgebung wirkungsvoll ange­
hen, zum Beispiel dort, wo unmittelbar Kommunen 
adressiert werden sollen, oder in Bereichen, in denen 
weitgehende Abweichungskompetenzen der Länder 
bestehen (KÖCK und KOHLRAUSCH 2021). Wo der 
Bund keine Regelungskompetenz für sich bean­
spruchen kann, vermag die Bundespolitik ihre umwelt­
politischen Zielvorstellungen allenfalls indirekt zur 
Geltung zu bringen, etwa durch Bund­Länder­Arbeits­
gemeinschaften oder die Verabschiedung gemeinsamer 
Strategiepapiere. Darüber hinaus ist der Vollzug der 
Bundesgesetze im Regelfall Sache der Länder (Art. 83 
GG). Zwar kann der Bund unter bestimmten Voraus­
setzungen durch gesetzliche Vorgaben Einfluss auf die 
Vollzugspraxis nehmen (Art.  84 und 85 GG). Aller­
dings ist dies an die Zustimmung des Bundesrats 
geknüpft. Je nach den dortigen parteipolitischen Ver­
hältnissen kann dies die politische Realisierbarkeit 
eines Regelungsvorhabens beeinträchtigen. Selbst 
wenn der Bund also den Rechtsrahmen vorgibt, kann er 
nicht ohne Weiteres sicherstellen, dass die Länder und 
Kommunen die gesetzlichen Aufgaben in der von ihm 
gewünschten Weise ausführen. Dies gilt insbesondere 
für planerische Aufgaben, für den Ausbau und den 
Betrieb von Infrastrukturen der Länder und Kom­
munen sowie allgemein für Aufgaben im Bereich der 
kommunalen Selbstverwaltungsgarantie (Art.  28 
Abs. 2 S. 1 GG). Daher kann der Bund beispielsweise 
den Ausbau des ÖPNV und die kommunale Verkehrs­
planung, die für das Mobilitätsverhalten von großer 
Bedeutung sind, nur eingeschränkt beeinflussen, etwa 
über Fördermittel. Umgekehrt können aber auch 
 Länder und Kommunen im Rahmen ihrer Kompe­
tenzen umweltfreundliches Verhalten erleichtern, 
auch wo es an entsprechenden bundesrechtlichen Vor­
gaben fehlt.
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Federführung und Ressortprinzip 
268. Ein weiterer institutioneller Faktor, der für den
Beschluss von in Kapitel 3 skizzierten Maßnahmen von
Bedeutung ist, ist die Verteilung der inhaltlichen
Zuständigkeit (Federführung) innerhalb der Bundes­
regierung. Nur das federführende Ministerium darf in
seinem Bereich Gesetzesentwürfe vorlegen und kann
damit nicht nur inhaltliche Pflöcke setzen, sondern
auch darüber entscheiden, welche Lebensbereiche
überhaupt eine Regelung erfahren sollen und welche
ausgeklammert bleiben. Dies ergibt sich letztlich aus
dem Ressortprinzip, demgemäß jede Bundesministerin 
ihren bzw. jeder Bundesminister seinen Geschäftsbe­
reich innerhalb der durch den Bundeskanzler oder die
Bundeskanzlerin vorgegebenen Richtlinien der Politik
selbstständig und unter eigener Verantwortung leitet
(Art.  65 S. 2 GG). Das federführende Ministerium
muss sich allerdings mit den anderen von dem Gesetz­
entwurf betroffenen Bundesministerien abstimmen
(§ 45 Abs. 1 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der
Bundesministerien – GGO). Über Meinungsverschie­
denheiten zwischen den Bundesministern entscheidet
die Bundesregierung (Art. 65 S. 3 GG). Die Verfassung
stellt damit Möglichkeiten zur Verfügung, Sachmate­
rien, die den Zuständigkeitsbereich mehrerer Ministe­
rien berühren, im Streitfall durch die Bundesregierung
zu entscheiden und damit Blockaden aufzubrechen.

269. Wenn eine Regelung angestrebt wird, die den
Zuständigkeitsbereich eines anderen Ressorts berührt,
steigen durch die Notwendigkeit von Inter­Ressort­
Koordination die Transaktionskosten. Das bedeutet,
dass mehr Zeit und mehr politisches Kapital aufgewen­
det werden müssen und der Ausgang ungewisser ist, als 
wenn etwa das Bundesumweltministerium allein einen
Entwurf vorlegen kann. Gerade umweltpolitische Fra­
gestellungen, die quer zur klassischen Ressortstruktur
liegen, lassen sich politisch schwerer bewältigen. Sie
widersprechen der Eigenlogik der arbeitsteiligen und
spezialisierten Ressorts und Verwaltungen (BÖCHER
und TÖLLER 2019, S. 74). Diese neigen dazu, die eigene
Autonomie zu verteidigen und bei fachpolitischen Vor­
haben die Interessen anderer Ressorts abzuwehren
statt diese frühzeitig und integrativ zu berücksichtigen 
(SRU 2019, Tz. 234). Speziell für die Klimapolitik ist
diese Form der negativen Koordination zwischen
Ministerien belegt (FLEISCHER und HUSTEDT 2012). 
Gleichwohl gibt es Ansätze für eine verbesserte
Zu sammenarbeit zwischen verschiedenen Ressorts,
um kooperative Lösungen für Probleme zu entwickeln,
zum Beispiel die Bildung von ressortübergreifend
besetzten Projektgruppen (SRU 2019, Abschn. 5.1.2).

270. Die Verteilung der Zuständigkeit auf verschiedene 
Ressorts macht die hier erörterten Maßnahmen keines­
falls unmöglich. Es ist aber zu beachten, dass die ande­
ren Ministerien dem Umweltschutz in der Regel eine
geringere Bedeutung beimessen als das Bundesum­
weltministerium. Viele in diesem Gutachten themati­
sierten Maßnahmen liegen nicht in der Federführung
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV).
Diejenigen Ressorts, in deren Verantwortung das
umweltrelevante Verhalten stattfindet („Verursacher­
ressorts“, s. PEHLE 1998), beispielsweise Landwirt­
schafts­, Bau­ oder Verkehrsministerium, orientieren
sich traditionell an den Interessen und Belangen der
von ihnen verantworteten Sektoren bzw. Branchen
(SRU 2019, Tz. 234). Daher ist es wahrscheinlich, dass
in der Abstimmung zu Maßnahmen zwischen den Res­
sorts aus Umweltsicht häufig Abstriche gemacht wer­
den. Allerdings überlagern sich hier Ressortzuständig­
keit und Parteipolitik (s. a. TÖLLER 2022b), sodass
eine Einigung unter parteipolitisch affinen Ministerien
leichter möglich erscheint.

271. Angesichts knapper Zeit und Personalausstattung
mag es für das BMUV kurzfristig die beste Strategie
sein, bevorzugt Maßnahmen in eigener Ressortverant­
wortung zu verfolgen. Maßnahmen, die außerhalb der
eigenen Zuständigkeit liegen und daher eine Abstim­
mung mit anderen Ressorts erfordern, werden übli­
cherweise deutlich aufwendiger und auch mit größeren
politischen Risiken behaftet sein. Dennoch sollte das
BMUV sich nach Auffassung des SRU auch für Maß­
nahmen in anderen Geschäftsbereichen einsetzen,
selbst wenn die Realisierungschancen bisweilen unge­
wiss sind.

Finanzierbarkeit
272. Verschiedene Umweltschutzmaßnahmen sind
mit staatlichen Ausgaben verbunden, etwa der Ausbau
umweltverträglicher Infrastrukturen, staatliche In ­
for mationsangebote oder finanzielle Förderungen.
Gerade Förderprogramme, die umweltverträgliches
Verhalten anreizen sollen, stoßen oft auf breite Akzep­
tanz und sind insofern für politische Akteure als In ­
strument attraktiv. Da sie regelmäßig nicht in die Frei­
heitsrechte der Adressierten eingreifen, ist auch der
rechtliche Spielraum in dieser Hinsicht vergleichsweise 
groß (GRZESZIK in: DÜRIG/HERZOG/SCHOLZ 2022,
Art. 20 GG, Rn. 117 f.). Jedoch erfordern sie einen
zusätzlichen Mitteleinsatz, der politisch durchgesetzt,
rechtlich abgesichert und gegenfinanziert werden
muss. Neben den für die eigentliche Maßnahme erfor­
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derlichen Mitteln kann der administrative Aufwand 
weitere Mittel erfordern, etwa um neue Stellen zu 
schaffen. Demgegenüber sind regulative Maßnahmen 
tendenziell weniger populär, können aber oftmals 
kostengünstigere und gegebenenfalls auch schnellere 
Erfolge erzielen.

273. Wenn eine Umweltschutzmaßnahme staatliche
Ausgaben nach sich zieht, müssen diese haushalts­
rechtlich abgesichert, auf Bundesebene also regelmä­
ßig im gesetzlich festgestellten Bundeshaushaltsplan
aufgelistet sein (GRZESZIK in: DÜRIG/HERZOG/
SCHOLZ 2022, Art. 20 GG, Rn. 118). Zudem müssen
die Mehrausgaben entweder durch Mehreinnahmen
oder Einsparungen an anderer Stelle ausgeglichen wer­
den. Dies erfordert einerseits eine Abstimmung mit
dem für das Haushaltsgesetz zuständigen Finanz­
ressort, andererseits eine Einigung im Ringen der
 verschiedenen Ressorts um die stets knappen Haus­
haltmittel. Dabei können ökologische Bepreisungsin­
strumente Einnahmen generieren, die den finanziellen
Spielraum vergrößern (Tz. 110). Wie dargelegt, kann es 
aus Akzeptanzsicht vorteilhaft sein, die zusätzlichen
Einnahmen für ökologische Investitionen wie Förder­
programme oder auch für Investitionen in den Umwelt­
schutz oder zur direkten Rückverteilung an die
Bürger:innen zu nutzen (s. Tz. 197 f.). Eine direkte
Kopplung von Einnahmen und Ausgaben widerspricht
jedoch dem sogenannten Haushaltsgrundsatz der
Gesamtdeckung, demzufolge Steuereinnahmen grund­
sätzlich nicht zweckgebunden sind, sondern zur
Deckung aller im Haushalt vorgesehenen Aufgaben
zur Verfügung stehen (KUBE in: DÜRIG/HERZOG/
SCHOLZ 2022, Art. 110 GG, Rn. 143). Da ökologische
Bepreisungsinstrumente aber nicht stets in der Rechts­
form der Steuer etabliert werden, gibt es auch hier
Spielräume, wie beispielsweise die Vorschläge für die
Bepreisung umweltgefährlicher Arzneimittel zeigen
(KÖCK 2020). Gleichwohl kann der finanzielle Spiel­
raum für umweltpolitische Förderinstrumente erwei­
tert werden, wenn sich die Politik in einem ersten
Schritt zur Einführung von Bepreisungsinstrumenten
entschließen kann.

4.5 Zwischenfazit
274. Politische Maßnahmen, die umweltfreundliches
Verhalten fördern sollen, haben es nicht leicht: Sie
haben nur dann Realisierungschancen, wenn sie im
Wesentlichen kompatibel mit dem Weltbild von Regie­
rungsparteien und deren Wähler:innen sind. Die gesell­
schaftliche Akzeptanz ist gerade bei ökonomischen
Bepreisungsinstrumenten häufig niedrig, da deren
Lenkungswirkung nicht verstanden wird, die Kosten
überhöht wahrgenommen und Entlastungen nicht rea­
lisiert werden. Gut organisierte wirtschaftliche Inter­
essengruppen mobilisieren vielfältigen Widerstand
gegen die Adressierung umweltrelevanten Verhaltens,
während ökonomische Nutznießende solcher Maßnah­
men weniger gut organisiert sind und Umweltverbände 
es bei dieser Art von Maßnahmen schwerer haben,
mit  ihren üblichen Strategien in der Öffentlichkeit
Unterstützung zu finden. Hat der Bund überhaupt
die Gesetzgebungskompetenz, so fehlt es oft an den
Möglichkeiten zum effektiven Vollzug. Auch mit Maß­
nahmen verbundene Grundrechtseingriffe können
Grenzen umweltpolitischen Handelns darstellen. Der
politische Handlungsspielraum ist hier in aller Regel
aber größer als angenommen und derzeit nicht aus­
geschöpft.

275. Aus der Analyse der verschiedenen Faktoren zeigt
sich aber auch, dass es durchaus möglich ist, eine Policy 
auch mit Blick darauf zu entwerfen, ihre Realisierungs­
chancen zu erhöhen. Zentral ist fast immer die Kombi­
nation verschiedener Instrumente in einem Maßnah­
menbündel. Ein solches kann leichter anschlussfähig
an die Weltsicht verschiedener Parteien gestaltet wer­
den, in der Bevölkerung das Vertrauen in die Wirksam­
keit und Fairness von Instrumenten und damit die
Akzeptanz steigern und mögliche soziale Schieflagen
von vornherein vermeiden. Um ausreichend gut or ­
ganisierte Interessengruppen auf der Produzenten­
seite für ambitionierte Maßnahmen zu gewinnen,
bedarf es neuer Koalitionen und einer mittelfristigen
Veränderung von Interessenkonstellationen.
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5
Fallbeispiele: 
Umweltfreundliches Verhalten 
bei Ernährung, Elektroniknutzung 
und Wohnen ermöglichen

Der Alltag von Menschen ist von sehr unterschiedlichen 
Entscheidungen geprägt, die in der Summe erhebliche 
Umweltwirkungen haben. An drei Fallbeispielen sollen 
die Möglichkeiten, mit politischen Instrumenten umwelt-
freundliches Verhalten zu erleichtern, konkretisiert wer-
den. Tägliche Lebensmitteleinkäufe, Anschaffungen, die 
für einige Jahre halten sollen, oder große Investitionen, 
die meist nur einmal im Leben getätigt werden, stehen 
für die große Bandbreite an Verhaltensweisen. Als rele-
vanter Aspekt einer klimafreundlicheren Ernährung kann 
die Verringerung des Fleischkonsums gelten. Exempla-
risch für einen nachlässigen Umgang mit Rohstoffen 
steht das Smartphone, das allzu oft frühzeitig ausran-
giert wird. Große Entscheidungen erfordert die notwen-
dige Wärmewende mit der energetischen Sanierung von 
Gebäuden – das Segment der Ein- und Zweifamilienhäu-
ser stellt viele Privatleute vor große Herausforderungen. 
Wie also lassen sich Menschen konkret motivieren und 
unterstützen, umweltfreundliche Entscheidungen zu 
treffen?

276. Die in den Kapiteln 3 und 4 angestellten grund­
sätzlichen Überlegungen, welche Ansätze und Instru­
mente erfolgreich und politisch durchsetzbar sein
könnten, sollen an drei Fallbeispielen konkretisiert
werden. Ziel des Kapitels 5 ist es, neue Wege auszu­
leuchten, ohne dass es den Anspruch auf umfassende
Empfehlungen erfüllen kann. Die Fallbeispiele haben

eine klare Umweltrelevanz (siehe z. B. NEWELL et al. 
2021a; DUBOIS et al. 2019), unterscheiden sich aber 
hinsichtlich anderer Kriterien deutlich (Tab. 5­1), um 
das breite Spektrum der Rahmenbedingungen aufzu­
zeigen. Konkret sollen für die Teilaspekte Fleisch­
konsum (Kap. 5.1), Nutzungsdauer von Smartphones 
(Kap. 5.2) und energetische Sanierung von Eigen­
heimen (Kap. 5.3) die Möglichkeiten ausgelotet werden, 
umweltfreundliche Entscheidungen zu fördern. 

277. Die Rahmenbedingungen der Fallbeispiele unter­
scheiden sich hinsichtlich der Häufigkeit der Einzelent­
scheidung, der Umweltwirkungen, äußerer Einflüsse, der
gewünschten Verhaltensänderung, der Kostenwirkung
und inwieweit staatlicherseits bereits Rahmenbedingun­
gen gesteckt wurden. Dementsprechend müssen politi­
sche Instrumente angepasst und kombiniert werden, um
umweltfreundliches Verhalten zu vereinfachen.

5.1 Fleischkonsum – den 
Rahmen für eine 
Ernährungswende setzen

278. Täglich treffen wir eine Vielzahl von oft unbe­
wussten, routinisierten Entscheidungen über unsere
Ernährung (WBAE 2020, S. 37). Das Ernährungsver­
halten wird unter anderem von frühkindlicher Soziali­
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sation, kulturellen Einflüssen, dem sozialen Umfeld, 
aber auch den eigenen Werten, dem Wissen und vor­
handenen zeitlichen und finanziellen Ressourcen 
beeinflusst. Ernährung ist jedoch auch ein Bereich, der 
besonders stark von den uns umgebenden Angeboten, 
Strukturen und gesellschaftlichen Normen beeinflusst 
ist (s. Abschn. 5.1.2). Diese Kontextfaktoren sind 
momentan so gestaltet, dass sie häufig umweltfreund­
liche und gesunde Ernährungsweisen erschweren. Ins­
besondere in den Industrieländern wie Deutschland 
sind Ernährungsstile verbreitet, die größtenteils weder 
aus Umwelt­ noch aus Gesundheitssicht positiv zu 
sehen sind (WILLETT et al. 2019; WBGU 2020, S. 183). 

279. Die Produktion, die Weiterverarbeitung, der
Transport und die Zubereitung von Lebensmitteln
haben negative Effekte auf die Umwelt. Sie belasten

Böden, Wasser und Luft mit Schadstoffen, haben einen 
hohen Flächenfußabdruck und sind für den Biodiversi­
tätsverlust sowie für den Ausstoß von Treibhausgasen 
mitverantwortlich (SPRINGMANN et al. 2018, S. 519 f.; 
WBGU 2020, S. 183). Die Umweltauswirkungen vari­
ieren jedoch stark zwischen verschiedenen Lebensmit­
teln. Der Flächenfußabdruck und der Treibhausgasaus­
stoß sind beispielsweise bei der Produktion tierischer 
Lebensmittel deutlich höher als bei der Produktion 
pflanzlicher Lebensmittel zum direkten menschlichen 
Verzehr (s. Tz. 284). Die Frage, wie wir uns in Deutsch­
land ernähren, hat daher einen erheblichen Einfluss 
darauf, ob die deutschen Umwelt­ und Klimaziele er ­
reicht werden. Hierfür ist es zwingend notwendig, das 
Ernährungsverhalten zu ändern und insbesondere den 
Konsum tierischer Produkte zu reduzieren. Zu ­
sätzlich muss es aber auch gelingen, die landwirt­

 ɦ  Tabelle 5-1

Unterschiede der Fallbeispiele

Fleischkonsum
Nutzungsdauer von 

Elektrogeräten, Beispiel 
Smartphone

Energetische Sanierung 
von Eigenheimen

Häufigkeit der 
Entscheidung

mehrmals täglich alle zwei bis drei Jahre sehr selten bis einmalig

Umweltwirkung Klima, Boden, Biodiversität, 
Grundwasser; zusätzlich 
Tierwohl, Gesundheit

Rohstoffe, Klima Klima, Rohstoffe

Äußere Einfluss-
faktoren 
 (exemplarisch)

Sozialisation, Bildung, 
Kosten, kulturelles Umfeld

technische Weiterentwick-
lung, Statussymbolwir-
kung, Reparaturfähigkeit 
und -kosten

Energie- und Sanierungs-
kosten, Zugang zu Infor-
mationen und Förderung, 
Verfügbarkeit von Hand-
werk und Material

Erwünschte Ver-
haltensänderung

stärker pflanzenbasierte 
Ernährung  
(Fokus: shift)

Verzögern der Neuan-
schaffung  
(Fokus: avoid)

Gebäude sanieren und 
Heizungen tauschen 
(Fokus: improve)

Monetäre 
 Auswirkung

ggf. Mehrkosten Kosteneinsparung hohe Investitionskosten, 
die sich langfristig rentieren 
können

Bisherige staatliche 
Einflussnahme

keine, die explizit darauf 
zielt, den Fleischkonsum zu 
senken

Blauer Engel, Reparatur-
bonus (regional)

Förderprogramme, Steuer-
ermäßigung, regulative 
Vorgaben, CO2-Bepreisung, 
Kampagnen
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schaftlichen Produktionsverfahren nachhaltiger zu 
gestalten und Lebensmittelverschwendung zu reduzie­
ren (SPRINGMANN et al. 2018). 

280. Aus Sicht des SRU gilt es, die Voraussetzungen
dafür zu schaffen, dass umweltfreundliche sowie
gesunde Ernährung die naheliegendste, günstigste und 
einfachste Option ist. Um zu illustrieren, wie Politik
umweltrelevantes Verhalten adressieren kann, wird im
Folgenden beispielhaft auf den Fleischkonsum fokus­
siert, da dieser für ein Alltagsverhalten steht, das sich
für ein Erreichen der Umwelt­ und Klimaziele in den
kommenden Jahren gravierend verändern muss. Will
der Staat diese Veränderungen unterstützen und stär­
ker pflanzenbasierte Ernährung anreizen, ist ein Bün­
del aus verschiedenen politischen Maßnahmen nötig
(s. Abschn. 5.1.3): Durch Bildung, Information und
Überzeugung müssen sich längerfristig die grund­
legenden Einflussfaktoren des Verhaltens wie Normen
und Werte verändern und in Entscheidungssituationen
sollte an diese erinnert werden. Zusätzlich sollten die
Preissignale und Entscheidungskontexte angepasst
werden, die derzeit umweltfreundliches Ernährungs­
verhalten nicht gerade begünstigen, sondern teilweise
sogar erschweren.

Aktueller Fleischkonsum in Deutschland
281. Der Fleischkonsum in Deutschland ist in den letz­
ten Jahren gesunken. Während die Menschen in
Deutschland 1991 noch rund 64 kg Fleisch pro Kopf
und Jahr verzehrten, sank dieser Wert im Laufe der
Jahrzehnte auf 57 kg im Jahr 2020 und 55 kg im Jahr
2021 (BLE 2022; 2018). Im EU­weiten Vergleich liegt
Deutschland damit im Mittelfeld (BLE 2022) (für den
EU­weiten Vergleich wurden statt Daten zum Fleisch­
konsum Daten zum Fleischverbrauch verwendet, der
neben dem menschlichen Verzehr beispielsweise auch
Verluste und industrielle Verwertung umfasst).

282. In der regelmäßigen Befragung des Bundesminis­
teriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
hatten 2015 noch 34 % der Befragten angegeben, täg­
lich Fleisch oder Wurst zu essen (BMEL 2021). Im Jahr
2022 waren es nur noch 25 % (BMEL 2022a). Unter den 
befragten Männern gaben 31 % an, täglich Fleisch oder
Fleischprodukte zu essen, unter den Frauen waren es
19  % (ebd.). Im Jahr 2022 ernährten sich 7 % der
Befragten vegetarisch, aßen also kein Fleisch (forsa
2022a, S. 27). Unter den 14­ bis 29­Jährigen waren es
17 %, während dies unter den Personen ab 60 Jahren
nur 4 % waren (ebd.). 1 % der Befragten ernährte sich
vegan, verzichtete also ganz auf tierische Lebensmittel

(ebd.). Neben dem Alter und Geschlecht spielt auch 
die  sozioökonomische Situation eine Rolle für die 
Er nährung. Personen mit niedrigem Sozialstatus sind 
besondere Risikogruppen für ungesunde Ernährung 
(FEKETE und WEYERS 2016, S. 197; STOLL­KLEE­
MANN und SCHMIDT 2016, S. 1268), da sie weniger 
Obst und Gemüse zu sich nehmen (FEKETE und 
 WEYERS 2016, S. 197). In Deutschland schlägt sich bei 
Männern der soziale Unterschied stärker in der Ernäh­
rung nieder als bei Frauen, insbesondere auch in einem 
überdurchschnittlichen Konsum von Fleischprodukten 
(FEKETE und WEYERS 2016, S. 198). 

5.1.1 Umweltpolitische Relevanz

283. Die Herstellung und der Transport von Lebens­
mitteln haben einen Einfluss auf die Umweltqualität
am Ort der Produktion, aber auch auf globale Risiken
wie den fortschreitenden Klimawandel und die Über­
schreitung planetarer Grenzen (SPRINGMANN et al.
2018, Abb. 1; WBGU 2020, S. 183). Der durchschnittli­
che deutsche Lebensmittelkonsum (von der landwirt­
schaftlichen Produktion über die Verarbeitung bis hin
zum Handel und Verzehr) führte durchschnittlich in
den Jahren 2015 bis 2017 pro Kopf und Jahr zu 2 t
Treibhausgasemissionen und benötigte 2.022 m2 land­
wirtschaftliche Fläche (WWF Deutschland 2021).
Betrachtet man die Treibhausgasemissionen deutscher
Haushalte, so resultieren davon 18 % aus der Ernäh­
rung (MIEHE et al. 2016, S. 584; s. Tz. 15).

Umwelteffekte von tierischen Produkten
284. Die Umwelteffekte unterscheiden sich stark nach
Art der Lebensmittel. Pro Kilogramm eines Produkts
benötigt die Herstellung tierischer Lebensmittel laut
einer Studie von EBERLE und FELS (2016, S. 769) bis
zu achtmal mehr landwirtschaftliche Fläche als die
Produktion von direkt für den menschlichen Verzehr
hergestellten pflanzlichen Lebensmitteln. Mit ihrem
immensen Flächenfußabdruck stellt die Landwirt­
schaft, und hier insbesondere die Futtermittelproduk­
tion, einen großen Treiber des Biodiversitätsverlustes
weltweit dar (POORE und NEMECEK 2018). Durch
den hohen Anteil importierter Futtermittel trägt die
Tierhaltung in Deutschland auch zum Landnutzungs­
wandel und Biodiversitätsverlust in anderen Ländern
bei (WBGU 2020; SRU 2015). Der Effekt tierischer Pro­
dukte auf das Klima ist pro konsumiertem Kilogramm
eines Produkts viermal höher als der Effekt pflanz­
licher Produkte (EBERLE und FELS 2016, S. 769). Den
größten Treibhausgasausstoß pro 100 g enthaltenem
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Protein verursacht dabei Rindfleisch (POORE und 
NEMECEK 2018). Dabei spielt insbesondere Methan 
eine große Rolle, das bei der Verdauung durch die Wie­
derkäuer entsteht und die 27­fache Klimawirkung im 
Vergleich zu CO2 hat (IPCC 2022, S. 756). Weltweit 
gesehen sind tierische Produkte damit bereits jetzt für 
einen Großteil (72–78 %, s. SPRINGMANN et al. 2018; 
bzw. 56–58  %, s. POORE und NEMECEK 2018) der 
landwirtschaftlichen Treibhausgasemissionen verant­
wortlich, obwohl sie nur 37 % der Proteinzufuhr und 
18 % der Kalorien bereitstellen (POORE und NEMECEK 
2018, S. 4). Auch die Stickstoffbelastung in Deutsch­
land durch die Landwirtschaft geht zu 62 % auf die 
 Rinder­ und 24 % auf die Schweinehaltung zurück 
(SRU 2015, Tz. 216). Bezogen auf die Fläche ist dabei 
die Belastung bei ökologischem Landbau niedriger als 
bei konventioneller Landwirtschaft, allerdings sind die 
Erträge pro Fläche auch wesentlich niedriger (ebd., 
Tz. 217). Sollten sich die Ernährungsmuster der wohl­
habenden Weltbevölkerung nicht ändern, werden die 
Umwelteffekte der Landwirtschaft aufgrund von Be ­
völkerungswachstum und steigenden Einkommen in 
Schwellenländern weltweit voraussichtlich noch erheb­
lich zunehmen, da mit höherem Einkommen insbeson­
dere auch ein höherer Konsum tierischer Produkte zu 
erwarten ist (SPRINGMANN et al. 2018).

Verändertes Ernährungsverhalten 
als großer Hebel für ein 
zukunftsfähiges Ernährungs system

285. Laut Berechnungen von SPRINGMANN et al.
(2018) könnte weltweit gesehen eine Veränderung der
Ernährungsweise hin zu einer hauptsächlich pflanzen­
basierten, vollwertigen und gesunden Ernährung die
negativen Umweltauswirkungen im Jahr 2050 um bis
zu 56 % reduzieren (ähnlich STOLL­KLEEMANN und
SCHMIDT 2016, S. 1262). Produktionsseitige Maßnah­
men, wie ein verbessertes Düngemanagement, Recyc­
ling von Phosphor oder effizientere und sparsamere
Bewässerung sowie eine Verringerung der Lebens­
mittelabfälle der Produktions­ und Konsumphase, tra­
gen ebenfalls zur Reduktion der Umwelteffekte bei
(SPRINGMANN et al. 2018). Im Bereich Treibhaus ­
gasemissionen ist die Ernährungsweise jedoch der
weitaus größte Hebel. Weltweit gesehen schätzen
 IVANOVA et al. (2020), dass sich durch Umstellung auf 
eine vegane Ernährung jährlich 0,4 bis 2,1 t CO2eq pro 
Kopf und auf eine vegetarische Ernährung 0,01 bis 1,5 t 
CO2eq einsparen ließen. Was den Flächenfußabdruck, 
die Nutzung von Oberflächen­ und Grundwasser sowie 
Belastungen durch Stickstoff und Phosphor betrifft, ist 

das Ernährungsverhalten zwar ebenfalls relevant, auf 
globaler Ebene spielen jedoch Verbesserungen in den 
Anbautechniken sowie die Reduktion von Lebensmit­
telverschwendung eine größere Rolle (SPRINGMANN 
et al. 2018). 

286. Speziell für Deutschland zeigen Berechnungen,
dass sich bei einer Umstellung auf größtenteils oder
sogar vollständig pflanzenbasierte Ernährung auch der 
Flächenfußabdruck drastisch reduzieren ließe (rund
25 bzw. 18 % weniger Fläche, SCHEFFLER und WIEG­
MANN 2022; WWF Deutschland 2021). Als Maßstab
für pflanzenbasierte Ernährung nutzen nutzen die
Studien von SCHEFFLER und WIEGMANN (2022)
sowie WWF Deutschland (2021) jeweils die Planetary
Health Diet. Diese wurde von der EAT­Lancet­Kom­
mission mit dem Ziel entwickelt, Empfehlungen für
eine gesunde und umweltverträgliche Ernährung der
gesamten Weltbevölkerung zu geben (WILLETT et al.
2019). Würden in Deutschland alle Menschen auf diese
Ernährungsweise umstellen, könnten laut SCHEFF­
LER und WIEGMANN (2022) durch die geringere
 Produktion tierischer Lebensmittel und die dadurch
ermöglichte Wiedervernässung von bisher landwirt­
schaftlich genutzten Mooren die Treibhausgasemissio­
nen der Landwirtschaft in Deutschland um insgesamt
rund 65  % verringert werden. Berechnungen im Auf­
trag des UBA (gemeinsame schriftliche Mitteilung des
UBA und des Instituts für Energie­ und Umwelt­
forschung (ifeu) vom 15. Februar 2023) gehen eben­
falls von einer starken Reduktion der durch die Nah­
rungsmittelproduktion verursachten Treibhausgas­
emissionen aus (s. Abb. 5­1). Bei vegetarischer statt
omnivorer, das heißt gemischter Ernährung (57,1  kg
Fleisch pro Kopf und Jahr) würden rund 32 % weniger
Treibhausgase emittiert. Bei veganer Ernährung sogar
rund 54 % weniger.

287. Um die negativen Umwelteffekte der Nahrungs­
mittelproduktion zu verringern, sollte die landwirt­
schaftliche Produktion durch höhere Umweltstandards 
und veränderte Förderinstrumente politisch adressiert
werden. In der Literatur besteht aber weitestgehend
Konsens, dass ein Ansetzen allein an der Produktions­
seite keinesfalls ausreicht (u. a. SPRINGMANN et al.
2018; POORE und NEMECEK 2018, S. 1; HARPER
und  BAILEY 2015, S. 14; STOLL­KLEEMANN und
SCHMIDT 2016; PARLASCA und QAIM 2022, S. 17;
SRU 2015, Tz. 516; ZKL 2021; UBA 2021c; WBAE 2020;
s. a. Tz. 23). Um die Umwelt­ und Klimaziele in Deutsch­
land zu erreichen, müssen Veränderungen in der
Lebensmittelproduktion mit einer Veränderung auf

ɦ Abbildung 5-1

Treibhausgasausstoß verschiedener
Ernährungsstile pro Kopf und Jahr

SRU 2023; Datenquelle: gemeinsame schriftliche Mitteilung des 
UBA und des Instituts für Energie- und Umweltforschung (ifeu) 

vom 15. Februar 2023

Zugrundeliegende Annahmen zu den Ernährungsstilen: vegan:
keine tierischen Lebensmittel, vegetarisch: kein Fleisch und 
Fisch, 124,7 kg Milch und Molkereiprodukte pro Person und Jahr, 
omnivor (Mischkost): 57,1 kg Fleisch und Wurst, 9,2 kg Fisch und 
124,7 kg Milch und Molkereiprodukte pro Person und Jahr. 
Basierend auf umweltökonomischem Rohstoffmodell URMOD.
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das Ernährungsverhalten zwar ebenfalls relevant, auf 
globaler Ebene spielen jedoch Verbesserungen in den 
Anbautechniken sowie die Reduktion von Lebensmit­
telverschwendung eine größere Rolle (SPRINGMANN 
et al. 2018). 

286. Speziell für Deutschland zeigen Berechnungen, 
dass sich bei einer Umstellung auf größtenteils oder 
sogar vollständig pflanzenbasierte Ernährung auch der 
Flächenfußabdruck drastisch reduzieren ließe (rund 
25 bzw. 18 % weniger Fläche, SCHEFFLER und WIEG­
MANN 2022; WWF Deutschland 2021). Als Maßstab 
für pflanzenbasierte Ernährung nutzen nutzen die 
Studien von SCHEFFLER und WIEGMANN (2022) 
sowie WWF Deutschland (2021) jeweils die Planetary 
Health Diet. Diese wurde von der EAT­Lancet­Kom­
mission mit dem Ziel entwickelt, Empfehlungen für 
eine gesunde und umweltverträgliche Ernährung der 
gesamten Weltbevölkerung zu geben (WILLETT et al. 
2019). Würden in Deutschland alle Menschen auf diese 
Ernährungsweise umstellen, könnten laut SCHEFF­
LER und WIEGMANN (2022) durch die geringere 
 Produktion tierischer Lebensmittel und die dadurch 
ermöglichte Wiedervernässung von bisher landwirt­
schaftlich genutzten Mooren die Treibhausgasemissio­
nen der Landwirtschaft in Deutschland um insgesamt 
rund 65  % verringert werden. Berechnungen im Auf­
trag des UBA (gemeinsame schriftliche Mitteilung des 
UBA und des Instituts für Energie­ und Umwelt­
forschung (ifeu) vom 15. Februar 2023) gehen eben­
falls von einer starken Reduktion der durch die Nah­
rungsmittelproduktion verursachten Treibhausgas­
emissionen aus (s. Abb. 5­1). Bei vegetarischer statt 
omnivorer, das heißt gemischter Ernährung (57,1  kg 
Fleisch pro Kopf und Jahr) würden rund 32 % weniger 
Treibhausgase emittiert. Bei veganer Ernährung sogar 
rund 54 % weniger.

287. Um die negativen Umwelteffekte der Nahrungs­
mittelproduktion zu verringern, sollte die landwirt­
schaftliche Produktion durch höhere Umweltstandards 
und veränderte Förderinstrumente politisch adressiert 
werden. In der Literatur besteht aber weitestgehend 
Konsens, dass ein Ansetzen allein an der Produktions­
seite keinesfalls ausreicht (u. a. SPRINGMANN et al. 
2018; POORE und NEMECEK 2018, S. 1; HARPER 
und  BAILEY 2015, S. 14; STOLL­KLEEMANN und 
SCHMIDT 2016; PARLASCA und QAIM 2022, S. 17; 
SRU 2015, Tz. 516; ZKL 2021; UBA 2021c; WBAE 2020; 
s. a. Tz. 23). Um die Umwelt­ und Klimaziele in Deutsch­

 ɦ  Abbildung 5-1

Treibhausgasausstoß verschiedener 
 Ernährungsstile pro Kopf und Jahr

SRU 2023; Datenquelle: gemeinsame schriftliche Mitteilung des 
UBA und des Instituts für Energie- und Umweltforschung (ifeu) 

vom 15. Februar 2023

Zugrundeliegende Annahmen zu den Ernährungsstilen: vegan: 
keine tierischen Lebensmittel, vegetarisch: kein Fleisch und 
Fisch, 124,7 kg Milch und Molkereiprodukte pro Person und Jahr, 
omnivor (Mischkost): 57,1 kg Fleisch und Wurst, 9,2 kg Fisch und 
124,7 kg Milch und Molkereiprodukte pro Person und Jahr. 
Basierend auf umweltökonomischem Rohstoffmodell URMOD.

der Konsumseite hin zu einer stärker pflanzenbasier­
ten Ernährung einhergehen. Auch wenn die Reduktion 
des Konsums von Milchprodukten ebenfalls notwendig 
ist, wird im Folgenden beispielhaft auf den Fleisch­
konsum fokussiert.

288. Der Fleischkonsum kann direkt oder indirekt 
adressiert werden. Indirekt können schärfere Umwelt­ 
oder auch Tierschutzvorschriften für die landwirt­
schaftliche Produktion und der Abbau umweltschädli­
cher Subventionen im Agrarsektor zu Preissteigerun­
gen und damit auch zur Konsumveränderung führen. 
Der Effekt solcher Maßnahmen könnte jedoch geschmä­
lert werden, wenn es in großem Maße zur Verlagerung 

der Tierhaltung in Staaten mit niedrigeren Umwelt­ 
und Tierschutzstandards kommt. Auch wenn die 
Landwirt:innen für ihre Mehrkosten bei der Umstel­
lung auf höhere Umwelt­ und Tierschutzstandards 
hohe staatliche Entschädigungen erhalten und die 
Preise der Produkte dadurch nicht steigen, sinkt das 
Potenzial der Konsumveränderung (DEBLITZ et al. 
2021, S. 90). Daher sollten direkt die Konsumierenden 
in ihrem Ernährungsverhalten bzw. konkret ihrem 
Fleischkonsum sowie die Rahmenbedingungen dieses 
Verhaltens adressiert werden. Ein solches Ansetzen an 
der Konsumseite ist aus vier der in Kapitel 2 genannten 
Gründe geboten: Erstens macht Zeitdruck es erforder­
lich, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um die 
Nahrungsmittelproduktion in Deutschland sowie welt­
weit auf einen zukunftsfähigen Pfad zu bringen, der 
innerhalb der planetaren Grenzen verläuft. Zweitens 
ist eine Umstellung auf größtenteils pflanzenbasierte 
Ernährung eine der größten Stellschrauben, um die 
negativen Umwelteffekte der Nahrungsmittelproduk­
tion zu verringern (für die Treibhausgasemissionen 
sogar die größte Stellschraube). Drittens würde 
zu mindest eine Verringerung des Konsums an rotem 
und verarbeitetem Fleisch bei Menschen, die davon 
 bisher sehr viel konsumieren, gesundheitliche Co­
Benefits mit sich bringen (HEMLER und HU 2019; 
s. a. CLINTON et al. 2020; BOUVARD et al. 2015). 
Und viertens verringert die Flankierung von stren­
geren Umwelt­ und Tier haltungsstandards für die 
Landwirtschaft durch konsumseitige Instrumente das 
Risiko einer stärkeren  Verlagerung der Tierhaltung ins 
Ausland. 

5.1.2 Entscheidungssituation

289. Fragt man die Menschen in Deutschland nach den 
Gründen ihrer Ernährungsentscheidungen, so ist laut 
BMEL­Ernährungsreport 2022 der Geschmack das 
wichtigste Motiv (sehr wichtig oder wichtig für 99 % 
der Befragten), dicht gefolgt von gesundheitlichen 
Aspekten (89 %, s. BMEL 2022a). Die Hälfte der Befrag­
ten findet eine einfache und schnelle Zubereitung der 
Mahlzeiten sehr wichtig oder wichtig (ebd.). Bisher 
wird der Konsum von vegetarischen Alternativen noch 
als weniger einfach oder komfortabel wahrgenommen 
(FRIEDRICHSEN und GÄRTNER 2020). Daher spielt 
auch die Ernährungsumgebung und damit der Zugang 
zu bestimmten Angeboten eine große Rolle, etwa ob 
vegetarische Speisen gut erreichbar sind oder wie sie 
im Supermarkt präsentiert werden (WUNDER et al. 
2022). 
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290. Ernährungsentscheidungen werden mehrmals 
am Tag getroffen und schon allein deshalb nicht jedes 
Mal bewusst reflektiert. Daher spielen unbewusste 
Ernährungsentscheidungen eine besondere Rolle 
(WUNDER et al. 2022; BIT 2020, S. 33; WASINK und 
SOBAL 2007). Diese regelmäßigen, verfestigten Ernäh­
rungsgewohnheiten sind schwer zu verändern (STOLL­
KLEEMANN und SCHMIDT 2016, S. 1268; s. a. Tz. 57). 

291. Auch kulturelle Normen und die Sozialisation 
beeinflussen das Ernährungsverhalten. Dazu zählt bei­
spielsweise das in Deutschland immer noch verbreitete 
Bild eines vollständigen Gerichts bestehend aus 
Fleisch, Gemüse und einer Sättigungsbeilage (WBGU 
2020). Das Ernährungsverhalten wird schon sehr früh 
in der kindlichen Entwicklung geprägt. Die Erfahrung 
durch Lebensmittelangebote in der Familie sowie in 
Kita und Schule haben deshalb einen großen Einfluss 
auf die Entwicklung von Ernährungsgewohnheiten 
(STRIESSNIG et al. 2022, S. 33; WBGU 2020, S. 195). 
In Haushalten beeinflussen diejenigen, die hauptver­
antwortlich für die Zubereitung der gemeinsamen 
Mahlzeiten sind, auch die Ernährung der anderen 
Haushaltsmitglieder (STRIESSNIG et al. 2022, S. 34). 
Umgekehrt kann eine von einigen Haushaltsmitglie­
dern gewünschte Umstellung auf pflanzenbasierte 
Ernährung schwieriger sein, wenn diese nicht von allen 
im Haushalt unterstützt oder zumindest toleriert wird 
(WUNDER et al. 2022).

292. Relevant für die Ernährungsentscheidung ist auch 
die soziale Situation, in der die Mahlzeit eingenommen 
wird. Essen in Gesellschaft anderer erfüllt dabei auch 
wichtige soziale Funktionen wie Kommunikation 
sowie Aufbau und Pflege von Beziehungen (WBGU 
2020, S. 195 f.; WBAE 2020, S. 44). Je nach Kontext, ob 
als tägliche gemeinsame Mahlzeit in der Familie, bei 
feierlichen Anlässen oder unter Kolleg:innen, spielen 
unterschiedliche soziale Motive bei der Auswahl der 
Speisen eine Rolle (bspw. Sparsamkeit oder Großzü­
gigkeit, s. WBGU 2020, S. 195 f.).

293. Immer mehr Mahlzeiten werden außer Haus ver­
zehrt oder bei Lieferdiensten bestellt. Laut Ernäh­
rungsreport des BMEL (2022a) essen 16 % der Befrag­
ten mindestens einmal pro Woche im Restaurant, 11 % 
in Kantinen und ebenfalls 11 % nutzen wöchentlich 
Lieferdienste für fertige Gerichte. Jüngere Menschen 
nutzen die Lieferdienste besonders häufig (19 % der 
14­ bis 29­Jährigen im Vergleich zu 4 % der Personen ab 
60 Jahren, s. forsa 2022a, S. 30). Auch Kantinen werden 
von jüngeren und von erwerbstätigen Personen häufi­

ger besucht (ebd.). Insgesamt schätzen EBERLE und 
FELS (2016, S. 768), dass der Außer­Haus­Konsum für 
6 bis 19 % der Umweltschäden des gesamten Lebens­
mittelkonsums in Deutschland verantwortlich ist. Gas­
tronomische Angebote spielen daher auch eine wichtige 
Rolle bei der Veränderung von Ernährungs gewohn­
heiten (RÜCKERT­JOHN und REIS 2020, S. 411). 

294. In einzelnen Bevölkerungsgruppen verbreitet sich 
bereits ein verändertes Ernährungsverhalten, indem 
die Menschen ihren Konsum von Fleisch reduzieren 
oder ganz darauf verzichten (s. Tz. 282). Auch zivilge­
sellschaftliche Initiativen machen vermehrt auf das 
Thema aufmerksam. Trotzdem sind die meisten Ernäh­
rungssituationen und die verbreiteten sozialen Nor­
men noch auf Fleischkonsum ausgerichtet (SCHRODE 
et al. 2019, S. 24–26). Er ist in Deutschland und in 
 vielen anderen Ländern traditionell stark verankert 
(STOLL­KLEEMANN und SCHMIDT 2016, S. 1268). 
In einer in Deutschland durchgeführten Studie nannte 
die Mehrheit der Teilnehmenden weiterhin fleischhal­
tige Gerichte, wenn sie nach ihren Lieblingsgerichten 
gefragt wurden (SVRV 2021, S. 184). Eine Neuausrich­
tung des Ernährungsverhaltens setzt also eine länger­
fristige Veränderung, etwa der Routinen, sozialen 
 Normen und Einstellungen, voraus, aber auch andere 
Ernährungsumgebungen, die die Auswahl fleischärme­
rer Kost attraktiver und einfacher machen (s. Kap. 3.1). 

5.1.3 Geeignete Instrumente

295. Insgesamt findet ein Großteil der im Ernährungs­
report 2022 Befragten die Themen Klima­ und Umwelt­
schutz auch in Bezug auf Ernährung relevant (sehr 
wichtig oder wichtig für 84 % der Befragten, s. BMEL 
2022a). Versuche, beim Lebensmitteleinkauf auf 
Umweltschutz zu achten, werden bereits von vielen 
unternommen, beispielsweise durch die Vermeidung 
von Verpackungen oder den Einkauf regionaler und 
saisonaler Produkte. Weniger Fleisch zu konsumieren, 
ist erst im Mittelfeld von zehn in der Befragung zur 
Auswahl gestellten Strategien zu finden (ebd.). Auf die 
Frage, was eine klima­ und umweltfreundliche Ernäh­
rung ausmache, antworteten nur 31 % der Befragten, 
eine Reduktion des Konsums tierischer Produkte sei 
zielführend. Nur 11 % gaben an, die Wahl vegetarischer 
und veganer Alternativen sei ihrer Meinung nach eine 
sinnvolle Strategie umwelt­ und klimafreundlicher 
Ernährung (forsa 2022a). Diese Daten deuten unter 
anderem darauf hin, dass viele Menschen bisher nicht 
wissen, was wirksame Strategien umweltfreundlicher 

Drucksache 20/7717 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 112 –



Ernährung wären, und bisher hauptsächlich auf ver­
gleichsweise weniger wirksame Strategien setzen. Ins­
besondere das Wissen über den Einfluss dessen, was 
gegessen wird, bzw. des Fleischkonsums auf die 
Umwelt, ist bisher insgesamt noch gering (STOLL­
KLEEMANN und SCHMIDT 2016, S. 1265). Hier könn­
ten Instrumente ansetzen, die nötiges Wissen über 
Umweltauswirkungen der Ernährung vermitteln (s. 
Tz. 304) und Informationen zur Unterscheidung von 
Lebensmitteln bereitstellen (s. Tz. 308). Einige Ansätze 
dafür sind bereits in der Diskussion, so hat beispiels­
weise das Bundeskabinett im Oktober 2022 die Einfüh­
rung einer verpflichtenden Tierhaltungskennzeich­
nung beschlossen („Bundeskabinett beschließt ver­
pflichtende staatliche Tierhaltungskennzeichnung“, 
Pressemitteilung des BMEL vom 12. Oktober 2022; 
BMEL 2022b). Auch wenn diese nicht das Ziel einer 
Unterscheidung nach Umweltaspekten hat, so ist sie 
doch im Kontext von Verbraucherinformationen rund 
um den Fleischkonsum relevant. Die Tierhaltungs­
kennzeichnung würde einige Informationsdefizite auf­
heben und es erlauben, Fleischprodukte in Bezug auf 
Tierwohl miteinander zu vergleichen. Sie böte aller­
dings keine Hilfestellung zum Vergleich von Fleisch 
mit anderen Produkten in Bezug auf ökologische 
Effekte, etwa die Treibhausgasemissionen.

296. Bei vielen Produkten bildet deren Marktpreis die 
bei der Produktion entstehenden negativen Umwelt­
effekte nicht adäquat ab. Bei Fleisch ist diese Diskre­
panz besonders stark. Es ist unverhältnismäßig günstig 
(STOLL­KLEEMANN und SCHMIDT 2016, S. 1270; 
WBGU 2020, S. 196; WBAE 2020, S. 453 ff.; ähnlich 
SVRV 2021, S. 184). Auch das derzeitige Mehrwertsteu­
ersystem in Deutschland setzt hier Fehlanreize, indem 
es Fleisch und viele Fleischprodukte mit reduziertem 
Mehrwertsteuersatz belegt (Umsatzsteuergesetz 
(UStG), Anlage 2, insb. Nr. 2 und 28). Diese Privilegie­
rung umweltschädlicher Produkte und Ernährungs­
weisen hat negative Umwelt­ und Gesundheitseffekte 
(POSTPISCHIL et al. 2022, S. 44 ff.). An dieser Preis­
struktur, aber auch an weiteren Kontextbedingungen 
und Einflussfaktoren, die den hohen Fleischkonsum 
bisher begünstigen, können zukünftige Instrumente 
ansetzen. Im Folgenden werden einige Instrumente 
vorgestellt, die im akademischen und politischen Kon­
text vorgeschlagen wurden und geeignet sind, bisher 
jedoch noch kaum Anwendung finden (s. Tab. 5­2). Da 
das vorliegende Gutachten auf verhaltensseitige In ­
strumente fokussiert, werden hier nur solche Maßnah­
men betrachtet, die Veränderungen des Ernährungs­
verhaltens zum Ziel haben.

Preisanreize verändern 
297. Niedrige Fleischpreise setzen momentan deutli­
che Fehlanreize und die mit der Fleischproduktion ein­
hergehenden Umweltkosten sind in diesen Preisen 
nicht abgebildet. Daher werden verschiedene preisba­
sierte Instrumente diskutiert (u. a. SRU 2012, Tz. 205–
212; POSTPISCHIL et al. 2022; WBAE 2020; FISCHER 
et al. 2021; FUNKE et al. 2022; BANSE und STURM 
2019; UBA 2021b). Man kann davon ausgehen, dass 
preisbasierte Instrumente hier einen Effekt haben. 
Menschen passen ihre Ernährung nur sehr geringfügig 
an Preisveränderungen an. Vergleichsweise stärker als 
bei anderen Lebensmitteln reagieren sie jedoch auf 
Preiserhöhungen bei Fleisch, Getränken und bei Außer­
Haus­Mahlzeiten (in Bezug auf Fleisch BUSCHMANN 
et al. 2013, S. 53; allgemein ANDREYEVA et al. 2010, 
S.  218  f.). Darauf deutet auch der aktuell verstärkte 
Rückgang des Fleischkonsums im Zuge der insgesamt 
gestiegenen Lebensmittelpreise hin (vgl. GfK 2022).

298. Verschiedene Autor:innen schlagen vor, die Mehr­
wertsteuervergünstigung auf Fleisch abzuschaffen, 
was mit relativ geringem bürokratischen Aufwand zu 
einer Erhöhung der Fleischpreise führen würde (POST­
PISCHIL et al. 2022; UBA 2021b, S. 97; 2022c; WBAE 
und WBW 2016, S. 346 f.; WBAE 2020, S. 573 f.; SRU 
2012; 2015; BANSE und STURM 2019; BUSCHMANN 
et al. 2013; FÖRSTER et al. 2021, S. 36). Statt der  bisher 
vergünstigten 7 % Mehrwertsteuer könnte auf Fleisch­
produkte (z. B. BUSCHMANN et al. 2013, S. 50) oder 
sogar auf Fleisch­ und Milchprodukte (BANSE und 
STURM 2019; POSTPISCHIL et al. 2022) der volle 
Mehrwertsteuersatz von 19  % erhoben werden. Dies 
würde zu einer Preissteigerung von 11,2  % führen 
(BUSCHMANN et al. 2013, S. 51; FÖRSTER et al. 2021, 
S. 31). Nachteil einer Erhöhung des Mehrwertsteuer­
satzes ist, dass alle Fleischpreise zu gleichen Anteilen 
steigen würden. Teureres Fleisch aus besseren Hal­
tungsformen würde sich also stärker verteuern und 
viele Kund:innen würden möglicherweise bei gleicher 
Menge an konsumiertem Fleisch auf günstigeres 
Fleisch aus schlechteren Haltungsbedingungen zurück­
greifen (GAWEL 2021, S.  59; FÖRSTER et al. 2021, 
S.  31). Um die Preisdifferenz zwischen ökologischen 
und konventionellen Produkten auszugleichen, werden 
daher unter anderem Ausnahmen von der Steuer­
erhöhung (POSTPISCHIL et al. 2022, S. 51 ff.) oder 
höhere Subventionen (UBA 2022c) für Bioprodukte 
diskutiert.
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299. Alternativ oder ergänzend werden zusätzliche
Steuern oder Sonderabgaben auf Fleisch diskutiert, die
sich in ihrer Höhe nach unterschiedlichen Fleischsor­
ten unterscheiden könnten (u. a. FUNKE et al. 2022;
Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung 2020; FESEN­
FELD et al. 2022). Daneben werden auch eine Klima­
steuer oder perspektivisch eine umfassendere Nach­
haltigkeitssteuer auf Lebensmittel generell vorgeschla­
gen, die verschiedene negative ökologische oder auch
soziale Externalitäten einpreist (WBAE 2020, S. 571–
580). Im Gegensatz zu veränderten Mehrwertsteuer­
sätzen erfordert die Einführung zusätzlicher ökonomi­
scher Instrumente jedoch verhältnismäßig viel Auf­
wand und die Berechnungen sind teilweise komplex
(BANSE und STURM 2019, S. 23; FÖRSTER et al. 2021,
S. 31). Eine Sonderabgabe, wie sie beispielsweise vom
Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung (2020) vorge­
schlagen wird, würde einen festgelegten Betrag auf den
Preis der Produkte aufschlagen, beispielsweise 40 ct/kg
Fleisch. Sie sollte jedoch regelmäßig an die Preisent­
wicklung angepasst werden (GAWEL 2021, S. 54).

300. Unklar ist, ab welcher Preiserhöhung sich tatsäch­
lich der Fleischkonsum verringern würde. Bisherige
Forschungsergebnisse zu dieser Frage basieren größ­
tenteils auf empirischen Studien mit lediglich kurzen
Zeiträumen oder auf Modellierungen. Einige deuten
auf positive Effekte hin (Steuersätze 15 oder 30  %:
BROEKS et al. 2020; Steuersätze zwischen 3 und 13 %
je nach Sorte des Fleischs: CHALMERS et al. 2016).
BANSE und STURM (2019, S. 29 ff.) kommen in ihrer
Analyse zu dem Schluss, dass eine Abschaffung der
Mehrwertsteuervergünstigung in Deutschland für tie­
rische Produkte deren Konsum insgesamt um 6 % redu­
zieren könnte, was wiederum die Treibhausgasemis­
sionen um 5,4 Mio. t CO2eq jährlich reduzieren würde.
FÖRSTER et al. (2021, S. 16) gehen von einem Rück­
gang des Verzehrs von Wurst und Fleisch zu Hause
(ohne Außer­Haus­Verzehr) von 11 bis 12 % aus. Wer­
den Steuern auf Fleisch nur geringfügig erhöht, könnte
es passieren, dass die Preise im Einzelhandel gar nicht
steigen, sondern der Preisaufschlag vom Handel auf
andere Produkte umgewälzt oder die Hersteller noch
stärker zu niedrigen Preisen gedrängt würden (GAWEL
2021, S. 34 f.). Im Verzehr vor Ort in beispielsweise
Kantinen oder Restaurants ließe sich durch eine Anpas­
sung der Mehrwertsteuersätze kein direkter Anstoß
zur Reduktion des Fleischkonsums erreichen, denn
dort unterliegen normalerweise alle Speisen dem regu­
lären Umsatzsteuersatz (ebd., S. 59) (momentan bis

 ɦ  Tabelle 5-2

Auswahl geeigneter Instrumente zur Reduktion des Fleischkonsums

Instrumententyp Instrument Besonderheiten & erwartbare Wirkung  
(s. Tz. 297–319, Studienlage im Text erläutert)

Regulative 
 Instrumente

 ɦ Werbung für Fleisch einschränken  ɦ Studienlage zur Wirkung bisher unsicher

Ökonomische 
Instrumente

 ɦ  Abschaffung des reduzierten 
Mehrwertsteuersatzes auf 
Fleisch und Fleischprodukte 
kombiniert mit Abschaffung der 
Mehrwertsteuer auf Obst, 
Gemüse und Hülsenfrüchte

 ɦ  Einführung einer Sonderabgabe 
auf Fleisch und Fleischprodukte 

 ɦ zusätzliche Steuer auf Fleisch

 ɦ  veränderte Mehrwertsteuersätze: Wirkung 
durchaus erwartbar, aber nicht im benötigten 
Umfang aufgrund des zu geringen Preisunter-
schiedes. Einführung ohne viel bürokrati-
schen Aufwand

 ɦ  Sonderabgabe oder Fleischsteuer: Wirkung 
erwartbar, wenn Höhe der Abgabe regel-
mäßig angepasst wird bzw. Steuersatz hoch 
genug ist. Berechnung und Einführung je nach 
Ausgestaltung allerdings aufwendig

Information, 
 Überzeugung und 
Bildung

 ɦ  Ernährungsbildung, Ernährungs-
beratungen

 ɦ  Anregungen und Kurse zur 
Zubereitung vegetarischer 
Speisen

 ɦ  Kampagnen für pflanzenbasierte 
Ernährung mithilfe von Vorbildern 
und bekannten Persönlichkeiten

 ɦ  stärkere Kommunikation ange-
passter Ernährungsleitlinien 

 ɦ  Labels zu Umwelteffekten von 
Lebensmitteln, z. B. CO2-Fuß-
abdruck

 ɦ  Bildung kann langfristig Grundlage für 
umweltfreundliche Ernährung legen, wenn sie 
adressatengerecht gestaltet ist

 ɦ  Überzeugung mithilfe von Vorbildern und 
über Netzwerke kann langfristig Normen 
verändern

 ɦ  Labels können bei vorhandener Intention 
helfen, umweltfreundliche Lebensmittel 
zu kaufen

Veränderte 
Entscheidungs-
kontexte

 ɦ  vegetarisches Menü zur Stan-
dardoption bei Veranstaltungen 
und in Kantinen machen

 ɦ  vegetarische Optionen in Buffets 
prominenter platzieren

 ɦ  Wirkung durchaus zu erwarten, allerdings 
hauptsächlich in jeweiliger Entscheidungs-
situation

Staatliche Angebote 
und Infrastrukturen

 ɦ  angepasste Ernährungsleitlinien 
stärker zur Grundlage der 
Angebote in öffentlichen 
 Kan tinen machen

 ɦ  vegetarische Option als Standard 
bei Veranstaltungen staatlicher 
Akteure und in öffentlichen 
Kantinen

 ɦ kurzfristige Wirkung durchaus zu erwarten
 ɦ  langfristige Wirkung insbesondere im Bereich 

der Schulverpflegung zu erwarten

SRU 2023
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299. Alternativ oder ergänzend werden zusätzliche
Steuern oder Sonderabgaben auf Fleisch diskutiert, die
sich in ihrer Höhe nach unterschiedlichen Fleischsor­
ten unterscheiden könnten (u. a. FUNKE et al. 2022;
Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung 2020; FESEN­
FELD et al. 2022). Daneben werden auch eine Klima­
steuer oder perspektivisch eine umfassendere Nach­
haltigkeitssteuer auf Lebensmittel generell vorgeschla­
gen, die verschiedene negative ökologische oder auch
soziale Externalitäten einpreist (WBAE 2020, S. 571–
580). Im Gegensatz zu veränderten Mehrwertsteuer­
sätzen erfordert die Einführung zusätzlicher ökonomi­
scher Instrumente jedoch verhältnismäßig viel Auf­
wand und die Berechnungen sind teilweise komplex
(BANSE und STURM 2019, S. 23; FÖRSTER et al. 2021, 
S. 31). Eine Sonderabgabe, wie sie beispielsweise vom
Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung (2020) vorge­
schlagen wird, würde einen festgelegten Betrag auf den 
Preis der Produkte aufschlagen, beispielsweise 40 ct/kg
Fleisch. Sie sollte jedoch regelmäßig an die Preisent­
wicklung angepasst werden (GAWEL 2021, S. 54).

300. Unklar ist, ab welcher Preiserhöhung sich tatsäch­
lich der Fleischkonsum verringern würde. Bisherige
Forschungsergebnisse zu dieser Frage basieren größ­
tenteils auf empirischen Studien mit lediglich kurzen
Zeiträumen oder auf Modellierungen. Einige deuten
auf positive Effekte hin (Steuersätze 15 oder 30  %:
BROEKS et al. 2020; Steuersätze zwischen 3 und 13 %
je nach Sorte des Fleischs: CHALMERS et al. 2016).
BANSE und STURM (2019, S. 29 ff.) kommen in ihrer
Analyse zu dem Schluss, dass eine Abschaffung der
Mehrwertsteuervergünstigung in Deutschland für tie­
rische Produkte deren Konsum insgesamt um 6 % redu­
zieren könnte, was wiederum die Treibhausgasemis­
sionen um 5,4 Mio. t CO2eq jährlich reduzieren würde. 
FÖRSTER et al. (2021, S. 16) gehen von einem Rück­
gang des Verzehrs von Wurst und Fleisch zu Hause 
(ohne Außer­Haus­Verzehr) von 11 bis 12 % aus. Wer­
den Steuern auf Fleisch nur geringfügig erhöht, könnte 
es passieren, dass die Preise im Einzelhandel gar nicht 
steigen, sondern der Preisaufschlag vom Handel auf 
andere Produkte umgewälzt oder die Hersteller noch 
stärker zu niedrigen Preisen gedrängt würden (GAWEL 
2021, S. 34 f.). Im Verzehr vor Ort in beispielsweise 
Kantinen oder Restaurants ließe sich durch eine Anpas­
sung der Mehrwertsteuersätze kein direkter Anstoß 
zur Reduktion des Fleischkonsums erreichen, denn 
dort unterliegen normalerweise alle Speisen dem regu­
lären Umsatzsteuersatz (ebd., S. 59) (momentan bis 
Ende 2023 zeitlich befristete Reduzierung auf 7 %; § 12 
Abs. 2 Nr. 15 UStG). 

301. Bei den Bevölkerungsgruppen, die einerseits viel
Fleisch konsumieren und sich bei ihren Einkaufsent­
scheidungen gleichzeitig vor allem am Preis orientieren 
(CORDTS et al. 2013), haben preisbasierte Instrumente
besonders großes Potenzial. Auf den Konsum einkom­
mensstarker Haushalte wirken diese Instrumente voraus­
sichtlich weniger. Eine Verteuerung von Fleisch wirkt
regressiv, belastet Haushalte mit geringem Einkommen
also prozentual stärker als Haushalte mit hohen Einkom­
men (WBAE 2020, S. 461). Daher sollte ein erhöhter Steu­
ersatz auf Fleisch unbedingt mit Ausgleichsmaßnahmen
einhergehen, die Haushalte mit geringem Einkommen
entlasten (GAWEL 2021, S. 42; THOW et al. 2010;
 GARNETT et al. 2015, S. 78; FÖRSTER et al. 2021, S. 36).

302. Eine Variante ist, die Mehrwertsteuer auf Obst,
Gemüse und Hülsenfrüchte sowie gegebenenfalls
weitere pflanzliche Grundnahrungsmittel ganz aufzu­
heben (z. B. FÖRSTER et al. 2021, S. 36; FESENFELD
et al. 2022; UBA 2022c; aktuell im Kontext der hohen
Inflation auch wiederholt von Landwirtschafts­
minister ÖZDEMIR (so z. B. 2023) vorgeschlagen).
Auch aus Gründen der Effektivität ist eine Kombina­
tion aus Steuern auf einige und Subventionen auf
andere Produkte empfehlenswert, wie Studien zu
Steuern auf ungesunde Produkte zeigen (vgl. u. a.
THOW et al. 2014). Fraglich ist jedoch, ob eine Mehr­
wertsteuersenkung bestimmter Produkte tatsächlich
vom Handel komplett an die Kund:innen weiterge­
reicht oder durch höhere Nettopreise teilweise aus­
geglichen würde (FISCHER et al. 2021, S. 164). Eine
andere Variante ist, einkommensschwache Haushalte
durch Transferleistungen für die Mehrkosten zu
kompensieren. So schlägt das UBA unter anderem
eine Erhöhung der Regelsätze für Lebensmittel in den 
staatlichen Transferzahlungen und kostenlose Kita­ 
und Schulverpflegung vor (UBA 2021b, S. 97; POST­
PISCHIL et al. 2022).

303. Bei der Diskussion preisbasierter Ansätze soll­
ten außerdem immer Substitutionseffekte beobach­
tet werden, also auf welche Lebensmittel die Kon­
sumierenden ausweichen (CORNELSEN et al. 2015,
S. 1548 ff.;  BROEKS et al. 2020, S. 11; WBAE 2020,
S. 661). Überdies könnte eine Verteuerung von
Fleisch in Deutschland zu einer verstärkten Export­
orientierung der Fleisch erzeuger führen, ohne dass
die Produktionsmenge in Deutschland sinkt (HAR­
PER und BAILEY 2015, S. 15; GAWEL 2021, S. 61).
Unter anderem deshalb sollten Maßnahmen, die am
Preis für die Konsumierenden ansetzen, immer mit
Maßnahmen einhergehen, die Veränderungen auf der

ɦ Tabelle 5-2

Auswahl geeigneter Instrumente zur Reduktion des Fleischkonsums

Instrumententyp Instrument Besonderheiten & erwartbare Wirkung
(s. Tz. 297–319, Studienlage im Text erläutert)

Regulative
Instrumente

ɦ Werbung für Fleisch einschränken ɦ Studienlage zur Wirkung bisher unsicher

Ökonomische
Instrumente

ɦ Abschaffung des reduzierten
Mehrwertsteuersatzes auf
Fleisch und Fleischprodukte
kombiniert mit Abschaffung der
Mehrwertsteuer auf Obst,
Gemüse und Hülsenfrüchte

ɦ Einführung einer Sonderabgabe
auf Fleisch und Fleischprodukte

ɦ zusätzliche Steuer auf Fleisch

ɦ veränderte Mehrwertsteuersätze: Wirkung
durchaus erwartbar, aber nicht im benötigten
Umfang aufgrund des zu geringen Preisunter-
schiedes. Einführung ohne viel bürokrati-
schen Aufwand

ɦ Sonderabgabe oder Fleischsteuer: Wirkung
erwartbar, wenn Höhe der Abgabe regel-
mäßig angepasst wird bzw. Steuersatz hoch
genug ist. Berechnung und Einführung je nach
Ausgestaltung allerdings aufwendig

Information,
Überzeugung und
Bildung

ɦ Ernährungsbildung, Ernährungs-
beratungen

ɦ Anregungen und Kurse zur
Zubereitung vegetarischer
Speisen

ɦ Kampagnen für pflanzenbasierte
Ernährung mithilfe von Vorbildern
und bekannten Persönlichkeiten

ɦ stärkere Kommunikation ange-
passter Ernährungsleitlinien

ɦ Labels zu Umwelteffekten von
Lebensmitteln, z. B. CO2-Fuß-
abdruck

ɦ Bildung kann langfristig Grundlage für
umweltfreundliche Ernährung legen, wenn sie
adressatengerecht gestaltet ist

ɦ Überzeugung mithilfe von Vorbildern und
über Netzwerke kann langfristig Normen
verändern

ɦ Labels können bei vorhandener Intention
helfen, umweltfreundliche Lebensmittel
zu kaufen

Veränderte
Entscheidungs-
kontexte

ɦ vegetarisches Menü zur Stan-
dardoption bei Veranstaltungen
und in Kantinen machen

ɦ vegetarische Optionen in Buffets
prominenter platzieren

ɦ Wirkung durchaus zu erwarten, allerdings
hauptsächlich in jeweiliger Entscheidungs-
situation

Staatliche Angebote
und Infrastrukturen

ɦ angepasste Ernährungsleitlinien
stärker zur Grundlage der
Angebote in öffentlichen
Kantinen machen

ɦ vegetarische Option als Standard
bei Veranstaltungen staatlicher
Akteure und in öffentlichen
Kantinen

ɦ kurzfristige Wirkung durchaus zu erwarten
ɦ langfristige Wirkung insbesondere im Bereich

der Schulverpflegung zu erwarten

SRU 2023
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Produktionsseite zum Ziel haben (FUNKE et  al. 
2022; POSTPISCHIL et al. 2022; s. Tz. 287).

Bildungsangebote verbessern und Menschen 
von pflanzenbasierter Ernährung überzeugen
304. Viele Menschen wollen sich umweltfreundlich 
verhalten und ernähren (BMUV und UBA 2022a; BMEL 
2022a), aber das Wissen über die Umwelteffekte von 
Fleischkonsum ist insgesamt eher gering (Tz. 295). 
Hier können Bildungsprogramme ansetzen, die den 
Zusammenhang von Fleischkonsum und Umweltfolgen 
vermitteln (SVRV 2021, S. 208). Damit können ins­
besondere solche Personen zu verändertem Konsum 
angeregt werden, bei denen Umweltbewusstsein 
bereits vorhanden ist, das konkrete handlungs relevante 
Wissen aber noch fehlt. Auch Ernährungsberatungen 
können einen positiven Effekt haben (BIANCHI et al. 
2018, S. 4). Hierbei ist allerdings zu beachten, dass die 
Berufsbezeichnung nicht geschützt ist und die Ange­
bote in ihrer Qualität sehr unterschiedlich sind (WBAE 
2020, S. 591). Nach ersten Studien helfen auf vegetari­
sche Kost ausgerichtete Kochkurse dabei, für eine 
Umstellung des Ernährungsverhaltens notwendige 
Fähigkeiten zu erlernen, und führen längerfristig zu 
einer Reduktion des Fleischkonsums (KWASNY et al. 
2022). Hier könnte der Staat Programme auflegen, die 
verschiedene Akteure in solchen Ansinnen unterstüt­
zen. Dafür bieten sich öffentliche und private Bildungs­
institutionen, Vereine, aber auch Organisationen aus 
dem Gesundheitsbereich an, wie beispielsweise Kran­
kenkassen. Auch wenn hierzu noch weitere Forschung 
notwendig ist, so deuten bisherige Studien darauf 
hin, dass Bildungsmaßnahmen erfolgreich sein können 
(ebd.).

305. Da Gewohnheiten schwierig zu verändern sind, 
sollte man Kampagnen und Beratungen an Zeitpunk­
ten ansetzen, an denen sich Gewohnheiten gerade 
ohnehin verschieben. Dies gilt beispielsweise für die 
Phase zu Beginn eines Studiums, in der viele junge 
Menschen zum ersten Mal selbst für die eigene Versor­
gung mit Lebensmitteln verantwortlich sind (BIT 
2020, S. 57; s. Tz. 150). Weil sich das Ernährungsver­
halten schon früh prägt, sollte außerdem stärker auf 
Ernährungsbildung in Schulen und Kitas gesetzt wer­
den. Bildungsangebote sollten ausgebaut, Lehrkräfte 
stärker dafür ausgebildet und Lehrmaterialien verbes­
sert werden (SVRV 2021, S. 208). Dabei kann auf beste­
hende Angebote wie den Ernährungsführerschein 
(BZfE 2022) oder die Kampagne „Ich kann kochen“ 
(Sarah Wiener Stiftung 2019) aufgebaut werden. Auch 
eine Kombination aus Bildung oder Information mit 

der Formulierung eigener Ernährungsziele hat sich in 
Studien als effektiv herausgestellt (KWASNY et al. 
2022).

306. Zivilgesellschaftliche Organisationen oder Regie­
rungen machen mithilfe von Kampagnen (persuasive 
Instrumente, s. Tz. 136–139) direkt oder mit Unter­
stützung prominenter Persönlichkeiten auf ungesunde 
oder umweltschädliche Produkte aufmerksam und 
werben für anderen Konsum (z. B. Veganuary 2023). 
Hier helfen soziale Normen und Identitäten (s. Tz. 60 
und 72), die Relevanz der vermittelten Information zu 
erhöhen. Ändern sich Ernährungsgewohnheiten und 
Normen in sozialen Gruppen, erleichtert und motiviert 
dies auch diesen Gruppen nahestehende Personen, 
ihre  Ernährungsgewohnheiten ebenfalls zu ändern 
(STOLL­KLEEMANN und SCHMIDT 2016, S. 1273). 
Darüber hinaus können längerfristig Debatten ange­
stoßen und Normen verändert werden, was wiederum 
Grundlage für weitere Maßnahmen sein kann (BIT 
2020, S. 48). Dazu sollten Kampagnen über einen län­
geren Zeitraum, mit großer Reichweite und häufigen 
Wiederholungen angelegt sein (WBAE 2020, S. 586). 

307. Kampagnen, Bildungsprojekte und Informatio­
nen müssen immer passend für die Zielgruppe gestaltet 
werden, ansonsten verfehlen sie ihre Wirkung oder 
führen sogar zu Abwehrhaltungen, was unter Umstän­
den zu noch höherem Fleischkonsum führen kann 
(KWASNY et al. 2022, S. 3). Teilweise wird auch an 
negative oder positive Emotionen appelliert (WBAE 
2020, S. 584). Um auch Menschen mit weniger großem 
Umweltbewusstsein zu erreichen, kann es hilfreich 
sein, Co­Benefits eines geringen Fleischkonsums zu 
kommunizieren, wie für die Gesundheit (McCALL 
et al. 2021; KWASNY et al. 2022) oder den Tierschutz 
(KWASNY et al. 2022).

Negative Umwelteffekte von Lebensmitteln 
sichtbar machen
308. In der Situation des Lebensmitteleinkaufs können 
Produktkennzeichnungen und Labels denjenigen bei 
der Einkaufsentscheidung helfen, die bereits ein Inter­
esse an umweltfreundlicher Ernährung und ein grund­
legendes Wissen darüber haben (s. Tz. 132). So wird 
vielfach über Labels diskutiert, die Umweltexternalitä­
ten transparent machen, indem sie beispielsweise den 
Treibhausgasausstoß eines Produktes angeben (u. a. 
WBGU 2020, S. 206; WBAE 2020). Auch aus verschie­
denen Nachhaltigkeitsdimensionen zusammenge­
setzte Labels werden diskutiert. Diese setzen jedoch 
die Entwicklung einer entsprechenden Datengrund­
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lage und Berechnungsmethode voraus und sind wesent­
lich schwerer umzusetzen (WBAE 2020, S. 661). Die 
Abschätzung der Umwelteffekte für unverarbeitete 
Lebensmittel ist trotz einiger Fortschritte eine Heraus­
forderung. Für verarbeitete Lebensmittel mit verschie­
denen Zutaten gibt es bisher nur erste Berechnungs­
vorschläge (CLARK et al. 2022). 

309. Je nach konkreter Ausgestaltung könnten Labels 
auf Lebensmitteln durchaus zielführend sein, wie erste 
Metastudien zeigen (u. a. POTTER et al. 2021). Wur­
den in experimentellen Studien einfach gestaltete 
Informationen zum Treibhausgasausstoß (CAMIL­
LERI et al. 2019) und teilweise zusätzlich zu weiteren 
Umwelteffekten (MULLER et al. 2019) angegeben, 
sanken auch die negativen Umweltauswirkungen in 
diesen Bereichen im entsprechenden Einkaufskorb des 
Experimentes, mit Ausnahme einer Label­Variante 
(MULLER et al. 2019, S. 885 f.). Auf Speisekarten 
zeigte sich ein ähnlicher Effekt (BETZ et al. 2022). 
Einen größeren Effekt hat die Angabe zum Treibhaus­
gasausstoß allerdings bei ohnehin umweltbewussten 
Konsument:innen, die bereits vergleichsweise wenig 
Fleisch konsumieren (EDENBRANDT und LAGER­
KVIST 2021).

310. Andere Untersuchungen gehen von einem eher 
geringen direkten Effekt von Informationen auf das 
Einkaufsverhalten aus (u. a. LEMKEN et al. 2018). In 
vielen Fällen werden Umweltlabels nicht richtig ver­
standen (GARNETT et al. 2015, S. 65 ff.; MEYERDING 
et al. 2019). Laut einer Studie von MEYERDING et al. 
(2019) wird von der Mehrheit der Konsumierenden der 
CO2­Fußabdruck eines Produktes kaum verstanden, 
wenn dieser lediglich als Zahl angegeben wird. Dieses 
Label erwies sich nur bei einem kleinen Anteil der Stu­
dienteilnehmenden als wirkungsvoll, der über ein grö­
ßeres Umweltbewusstsein und ausgeprägteres Wissen 
über Umweltlabels verfügt und diesen vertraut (ebd., 
S. 27; ähnlich SIRIEIX et al. 2013; GHVANIDZE et al. 
2016). Zielführender könnte daher ein Label sein, das 
neben den numerischen Angaben zusätzlich Ampelfar­
ben nutzt (ENAX et al. 2015; CAMILLERI et al. 2019; 
MULLER et al. 2019; MEYERDING et al. 2019; WBAE 
2020; s. Tz. 129). Ein solches Klimalabel in Ampel­
farben wird in verpflichtender Form für Deutschland 
unter anderem vom WBAE (2020, S. 661) vorgeschla­
gen. Perspektivisch könnte es um weitere Nachhaltig­
keitsdimensionen erweitert werden. Für interessierte 
Konsument:innen werden ergänzend weiterführende 
Informationen über QR­Codes oder Apps vorgeschla­
gen (u. a. WBGU 2020, S. 205).

Leitlinien umweltfreundlicher und gesunder 
Ernährung stärken
311. Als weiterer Ansatz werden Leitlinien diskutiert, 
die Empfehlungen für gesunde und umweltfreundliche 
Ernährung sowie für entsprechende Angebote in Kan­
tinen geben. In der Anpassung nationaler Leitlinien im 
Hinblick auf den reduzierten Konsum tierischer Pro­
dukte (v. a. Rindfleisch und Milchprodukte) sehen 
SPRINGMANN et al. (2018; 2020) ein erhebliches 
Potenzial für die Erreichung ökologischer und auch 
gesundheitlicher Ziele. Eine Anpassung der Empfeh­
lungen der Deutschen Gesellschaft für Ernährung e. V. 
(DGE) an die Planetary Health Diet wäre daher unbe­
dingt wünschenswert. 

312. Werden nur die Empfehlungen angepasst, ist der 
Effekt jedoch fragwürdig. Die Bevölkerung in Deutsch­
land überschreitet im Durchschnitt die aktuellen Emp­
fehlungen der DGE stark (BREIDENASSEL et al. 2022, 
S. 63 f.) und voraussichtlich werden nur wenige Men­
schen allein durch eine Anpassung der Empfehlungen 
ihren Konsum verändern. Daher sollten die Ernäh­
rungsempfehlungen noch stärker in Bildungskam­
pagnen vermittelt und die Qualitätsstandards der DGE 
zur verbindlichen Grundlage von Speiseplänen in der 
Gemeinschaftsverpflegung werden (s. Tz. 313). Dies 
sieht auch das im Dezember 2022 vom Bundeskabinett 
verabschiedete Eckpunktepapier zur Entwicklung 
einer Ernährungsstrategie vor (BMEL 2022c, S. 5).

Entscheidungskontexte schaffen, 
die vege tarische Optionen erleichtern
313. Eine stärkere Orientierung der Speisepläne 
öffentlicher und privater Kantinen, wie von Bildungs­
einrichtungen, Krankenhäusern oder Jugendherber­
gen, an Leitlinien gesunder und umweltfreundlicher 
Ernährung und entsprechenden Qualitätsstandards 
der DGE (2022; s. a. UBA 2021b, S. 97; FESENFELD 
et al. 2022; SVRV 2021, S. 208; WBAE 2020, S. 661) ist 
aus mehreren Gründen zu empfehlen. Da in diesen 
Ernährungsumgebungen regelmäßig und in Gemein­
schaft gegessen wird, ist hier das Potenzial für eine 
Veränderung von Gewohnheiten und Normen beson­
ders groß (WBGU 2020, S. 198 f.). Besonders Schul­
kantinen können einen großen Einfluss auf das Ernäh­
rungsverhalten heute und auch längerfristig haben, 
weil Kinder als Multiplikatoren neue Ideen sowie Werte 
und Normen in Familien tragen (GARNETT et al. 
2015, S. 83; SRU 2015, Tz. 527). In Krankenhäusern 
und Altenheimen ist allein aufgrund der großen Anzahl 
der verzehrten Speisen noch großes Potenzial für Ver­
änderungen  vorhanden. Auch um der Vorbildfunktion 
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des Staates gerecht zu werden, sollten öffentliche Kan­
tinen vorangehen und den Anteil vegetarischer Speisen 
am täglichen Angebot steigern, was positive Effekte 
verspricht (BIT 2020, S. 58; GARNETT et al. 2019; 
FISCHER et al. 2022, S. 21 ff.). Zusätzlich sollte eine 
entsprechende Preisgestaltung vegetarische Optionen 
günstiger und damit fleischhaltigen Gerichten gegen­
über attraktiver machen.

314. Über die Auswahl in Kantinen hinaus haben sich
Maßnahmen, die die Entscheidungskontexte verändern,
in Studien als hilfreich herausgestellt (MERTENS et al. 
2021, S. 5). Dazu gehört zum Beispiel eine Veränderung 
der Präsentation von Speisen in Restaurants oder Kan­
tinen sowie der Standardauswahl bei Veranstaltungen
(s. a. SRU 2015, Tz. 529). Studien, bei denen Gerichte
ohne Fleisch als Standardoptionen auf der Speisekarte
dargestellt und Fleischgerichte auf Nachfrage oder auf
einer gesonderten Karte angeboten werden, deuten
darauf hin, dass dies zu einer Reduktion des Fleisch­
konsums führen könnte (z.  B. GRAVERT und KURZ
2019; CAMPBELL­ARVAI et al. 2014; de VAAN et al.
2019). Auch eine Verkleinerung der Fleischportionen
führt in Studien insgesamt zu einer Verringerung des
Konsums an Fleisch (WUNDER et al. 2022; BIANCHI
et al. 2018; KWASNY et al. 2022).

315. Ähnliches wird mit einer Veränderung der Anord­
nung von Lebensmitteln in Buffets von Hotels, Jugend­
herbergen und Kantinen bezweckt (z. B. SRU 2012,
Tz. 213; THORUN et al. 2017, S. 79 f.). Hier können
Lebensmittel räumlich so angeordnet werden, dass
Fleisch gerichte weniger sichtbar oder schwerer erreich­
bar platziert sind als vegetarische Gerichte (THORUN
et al. 2017, S. 79 f.).

316. Eine weitere Möglichkeit, Lebensmittel anders
darzustellen und damit das Verhalten zu beeinflussen,
stellen Versuche dar, mit der Gestaltung von Einkaufs­
wagen Hinweise zu geben, wie groß der Anteil bestimm­
ter Produktgruppen an der Ernährung sein sollte. Dies
kann beispielsweise durch Einleger geschehen, die den
Einkaufswagen optisch so unterteilen, dass unter­
schiedlich große Bereiche für Obst und Gemüse sowie
für Fleisch und Milchprodukte vorgesehen sind
(THORUN et al. 2017, S. 76 f.). Im Kontext des Einzel­
handels oder auch der Gemeinschaftsverpflegung kann
es außerdem sinnvoll sein, noch wenig bekannte
Lebensmittel wie Fleischersatzprodukte zum Probie­
ren anzubieten. Bei all diesen Ansätzen wird versucht,
die soziale Norm zu verändern (s. Tz. 60), sodass lang­
fristig pflanzenbasierte Ernährung als üblich und

gewünscht wahrgenommen wird, während ein hoher 
Fleischkonsum aus dem Rahmen fällt (Danish Council 
on Climate Change 2021, S. 5).

317. Maßnahmen in öffentlichen Kantinen und bei
Veranstaltungen staatlicher Akteure können von staat­
licher Seite direkt angeordnet werden. Es ist empfeh­
lenswert, Angebote in öffentlichen Kantinen an Krite­
rien des Umweltschutzes auszurichten und bei Ver­
anstaltungen staatlicher Akteure die vegetarische
 Verpflegung zur Standardoption zu machen. Für die
Verpflegung bei öffentlich geförderten Veranstaltun­
gen könnten ebenfalls Vorgaben gemacht werden
(WBGU 2020, S. 206). Veränderungen im Privatsektor,
etwa im Gaststättengewerbe oder im Lebensmittelein­
zelhandel, können dagegen nur durch freiwillige Ver­
einbarungen mit Branchenverbänden angeregt werden
oder indirekt über eine veränderte Nachfrage, wenn
sich soziale Normen des Fleischessens verändern.

Werbung für Fleisch einschränken
318. Anknüpfend an Werbeverbote im Bereich von
Alkohol und Tabak wurden in den letzten Jahren
 Werbeeinschränkungen für Fleisch und andere um ­
weltschädliche Lebensmittel diskutiert (WBGU 2020,
S. 207; WBAE 2020, S. 379 ff.) und ihre Machbarkeit
und Verfassungsmäßigkeit eruiert (GÜNTHER et al.
2021; FISCHER et al. 2021; s. Tz. 332). Als erste Stadt
weltweit hat die niederländische Stadt Haarlem
beschlossen, ab 2024 Werbung für Fleisch aus konven­
tioneller Erzeugung sowie für andere klimaschädliche
Produkte im öffentlichen Raum zu verbieten (CARS­
TENS 2022).

319. Grundsätzlich zeigen Untersuchungen zur Wir­
kung von Werbeeinschränkungen in verschiedenen
Bereichen positive Effekte auf die Ernährung von Kin­
dern. Zur Wirkung von Werbung und Werbeeinschrän­
kungen bei Erwachsenen gibt es jedoch bisher nur
wenige Untersuchungen (GARNETT et al. 2015). Eine
Studie von DUBOIS et al. (2018) zeigt am Beispiel des
Werbeverbots für Kartoffelchips, dass es durchaus
geeignet ist, die Nachfrage zu reduzieren. Allerdings
wird der Effekt teilweise aufgehoben, wenn als Folge
sinkenden Absatzes die Preise sinken. Überdies darf
ein Verbot einer Produktkategorie nicht zu eng ange­
legt sein, weil sonst stattdessen andere, ähnlich proble­
matische Produkte konsumiert werden (ebd., S. 424–
426). Alternativ zu Werbeverboten für Fleisch werden
auch verpflichtende Kennzeichnungen mit Umwelt­
oder Gesundheitshinweisen auf Werbepostern oder in
Werbevideos diskutiert (WBGU 2020; WBAE 2020).
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5.1.4 Politische Realisierbarkeit
320. Für die politische Realisierbarkeit von Maßnah­
men zur Reduktion des Fleischkonsums spielt die 
Akzeptanz eine besondere Rolle. Aber auch bundes­ 
und EU­rechtliche Vorgaben sind bei der Diskussion 
um die Einführung von neuen Abgaben oder verän­
derten Steuersätzen zu beachten. Ebenso spielt es eine 
Rolle, von welchen Interessengruppen Widerstand 
gegen ambitionierte Maßnahmen zu erwarten sind und 
wie gut ressortübergreifende Abstimmungen zwischen 
den Ministerien gelingen. 

Akzeptanz
321. Ernährung hat eine große Bedeutung für die 
eigene Identität und einen hohen sozialen und sym­
bolischen Wert (SVRV 2021, S. 166; WBGU 2020, 
S.  200 f.). Maßnahmen, die das individuelle Ernäh­
rungsverhalten adressieren, greifen daher potenziell 
stark in die Alltagsentscheidungen und die Privat­
sphäre ein. Aus diesem Grund werden sie schnell als 
illegitim bewertet und sind politisch schwer zu reali­
sieren. Trotzdem  findet auch jetzt das Ernährungs­
verhalten nicht im politisch unbeeinflussten Raum 
statt (BIT 2020, S. 22). Es gilt, Maßnahmen auszu­
machen, die akzeptiert werden und sozial gerecht sind, 
und dabei die Entscheidungsfreiheit möglichst wenig 
einschränken. 

322. Die Akzeptanz hängt dabei von der Art der Maß­
nahme ab und wie sie bei ihrer Einführung begründet 
wird, unterscheidet sich aber auch zwischen Personen­
gruppen. Aufgrund der großen Bedeutung von gesund­
heitlichen Aspekten kann es helfen, gesundheitliche 
Co­Benefits ebenfalls zu kommunizieren und so die 
Akzeptanz zu steigern (BIT 2020, S. 26). In einer 
Untersuchung verschiedener Steuerungsansätze in 
Deutschland sowie weiteren Ländern hinsichtlich 
gesunder Ernährung stehen Frauen den meisten Maß­
nahmen (wie der Anordnung der Lebensmittel im 
Supermarkt und einem fleischfreien Tag in der Cafete­
ria) deutlich positiver gegenüber als Männer (REISCH 
et al. 2017, S. 7). Ähnliche Ergebnisse liefert die 
Umweltbewusstseinsstudie 2020 (UBA 2021a, S. 29). 
Insgesamt hat in dieser Studie die Mehrheit der Befrag­
ten Informations­ und Beratungsangebote, die eine 
umweltfreundliche Ernährung fördern sollen, sehr 
positiv bewertet (84 % volle oder eher Zustimmung). 
Der Verbesserung veganer und vegetarischer Angebote 
in Kantinen und Restaurants stimmten 63  % der 
Befragten zu (BMUV und UBA 2022a, S. 71). Weiche 
Maßnahmen, die den Fleischverzicht erleichtern, wer­

den auch in anderen Studien eher akzeptiert als harte 
Maßnahmen, die zur fleischlosen Alternative drängen 
(REISCH et al. 2017, S. 4–6; BIT 2020, S. 24; PECHEY 
et al. 2022). 

323. Maßnahmen, bei denen eine Freiheitseinschrän­
kung befürchtet wird, erzeugen bei einigen Menschen 
Reaktanz (s. Tz. 131), weil sie sich nicht vorschreiben 
lassen wollen, auf Fleisch zu verzichten. Allerdings sind 
die Eindrücke hierzu durchaus widersprüchlich. Als im 
Jahr 2013 die Grünen vorschlugen, zur Reduzierung des 
Fleischkonsums einen vegetarischen Tag in deutschen 
Kantinen einzuführen (sog. Veggie­Day), führte dies 
zu  einer kontroversen Debatte und großer Empörung 
(vor allem der Boulevard­Presse). Dennoch zeigen drei 
Umfragen aus dem Jahr 2013, dass ähnlich viele Befragte 
den Veggie­Day unterstützten wie ablehnten. Bei jungen 
Leuten (14­ bis 29­Jährige) war die Unterstützung grö­
ßer als bei Älteren, bei Anhängern der Grünen und bei 
Frauen größer als im Durchschnitt. Unter Männern und 
Anhänger:innen von CDU/CSU und FDP wurde der 
Veggie­Day dagegen mehrheitlich abgelehnt (WBGU 
2020, S. 201). Doch auch wenn die Akzeptanz für solche 
Maßnahmen höher ist, als die politische Kontroverse 
hierüber im Jahr 2013 vermuten ließe, kann dabei auch 
Widerstand gegen das Ziel an sich entstehen. Erst 2020 
scheiterte in Dänemark eine entsprechende Maßnahme, 
die vorsah, vegetarische Tage in öffentlichen Kantinen 
einzuführen, an gesellschaftlichem Widerstand (The 
Guardian 03.11.2020). 

324. Anstelle von Ansätzen, die die Entscheidungsfrei­
heit (wenn auch nur für einen Tag in der Woche) ein­
schränken, sollten Maßnahmen ergriffen werden, bei 
denen diese Freiheit erhalten bleibt. Was die Auswahl 
an Speisen in Kantinen angeht, empfiehlt der SRU eine 
Ausrichtung an der Planetary Health Diet oder den 
aktualisierten DGE­Empfehlungen. Es wird in diesem 
Kontext auch diskutiert, ob solche Maßnahmen bei der 
Einführung anders geframt werden können, um nicht 
medial skandalisiert zu werden. Würde nur kommuni­
ziert, dass sich Speisepläne von Kantinen zukünftig an 
Qualitätsstandards der DGE orientieren müssen, aber 
nicht, dass dies auch mit einer geringeren Menge an 
angebotenem Fleisch einhergeht, würden sie mög­
licherweise medial weniger stark aufgegriffen (vgl. 
WBAE 2020, S. 435). Es ist jedoch diskussionswürdig, 
ob ein solcher Verzicht auf Transparenz zugunsten 
höherer Akzeptanz legitim ist.

325. Mit Blick auf preisbasierte Instrumente ist die 
Akzeptanz für die Abschaffung der Mehrwertsteuer 
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auf Obst, Gemüse und Hülsenfrüchte sicherlich höher 
als für die Erhöhung der Mehrwertsteuer auf Fleisch 
und Fleischprodukte. Wird dennoch eine Verteuerung 
von Fleischprodukten über konsumseitige Steuern 
angestrebt, spielen Aspekte der sozialen Gerechtigkeit 
eine wichtige Rolle, da sie insbesondere ärmere Haus­
halte belasten, die einen größeren Anteil ihres Einkom­
mens für Lebensmittel ausgeben müssen (BACKHO­
LER et al. 2016, S. 3081; GARNETT et al. 2015, S. 78). 
Daher ist es besonders wichtig, dass die Preissteigerun­
gen von Fleisch durch andere Maßnahmen abgefedert 
werden (s. Tz. 301 f.). Werden die durch höhere Steu­
ern generierten zusätzlichen staatlichen Einnahmen 
zur Entlastung von Niedrigeinkommenshaushalten 
genutzt, kann das unter Umständen auch die Akzep­
tanz steigern (FESENFELD et al. 2020, S. 178). Dane­
ben könnte die Akzeptanz für eine Preissteigerung von 
Fleisch erhöht werden, wenn ein Bepreisungsinstru­
ment mit weicheren Instrumenten kombiniert wird. 
Dazu bieten sich beispielsweise Informationsinstru­
mente an oder auch eine Preisreduktion auf pflanzen­
basierte Alternativen sowie Maßnahmen, die an der 
Produktionsseite ansetzen, wie höhere Tierhaltungs­
standards (ebd., S. 179). 

Parteipolitik 
326. Eine Auswertung des Wissenschaftlichen Beirats 
für Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlichen 
 Verbraucherschutz (WBAE) zu den Positionen der im 
Bundestag vertretenen Parteien zu nachhaltiger Ernäh­
rung bestätigt für 2017 im vorliegenden Gutachten 
bereits formulierte Erwartungen (s. Kap. 4.2): Für die 
CDU/CSU ist die Ernährung vor allem mit der Agrar­
wirtschaft und der Lebensmittelindustrie verbunden 
(WBAE 2020, S. 405). Die SPD setzt sich für eine ver­
ständliche Kennzeichnung sowie für die Förderung der 
Schulverpflegung ein (ebd., S. 405). Nur das Wahlpro­
gramm der Grünen enthält klare Aussagen zum Thema 
Ernährung. Statt erneut einen vegetarischen Tag in 
Kantinen vorzuschlagen (Tz. 323), forderten sie nun – 
etwas vorsichtiger – für Kitas sowie Kantinen in Schu­
len und anderen Einrichtungen „gute vegetarische und 
vegane Angebote“. Die Linkspartei fordert bezahlbares 
Bio­Essen in Schulen und Kitas. FDP und AfD benen­
nen das Thema Ernährung nicht (WBAE 2020, S. 405). 
Die Wahlprogramme für die Bundestagswahl im Sep­
tember 2021 zeigen ein ähnliches Bild: Nur die Grünen 
thematisieren das Ziel, den Konsum von Fleisch und 
tierischen Produkten zu reduzieren. Sie fordern unter 
anderem die Weiterentwicklung und Ausweitung des 
Nutri­Score und die finanzielle Unterstützung von 
Landwirt:innen für Verbesserungen in der Tierhaltung 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021). Obwohl die 
So zialdemokraten fordern, dass „auch die europäische 
Landwirtschaft als einer der größten Treibhausgas­
emittenten“ einen Beitrag zum Klimaschutz leisten 
müsse, gehen sie nicht explizit auf den Fleischkonsum 
ein (SPD 2021, S. 56), ebenso wie die Union (CDU und 
CSU 2021, S. 54). 

327. Wenn das Thema der Reduktion des Fleischkon­
sums überhaupt politisch adressiert wurde, dann bis­
her hauptsächlich mit weichen Maßnahmen. Auch der 
aktuelle Koalitionsvertrag zwischen SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und FDP (2021) nennt zum Thema 
Ernährung hauptsächlich weiche Maßnahmen. Ver­
einbart wurde unter anderem, dass pflanzliche Alter­
nativen zu Fleischprodukten gestärkt werden sollen. 
Daneben wurde vereinbart, die Standards der DGE zu 
aktualisieren und in der Gemeinschaftsverpflegung 
stärker zu berücksichtigen (ebd.). Das Eckpunktepapier 
zur Entwicklung einer Ernährungsstrategie nimmt diese 
Themen nun in Angriff (BMEL 2022c, S. 5; s. Tz. 312). 
Unter anderem soll die Ernährungsstrategie dabei 
 helfen, Ernährungsumgebungen zu schaffen, die eine 
stärker pflanzenbetonte Ernährungsweise unterstüt­
zen (BMEL 2022c, S. 7).

328. Insgesamt sind die Parteipositionen zum Thema 
Fleischkonsum in Bewegung. 2016 war das Ziel, den 
Fleischkonsum in Deutschland zu reduzieren, nach 
Intervention von Abgeordneten der CDU/CSU über das 
Kanzleramt noch aus dem Entwurf des Nationalen 
 Klimaschutzplans 2050 gestrichen worden (TÖLLER 
2019, S. 576). Auch die Vorschläge von WBAE und UBA 
zur Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes auf Fleisch 
stießen in den Jahren 2016 und 2017 zunächst auf 
Widerstand. Im Laufe des Jahres 2019 (wohl als Folge 
der Proteste von Fridays for Future) änderten sich die 
Positionen jedoch: Nun sprachen sich Vertreter:innen 
der CDU, SPD und der Grünen für eine Erhöhung des 
Fleischpreises aus (WBAE 2020, S. 433; Die Welt 
07.08.2019; ZEIT Online 07.08.2019). Allerdings wird 
die Diskussion durch die momentan ohnehin hohen 
Lebensmittelpreise erschwert. 

Interessenpolitik
329. Neben Fragen der Akzeptanz in der Bevölkerung 
müssen Maßnahmen, die auf eine Reduzierung des 
Fleischkonsums abzielen, mit Widerstand der Fleischer­
zeuger und der Vertreiber von Fleischprodukten und 
ihrer Verbände rechnen (BUSCHMANN et al. 2013). 
Dies wird auch in Debatten im Nachgang der Veröffentli­
chung eines Gutachtens des WBAE (2020) über die dort 
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formulierten Empfehlungen für politische Eingriffe in 
das Ernährungssystem deutlich (DI FABIO 2021; MAR­
TÍNEZ et al. 2021). Besonders stark von einem reduzier­
ten Fleischkonsum betroffen wären die Produzenten 
und Verarbeiter, die auf Fleischprodukte spezialisiert 
sind und sich mittelfristig kaum auf andere Produkte 
umstellen können (POSTPISCHIL et al. 2022, S. 58). 

330. Der Lebensmittelsektor ist durch eine enorme 
Konzentration und Marktmacht gekennzeichnet. 
Lebensmittelindustrie wie auch Lebensmittelhandel 
betreiben intensive Interessenpolitik, um diese zu ver­
teidigen (WBGU 2020, S. 184; WBAE 2020, S. 394 ff.; 
STOLL­KLEEMANN und SCHMIDT 2016, S. 1270; 
TSELENGIDIS und ÖSTERGREN 2018; MILLER und 
HARKINS 2010; ORSET und MONNIER 2020; s. a. 
Tz. 243–248). Interessengruppen des Landwirt  schafts­
sektors haben traditionell enge Beziehungen zu 
Entscheidungsträger:innen, beispielsweise im Bundes­
landwirtschaftsministerium. In einigen Fällen fungie­
ren Parlamentarier:innen zeitgleich als Verbände ver­
treter:innen. Gut belegt sind solche Einflussmuster 
beispielsweise für den Deutschen Bauernverband e. V. 
(DBV) (NISCHWITZ und CHOJNOWSKI 2019). Auch 
außerhalb Deutschlands gibt es eine große Bandbreite 
von Fällen, in denen die Lebensmitteindustrie massiv 
gegen politische Maßnahmen agiert hat, die den 
 Konsum ihrer Produkte einschränken sollten (z.  B. 
Steuer auf gesüßte Getränke in den USA und Fettsteuer 
in Dänemark, s. HARPER und BAILEY 2015, S. 17). In 
Deutschland hat sich der DBV 2019 klar gegen eine 
Fleischsteuer ausgesprochen („DBV: Fleischsteuer ist 
zu kurz gedacht“, Pressemitteilung des DBV vom 
7. August 2019). 

331. Gleichzeitig gibt es auch gegenläufige Trends, zum 
Beispiel setzen einige fleischverarbeitende Betriebe 
selbst verstärkt auf Fleischersatzprodukte (BIT 2020, 
S.  22; SCHRODE et al. 2019, S. 26). Diese Produkte 
haben sich innerhalb von zwei Jahrzehnten von Rand­
phänomenen zu relevanten Geschäftsfeldern entwickelt 
(MYLAN et al. 2019; TZIVA et al. 2020). Die starke Kon­
zentration einiger weniger Marktakteure in der Verar­
beitung und Distribution von Lebensmitteln kann beim 
Markthochlauf von Fleischersatzprodukten durchaus 
auch verstärkend wirken. Diese Akteure gehören prinzi­
piell zum heutigen Status quo des Ernährungssystems. 
Im Gegensatz zu den weiterhin rein auf Fleisch ausge­
richteten Erzeugern sind sie in ihrem Geschäftsmodell 
strukturell aber nicht an eine fleischbasierte Ernährung 
gebunden und könnten ihr Angebot diversifizieren, 
wenn die Nachfrage das nahelegt (MYLAN et al. 2019, 

S. 234). Daher ist von diesen Marktakteuren auch kein 
oder verhältnismäßig wenig Widerstand gegen politi­
sche Maßnahmenvorschläge zu erwarten, die das Ziel 
verfolgen, den Fleischkonsum zu senken, den Kauf von 
Fleischersatzprodukten jedoch fördern.

Rechtliche und institutionelle 
 Rahmen bedingungen
332. Besonders bei der Einführung preisbasierter 
Ansätze und von Werbeverboten sind einige rechtliche 
Vorgaben zu beachten. Grundsätzlich kommen Gut­
achten aber zu dem Schluss, dass Sonderabgaben und 
Verbrauchssteuern auf Fleisch EU­ und verfassungs­
rechtlich grundsätzlich möglich wären (FISCHER et al. 
2021). Eine Abschaffung der Mehrwertsteuer auf 
Obst, Gemüse und Hülsenfrüchte war bis vor kurzem 
unionsrechtlich nicht möglich. Durch eine Änderung der 
entsprechenden Richtlinie kommt dies seit April 2022 
nun aber ebenfalls in Betracht (Art. 98 Abs.  2 Mehr­
wertsteuer­Systemrichtlinie – 2006/112/EG). Und auch 
Gutachten zu einem Verbot von Werbung auf Fleisch 
im Allgemeinen und sogenanntes Billigfleisch im 
Besonderen kommen zu dem Ergebnis, dass dies durch­
aus mit geltendem Recht vereinbar wäre (GÜNTHER 
et al. 2021; FISCHER et al. 2021). 

333. Bisher war es ein weiteres Hindernis für ambitio­
nierte Maßnahmen zur Verringerung des Fleischkon­
sums, dass Politikvorhaben in diesem Bereich in voller 
Verantwortung des BMEL standen, trotz starker inhalt­
licher Bezüge zum BMUV. Das BMEL ist traditionell 
eng mit der Landwirtschaft verbunden und hat den 
Umweltschutz bisher nicht mit hoher Priorität behan­
delt, wenn er den Interessen der Landwirtschaft zu ­
widerläuft (BÖCHER und TÖLLER 2019; SRU 2016, 
Tz. 66–68). Ressortübergreifende Initiativen, in die­
sem Fall zwischen BMEL und BMUV, bringen meist 
mehr Aufwand und Widerstand mit sich. Liegen die 
beteiligten Ministerien in der Verantwortung dersel­
ben Partei, wie momentan der Fall, könnte das Abstim­
mungen zwischen den Ressorts erleichtern und Instru­
mente zur Reduktion des Fleischkonsums könnten 
eher durchgesetzt werden. Die Kompetenz zur Einfüh­
rung preisbasierter Instrumente, wie eine Verände­
rung der Mehrwertsteuersätze oder die Einführung 
einer zusätzlichen Steuer auf Fleisch, liegt dagegen im 
Bundesfinanzministerium (BMF). Dieses Ministerium 
hat wiederum die inhärente Aufgabe, eine solide 
Finanz lage zu sichern, und ist durch die Programmatik 
der jeweiligen verantwortlichen Partei beeinflusst. 
Daher sind hier zusätzliche Aushandlungsprozesse 
zwischen den Ressorts nötig. In anderen Fällen, bei­
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spielsweise im Hinblick auf Vorgaben und Unterstüt­
zung für umweltfreundliche Angebote in Schulkanti­
nen und Kitas, sind zusätzlich das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) und das Bundes­
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) involviert. Daneben birgt auch die Vertei­
lung der Kompetenzen im Mehrebenensystem Heraus­
forderungen (WBAE 2020, S. 496). Bundeseinheitliche 
Standards für die Gemeinschaftsverpflegung könnten 
beispielsweise dadurch erschwert werden, dass die Ein­
richtungen (Bildungseinrichtungen, Krankenhäuser, 
behördliche Kantinen etc.) teilweise in der Verantwor­
tung des Bundes, vielfach aber der Länder oder der 
Kommunen liegen oder gar privat verantwortet sind. 

5.1.5 Empfehlungen und Fazit
334. Eine Reduktion des Fleischkonsums in Deutsch­
land ist aus Gründen des Umwelt­ und Klimaschutzes 
dringend geboten (s. Abschn. 5.1.1). Da das Ernäh­
rungsverhalten jedoch stark sozial und kulturell 
geprägt ist, sich Gewohnheiten nur schwer verändern 
lassen und die politischen, ökonomischen und sozialen 
Rahmenbedingungen bisher den Fleischkonsum eher 
fördern, muss hier eine Kombination von Maßnahmen 
zum Einsatz kommen (s. Abb. 5­2). Dies kann auch die 
politische Realisierbarkeit (vor allem im Hinblick auf 
Akzeptanz und Parteipolitik) verbessern. 

 ɦ  Abbildung 5-2

Empfehlenswerte Ansätze zur Reduktion des Fleischkonsums

In Abbildung 3-1 in Kapitel 3.1 wurden verschiedene Einflussfaktoren umweltfreundlichen Verhaltens identifiziert. Diese Abbildung 
zeigt vereinfacht, auf welche Einflussfaktoren ausgewählte Ansätze zur Reduktion des Fleischkonsums einwirken.

SRU 2023
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335. Eine Veränderung der Ernährungsgewohnheiten
und eine Verringerung des Fleischkonsums sollten also 
an allen drei in Kapitel 3.2 beschriebenen Punkten
ansetzen: Die Kontextbedingungen, die bisher einen
nicht mit den Umweltzielen zu vereinbarenden
 Fleisch konsum begünstigen, müssen verändert wer­
den. Ernährungsumgebungen in Handel, Bildungsein­
richtungen und Gastronomie sollten so gestaltet wer­
den, dass die nachhaltige Wahl die leichtere Wahl wird. 
Längerfristig sollten grundlegende Einflussfaktoren
wie Normen, Werte, Umweltbewusstsein und die
Wahrnehmung der Konsequenzen des eigenen Ernäh­
rungsverhaltens verändert werden. Und letztlich soll­
ten in den jeweiligen Entscheidungssituationen kurz­
fristig diese Faktoren aktiviert und handlungsrelevant
werden.

336. Insgesamt zeigt sich, dass preisbasierte Ansätze
erfolgversprechend sind, die Steuersätze bzw. Abga­
ben jedoch hoch genug angesetzt und die Erhöhungen
sozial abgefedert werden müssen. Der SRU schlägt
daher vor, zunächst die jetzt geltende umweltschädli­
che Subventionierung des Fleischkonsums abzuschaf­
fen, indem der reguläre Mehrwertsteuersatz auf
Fleisch und Fleischprodukte erhoben wird. Gleichzei­
tig ist zu empfehlen, die Mehrwertsteuer auf Obst,
Gemüse und Hülsenfrüchte ganz abzuschaffen. Paral­
lel sollte erwogen werden, ob weitere soziale Aus­
gleichsmaßnahmen nötig sind, wie kostenfreie Schul­
verpflegung oder höhere Regelsätze für Lebensmittel
bei staatlichen Transferzahlungen (s. Tz. 302). Da die
Studienlage nicht eindeutig ist, ob die durch eine Ver­
änderung des Mehrwertsteuersatzes induzierte Preis­
steigerung hoch genug ist, um zusammen mit weiteren 
Maßnahmen den Fleischkonsum in relevantem Maße
zu verringern, sollten bereits bei der Einführung wei­
tere Möglichkeiten bedacht und in Szenarien fest­
gelegt werden. Daher empfiehlt der SRU, die Effekte
einer Veränderung der Mehrwertsteuersätze bereits
wenige Jahre nach Einführung zu evaluieren und die
Ergänzung durch eine Sonderabgabe auf Fleisch oder
eine zusätzliche Steuer als Option mitzudenken. Wird
dies transparent kommuniziert und bei Bedarf schritt­
weise eingeführt, könnte die Akzeptanz der Maßnah­
men steigen.

337. Eine Kombination mit anderen Instrumenten ist
vor allem deshalb sinnvoll, da der geänderte Mehr­
wertsteuersatz keinen direkten Einfluss auf den
 Vor­Ort­Verzehr in Kantinen und Restaurants hat
(s.  Tz. 300) und außerdem das Ernährungsverhalten
durch viele weitere Faktoren als den Preis beeinflusst

wird. Dabei empfiehlt der SRU, auf das staatliche oder 
staatsnahe Tun gerichtete organisationsbezogene 
Maßnahmen stärker in den Fokus zu rücken. Sie stellen 
wichtige Ansatzpunkte dar, weil sie viele Menschen 
und Ernährungskontexte erreichen können und der 
Staat außerdem als Vorbild auftritt. So empfiehlt es 
sich, Speise angebote und Preisgestaltung in Kantinen 
des öffent lichen Dienstes, von Schulen, Kitas und Uni­
versitäten so zu verändern, dass sie die Umweltziele 
stärker im Blick haben und sich an der Planetary Health 
Diet anlehnen. Auf private Kantinen und die Gastro­
nomie hat der Staat zwar keine direkte Einflussmög­
lichkeit, er sollte aber innerhalb seines Gestaltungs­
spielraumes auch auf entsprechende Angebote hin­
wirken. 

338. Auch informationelle und Bildungsinstrumente
sollten umfassend genutzt werden. Bei informationel­
len Instrumenten ist es empfehlenswert, auf positive
Auswirkungen auf die Gesundheit hinzuweisen und
verschiedene Zielgruppen unterschiedlich anzuspre­
chen. Vorhandene Instrumente sollten hier verbessert
und wenige neue, aber gut konzipierte Ansätze einge­
führt werden, beispielsweise Produktkennzeichnun­
gen mit einfach verständlicher Darstellung des CO2­
Fußabdrucks. Bildungsmaßnahmen haben das Poten­
zial, vorhandene Wissenslücken über Umwelteffekte 
des Fleischkonsums zu reduzieren und Fähigkeiten zu 
umweltfreundlicher Nahrungszubereitung zu vermit­
teln. Sie sind eher langfristig aussichtsreich, indem sie 
Ernährungsgewohnheiten und Ernährungsbewusst­
sein sowie die soziale Norm des Fleischessens adressie­
ren. Im Hinblick auf Werbeverbote sollte weitere For­
schung zunächst zeigen, ob diese die in sie gesteckten 
Erwartungen erfüllen können. 

339. Wie es auch bei Änderungen in anderen Sektoren
der Fall ist, erfordert eine Ernährungswende natür­
lich Maßnahmen, die auf konsumentenseitige Verän­
derungen hinwirken, sowie Maßnahmen, die auf der
Produktionsseite ansetzen. Auch wenn der Fleisch­
konsum für einen Verhaltensbereich steht, der beson­
ders stark durch Gewohnheiten, das soziale Umfeld
und die kulturelle Prägung gekennzeichnet ist,
erscheint es möglich, durch eine geschickte Kombi­
nation aus verschiedenen Instrumenten und einer
bewussten Gestaltung im politischen Prozess umwelt­
freundliches Verhalten anzuregen, bereits begonnene
Prozesse zu unterstützen und umweltfreundlichen
Konsum zu erleichtern.
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5.2 Smartphones – den Weg 
vom Austauschprodukt 
zum langjährigen Begleiter 
erleichtern

340. Ein Alltag ohne Elektrogeräte ist kaum mehr
denkbar. Langlebige Geräte wie Waschmaschinen oder
Fernseher und schnelllebige wie Smartphones sind in
nahezu jedem Haushalt zu finden. Zunehmend steigt
jedoch die Sensibilität für die negativen Umweltwir­
kungen, die mit Rohstoffgewinnung, Herstellung, Nut­
zung und Entsorgung der Geräte verknüpft sind. Zwar
sollen die Rohstoffe nach der Gerätenutzung über das
Recycling erneut in die Produktionsphase gelangen.
Doch nur ein Teil der Altgeräte wird zu Abgabestellen
gebracht (UBA 2022b), andere werden im Haushalt
aufbewahrt oder zum Beispiel über den Restabfall ent­
sorgt. Schließlich hat die Aufbereitung von Elektronik­
altgeräten durch den damit verbundenen Energie­ und
Ressourcenverbrauch ebenfalls Umwelteffekte. So sind
zum einen die Aufbereitungsprozesse effizienzhalber
auf die Hauptbestandteile ausgerichtet. Wertvolle Roh­
stoffe, die nur in geringen Mengen pro Einzelgerät ein­
gesetzt werden, wie zum Beispiel Gallium, Indium oder
Seltene Erden, gehen daher häufig im Prozess für eine
erneute Nutzung verloren. Zum anderen kann der Ein­
satz von Sekundärrohstoffen nur einen Teil des Pro­
duktionsaufwandes der Geräteherstellung kompen­
sieren (PRAKASH et al. 2012). Eine Verlängerung der

Nutzungsdauer ist eine entscheidende Stellschraube, 
um Umweltschäden zu reduzieren, weil weniger Geräte 
produziert und entsorgt werden müssen (EMPA 2018; 
EEB 2019). 

5.2.1 Umweltpolitische Relevanz

341. Die Umweltwirkungen von Elektrogeräten ver­
teilen sich auf die Lebensphasen Rohstoffgewin nung,
Herstellung, Nutzung und Entsorgung. So verursachen
kleine Elektrogeräte wie Smartphones, Laptops oder
Tablets die höchsten Umweltwirkungen bei der Her­
stellung durch die Gewinnung und Verarbeitung der
Rohstoffe, während in der Nutzungsphase nur ein
 kleiner Anteil entsteht, der mit dem – relativ geringen –
Stromverbrauch zusammenhängt. Haushaltsgroßgeräte
dagegen verbrauchen zusätzlich während der Nut­
zungs phase viel Energie, wodurch sich die Anteile
 verschieben (Abb. 5­3).

342. Verlängert man also die Nutzungsdauer, so
nimmt die Belastung bei Geräten wie Smartphone oder
Lap top nur geringfügig zu. Die Verzögerung einer
 Neu anschaffung ist aber auch bei vielen weiteren
 Elektrohaushaltsgeräten ökologisch sinnvoll, deren
Energie effizienz dank Ökodesign­Richtlinie und Ener­
giekennzeichnung gestiegen ist (Öko­Institut 2018).
Smartphones können stellvertretend für viele techni­
sche Konsumgüter die große Herausforderung der
Kreislaufwirtschaft (PRAKASH et al. 2022) belegen,

 ɦ  Abbildung 5-3

Umweltwirkungen ausgewählter Elektro- und Elektronikgeräte in den Phasen Herstellung plus 
 Entsorgung im Vergleich zur Nutzungsphase

Dunkelblau: Herstellung/Entsorgungsphase; Hellblau: Nutzungsphase

Quelle: EMPA 2018, S. 20; berücksichtigt sind Treibhauseffekt, Primärenergieverbrauch und 
ökologische Gesamtbelastung nach der Methode der ökologischen Knappheit
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 nämlich wie Stoffströme durch eine längere Produkt­
nutzung verlangsamt und reduziert werden können. 
Smartphones gehören zu den Geräten, die dafür ein 
hohes Potenzial haben, und zwar nicht nur aufgrund 
des relativ geringen Anteils der Nutzungsphase an den 
Umwelteffekten. Vielmehr ist bei ihnen auch die 
Lebensdauer, also die Zeitspanne, in der ein Gegen­
stand funktionsfähig ist, oft deutlich höher als die Nut­
zungsdauer, also die Zeitspanne zwischen der ersten 
und der letzten Nutzung (in Anlehnung an MANDL 
und TRÖGER 2020, S. 84). 

343. BELKHIR und ELMELIGI (2018, S. 458) berech­
neten, dass durch die weltweite Herstellung und Nut­
zung von Smartphones 2010 etwa 17 Mio. t CO2eq und 
2020 bereits 125 Mio. t CO2eq ausgestoßen wurden. 
Dies entspräche etwa 11 % der geschätzten Treibhaus­
gasemissionen der gesamten Informations­ und Kom­
munikationstechnologie im Jahr 2020. Auch die Roh­
stoffverbräuche für die Smartphone­Produktion sind 
erheblich: Ausgehend von einem Durchschnittsgewicht 
von 160 g je Gerät inklusive Akku (MANHART et al. 
2016, S. 11) und 2021 weltweit 1,36 Milliarden verkauf­
ten Geräten („Smartphone Shipments Declined in the 
Fourth Quarter. But 2021 Was Still a Growth Year with 
a 5.7 % Increase in Shipments, According to IDC“, Pres­
semitteilung der International Data Corporation vom 
27. Januar 2022) wurden 6,8 % des global im gleichen 
Jahr geförderten Palladiums (USGS 2022b) und 4,3 % 
des Kobalts (USGS 2022a) allein in Smartphones ver­
baut. Umweltrelevant ist auch die Vielzahl der verwen­
deten Rohstoffe (BOOKHAGEN et al. 2020), zu denen 

auch sogenannte Konfliktrohstoffe wie Zinn, Tantal, 
Gold und das bereits erwähnte Kobalt gehören. Diese 
Rohstoffe werden häufig außerhalb staatlicher Kon­
trollen gewonnen und mit den Erlösen militärische 
Konflikte finanziert (Europäisches Parlament und Rat 
der Europäischen Union 2017). Rohstoffgewinnung 
und ­aufbereitung, Verarbeitung und Produktion führen 
zu „ökologischen und sozialen Rucksäcken“, die nahezu 
jedes Gerät bereits vor dem ersten Nutzungstag erzeugt 
(NAGEL 2022; JARDIM 2017; ERCAN et al. 2016).

Umweltwirkungen einer verlängerten 
 Nutzungsdauer
344. Die durchschnittliche Nutzungsdauer von Smart­
phones liegt – mit deutlichen Geräteunterschieden – 
bei rund 2,5 Jahren (RÜDENAUER und PRAKASH 
2020, S. 30; SCHISCHKE et al. 2020, S. 120 f.; JAEGER­
ERBEN und HIPP 2017). Verwendet man ein langlebi­
ges Gerät sieben Jahre lang, anstatt in dieser Zeit 
durchschnittlich 2,8 kurz genutzte Geräte anzuschaf­
fen, entstehen nur 112 statt 209 kg CO2eq (Abb. 5­4). 
Ein höherer Reparaturaufwand langlebiger Geräte und 
eine gestiegene Energieeffizienz modernerer Geräte 
müssen natürlich einbezogen werden, machen aber 
die Treibhausgaswirkung mehrerer neu produzierter 
Geräte bei weitem nicht wett (RÜDENAUER und PRA­
KASH 2020, S. 45). Die Untersuchung kann zwar die 
Bandbreite der variablen Parameter wie Produktions­
aufwand für mehr Haltbarkeit, Reparatur­ oder Ver­
schleißanfälligkeit nicht abdecken, stützt aber die 
Annahme, dass eine längere Nutzung negative Umwelt­
wirkungen deutlich reduziert.

 ɦ  Abbildung 5-4

Klimawirkung eines langlebigen Smartphones gegenüber mehreren kurz genutzten (Zeitraum 7 Jahre)

Quelle: RÜDENAUER und PRAKASH 2020, S. 45, angepasst
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345. Das Ziel einer langen Nutzungsdauer für das ein­
zelne Gerät lässt sich natürlich auch durch den Kauf
von Second­Hand­Geräten bzw. die Weitergabe funk­
tionsfähiger Geräte an andere oder Refurbish­Betriebe
erreichen. Schon eine verlängerte Nutzung funktionie­
render Geräte auf drei oder vier Jahre hätte bereits eine 
Reduktion der Treibhausgaswirkung um 29 bzw. 44 %
zur Folge (CORDELLA et al. 2020, S. 114).

346. Die Kaufentscheidung für ein gebrauchtes Gerät
steht unter ganz eigenen Vorbedingungen. Gebraucht­
geräte sind ein wichtiges neues Marktsegment (Stif­
tung Warentest 2023), das von Preisen und Trends,
aber auch von Rahmenbedingungen wie der Verfügbar­
keit von Gebrauchtgeräten, Garantien und Gewährleis­
tung sowie der Aussicht auf Updates geprägt ist (GRIES 
et al. 2022; WILTS und FECKE 2020). Bei der Bilanzie­
rung der Umweltwirkungen müssen die Aufwendun­
gen für die Wiederaufbereitung wie Sammlung und
Transport, Prüfung, Reparatur und Vermarktung
 eingerechnet werden, dennoch lassen sich deutliche
Treibhausgas­ und Ressourceneinsparungen erzielen
(MAGA et al. 2018). Der wachsende Markt für profes­
sionell aufgearbeitete Gebrauchtgeräte (GRIES et al.
2022) ist ein wichtiger Weg der Nutzungsdauerverlän­
gerung. Allerdings fehlen noch transparente Kriterien,
um die Umwelteffekte bewerten zu können („Zweifel­
hafte Werbung für erneuerte Elektronikgeräte“, Pres­
semitteilung der Verbraucherzentrale Bundesverband
vom 14. Juli 2022). Im Rahmen dieses Sondergutach­
tens kann dieses Marktsegment aufgrund der Themen­
breite, der dynamischen Entwicklung und erst weniger
Marktdaten nicht weiter diskutiert werden, verdient
aber Befassung und Unterstützung.

Smartphone-Bestand in Deutschland
347. Smartphones erfüllen vielfältige Funktionen, sind
also nützlich, zum Teil sogar nahezu unverzichtbar
(Deloitte 2020) wie bei diversen Zahlungsaktivitäten
oder zur Authentifizierung. Sie haben damit eine hohe
Alltagsrelevanz und stellen mitunter auch noch ein Sta­
tussymbol dar (MILLER et al. 2021; JAEGER­ERBEN
und HIPP 2021). Knapp 90  % der über 14­Jährigen
(62,6 Mio.) nutzen in Deutschland ein oder sogar meh­
rere Smartphones (Statista 2022, S. 4). Jährlich werden
seit 2012 deutschlandweit mehr als 20 Millionen neue
Geräte verkauft (ebd., S. 11). Das entspricht täglich
knapp 55.000 Geräten, die mit entsprechendem Roh­
stoff­ und Energieaufwand produziert wurden. Diese
Bedarfe müssen ständig durch neue Bergbauaktivitäten
gedeckt werden (CHARPENTIER PONCELET et al.
2022). Gleichzeitig existiert ein „Schubladenlager“ von

circa 200 Millionen Gebrauchtgeräten („Mehr als 200 
Millionen Alt­Handys lagern in deutschen Wohnungen“, 
Pressemitteilung des Bitkom e. V. vom 31. März 2021), 
deren Rohstoffe nicht in den Kreislauf zurückkehren.

348. Smartphones sind nur ein Beispiel für das große
Konsumfeld der elektrischen und elektronischen
Geräte (s. dazu die Anlage zur Verordnung über Anfor­
derungen an die Behandlung von Elektro­ und Elektro­
nik­Altgeräten – EAG­BehandV). Zwei der in Textziffer
18  ff. vorgelegten Argumente, die eine Befassung mit
dem Konsumverhalten begründen können, kommen
hier zum Tragen: Zum einen führt eine Verlängerung
der Nutzungsdauer von Geräten direkt zu einer
er heblichen Reduzierung der Umweltwirkungen, weil
dadurch der Bedarf an neu produzierten Geräten sinkt.
Sie hat damit eine deutliche Hebelwirkung. Zum ande­
ren wirken die Veränderungen auf der Produktions­
seite (Produktdesign, Recht auf Reparatur) nur dann,
wenn die Konsument:innen diese auch im Sinne einer
längeren Nutzungsdauer anwenden (PROSKE 2022;
PROSKE und JAEGER­ERBEN 2019). Reparaturfähig­
keit allein reicht nicht aus, sie muss auch genutzt werden, 
sonst bleibt sie ohne Effekt. Die Intentionen, also die
Bereitschaft einer Person, ein bestimmtes Verhalten aus­
zuführen, hängen auch von weiteren Faktoren ab: von
Einstellungen, persönlichen und sozialen Normen
ebenso wie von individuellem (handwerklichem) Wissen 
und persönlichen Fähigkeiten (HIELSCHER et al. 2021).

5.2.2 Entscheidungssituation

349. Hersteller und Nutzende sind in unterschiedli­
chem Maße für die Lebens­ bzw. Nutzungsdauer der
Geräte verantwortlich. So legen Hersteller die „digitale
Lebensdauer“ der Software sowie das Produktdesign
und damit Optik, Haltbarkeit, Reparatur­, Instandset­
zungs­ und Upgrade­Möglichkeiten fest. Auch die Kos­
ten für Service und Reparatur und ob Inkompatibilitä­
ten (z. B. mit Anwendungen) auftreten, liegen nicht in
den Händen der Konsument:innen (VOGEL 2021,
S. 66). Doch auch in den Kauf­ und Nutzungsentschei­
dungen liegt ein großes Potenzial. Die Konsumieren­
den wählen das Gerät und bestimmen im Zusammen­
wirken von Nutzungsroutinen und ­erwartungen,
technischen Entwicklungen und Kaufgelegenheiten
über die reale Nutzungsdauer. Diese Zeitspanne hängt
auch von ganz individuellen Bedingungen wie einem
sorgsamen Umgang, der Intensität der Nutzung, der
Bereitschaft zu Reparaturen oder dem Bedürfnis nach
den neusten Modellen ab.
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Einstellungen, Normen, Bewusstsein und 
Kompetenzen
350. Eine Untersuchung in fünf europäischen Ländern
zeigte, dass bereits zum Zeitpunkt des Kaufes etwa
30 % der Befragten davon ausgingen, das Gerät kürzer
zu nutzen, als sie dem Gerät eigentlich technisch
zutrauen würden (PROMPT 2020, S. 31). Möglich sind
zwar anschließend Weitergabe oder Weiterverkauf
noch funktionsfähiger Geräte, die die Nutzungsdauer
verlängern können. Die Bereitschaft dazu ist allerdings
aus Gründen wie Datensicherheit, mangelnde Fähig­
keiten, Daten zu sichern oder zu übertragen, oder „weil
man es ja noch mal brauchen könnte“ beschränkt
(MANDL und TRÖGER 2020; s. Tz. 347). Vor diesem
Hintergrund lassen sich die in Kapitel 3.1 vorgestellten
Erklärungsansätze konkretisieren.

351. 2021 befasste sich eine repräsentative Untersu­
chung mit lebensdauerrelevanten sozialen Praktiken
von Nutzer:innen in Deutschland (HIPP et al. 2021; s.
auch JAEGER­ERBEN und HIPP 2017). Danach gaben
die Befragten zu 75 % an, der Langlebigkeit unabhängig 
von der Meinung anderer einen hohen Stellenwert
zuzuordnen – und fast ebenso viele hatten dies bereits
in der Kindheit erlernt. Der Austausch eines intakten
Gerätes verursachte bei mehr als 50  % der Befragten
ein schlechtes Gewissen. Konkret auf das eigene
Smartphone bezogen lag die durchschnittliche Nut­
zungsdauer bei 2,7 Jahren, aber nur ein Viertel der
Befragten fand dies zu kurz. Es stellt sich also die
Frage, ob gar keine längere Lebensdauer erwartet wird. 
Einfluss auf diese Erwartungshaltung haben zum Bei­
spiel Medienberichte („geplante Obsoleszenz“), eigene 
Erfahrungen mit Verschleißerscheinungen („das letzte 
hat auch nicht länger gehalten“), Meinungen des
Umfeldes („nach zwei Jahren ist jedes Gerät technisch
veraltet“) oder Werbung („das Smartphone der nächs­
ten Generation“) (MAKOV und FITZPATRICK 2021).
Dabei belegen Umfragen, dass die gewünschte Nut­
zungsdauer (5,1 Jahre, s. MANDL und TRÖGER 2020,
S. 87; 4 Jahre‚ s. JAEGER­ERBEN und HIPP 2017, S. 14)
erheblich von der tatsächlichen Nutzungsdauer
abweicht. Realität und Vorstellungen zeigen deutliche
Unterschiede. Diese entstehen einerseits durch die
reale Haltbarkeit des Gerätes, andererseits durch
gewisse Abweichungen zwischen der Intention, das
Gerät lange zu nutzen, und dem tatsächlichen Verhal­
ten. Hier spielt die Differenz zwischen Wunschvorstel­
lung und realen Rahmenbedingungen, Routinen sowie
eigenen Kompetenzen eine Rolle. Der „wahrgenomme­
nen Aufwand lebensdauerverlängernder Praktiken“
(HIPP et al. 2021, S. 31 f.) beeinflusst das Verhalten

ebenso wie die Unsicherheit über eigene technische 
Fähigkeiten und über die Relevanz der eigenen Ent­
scheidung für die Umwelt. Der grundsätzliche Wunsch 
nach einer hohen Lebensdauer spiegelt sich in den Aus­
sagen zu den wichtigsten Auswahlkriterien für ein 
neues Gerät wider: Eine lange Akkulaufzeit und stabile 
Displays werden konstant als wichtigste Eigenschaften 
genannt (JAEGER­ERBEN und HIPP 2017; AMETS­
REITER 2020; HAAS 2022). Schäden an diesen beiden 
Bauteilen gehören zu den häufigsten Ursachen für eine 
Neuanschaffung (HAHN et al. 2020). 

352. Die Einstellungen zur gewünschten Nutzungs­
dauer unterscheiden sich je nach soziodemografischen
Merkmalen. Beispielhaft kann die Bedeutung von
Wohn region, Geschlecht und Alter an den Antworten
auf die Frage nach der gewünschten Nutzungsdauer
abgelesen werden (Tab. 5­3).

353. Gefragt nach der gesellschaftlichen Wertigkeit
von Langlebigkeit hielten es 66 % für normal, funktio­
nierende Geräte zu ersetzen. Nur etwa die Hälfte
erachtete es als notwendig, dass sich in unserer Gesell­
schaft etwas an der Nutzungsdauer von Geräten
ändert. Der Unterschied zwischen dem Wunsch nach
Langlebigkeit einerseits und der kurzen Nutzungs­
dauer von Smartphones in der Realität andererseits
ist  im Hinblick auf die Chancen einer Veränderung
genauer zu betrachten. Auch hier nennen HIPP et al.
(2021) Anhaltspunkte: Nutzer:innen sahen zum Bei­
spiel eine hohe Eigenverantwortung für eine lange
Nutzungs­ und Lebensdauer. Dennoch ergriff nur etwa
die Hälfte Maßnahmen wie die Verwendung von
Schutzhüllen oder Panzerglas, das schonende Laden
des Akkus, die Speicherpflege und den Schutz vor
Hitze oder Kälte. Erklärungen dafür – und damit
Ansatzpunkte für Veränderungen – können störende
Optik, fehlende Motivation, Fähigkeiten oder Anlässe
bzw. Auslöser sein (ACKERMANN et al. 2018). Über
Wissen und Kompetenzen zur Gerätepflege und
 Reparatur, also eigene Handlungsspielräume, verfügte
nur ein knappes Drittel. Immerhin konnte knapp die
Hälfte der Befragten auf mögliche Unterstützung im
privaten Umfeld zurückgreifen. Dagegen fehlten der
Mehrheit Reparaturanbieter oder Reparaturinitiativen
zur Selbst  hilfe in der Nähe (HIPP et al. 2021).

354. Von Bedeutung ist auch die emotionale Bindung
im positiven wie negativen Sinne. Smartphones gelten
wegen ihrer vielfältigen Rolle bei der Kommunikation,
der Organisation und Dokumentation als unverzicht­
bar und sind – wenn auch in sinkendem Maße – als
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 Mittel zur Selbstdarstellung wertvoll (WEDER et al. 
2021). Gleichzeitig unterliegen sie aber nicht nur einem 
technischen und funktionellen Alterungsprozess, son­
dern sinken auch emotional in der Wertschätzung, weil 
sie als „überholt und verschlissen“ empfunden werden 
(VOGEL 2021, S. 65 f.). Diese „wahrgenommene Obso­
leszenz“, die mit Grundfunktionalitäten, der Aktuali­
tät des Gerätes und der eigenen Fähigkeit, mit sozialen 
Praktiken mithalten zu können, zusammenhängt, 
kann dazu führen, dass ein funktionierendes Gerät 
ersetzt wird (WIESER und TRÖGER 2018).

355. HIPP et al. (2021) belegen, dass bei vielen Men­
schen grundsätzlich ein Bewusstsein für die negativen 
Konsequenzen von häufigen Gerätewechseln vorhan­
den ist. Diese Basis gilt es zu erweitern, um die Hand­
lungsbereitschaft für ein verändertes Verhalten zu 
 fördern: durch flächendeckende Bildung und Informa­
tionen über ökologische und soziale Wirkungen, aber 
auch zur Bedeutung der eigenen Entscheidungen (s. 
Kasten 3­6). Um vom Wollen zum Handeln zu kom­
men, braucht es zunächst die Verknüpfung allgemeiner 
Normen und Werte mit der Bewertung des konkreten 
eigenen Handelns. Schon im schulischen Bereich kann 
Bildung zur Entwicklung von persönlichen aber auch 
gruppenspezifischen Normen beitragen. Sammel­

aktionen für Altgeräte können „durch den Blick in die 
Schublade“ den persönlichen Bestand – und damit 
auch die eigene Verantwortung – vor Augen führen. 

356. Weitere Ansatzpunkte für die Entwicklung 
umweltfreundlicher Kontextbedingungen aber auch 
grundlegender persönlicher Einflussfaktoren (Ansatz 1 
und 2, Tz. 84 f.) sind die (geringe) Erwartungs­
haltung an die Lebensdauer von Geräten, die sinkende 
Wertschätzung älterer Geräte und die unterschätzte 
eigene Rolle bei der Wartung und Pflege. Persönliche 
wie  soziale Normen und ein Bewusstsein für die Be   ­
deutung der eigenen Entscheidung sind die Grundlage 
für konkrete Kauf­, Nichtkauf­ oder Reparaturent­
scheidungen. Damit die Entscheidung zugunsten einer 
umweltfreundlichen Variante fällt, müssen Anreize 
verbessert werden. 

Entscheidungssituationen konkret
357. Mehr als die Hälfte der Smartphone­Besitzenden 
tauscht ihr Gerät spätestens nach drei Jahren aus 
(RÜCKERT­JOHN et al. 2020, S. 50). Als Hauptur­
sachen für die Anschaffung von Neugeräten werden 
Akkuschwäche, „Gerät wird langsamer“ und Display­
schäden genannt (JAEGER­ERBEN und HIPP 2017; 
Clickrepair 2019). Ausgehend von der Tatsache, dass 

 ɦ  Tabelle 5-3

Gewünschte Nutzungsdauer von Smartphones – Soziodemografie

Gesamt Region Geschlecht Alter

West Ost Männer Frauen 18 – 29 
Jahre

30 – 44 
Jahre

45 – 59 
Jahre

45 – 59 
Jahre

jedes Jahr 
oder öfter

13 % 14 %  6 % 14 % 12 % 30 % 12 % 10 %  3 %

am liebsten 
würde ich mein 
aktuelles Gerät 
so lange wie 
möglich nutzen

42 % 41 % 48 % 40 % 44 % 25 % 37 % 46 % 59 %

Frage: Nun geht es um Ihre Wünsche bezüglich der Nutzungsdauer Ihrer Geräte. Angenommen, Sie hätten unbegrenzt Geld und 
Zeit zur Verfügung, in welchem Rhythmus, jedes wievielte Jahr würden Sie sich am liebsten ein neues Smartphone kaufen?

N = 790 Fälle ab 18 Jahren mit einem Smartphone in Benutzung; Auswertung für zwei der sieben Antwortoptionen zur 
Nutzungsdauer (s. HIPP et al. 2021, S. 19)

Quelle: HIPP et al. 2021, S. 20
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bereits eine Grundversorgung mit einem Smartphone 
vorhanden ist (Tz. 347), sollen vereinfacht zwei Ent­
scheidungssituationen betrachtet werden, die regel­
mäßig auftreten (Abb. 5­5):

 ɦ Entscheidung 1: Intaktes Gerät weiternutzen oder 
ersetzen 

 ɦ Entscheidung 2: Defekte reparieren/Verschleißteile 
austauschen oder neues Gerät kaufen

358. Jede dieser Entscheidungen findet natürlich unter 
zahlreichen Voraussetzungen statt wie zum Beispiel 
finanziellen Möglichkeiten, Alter und Bildung, Routi­
nen, Nutzungsmustern und ­kontexten, Werbung und 
Lockangeboten, Vertragsmodalitäten, persönlichem 
Umfeld oder individuellen Vorlieben (RÜCKERT­
JOHN et al. 2020; HIPP et al. 2021). 

359. Beide Entscheidungen fallen während der Ge ­
brauchsphase und bestimmen die Nutzungsdauer des 
Einzelgerätes. Gründe für den Austausch eines funk­
tionsfähigen Smartphones (Entscheidung 1) sind zum 

Beispiel Wünsche nach dem aktuellsten Modell, aktuel­
ler Software oder voller Leistungsfähigkeit (WATSON 
et al. 2017; HIPP et al. 2021, S. 35 f.). Häufig führt auch 
die Aussicht auf bessere Funktionalitäten zum Ersetzen 
eines intakten Gerätes (JAEGER­ERBEN und HIPP 
2021, S. 103). Einige Faktoren, die die Entscheidung 
beeinflussen, entwickeln sich schleichend, wie Abnut­
zungserscheinungen, Leistungsabfall oder verlorener 
Reiz des Neuen. Zusätzlich gibt es punktuelle „Entschei­
dungstrigger“ wie zum Beispiel Defekte (Entscheidung 
2), Vertragsablauf, neue Modelle, Ende der Software­
Updates oder ähnliches (HIPP et al. 2021). 

360. Um geeignete Instrumente zur Nutzungsverlän­
gerung auswählen zu können, sind die Beweggründe 
relevant, die zu den Entscheidungen führen. Deren 
Gewichtung unterscheidet sich je nach Alter, Ge ­
schlecht, finanzieller Ausstattung oder Bildung sowie 
den Funktionsbedürfnissen deutlich (HIPP et al. 2021; 
RÜCKERT­JOHN et al. 2020). Für die modellhaften 
Entscheidungssituationen können erste Anhaltspunkte, 
warum und wie entschieden wird, genannt werden. Sie 
sollen soweit möglich mit den Ansätzen zur Förderung 

 ɦ  Abbildung 5-5

Entscheidungen über die Nutzungsdauer von Smartphones
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individuellen umweltfreundlichen Verhaltens verknüpft 
werden (s. Tz. 84–86). Da Problembewusstsein und der 
Wunsch nach hoher Nutzungsdauer grundsätzlich vor­
handen sind (s. Tz. 351 ff.), geht es darum, alle drei 
Ansätze aufzugreifen: Rahmen­ oder Kontextbedingun­
gen entwickeln (Ansatz 1) bedeutet beispielsweise die 
Verabschiedung einheitlicher europäischer Standards 
für ein Produktdesign, das lange Nutzungsdauern 
ermöglicht. Grundlegende umweltfreundliche Einfluss­
faktoren (Ansatz 2) lassen sich durch Wissen um 
Umweltrelevanz und Vertrautheit mit dem Konzept 
langlebiger Produkte schaffen. Diese Einflussfaktoren 
dann in den konkreten Entscheidungssituationen zu 
aktivieren (Ansatz 3), kann durch attraktive Angebote 
und eingängige Informationen gelingen. 

Entscheidung 1: Intaktes Gerät ersetzen oder 
selbst länger nutzen
361. Aus Umweltsicht wünschenswert ist es, den Aus­
tausch eines funktionsfähigen Gerätes möglichst lange
hinauszuzögern, um den Produktionsbedarf für Neu­
geräte zu senken. Die Argumente für das Ersetzen
eines funktionsfähigen Gerätes (JAEGER­ERBEN und
HIPP 2021; HIPP et al. 2021; RÜCKERT­JOHN et al.
2020, S. 84) lassen sich mit Blick auf situative Kontext­
veränderungen abprüfen (Tab. 5­4).

362. Um grundlegende umweltfreundliche Einfluss­
faktoren zu aktivieren und verhaltensbezogene Über­
zeugungen zu fördern (Ansatz 2, Tz. 85) könnten den
Nutzenden Informationen über die Nutzungsdauer in
anderen europäischen Ländern vermittelt werden.
Auch Slogans („jeder Monat zählt“, „meins hält län­
ger“) oder plakative Kampagnen („Vintage jetzt auch
bei Smartphones“, „Opa tauschst du doch auch nicht
aus, nur weil er langsamer wird“) können unterstüt­
zend wirken.

363. Für eine längere Nutzung sprechen (HIERO­
NYMI et al. 2020; RÜDENAUER und PRAKASH 2020):

 ɦ Kostenersparnis

 ɦ Vertrautheit bzw. Gewöhnung

 ɦ Risiko von Geräteeinstellungs­ und Datenverlust

 ɦ Auswahlüberforderung

 ɦ Umweltaspekte

364. Eine Verstärkung dieser Argumente erfordert –
bis auf die Umweltaspekte – Fingerspitzengefühl, da
sie auch als Unterstellung von Geiz, Unvermögen und
Rückständigkeit empfunden werden können. Die Wert­
schätzung für langlebige Geräte hängt auch mit Wer­

 ɦ  Tabelle 5-4

Argumente für den Austausch eines intakten Gerätes und mögliche Kontextveränderungen

Argument für Neukauf Mögliche situative Kontextveränderung (Beispiele)

Leistung von Akku, Prozessor, 
Speicher lassen nach

Anleitung für Gerätepflege und -wartung plakativ präsentieren 
 (Leistungsverlust bremsen)

Software-Support endet Mindestdauer für Software-Updates festlegen und in der Modell beschreibung 
hervorheben

Wertschätzung sinkt 
wegen Optik, Abnutzung, 
Gewöhnung

Langlebige Materialien an sensiblen Stellen verwenden; Verschleißteile lang-
fristig, preisgünstig und austauschbar anbieten; neues Design durch Aus-
tauschteile anbieten; mit Software-Update auch neue Funktionen einspielen

Vertragslogik, Werbung, 
neue Modelle/Funktionen 
locken

Kopplung von Geräteverkauf und Vertrag trennen; Software-Updates 
auf neue Funktionalitäten (Upgrade) ausweiten; modulare Smartphones 
 ermöglichen Einsetzen höherwertiger Komponenten (z. B. Kamera)

Neues Gerät bedeutet 
Genuss, befriedigt Neugier, 
macht Eindruck

Leasing-/Mietmodelle; alternative Belohnungsgefühle anbieten („weniger 
Umweltzerstörung, weniger Müll“, „ein Jahr länger genutzt = x kg CO2 gespart“, 
„nur 10 % schaffen es, das Smartphone mehr als vier Jahre zu nutzen“)
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bung und der Attraktivität von Angeboten zusammen: 
Wenn zum Beispiel bei Vertragsverlängerung mit 
Mobilfunkanbietern die Weiternutzung von Geräten 
nicht nur mit dem Wegfall der Ratenzahlungen, son­
dern auch mit einer Gratisdienstleistung wie Display­ 
oder Akkutausch oder Geräteinspektion mit Verschleiß­
teilaustausch (Buchsen, Sensor o. ä.) belohnt würde, 
könnte dies zu einem besseren Image beitragen.

365. Bedürfnisse nach Trend, Ästhetik, neuen Funk­
tionalitäten, dem Reiz des Neuen und dem Kauf als Er ­
lebnis lassen sich dagegen kaum innerhalb einer verlän­
gerten Nutzungsdauer befriedigen. Allerdings kann eine 
Weitergabe funktionsfähiger Geräte, die nicht mehr als 
attraktiv empfunden werden, durch Zweit­ oder Dritt­
nutzung zur gewünschten langen Nutzungsdauer 
 bei      tragen. Erleichternd und damit förderlich könnte es 
 wirken, wenn persönliche Daten, wie in der geplanten 
Ökodesign­Verordnung für Smartphones vorgesehen 
(Europäische Kommission 2023), zuverlässig und ein­
fach vom Gerät zu entfernen sind. Langfristig kann die 
Änderung gesellschaftlicher Normen zu einem anderen 
Nutzungsverhalten führen. führen. Werden neue Ge ­
schäftsmodelle wie Gerätemiete (Stiftung Warentest 
2022) oder die Rücknahme und Aufarbeitung beliebter 
Geräte (z.  B. über AfB, asgoodasnew, Backmarket, 

rebuy) üblicher, kann die längere Nutzung des einzelnen 
Gerätes ein Stück neue Normalität werden. 

Entscheidung 2: Defektes Gerät reparieren 
bzw. Verschleißteile austauschen oder 
Gerät ersetzen
366. In dieser Entscheidungssituation geht es darum, 
die Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit attrakti­
ver als den Neukauf zu machen. HAHN et al. (2020) 
benennen als häufigste Defekte Displayschäden und 
Batterieausfall. HIPP et al. (2021) erfragten die Reak­
tionen auf Defekte: Knapp 60 % der Befragten würden 
sofort ein neues Gerät kaufen und nur 11 % eine Repa­
ratur beauftragen. Dabei gelten Reparaturen durchaus 
als umweltfreundlich, nützlich und sinnvoll (ebd., 
S.  34). Offensichtlich gibt es aber Gründe, die eine 
Reparatur dennoch unattraktiv machen (ebd.; HIERO­
NYMI et al. 2020; JAEGER­ERBEN und HIPP 2017; 
MANDL und TRÖGER 2020, S. 104; Tab. 5­5). Ebenso 
gibt es aber auch Möglichkeiten, umweltfreundliche 
Entscheidungen zu erleichtern.

367. Grundsätzlich ist die Sinnhaftigkeit von Reparatu­
ren erkannt und die Bereitschaft dazu vorhanden. Der­
zeit gilt jedoch der Aufwand ökonomisch, organisato­
risch und zeitlich als deutlich zu hoch (HIPP et al. 2021, 

 ɦ  Tabelle 5-5

Argumente gegen die Reparatur eines Gerätes und mögliche Kontextveränderungen

Argument gegen Reparatur Mögliche situative Kontextveränderung (Beispiele)

Kostet fast so viel wie ein 
neues Gerät

Ersatzteile, Reparaturdienstleistungen vergünstigen; Plattformen für Preis-
vergleiche aufbauen

Ist organisatorisch und 
zeitlich aufwendig

Einfachen Zugang und Informationen zu Reparaturanleitungen, Ersatzteilen, 
Werkstätten bereitstellen; 3D-Druck für Ersatzteile unterstützen; versicherte 
Ersatzgeräte während der Reparatur als Standard etablieren; Reparaturzeiten 
verkürzen; Plattformen zur Vermittlung von Reparaturdienstleistungen 
aufbauen

Selbst reparieren überfor-
dert (Kenntnisse, Werkzeug)

Reparaturfreundliche Konstruktion durchsetzen

Garantie/Gewährleistung 
endet bei Reparatur in freien 
Werkstätten 

Freier Zugang zu Reparaturanleitungen/Ersatzteilen für freie (zertifizierte) 
Werkstätten; dadurch Erhalt von Garantie/Gewährleistung

Defekt irreparabel –

SRU 2023

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7717– 131 –



S. 34), gerade wenn während der Reparaturzeit kein 
Ersatzgerät zur Verfügung steht. „Normal“ ist es, Smart­
phones nicht zu reparieren (SVRV 2022, S. 27). Für ein 
neues „Normal“ müssen die hemmenden Umstände 
 verringert und das Negativimage umgekehrt werden. 
Als Aspekte, die für eine Reparatur sprechen, gelten 
(WERTGARANTIE 2020; HIERONYMI et al. 2020):

 ɦ Kostenersparnis gegenüber Neukauf

 ɦ Vertrautheit mit Gerät

 ɦ zuverlässige Datenwiederherstellung

 ɦ Neugeräte haben zumeist wenig Mehrnutzen

 ɦ Umweltaspekte

368. Ähnlich wie bei Entscheidung 1 lassen sich vor­
handene, grundlegend positive Einstellungen aktivie­
ren, indem die Vorteile einer Reparatur betont werden. 
Da sich hier deutliche Unterschiede, zum Beispiel in den 
Altersgruppen zeigen (HIPP et al. 2021, S. 20; JAEGER­
ERBEN und HIPP 2021; SVRV 2022), sollte die 
An sprache auch zielgruppenorientiert gestaltet werden. 
Um Berührungsängste mit dem Konzept Reparatur 
frühzeitig zu verringern, wäre es sinnvoll, im schuli­
schen Kontext (idealerweise als eigenes Fach bzw. 
zumindest in Sachkunde, Werken oder Physik, in einer 
Arbeits gemeinschaft oder im Hort) erste Reparatur­
erfahrungen zu ermöglichen.

5.2.3 Geeignete Instrumente

369. Instrumente, die zu einer verlängerten Nutzung 
von Smartphones führen sollen, beeinflussen die Ent­
scheidungen der Konsumierenden direkt oder indirekt. 
Für den Ansatz 1 (Kontextbedingungen) können dies 
unter anderem Vorgaben zum Gerätedesign (z.  B. Re ­
paraturfähigkeit, Mindestladezyklen) leisten, die auf 
europäischer Ebene festgelegt werden müssen. Zuver­
lässige Mindeststandards erhöhen das Vertrauen in eine 
lange Lebensdauer ebenso wie längere Garantie­ und 
Gewährleistungsfristen, weil die Hersteller diese von 
vornherein bei der Produktentwicklung einkalkulieren 
müssen. Ebenso wichtig ist eine allgegenwärtige Wert­
schätzung von Geräten, wie sie durch langfristige Soft­
ware­Updates, hohe Wiederverkaufswerte oder Ersatz­
teilverfügbarkeit signalisiert wird. Die Entwicklung von 
grundlegenden Überzeugungen (Ansatz 2) kann gelin­
gen, indem frühzeitig eine positive Einstellung zu einer 
langen Nutzungsdauer von Elektrogeräten gefördert 
wird. Aktiviert werden können diese Überzeugungen in 
den konkreten Entscheidungssituationen (Ansatz 3) 

beispielsweise durch Labels zu Lebensdauer und Repa­
rierbarkeit bei Neugeräten, durch leicht zugängliche 
Unterstützung bei Do­it­yourself­Reparaturen oder 
durch finanzielle Förderung von Reparaturen. 

370. Tabelle 5­6 benennt Instrumente, die bereits 
beschlossen sind, derzeit diskutiert werden oder ent­
wickelt werden könnten.

Gerätestandards europäisch festlegen
371. Maßnahmen, die den Herstellern Vorgaben für 
ihre Produkte und dazu bereitgestellte Informationen 
machen, werden regelmäßig auf europäischer Ebene 
ausgestaltet. Hier spielen Regelungen wie die Öko­
design­Richtlinie bzw. die geplante Ökodesign­Verord­
nung für nachhaltige Produkte (Europäische Kommis­
sion 2022b) oder die bereits beschlossene Batterie­Ver­
ordnung eine prägende Rolle. Ende 2022 beschlossen 
die Europäische Kommission und die EU­Mitglied­
staaten „Ökodesign­Anforderungen für Mobiltelefone, 
schnurlose Telefone und Tablets“ sowie Regeln zur 
„Energieverbrauchskennzeichnung von Mobiltelefonen 
und Tablets – Verbraucherinformationen über Umwelt­
auswirkungen“, die voraussichtlich 2023 in Kraft tre­
ten werden („Smartphones und Tablets sind zukünftig 
leichter reparierbar – Neue Ökodesign­Vorgaben für 
langlebigere Produkte beschlossen“, gemeinsame Pres­
semitteilung von BMWK und BMUV vom 18. Novem­
ber 2022). Konsequente Vorgaben für das Gerätedesign 
in der Ökodesign­Verordnung für Smartphones können 
laut Folgenabschätzung bis 2030 zu einem Rückgang 
der Verkaufszahlen um 26  % führen (SCHISCHKE 
et  al. 2020, S. 515). Die aktuellen Regulierungsent­
würfe setzen hohe Standards für ein reparaturfreund­
liches Produktdesign, die Verfügbarkeit von Ersatz­
teilen und Reparaturanleitungen, ein kombiniertes 
Energie­ und Reparaturlabel sowie Zeiträume für 
 Software­Updates (BRAUN et al. 2022). Auch für die 
Leistungsfähigkeit von Akkus werden anspruchsvolle 
Mindeststandards vorgegeben. Eine Umsetzung dieser 
Entwürfe wäre ein großer Schritt in Richtung einer 
Nutzungsdauerver längerung von Smartphones (Fraun ­
hofer IZM 2022, S. 552). 

Verbraucherrechte und -fähigkeiten stärken
372. Die Regelungen zum Produktdesign (s. Tz. 371) 
sind Grundlage für eine „Chance auf Reparatur“ 
(SVRV 2022) und damit Grundlage für den seit 2022 
angekündigten Gesetzesvorschlag über das Recht auf 
Reparatur, der deutliche Verbesserungen für den 
Umwelt­ und den Verbraucherschutz bringen soll 
(Europäisches Parlament 2022).

 ɦTabelle 5-6

Mögliche Instrumente zur längeren Nutzung von Smartphones 

Instrumententyp Diskutierte oder vorgeschlagene Instrumente
Adressat

Literaturhinweise

Regulative 
 Instrumente

Europäische Ebene
 ɦ  Right to Repair** (Vorschlag geplant für Frühjahr 2023)
 ɦ  Ökodesign-Richtlinie bzw. -Verordnung**  

(Reparierbarkeit von Produkten, Zugang zu Ersatzteilen/ 
 Reparaturanleitungen; verpflichtende Update-Zeiträume); 
Produktgruppe Smartphone (Inkrafttreten 2023)

 ɦ  Batterieverordnung** Akkus entfernbar und ersetzbar 
konstruieren; Anleitungen für Endnutzende und unab-
hängige Reparaturbetriebe

 ɦ  Reparierbarkeitsindex** im Zuge der Energieverbrauchs-
kennzeichnung (Inkrafttreten 2023)

 ɦ  Gewährleistung/Garantie für Reparaturen beim nicht 
autorisierten Fachhändler verbraucherfreundlich regeln

Bundesebene 
 ɦ  Umweltpolitische Digitalagenda (unterstützt 

 europäische Ambitionen, Produktpass, Ausweitung 
 Ökodesign-Richtlinie)*

 ɦ Recht auf Reparatur* (Koalitionsvertrag)

Hersteller

Europäisches  Parlament 
2022;  
 SCHISCHKE et al. 2020, 
S. 515;  
BMU 2020; 
SVRV 2022; 
BRAUN et al. 2022
Europäische Kommission 
2023; 2020 

Ökonomische 
Instrumente

Bundesebene 
 ɦ  Senkung Mehrwertsteuer auf Reparaturdienstleistungen, 

Ersatzteile und Gebrauchtgeräte*
 ɦ Steuerliche Absetzbarkeit von Reparaturkosten*
 ɦ  Reparaturbonus (wie z. B. in Thüringen, Sachsen, 

 Österreich)**

Nutzende

BMK 2022;  
KÖPPL et al. 2019;  
SVRV 2022;  
KEIMEYER et al. 2020;  
PIRINGER et al. 2022b; 
BRAUN et al. 2022

Information, 
Überzeugung 
und Bildung

Bundesebene
 ɦ Reparaturindex*
 ɦ  altersangepasste und zielgruppenorientierte Informationen 

und Medien (Seniorentreff bis Influencer)
 ɦ Reparatur als „Ich kann das selbst“-Trend verbreiten
 ɦ  Reparatur als verpflichtender Unterrichtsinhalt in Grund- 

und Oberschulen (z. B. im Werkunterricht)
 ɦ  Verbraucherschulung vor Ort, Fernsehen, Rundfunk, 

Internet, Social Media – neue Formate?*
Eigeninitiative Wirtschaft 

 ɦ  Eco Rating für Smartphones (durch Mobilfunkanbieter): 
Bewertung anhand Langlebigkeit, Klimaverträglichkeit, 
 Reparaturfähigkeit, Ressourcenschonung, Recyclingfähig-
keit*

 ɦ  Umweltengel
 ɦ Label ökologischer Fußabdruck
 ɦ  Ausbildungsoffensive Reparaturfachkräfte  

(ggf. Unterstützung durch Bund)

Hersteller/Nutzende

RÜCKERT-JOHN et al. 
2021;  
Runder Tisch Reparatur 
2022;  
Netzwerk Reparatur- 
Initiativen 2022; 
 RITTHOFF et al. 2022;  
SVRV 2022;  
So Design Consultants 
2022;  
 SCHRÖNER et al. 2021; 
PIRINGER et al. 2022a
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beispielsweise durch Labels zu Lebensdauer und Repa­
rierbarkeit bei Neugeräten, durch leicht zugängliche
Unterstützung bei Do­it­yourself­Reparaturen oder
durch finanzielle Förderung von Reparaturen.

370. Tabelle 5­6 benennt Instrumente, die bereits
beschlossen sind, derzeit diskutiert werden oder ent­
wickelt werden könnten.

Gerätestandards europäisch festlegen
371. Maßnahmen, die den Herstellern Vorgaben für
ihre Produkte und dazu bereitgestellte Informationen
machen, werden regelmäßig auf europäischer Ebene
ausgestaltet. Hier spielen Regelungen wie die Öko­
design­Richtlinie bzw. die geplante Ökodesign­Verord­
nung für nachhaltige Produkte (Europäische Kommis­
sion 2022b) oder die bereits beschlossene Batterie­Ver­
ordnung eine prägende Rolle. Ende 2022 beschlossen
die Europäische Kommission und die EU­Mitglied­
staaten „Ökodesign­Anforderungen für Mobiltelefone,
schnurlose Telefone und Tablets“ sowie Regeln zur
„Energieverbrauchskennzeichnung von Mobiltelefonen
und Tablets – Verbraucherinformationen über Umwelt­
auswirkungen“, die voraussichtlich 2023 in Kraft tre­
ten werden („Smartphones und Tablets sind zukünftig
leichter reparierbar – Neue Ökodesign­Vorgaben für
langlebigere Produkte beschlossen“, gemeinsame Pres­
semitteilung von BMWK und BMUV vom 18. Novem­
ber 2022). Konsequente Vorgaben für das Gerätedesign
in der Ökodesign­Verordnung für Smartphones können
laut Folgenabschätzung bis 2030 zu einem Rückgang
der Verkaufszahlen um 26  % führen (SCHISCHKE
et  al. 2020, S. 515). Die aktuellen Regulierungsent­
würfe setzen hohe Standards für ein reparaturfreund­
liches Produktdesign, die Verfügbarkeit von Ersatz­
teilen und Reparaturanleitungen, ein kombiniertes
Energie­ und Reparaturlabel sowie Zeiträume für
Software­Updates (BRAUN et al. 2022). Auch für die
Leistungsfähigkeit von Akkus werden anspruchsvolle
Mindeststandards vorgegeben. Eine Umsetzung dieser
Entwürfe wäre ein großer Schritt in Richtung einer
Nutzungsdauerverlängerung von Smartphones (Fraun­
hofer IZM 2022, S. 552).

Verbraucherrechte und -fähigkeiten stärken
372. Die Regelungen zum Produktdesign (s. Tz. 371)
sind Grundlage für eine „Chance auf Reparatur“
(SVRV 2022) und damit Grundlage für den seit 2022
angekündigten Gesetzesvorschlag über das Recht auf
Reparatur, der deutliche Verbesserungen für den

 ɦTabelle 5-6

Mögliche Instrumente zur längeren Nutzung von Smartphones 

Instrumententyp Diskutierte oder vorgeschlagene Instrumente
Adressat

Literaturhinweise

Regulative 
 Instrumente

Europäische Ebene
 ɦ  Right to Repair** (Vorschlag geplant für Frühjahr 2023)
 ɦ  Ökodesign-Richtlinie bzw. -Verordnung**  

(Reparierbarkeit von Produkten, Zugang zu Ersatzteilen/ 
 Reparaturanleitungen; verpflichtende Update-Zeiträume); 
Produktgruppe Smartphone (Inkrafttreten 2023)

 ɦ  Batterieverordnung** Akkus entfernbar und ersetzbar 
konstruieren; Anleitungen für Endnutzende und unab-
hängige Reparaturbetriebe

 ɦ  Reparierbarkeitsindex** im Zuge der Energieverbrauchs-
kennzeichnung (Inkrafttreten 2023)

 ɦ  Gewährleistung/Garantie für Reparaturen beim nicht 
autorisierten Fachhändler verbraucherfreundlich regeln

Bundesebene 
 ɦ  Umweltpolitische Digitalagenda (unterstützt 

 europäische Ambitionen, Produktpass, Ausweitung 
 Ökodesign-Richtlinie)*

 ɦ Recht auf Reparatur* (Koalitionsvertrag)

Hersteller

Europäisches  Parlament 
2022;  
 SCHISCHKE et al. 2020, 
S. 515;
BMU 2020;
SVRV 2022;
BRAUN et al. 2022
Europäische Kommission
2023; 2020

Ökonomische 
Instrumente

Bundesebene 
 ɦ  Senkung Mehrwertsteuer auf Reparaturdienstleistungen, 

Ersatzteile und Gebrauchtgeräte*
 ɦ Steuerliche Absetzbarkeit von Reparaturkosten*
 ɦ  Reparaturbonus (wie z. B. in Thüringen, Sachsen, 

 Österreich)**

Nutzende

BMK 2022;  
KÖPPL et al. 2019;  
SVRV 2022;  
KEIMEYER et al. 2020;  
PIRINGER et al. 2022b; 
BRAUN et al. 2022

Information, 
Überzeugung 
und Bildung

Bundesebene
 ɦ Reparaturindex*
 ɦ  altersangepasste und zielgruppenorientierte Informationen 

und Medien (Seniorentreff bis Influencer)
 ɦ Reparatur als „Ich kann das selbst“-Trend verbreiten
 ɦ  Reparatur als verpflichtender Unterrichtsinhalt in Grund- 

und Oberschulen (z. B. im Werkunterricht)
 ɦ  Verbraucherschulung vor Ort, Fernsehen, Rundfunk, 

Internet, Social Media – neue Formate?*
Eigeninitiative Wirtschaft 

 ɦ  Eco Rating für Smartphones (durch Mobilfunkanbieter): 
Bewertung anhand Langlebigkeit, Klimaverträglichkeit, 
 Reparaturfähigkeit, Ressourcenschonung, Recyclingfähig-
keit*

 ɦ  Umweltengel
 ɦ Label ökologischer Fußabdruck
 ɦ  Ausbildungsoffensive Reparaturfachkräfte 

(ggf. Unterstützung durch Bund)

Hersteller/Nutzende

RÜCKERT-JOHN et al. 
2021;  
Runder Tisch Reparatur 
2022;  
Netzwerk Reparatur- 
Initiativen 2022; 
 RITTHOFF et al. 2022;  
SVRV 2022;  
So Design Consultants 
2022;  
 SCHRÖNER et al. 2021; 
PIRINGER et al. 2022a
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373. Gezielte Aktivitäten im Bildungs­ und Informa­
tionsbereich sind für jede Altersklasse sinnvoll, nach
Möglichkeit über zielgruppengenaue Kanäle. Informa­
tionen über Umwelt­ und soziale Wirkungen, die eigene 
Rolle bei der Gerätepflege oder Verbraucherschulun­
gen hinsichtlich des (absehbaren) Rechts auf Repara­
tur und Update, Garantie und Gewährleistung können
Einstellungen und Normen verändern und einen wert­
schätzenden Umgang mit älteren oder defekten Gerä­
ten anregen. Um Menschen aller Altersgruppen in der
Breite zu erreichen, wären beispielsweise folgende
Maßnahmen vorstellbar:

 ɦ Reparatur als verpflichtender Unterrichtsinhalt in 
Grund­ und Oberschulen (bspw. als Werkunterricht),

 ɦ regelmäßige Termine eines Repair­Mobils vor Elek­
tromärkten, Recyclinghöfen oder mitten im Ort, 

 ɦ Werbekampagnen mit Bezug zu regionalen Hand­
werksbetrieben,

 ɦ Informationsangebote für Seniorenfreizeitstätten. 

374. Hier haben alle Ebenen vom Bund über die Länder
bis hin zu den Kommunen Kompetenzen, es sollten
aber auch zivilgesellschaftliche Organisationen wie
Kirchen, Reparaturinitiativen oder Vereine vernetzt
und unterstützt werden.

Produktinformationen verbessern
375. An einer umfassenderen Bewertung versucht sich
die Eco­Rating­Initiative, der verschiedene Netzbetrei­
ber und Smartphone­Hersteller angehören (So Design
Consultants 2022). Die Umweltauswirkungen von
 Rohstoffgewinnung, Produktion, Transport, Nutzung
(inkl. Ersatzteilen) sowie Entsorgung werden hin­
sichtlich Klimaverträglichkeit, Ressourcenschonung,
Langlebigkeit, Reparatur­ und Recyclingfähigkeit be ­
wertet. Das Label zeigt sowohl Einzelscores als auch
einen Gesamtscore, um einen Gerätevergleich zu
ermöglichen, ist aber bisher in den Onlineshops von
Netzbetreibern und Mobilfunkanbietern nur als Hin­
tergrundinformation abrufbar. Abgleich und Zusam­
menführung der Anforderungen und Informationen

Instrumententyp Diskutierte oder vorgeschlagene Instrumente
Adressat

Literaturhinweise

Veränderte 
Entscheidungs-
kontexte

Europäische Ebene/Bundesebene
 ɦ  Kopplung von Geräteverkauf und Telekommunikations-

vertrag trennen, Kosten separat ausweisen
Eigeninitiative Wirtschaft

 ɦ  Entwicklung von Produkt-Service-Systemen (Smartphones 
nutzen statt besitzen)

 ɦ Bei Neukauf: Gutschein für Ersatzakku inklusive
 ɦ  Neue Optionen bei Vertragsverlängerung anbieten: 

 Displayreparatur/Akkutausch ODER günstigere Vertrags-
bedingungen ODER als letzte Option Neugerät (nur auf 
aktive Anfrage); Umweltwirkungen der Optionen verein-
facht darstellen

Hersteller/Nutzende

zu Produkt-Service- 
Systemen s. CSM – 
 Leuphana Universität 
Lüneburg o. J.; 
 HOBSON et al. 2018

Staatliche 
 Angebote und 
Infrastrukturen

Bundes-/Landes-/Kommunalebene
 ɦ  Förderung/Anschubfinanzierung von Refurbish-Werk-

stätten, Repair-Cafés u. a. in Zusammenarbeit mit öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern (örE) 

 ɦ  Netzwerke von Reparaturwerkstätten; Zusammenarbeit 
von Handwerksorganisationen und Reparatur-Initiativen 
weiter unterstützen*

 ɦ Bundesweite Datenbank für Reparaturwerkstätten

Nutzende

Verbraucherzentrale 
Thüringen 2022;  
BAUER et al. 2021

* in der politischen Diskussion, ** beschlossen/im Prozess
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aus Eco Rating, den Durchführungsmaßnahmen auf 
Basis der Ökodesign­Richtlinie und der Energiever­
brauchskennzeichnungsverordnung (EU) 2017/1369, 
der beschlossenen Batterie­Verordnung und der stren­
gen Kriterien des Umweltengels für Smartphones 
(Blauer Engel 2022) in einer gut wahrnehmbaren 
Kennzeichnung wären wünschenswert.

376. Der Verbraucherzentrale Bundesverband fordert
unter anderem einen europäischen oder nationalen
Reparaturindex als Entscheidungshilfe für Ver brau­
cher: innen, den einfachen Zugang zu qualitätsge­
sicherten Reparaturdienstleistungen sowie Sensibili­
sierungsmaßnahmen und Hilfestellungen für Ver­
braucher:innen (vzbv 2022b). Frankreich hat bereits
seit Anfang 2021 einen nationalen Reparaturindex
 eingeführt, der erste Wirkungen zeigt. So stellte der
Hersteller Samsung bebilderte Demontageanleitungen
online, um eine bessere Bewertung zu erhalten
(Samsung Electronics 2021), bisher allerdings aus­
schließlich in französischer Sprache. Ein Jahr nach der
Einführung fällt die erste Bilanz positiv aus: Mehr als
die Hälfte der Französinnen und Franzosen kennen
und verstehen den Index, die Hersteller engagieren
sich, um einen hohen Index zu erreichen, und eine
erste Untersuchung belegt, dass ein hoher Wert des
Reparaturindexes Kaufanreize setzt (HOP 2022). Es
ist zu hoffen, dass sich die positiven Erfahrungen auch
mit dem europäischen Energie­ und Reparaturlabel für
Smartphones und Tablets fortsetzen.

Kauf- und Nutzungsroutinen verändern
377. Der Abschluss eines Mobilfunkvertrages ist häufig
mit dem Erwerb eines Smartphones verbunden, um bei­
des zu günstigen Konditionen zu erhalten. Dabei verbirgt 
sich hinter den vermeintlichen Ein­Euro­Handys ledig­
lich ein Ratenvertrag (MANHART et al. 2016). Anbieter
sollten verpflichtet werden, den insgesamt fälligen Kauf­
preis für das Gerät klar ersichtlich in den Werbeangebo­
ten aufzuzeigen. Endet die Laufzeit des Vertrages, wird
Kund:innen gerne die Vertragsverlängerung mit einem
kostenlosen oder vergünstigten Neugerät schmackhaft
gemacht. Andere Bonusoptionen werden – abgesehen
von einem höheren Datenvolumen – nicht angeboten. Da
das Hauptinteresse der Mobilfunkanbieter jedoch eher
auf dem Kundenerhalt als dem Smartphone­Verkauf
liegt, sind Branchenvereinbarungen für umweltfreund­
lichere Boni denkbar. Dies könnten Verschleißteil­
austausch (z. B. Display, Akku, Anschlüsse), günstigere
 Vertragsbedingungen oder als letzte Option, die aktiv
angefragt werden muss, ein Neugerät – wahlweise ein
aktuelles Gebrauchtgerät – sein.

378. Da die nachlassende Leistung von Akkus häufig
Auslöser für eine Neuanschaffung ist, werden im Zuge
der delegierten Verordnung „Energieverbrauchskenn­
zeichnung von Mobiltelefonen und Tablets – Verbrau­
cherinformationen über Umweltauswirkungen“ erheb­
lich bessere Ladezyklen für Akkus zum Standard
 werden (Europäische Kommission 2022a). Für Geräte,
die diese Anforderungen nicht erfüllen, könnte es im
Hersteller­ und Händlerinteresse sein, für einen Über­
gangszeitraum beim Kauf bereits einen Gutschein für
einen Akkutausch auszugeben. Auch auf diesem Wege
könnte die Entscheidung für eine verlängerte Nut­
zungsdauer erleichtert werden, die im Rahmen eines
runden Tisches der Beteiligten erörtert werden könnte.

379. Grundsätzlich gilt, dass die Bedingungen für eine
längere Nutzung, für eine Reparatur oder für den Aus­
tausch von Verschleißteilen attraktiver sein müssen als
der Neukauf. Bedeutsam ist dafür, auch den zeitlichen
und organisatorischen Aufwand zu reduzieren. Mög­
lich wäre der Aufbau einer Plattform qualitätsgesicher­
ter Reparaturanbieter. Sowohl die Entwicklung von
Qualitätsstandards als auch Aufbau und Pflege einer
solchen Plattform würden öffentliche Gelder benöti­
gen (vzbv 2022b).

Reparatur finanziell attraktiver machen
380. Auf nationaler Ebene gibt es – abgesehen von all­
gemeingültigen Verbraucherschutzregeln zu Garantie
und Gewährleistung – bisher nur wenige Ansätze, die
Einzelne direkt motivieren, Geräte länger zu nutzen.
Genannt sei der 2021 eingeführte erfolgreiche Thüringer 
Reparaturbonus, mit dem ein Anteil der Reparatur­
kosten von Elektrogeräten erstattet wird. Akzeptanz und 
Nachfrage sind nachweislich hoch: Im ersten Jahr wurde
der Fördertopf in Thüringen mit 6.500 Anträgen ausge­
schöpft, Reparaturrechnungen im Gesamtumfang von
mehr 1,1 Mio. Euro wurden mit knapp 500.000 Euro
bezuschusst. Ein Großteil der Reparaturen wurde in
lokal ansässigen Werkstätten oder bei Fachhändlern
durchgeführt, sodass die Wertschöpfung vor allem in
der Region stattfand. Am häufigsten wurde der Zuschuss 
für die Reparatur von Mobiltelefonen beantragt (28 %),
von denen mehr als zwei Drittel jünger als drei Jahre
waren (Verbraucherzentrale Thüringen 2022). Bei der
Neuauflage des Förderkonzeptes 2022 wurde die
Antragstellung online vereinfacht, zudem sind nun auch
die Kosten für Ersatzteile, die in Repair­Cafés ein ­
gebaut werden, förderfähig. Insgesamt gingen etwas
mehr als 12.000 Anträge ein, davon knapp 4.000 für
Smart  phone­Reparaturen (persönliche Mitteilung der
 Verbraucherzentrale Thüringen vom 13. März 2023).
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Auch die  regionalen Reparaturbonusangebote in Leip­
zig (FRENKEL und RÜCKERT 2022) und Starnberg 
wurden gut angenommen. Sachsen plant, den Bonus 
2023/2024 landesweit anzubieten. Da die Kosten ein 
entscheidender Faktor für die Entscheidung pro oder 
contra Reparatur sind (HIERONYMI et al. 2020; forsa 
2022b; 2022c; 2022d), können Instrumente, die diese 
spürbar senken, viel erreichen (vzbv 2022b). Ein Repa­
raturbonus von bis zu 50 % der Kosten setzt einen deut­
lichen Anreiz in der konkreten Entscheidungssitua­
tion. Auch wenn dies nur übergangsweise finanzierbar 
ist, rückt dieses Instrument die Option „Reparatur“ 
deutlich in den Verbraucherfokus (vzbv 2022b). Öster­
reich nutzt dafür den europäischen Wiederaufbau­
fonds, um bis 2026 mit 130 Mio. Euro Reparaturkosten 
zu senken und gleichzeitig die heimische Wirtschaft 
zu  unterstützen (EUWID 2022b). Eine Senkung der 
Mehrwertsteuer wird sich finanziell im Einzelfall nur 
wenig auswirken, kann aber bei entsprechender Öffent­
lichkeitsarbeit gesellschaftliche Signale setzen. Eine 
steuerliche Absetzbarkeit von Reparaturrechnungen 
ähnlich wie von Handwerkerrechnungen kann eben­
falls unterstützend wirken. Geschmälert wird die Wir­
kung allerdings dadurch, dass die Unterstützung erst 
ab einem steuerlich relevanten Einkommen und mit 
Mehraufwand bei der Steuererklärung abgerufen wer­
den kann und dann erst mit zeitlichem Abstand zur 
Entscheidung wirksam wird.

5.2.4 Politische Realisierbarkeit

381. Die Nutzungsdauer von Smartphones berührt 
sehr unterschiedliche, teils auch sich widersprechende 
Bedürfnisse der Beteiligten. Hersteller haben ein 
natürliches Interesse an hohen Verkaufszahlen, stoßen 
jedoch auch auf Rohstoff­ oder Bauteilknappheiten, 
wie zum Beispiel den Chipmangel. Mobilfunkanbieter 
möchten in erster Linie einträgliche Telefonverträge 
abschließen und sind dabei zu einem wichtigen 
 Smartphone­Händler geworden. Nutzende wünschen 
sich einerseits langlebige, andererseits aktuelle Geräte 
in  einem verbraucherfreundlichen Umfeld. Politik 
möchte für eine florierende Wirtschaft und zufriedene 
Bür ger: innen alle diese Interessen aufgreifen, ist aber 
gleichzeitig in der Pflicht, nachhaltige Konsumstruk­
turen zu fördern.

Akzeptanz
382. Grundsätzlich kann von einer hohen Akzeptanz 
der Verbraucher:innen ausgegangen werden, wenn Rechte 
(auf Reparatur) und Wahlmöglichkeiten (anhand eines 

Indexes) größer werden. Eine Untersuchung in Öster­
reich ergab generell eine hohe Zustimmung zu verbrau­
cherunterstützenden Maßnahmen wie Informationen 
über Lebensdauer und Reparierbarkeit, verpflichtende 
Garantieleistungen, steuerliche Sanktionen und Ver­
bote von Geräten mit geringer Lebensdauer (PAULIN­
GER und TRÖGER 2021, S. 142).

383. Eingriffe in die Vertragsgestaltung wie eine klare 
Trennung von Geräteverkauf und Telekommunika­
tionsvertrag, um Quersubventionierungen zu verhin­
dern und Anreizstrukturen zu verändern, könnten 
dagegen auf größere Widerstände stoßen. Schließlich 
ist das Konzept der vergünstigten Ratenzahlungen für 
ein neues Gerät mit Vertragsbindung langjährig einge­
führt und stellt eine vordergründig verbraucherfreund­
liche Lösung dar. Im Sinne gut informierter Konsu­
ment:innen sollte jedoch zumindest der Gesamtpreis 
für das Smartphone deutlich genannt werden, um 
Gerätepreise und Telekommunikationsverträge ohne 
Verknüpfung vergleichen zu können. Alternativen zu 
den bestehenden Bündellösungen bei Vertragsverlän­
gerung können finanziell attraktiv werden, wenn zum 
Beispiel Boni wie ein neuer Akku, Displayreparatur 
oder ähnliches für das bereits vorhandene Gerät ange­
boten würden. Auch junge Gebrauchtgeräte könnten 
durch entsprechendes Marketing, zum Beispiel als Pro­
dukt­Service­Angebot, in Analogie zum Jahreswagen 
als „Jahres­Smartphone“ Bedürfnisse nach aktuellen 
Modellen befriedigen. 

Parteipolitik
384. Im Vorfeld der Bundestagswahl gab es zum euro­
päisch diskutierten Recht auf Reparatur sehr unter­
schiedliche Vorstellungen der Parteien. Den sehr kon­
kreten Vorschlägen des Runden Tisches für Reparatur, 
zum Beispiel bezüglich der Verfügbarkeit von Ersatz­
teilen, eines Reparaturindex oder einer Mehrwertsteu­
ersenkung, folgten am weitesten Grüne und Linke 
(vier von sieben Vorschlägen positiv), während die FDP 
alle Vorschläge ablehnte (Runder Tisch Reparatur 
2021). In den nachfolgenden Koalitionsverhandlungen 
konnten jedoch im Kontext des recht anspruchsvollen 
Vorhabens einer „nationalen Kreislaufwirtschaftsstra­
tegie“ Willenserklärungen für verschiedene reparatur­
bezogene Ziele vereinbart werden (Abb. 5­6).

385. Deutlich wird, dass auf dem Weg zwischen Wahl­
programmen und Koalitionsvertrag weitgehende Kom­
promisse möglich sind (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN und FDP 2021, S. 42 und 112). Die vereinbarten 
Ziele betreffen in weiten Teilen die Hersteller und sind 

 ɦ  Abbildung 5-6

Vergleich der reparaturbezogenen Ziele in den Wahlprogrammen mit dem anschließenden 
 Koalitionsvertrag

Erklärung des Farbschemas:
Grüner Punkt = Die Forderung des Runden Tischs Reparatur wird größtenteils erfüllt
Gelber Punkt = Die Forderung des Runden Tischs Reparatur wird in Teilen erfüllt
Roter Punkt = Die Forderung des Runden Tischs Reparatur wird nicht erfüllt

Quellen: Runder Tisch Reparatur 2021, ergänzt um Inhalte aus SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021
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Indexes) größer werden. Eine Untersuchung in Öster­
reich ergab generell eine hohe Zustimmung zu verbrau­
cherunterstützenden Maßnahmen wie Informationen 
über Lebensdauer und Reparierbarkeit, verpflichtende 
Garantieleistungen, steuerliche Sanktionen und Ver­
bote von Geräten mit geringer Lebensdauer (PAULIN­
GER und TRÖGER 2021, S. 142).

383. Eingriffe in die Vertragsgestaltung wie eine klare 
Trennung von Geräteverkauf und Telekommunika­
tionsvertrag, um Quersubventionierungen zu verhin­
dern und Anreizstrukturen zu verändern, könnten 
dagegen auf größere Widerstände stoßen. Schließlich 
ist das Konzept der vergünstigten Ratenzahlungen für 
ein neues Gerät mit Vertragsbindung langjährig einge­
führt und stellt eine vordergründig verbraucherfreund­
liche Lösung dar. Im Sinne gut informierter Konsu­
ment:innen sollte jedoch zumindest der Gesamtpreis 
für das Smartphone deutlich genannt werden, um 
Gerätepreise und Telekommunikationsverträge ohne 
Verknüpfung vergleichen zu können. Alternativen zu 
den bestehenden Bündellösungen bei Vertragsverlän­
gerung können finanziell attraktiv werden, wenn zum 
Beispiel Boni wie ein neuer Akku, Displayreparatur 
oder ähnliches für das bereits vorhandene Gerät ange­
boten würden. Auch junge Gebrauchtgeräte könnten 
durch entsprechendes Marketing, zum Beispiel als Pro­
dukt­Service­Angebot, in Analogie zum Jahreswagen 
als „Jahres­Smartphone“ Bedürfnisse nach aktuellen 
Modellen befriedigen. 

Parteipolitik
384. Im Vorfeld der Bundestagswahl gab es zum euro­
päisch diskutierten Recht auf Reparatur sehr unter­
schiedliche Vorstellungen der Parteien. Den sehr kon­
kreten Vorschlägen des Runden Tisches für Reparatur, 
zum Beispiel bezüglich der Verfügbarkeit von Ersatz­
teilen, eines Reparaturindex oder einer Mehrwertsteu­
ersenkung, folgten am weitesten Grüne und Linke 
(vier von sieben Vorschlägen positiv), während die FDP 
alle Vorschläge ablehnte (Runder Tisch Reparatur 
2021). In den nachfolgenden Koalitionsverhandlungen 
konnten jedoch im Kontext des recht anspruchsvollen 
Vorhabens einer „nationalen Kreislaufwirtschaftsstra­
tegie“ Willenserklärungen für verschiedene reparatur­
bezogene Ziele vereinbart werden (Abb. 5­6).

385. Deutlich wird, dass auf dem Weg zwischen Wahl­
programmen und Koalitionsvertrag weitgehende Kom­
promisse möglich sind (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­

 ɦ  Abbildung 5-6

Vergleich der reparaturbezogenen Ziele in den Wahlprogrammen mit dem anschließenden 
 Koalitionsvertrag

Erklärung des Farbschemas:
Grüner Punkt = Die Forderung des Runden Tischs Reparatur wird größtenteils erfüllt
Gelber Punkt = Die Forderung des Runden Tischs Reparatur wird in Teilen erfüllt
Roter Punkt = Die Forderung des Runden Tischs Reparatur wird nicht erfüllt

Quellen: Runder Tisch Reparatur 2021, ergänzt um Inhalte aus SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021

daher vorrangig auf europäischer Ebene zu regeln. Zu 
erwarten ist, dass der Bund sich aktiv unterstützend in 
die europäisch laufenden Prozesse zum Ökodesign, zu 
nachhaltiger Produktgestaltung und zum Recht auf 
Reparatur einbringt. Die europäische Lösung für einen 
Reparierbarkeitsindex auf dem Energielabel erfüllt 
bereits eine Vereinbarung des Koalitionsvertrages 
(BMUV 2022). Ökonomische Ansätze, Pläne hinsicht­
lich Bildung, Information und Überzeugung sowie die 
Veränderung von Entscheidungsstrukturen sind 
ebenso wie organisatorische Ansätze zumindest im 

Koalitionsvertrag nicht vorgesehen – sie sind aber, 
etwa in Ergänzung der oben genannten Ansätze, auch 
nicht ausgeschlossen. Allerdings liegen bisher insge­
samt keine konkreten Vorschläge des Bundes im Kon­
text Recht auf Reparatur vor (vzbv 2022a).

Interessenpolitik
386. Das Ziel, weniger neue Smartphones herstellen zu 
müssen, hat Auswirkungen für verschiedene Branchen: 
von den Herstellern über Vertragsanbieter bis zum 
Handel und dem Reparaturhandwerk. Dabei stehen 
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beispielsweise wirtschaftliche Interessen von Herstel­
lern und Handel, die um ihren Absatz fürchten, einem 
potenziellen Aufschwung mit neuen Arbeitsplätzen im 
Reparaturhandwerk gegenüber. Allerdings findet die 
Produktion der Geräte zum größten Teil außerhalb 
Europas statt, während Reparaturen innereuropäisch, 
in Teilen sogar regional ausgeführt werden. Eine neue 
Reparaturkultur könnte also durchaus im europäi­
schen Interesse sein.

387. Die Konsultation zur EU­Initiative „Nachhaltiger
Konsum von Gütern – Förderung von Reparatur und
Wiederverwendung“ im Frühjahr 2022 wurde von ver­
schiedenen Interessenverbänden für Stellungnahmen
genutzt. Der Deutsche Industrie­ und Handelskam­
mertag (DIHK) äußert Skepsis gegenüber gesetzlichen
Erweiterungen im Gewährleistungsrecht und einem
Anspruch auf Reparatur, da ein erheblicher logistischer 
und finanzieller Aufwand befürchtet wird. Außerdem
fehle es in Europa an ausreichenden technischen Vor­
aussetzungen und Know­how für umfassende Repara­
turleistungen (DIHK 2022). Auch der Zentralverband
des Deutschen Handwerks e. V. (ZDH) sieht das Recht
auf Reparatur kritisch, wenn auch aus anderen Grün­
den: So sei zunächst die Grundvoraussetzung zu schaf­
fen, dass (Massen­)Produkte reparierbar sind. Zudem
seien Produkte so verschieden, dass ein One­fits­all­
Ansatz der Herausforderung nicht gerecht würde und
allein auf die Bedürfnisse der Verbraucher:innen aus­
gerichtet sei (ZDH 2022). Der Verein Runder Tisch
Reparatur e. V., der unter anderem von der Verbrau­
cherzentrale, dem Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland e. V. (BUND) und dem Verband kommu­
naler Unternehmen e. V. (VKU) unterstützt wird,
spricht sich dagegen ausdrücklich für ein Recht auf
Reparatur und weitergehende konkrete Maßnahmen,
die dem Produkterhalt dienen, aus (Runder Tisch
Reparatur 2022).

Rechtliche und institutionelle 
 Rahmen bedingungen
388. Produktbezogene Regelungen werden im euro­
päischen Binnenmarkt im Regelfall auf EU­Ebene
be schlossen (s. Tz. 371). So zielen die geplante Öko­
design­Verordnung für nachhaltige Produkte (Euro­
päische Kommission 2022b) ebenso wie die beschlos­
sene Batterie­Verordnung (Europäische Kommission
2020) und die Vorgaben für Smartphones nach Öko­
design­Richtlinie (Europäische Kommission 2023) auf
europaweit einheitliche Regulierungen. Offen ist, wie
schnell die Regelungen sich auf den Markt und schließ­
lich die Nutzungsdauer auswirken werden. Handlungs­

bedarf besteht sowohl auf europäischer als auch auf 
deutscher Ebene bei den aufgeschobenen Planungen 
für ein Recht auf Reparatur. Ein Engagement der deut­
schen Regierungsvertreter:innen in Brüssel ist zwar 
nur eine von 27 Stimmen. Eine nationale Regelung – 
wie im Koalitionsvertrag angekündigt – könnte aber als 
Blaupause auch dem europäischen Prozess nützen. 
Zudem wäre eine solche Vorreiterrolle einer deutschen 
Wählerschaft leichter als Erfolg vermittelbar, als 
 Maßnahmen, die allgemein auf europäischer Ebene 
beschlossen werden. 

389. Produktpolitik betrifft Prozesse der Rohstoff­
bereitstellung, der Produktion, Nutzung und Rück­
führung in den Wirtschaftskreislauf. Maßnahmen, die
eine längere Nutzung von Elektrogeräten unterstüt­
zen, erfordern daher die politische Zusammenarbeit
der Ressorts Umwelt (BMUV), Wirtschaft (Bundes­
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz –
BMWK) und Wirtschaftliche Zusammenarbeit (Bundes­
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung – BMZ). So geht es für das BMWK um
bedrohte Arbeitsplätze im Handel und neue Arbeits­
plätze im Reparaturhandwerk ebenso wie um Rohstoff­
sicherheit, Rohstoffkosten und Klimawirkung. Das
BMUV ist für den Schutz der Umwelt wie der Ver­
braucherinteressen zuständig und verfolgt Ziele wie
sinkende Rohstoffbedarfe, verlangsamte Stoffströme,
Naturschutz auf internationaler Ebene, aber auch den
Schutz der Verbraucher:innen vor schlechter Produkt­
qualität und vor fehlenden Produktinformationen.
Das BMZ legt den Fokus auf das Thema Lieferketten,
um einerseits die Nachhaltigkeit des Rohstoffabbaus
zu  erhöhen, andererseits die Verdienstmöglichkeiten
ärmerer Länder zu unterstützen. Sowohl inhaltlich als
auch parteipolitisch lassen sich diese Interessen mit­
einander in Einklang bringen. BMWK und BMUV
haben ihre gemeinsame Unterstützung bereits do ­
kumentiert („Bundesregierung unterstützt Initi a ­
tive  der EU­Kommission für nachhaltige Produkte“,
gemeinsame Pressemitteilung von BMWK und BMUV
vom 30. März 2022).

390. Die Beschlüsse der Verbraucherschutzminister­
konferenz signalisieren Unterstützung für ökonomi­
sche Instrumente wie Reparaturbonus, Mehrwertsteu­
ersenkung oder Absetzbarkeit von Reparaturkosten auf 
Kosten des Bundes. Die Minister:innen der Länder
haben den Bund gebeten, parallel auch durch einen
europäischen oder deutschen Reparaturindex Impulse
für eine Veränderung von Konsummustern zu setzen
(VSMK 2022).
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5.2.5 Empfehlungen und Fazit
391. Smartphones stehen exemplarisch für viele 
 Elektrogeräte, deren Nutzungsdauer deutlich unter der 
Lebensdauer liegt. Politisch sind aktuell aussichts­
reiche Initiativen auf dem Weg, die direkt das Design 
der Geräte im Sinne einer Lebens­ und Nutzungs­
dauerverlängerung adressieren. Doch diese Ansätze 
allein werden der Rolle der Nutzenden, die schließlich 
darüber entscheiden, ob und welchen Aufwand sie für 
eine lange Nutzungsdauer betreiben, nicht gerecht. 

392. Derzeit sind vor allem regulative Instrumente auf 
europäischer Ebene im politischen Portfolio. Hier ist 
eine aktive Rolle der Bundesregierung wichtig, um auf 

Dauer einen besseren Handlungsrahmen für die 
Nutzer:innen zu schaffen. Dieser sollte aber durch 
nationale Maßnahmen flankiert werden. Nur ein 
Zusammenspiel kann Konsumgewohnheiten dauerhaft 
verschieben mit positiven Wirkungen für Rohstoff­
verbrauch, Energie und Klima. Dafür ist es wichtig, 
dass die Produkte nicht nur länger nutzbar sind, 
 sondern die Konsument:innen dieses Angebot auch 
 tatsächlich wahrnehmen. Um positive Grundeinstel­
lungen zur längeren Nutzungsdauer und deutliche 
Anreize in der Entscheidungssituation zu erreichen, 
braucht es ein Maßnahmenbündel, das über regulato­
rische Maßnahmen auf der Herstellerseite hinausgeht 
und die Einflussfaktoren des Verhaltens verändert 
(Abb. 5­7). 

 ɦ  Abbildung 5-7

Empfehlenswerte Ansätze für eine längere Nutzung von Smartphones 

In Abbildung 3-1 in Kapitel 3.1 wurden verschiedene Einflussfaktoren umweltfreundlichen Verhaltens identifiziert. Diese Abbildung zeigt 
vereinfacht, auf welche Einflussfaktoren ausgewählte Ansätze zur Verlängerung der Nutzungsdauer von Smartphones einwirken.

SRU 2023
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393. Technisch reparaturfähige Geräte vorausgesetzt, 
lässt sich umweltfreundliches Verhalten durch ver­
schiedene Anreize unterstützen:

 ɦ Längere Gewährleistungsfristen und Reparatur als 
Kulturtechnik im Alltags­ und Bildungsbereich stei­
gern die Wertschätzung für vorhandene Geräte.

 ɦ Qualitätsangaben zu Lebensdauer und Reparierbar­
keit ermöglichen bewusste Kaufentscheidungen.

 ɦ Strukturelle Veränderungen wie – im Falle der 
Smartphones – eine Trennung von Verträgen und 
Geräten oder zumindest eine eindeutige Auswei­
sung des Gesamtpreises für das Gerät, Gerätemiete 
statt Kauf oder innovative Boni bei Vertragsverlän­
gerung (z. B. Akku­ oder Displayaustausch) machen 
eine längere Nutzung attraktiver.

 ɦ Ein einfacher Zugang zu Ersatzteilen, Anleitungen 
und Reparaturbetrieben, zum Beispiel über Infor­
mationsplattformen, sowie Instrumente zur Kos­
tensenkung erleichtern Reparaturentscheidungen.

394. Die europäischen Regelungen werden das Design 
und die Lebensdauer von Smartphones – voraussicht­
lich – nachhaltig verändern. Gleichzeitig braucht es 
Instrumente, die den Weg in eine Kultur der längeren 
Produktnutzung ebnen. Dazu lassen sich Reparatur­
index, Reparaturbonus, Branchenvereinbarungen über 
die Gestaltung von Verträgen und der Aufbau einer 
bundesweiten Datenbank qualitätsgesicherter Repara­
turbetriebe kombinieren. 

395. Die Verlängerung der Nutzungsdauer von Pro­
dukten als politisches Ziel geht über Smartphones oder 
Elektrogeräte hinaus: Schließlich ist sie einer der wirk­
samsten Hebel, um kurzfristig das Tempo und den 
Umfang unserer Stoffkreisläufe zu senken. Dafür gilt 
es, in allen Phasen dieses Kreislaufes Optionen und 
Hilfestellungen für Entscheidungsprozesse anzubie­
ten. Es braucht eine Kombination von Instrumenten, 
die Rahmenbedingungen für Haltbarkeit schaffen, 
Alternativen eröffnen und umweltgerechtes Verhalten 
zu einer einfachen Wahl machen. Wenn Produktre­
gulierung, Bildung, Information, organisatorische Er ­
leichte rungen und ökonomische Anreize ineinander­
greifen, kann die Wertschätzung steigen und die Weiter­
nutzung von Produkten wird attraktiver.

396. Die Chancen, den Trend zum schnellen Austausch 
von Elektrogeräten zu verlangsamen, sind durch das 
Zusammentreffen äußerer Treiber gestiegen. So hat 
das Bewusstsein für den Wert von Rohstoffen und Pro­

dukten aufgrund gestörter Lieferketten und hoher 
Energiepreise auch in der Bevölkerung zugenommen. 
Technische Entwicklungen wie der 3D­Druck können 
die Herstellung von Ersatzteilen aus Kunststoffen 
an  sehr vielen Orten (privat oder im Netzwerk von 
 Reparaturwerkstätten) deutlich erleichtern. Anreize 
und Instrumente für eine verlängerte Nutzungsdauer 
haben vor allem Gewinner und kaum negative Aus­
wirkungen auf die heimische Wirtschaft. Tatsächlich 
können neue regionale Arbeitsplätze und Wertschöp­
fung im Reparaturhandwerk entstehen, gegebenenfalls 
unterstützt durch eine Aus­ und Weiterbildungsoffen­
sive. Dies sollte politisches Wohlwollen und Engage­
ment erzeugen. Eine schnelle Umsetzung in der Breite 
lässt sich durch Allianzen zwischen Bund und Ländern, 
Politik und Wirtschaft sowie der Zivilgesellschaft, die 
vielerorts bereits den Gedanken der Nutzungsdauer­
verlängerung durch Betrieb von Repair­Cafés in die 
Realität umsetzt, erreichen.

397. Der Bund kann insbesondere auf europäischer 
Ebene Einfluss geltend machen, um die Hersteller auf 
Mindeststandards hinsichtlich Designs und Lebens­
dauer zu verpflichten. Um gleichzeitig Menschen für 
die Bedeutung einer langen Produktnutzungsdauer zu 
sensibilisieren, sollten einerseits Bildung und Informa­
tion auf allen Altersebenen, andererseits praktische 
Anleitungen für Reparaturen selbstverständlich ange­
boten werden. Die Entscheidungen für Erwerb und 
Nutzung treffen Menschen mit ganz unterschiedlichen 
Hintergründen: Sie brauchen Informationen zu Halt­
barkeit und Umweltwirkung sowie Entscheidungs­
kontexte, die umweltfreundliches Verhalten zur ersten 
Wahl machen. Reparaturen müssen also überhaupt 
möglich und der Zugang zu Ersatzteilen, Anleitungen 
sowie Werkstätten einfach gestaltet sein. Insgesamt 
sollte es preisgünstiger sein, die Nutzungsdauer zu 
 verlängern, als ein Neugerät anzuschaffen. Neben 
den technischen Voraussetzungen – stabile Hardware, 
Software­Updates und ­Upgrades – darf die Frage der 
gefühlten Veraltung von Geräten nicht ausgeblendet 
werden. Hier kommen wiederum Bildung, Kommuni­
kation und eine deutliche Wertschätzung zuverlässiger 
Geräte zum Tragen, um ein positives Narrativ der 
 langen Nutzungsdauer zu entwickeln.
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5.3  Gebäudesanierung – 
die Wärmewende in 
Eigenheimen beschleunigen

398. Eine besonders große Herausforderung beim Kli­
maschutz in Deutschland ist die Wärmewende. Trotz
zahlreicher Maßnahmen und hoher Fördersummen
stagniert die Sanierungsrate seit Jahren (SINGHAL
und STEDE 2019). Um die Gründe zu verstehen, müs­
sen die einzelnen Zielgruppen betrachtet werden. Da in 
diesem Gutachten insbesondere (Konsum­)Entschei­
dungen von Individuen im Fokus stehen, sind hier
selbstnutzende Eigentümer:innen von Ein­ und Zwei­
familienhäusern besonders relevant. Überdies ist diese
Zielgruppe auch klimapolitisch eine wichtige Größe (s.
Tz. 401). Die folgende Analyse zeigt, dass Sanierungs­
anlässe als Gelegenheitsfenster eine wichtige Rolle
spielen. Eigentümer:innen wissen häufig nicht genau
über die energetische Qualität ihres Gebäudes Bescheid 
und sind von der komplexen Sanierungsentscheidung
oft überfordert. Dabei wird die Wirtschaftlichkeit von
Sanierungsmaßnahmen oft nicht präzise berechnet,
entscheidend ist vielmehr, ob die Maßnahmen finan­
ziell machbar erscheinen. Politische Maßnahmen, die
spezifische Gelegenheitsfenster nutzen und Hürden
abbauen, können die Wärmewende im Bereich der Ein­ 
und Zweifamilienhäuser beschleunigen. Eine wichtige
Rolle spielen dabei regulative Instrumente, die hin­
sichtlich der politischen Realisierbarkeit besonders
herausfordernd sind.

5.3.1 Umweltpolitische Relevanz

399. Der Gebäudesektor hat sowohl 2020 als auch 2021 
seine Emissionsminderungsziele laut Bundes­Klima­
schutzgesetz (KSG) verfehlt (ERK 2022b). Die Klima­
ziele erfordern mittelfristig eine deutliche Senkung des 
Heizenergiebedarfs und die Bereitstellung der verblei­
benden Heizenergie auf Basis erneuerbarer Energien.
In beiden Bereichen war der Fortschritt in den vergan­
genen Jahren jedoch ungenügend. Seit rund einem
Jahrzehnt stagnieren sowohl der Anteil erneuerbarer
Energien an der Wärmeerzeugung als auch der End­
energieverbrauch im Gebäudesektor (BMWi 2021a;
2021b). Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine
hat zusätzlichen politischen Handlungsdruck erzeugt,
die Abhängigkeit von Importen fossiler Energieträger
zu senken und die Wärmewende zu beschleunigen
(BMWK 2022).

400. In Deutschland gibt es 19 Millionen bestehende
Wohngebäude (darunter 16 Millionen Ein­ und Zwei­
familienhäuser) (Statistisches Bundesamt 2022), von
denen ein großer Anteil in den kommenden 22 Jahren
hinsichtlich Wärmedämmung und/oder ­versorgung
angepasst werden muss, um die Klimaziele zu errei­
chen. Nicht zielführend ist die Überlegung, die bisher
dominanten Energieträger Heizöl und Erdgas lediglich
mit grünem Wasserstoff oder wasserstoffbasierten
synthetischen Energieträgern zu ersetzen, um so den
Anpassungsaufwand für Eigentümer:innen zu reduzie­
ren. Dies würde aufgrund des hohen Energiebedarfs
bei der Herstellung der Energieträger zu hohen Import­
bedarfen mit negativen ökologischen und sozialen
 Folgen und zu enormen Kostensteigerungen für die
Verbraucher:innen führen. Vielmehr ist es entschei­
dend, die Eigentümer:innen dafür zu gewinnen, ihre
Gebäude energetisch zu sanieren und Heizungen ein­
zubauen, die mit erneuerbaren Energien betrieben
werden (SRU 2021; vgl. Tz. 29). Neben der reinen
Anzahl der zu sanierenden Gebäude ist auch die Viel­
fältigkeit im Gebäudebestand eine Herausforderung.
Diese besteht neben bautechnischen Restriktionen und 
stark variierenden Gebäudezuständen unter anderem
in der Eigentümerstruktur der Wohngebäude.

401. Im Rahmen dieses Fallbeispiels wird die Sanie­
rungsentscheidung selbstnutzender Eigentümer:innen
von Ein­ und Zweifamilienhäusern vertieft betrachtet.
Diese Gruppe umfasst 33 % aller Haushalte in Deutsch­
land (Statistisches Bundesamt 2019) und ist aufgrund
der im Durchschnitt größeren Wohnflächen und des
höheren Wärmeverlusts durch Außenwände für 47,5 %
des Endenergieverbrauchs des Gebäudebestands ver­
antwortlich (WALBERG und GNIECHWITZ 2016).
Ein­ und Zweifamilienhäuser sind überdurchschnitt­
lich oft den schlechtesten Energieklassen zuzuordnen
(KRIEGER et al. 2019) und weisen eine geringere
Sanierungsrate auf als Mehrfamilienhäuser, wobei sie
zwar öfter, aber weniger umfassend saniert werden
(WALBERG et al. 2022).

402. Anknüpfend an die Begründungen für die politi­
sche Adressierung von Verhalten aus Kapitel 2 drängt
im Gebäudesektor also zum einen durch die Klima­ 
und die Energiekrise im doppelten Sinne die Zeit. Zum
anderen ist das Verhalten – jedenfalls was den Bereich
der selbstgenutzten Ein­ und Zweifamilienhäuser
angeht – ein starker Hebel zur Erreichung der Klima­
ziele. Daher sollte die Sanierungsentscheidung poli­
tisch verstärkt in den Blick genommen werden.
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5.3.2 Entscheidungssituation
403. Die Entscheidung für eine energetische Sanierung 
wird häufig als Investitionsentscheidung dargestellt. 
Dies verkennt jedoch die vielfältigen Motive der Eigen­
tümer:innen von Eigenheimen. Während bei profes­
sionell­gewerblichen Vermietenden weitgehend und 
bei privaten Kleinvermietenden teilweise von einer 
ökonomischen Investitionsentscheidung ausgegangen 
werden kann, treffen selbstnutzende Eigentümer:in­
nen vielmehr eine strategische Konsumentscheidung 
(STIEß et al. 2010; BAGINSKI und WEBER 2017; WEIß 
2017; WEIß et al. 2018; zum Begriff s. BODENSTEIN 
et  al. 1997). Gemeint ist, dass die Renditeerwartung 
nicht im Vordergrund steht (Tz. 410). Eigentümer:innen 
von Eigenheimen wollen vielmehr insbesondere ihre 
eigene Wohnsituation verbessern (WEIß 2017), da sie 
überwiegend in ihrem Haus alt werden möchten 
(STIEß et al. 2010, S. 32). Das Eigenheim ist dabei viel 
mehr als ein Gebäude – es ist ein Ort mit hoher emo­
tionaler Bedeutung für die Bewohnenden (STIEß et al. 
2010; WILSON et al. 2015). 

404. Die Entscheidung wird also nicht primär als 
 ökonomische Abwägung getroffen, sondern auf Basis 
vielfältiger Motive (STIEß und DUNKELBERG 2013; 
Tz. 408). Hinzu kommt, dass nur von einer begrenzten 
Rationalität ausgegangen werden kann. Aufgrund der 
Komplexität der Entscheidung sind Eigentümer:innen 
häufig überfordert (WEIß et al. 2018) und verlassen 
sich auf „gefühlte Wirtschaftlichkeit“, anstatt lang­
fristige Kosten­Nutzen­Rechnungen anzustellen (AL ­
BRECHT et al. 2010). Es gibt darüber hinaus auch 
Anzeichen, dass teils das Bauchgefühl entscheidend ist 
und bereits gefasste Entscheidungen im Nachhinein 
„rationalisiert“ werden (BAGINSKI und WEBER 2017).

405. Die Komplexität der Entscheidungssituation wird 
dadurch erhöht, dass hier Haushalte agieren, die oft 
aus mehr als einer Person bestehen. Laut STIEß et al. 
(2010) werden alle Aufgaben rund um die Sanierung 
von Paaren häufig gemeinsam übernommen, bei ener­
getischen Sanierungen jedoch tendenziell weniger als 
bei anderen Sanierungen. Insgesamt wird die Komple­
xität der Entscheidungsfindung innerhalb eines Haus­
halts aber in der Forschung vernachlässigt (WILSON 
et al. 2015).

406. Der Entscheidungsprozess für eine energetische 
Sanierung kann in zwei Schritte unterteilt werden 
(s. Abb. 5­8): Zunächst bedarf es eines Auslösers bzw. 
eines Anlasses für eine Sanierung. Erst wenn dieser 

besteht, setzt sich der Haushalt intensiv mit dem 
Thema auseinander, um sich schließlich hinsichtlich 
der Sanierung zu entscheiden (RENZ und HACKE 
2016; WEIß et al. 2018). Dabei handelt es sich im Prin­
zip um eine Vielzahl von Entscheidungen. Die Haus­
halte müssen zum einen festlegen, welche Gebäude­
teile sie sanieren möchten, zum anderen aber auch, 
welche Sanierungstiefe und welche Heiztechnologie 
sie  wählen möchten. Außerdem müssen verschiedene 
Dienstleister beauftragt werden. 

407. Wichtige Anlässe sind vor allem der Eigentums­
übergang, also Kauf oder Erbe eines Hauses, ohnehin 
erforderliche Reparaturen oder geplante Arbeiten, der 
Wunsch nach einer Verbesserung des Wohnkomforts 
oder einer Veränderung der Wohnsituation sowie 
gesetzliche Vorgaben. Zum Teil werden in der Literatur 
auch Anlässe angegeben, die mit den weiteren Motiven 
im Entscheidungsprozess verschwimmen, sodass die 
beiden Kategorien nicht vollständig trennscharf sind 
(s.  Abb. 5­8). So können auch Wertsteigerung und 
­erhalt sowie der Wunsch, klimafreundlicher zu leben 
oder Energie einzusparen (insb. bei steigenden Energie­
preisen), den Entscheidungsprozess anstoßen (RENZ 
und HACKE 2016; WEIß et al. 2018; BAGINSKI und 
WEBER 2017; DURTH 2017). Selten können auch Reno­
vierungen in der Nachbarschaft oder der Einfluss Drit­
ter ein Auslöser sein. Soziale Ansteckung bei Energie­
effizienzmaßnahmen am Gebäude scheint aber – anders 
als bei Solarpanelen (BARTON­HENRY et al. 2021) – 
keinen großen Effekt zu haben (BAGINSKI und WEBER 
2017), vermutlich wegen der geringeren Sichtbarkeit.

408. Wenn ein Anlass besteht, beginnt der Abwä­
gungsprozess, ob und in welchem Umfang eine Sanie­
rung durchgeführt wird. Ein Anlass ist also noch nicht 
ausreichend, er muss auch genutzt werden. Jenseits des 
ursprünglichen Anlasses können nun verschiedene 
zusätzliche Motive die Entscheidung für eine um ­
fangreiche energetische Sanierung begünstigen. In der 
Regel wirken mehrere dieser Motive gemeinsam 
(STIEß et al. 2010). Ihnen stehen jedoch auch Hürden 
gegenüber (s. Abb. 5­8). Manche davon sind kaum 
beeinflussbar, andere lassen sich hingegen politisch 
adressieren (ALBRECHT et al. 2010). Einige wichtige 
empirische Zusammenhänge werden im Folgenden 
hervorgehoben.

409. Aufgrund der langen Investitionszyklen treffen 
Eigentümer:innen nur relativ selten Sanierungsent­
scheidungen. Daher ist der energetische Zustand des 
eigenen Hauses zuvor oft nicht bekannt bzw. wird 

 ɦ  Abbildung 5-8

Entscheidungsprozess für eine energetische Sanierung des Eigenheims

SRU 2023; Quellen: basierend auf WEIß et al. 2018; darüber hinaus s. STIEß et al. 2010; WEIß und VOGELPOHL 2010; 
WEIß et al. 2016; RENZ und HACKE 2016; BAGINSKI und WEBER 2017; DURTH 2017
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besteht, setzt sich der Haushalt intensiv mit dem
Thema auseinander, um sich schließlich hinsichtlich
der Sanierung zu entscheiden (RENZ und HACKE
2016; WEIß et al. 2018). Dabei handelt es sich im Prin­
zip um eine Vielzahl von Entscheidungen. Die Haus­
halte müssen zum einen festlegen, welche Gebäude­
teile sie sanieren möchten, zum anderen aber auch,
welche Sanierungstiefe und welche Heiztechnologie
sie wählen möchten. Außerdem müssen verschiedene
Dienstleister beauftragt werden.

407. Wichtige Anlässe sind vor allem der Eigentums­
übergang, also Kauf oder Erbe eines Hauses, ohnehin
erforderliche Reparaturen oder geplante Arbeiten, der
Wunsch nach einer Verbesserung des Wohnkomforts
oder einer Veränderung der Wohnsituation sowie
gesetzliche Vorgaben. Zum Teil werden in der Literatur
auch Anlässe angegeben, die mit den weiteren Motiven
im Entscheidungsprozess verschwimmen, sodass die
beiden Kategorien nicht vollständig trennscharf sind
(s.  Abb. 5­8). So können auch Wertsteigerung und
­erhalt sowie der Wunsch, klimafreundlicher zu leben
oder Energie einzusparen (insb. bei steigenden Energie­
preisen), den Entscheidungsprozess anstoßen (RENZ
und HACKE 2016; WEIß et al. 2018; BAGINSKI und
WEBER 2017; DURTH 2017). Selten können auch Reno­
vierungen in der Nachbarschaft oder der Einfluss Drit­
ter ein Auslöser sein. Soziale Ansteckung bei Energie­
effizienzmaßnahmen am Gebäude scheint aber – anders
als bei Solarpanelen (BARTON­HENRY et al. 2021) –
keinen großen Effekt zu haben (BAGINSKI und WEBER
2017), vermutlich wegen der geringeren Sichtbarkeit.

408. Wenn ein Anlass besteht, beginnt der Abwä­
gungsprozess, ob und in welchem Umfang eine Sanie­
rung durchgeführt wird. Ein Anlass ist also noch nicht
ausreichend, er muss auch genutzt werden. Jenseits des
ursprünglichen Anlasses können nun verschiedene
zusätzliche Motive die Entscheidung für eine um­
fangreiche energetische Sanierung begünstigen. In der
Regel wirken mehrere dieser Motive gemeinsam
(STIEß et al. 2010). Ihnen stehen jedoch auch Hürden
gegenüber (s. Abb. 5­8). Manche davon sind kaum
beeinflussbar, andere lassen sich hingegen politisch
adressieren (ALBRECHT et al. 2010). Einige wichtige
empirische Zusammenhänge werden im Folgenden
hervorgehoben.

409. Aufgrund der langen Investitionszyklen treffen
Eigentümer:innen nur relativ selten Sanierungsent­

 ɦ  Abbildung 5-8

Entscheidungsprozess für eine energetische Sanierung des Eigenheims

SRU 2023; Quellen: basierend auf WEIß et al. 2018; darüber hinaus s. STIEß et al. 2010; WEIß und VOGELPOHL 2010; 
WEIß et al. 2016; RENZ und HACKE 2016; BAGINSKI und WEBER 2017; DURTH 2017
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falsch eingeschätzt. Das führt dazu, dass Eigen­
tümer:innen oft gar keine Notwendigkeit sehen, ihr 
Haus zu sanieren (STIEß et al. 2010). Darüber hinaus 
besteht oft wenig Vorerfahrung, sodass Eigen­
tümer:innen sich von den komplexen Entscheidungen 
zu Sanierungstiefe, Baumaterialien oder Auswahl von 
Handwerker:innen überfordert fühlen können. Die 
Komplexität besteht auch darin, dass verschiedene 
Sanierungsmaßnahmen (z.  B. Dämmung, Austausch 
der Heizungsanlage oder der Fenster) aufeinander 
abgestimmt sein sollten, um die größtmögliche Ener­
gieeinsparung zu erzielen, oder sich teilweise sogar 
gegenseitig bedingen. Dies ist umso schwieriger, als 
viele Eigentümer:innen nicht alle Maßnahmen gleich­
zeitig durchführen können und wollen, sondern 
schrittweise sanieren. Das erforderliche Wissen müs­
sen sich die potenziellen Sanierer:innen aufwendig 
aneignen, gleichzeitig gibt es prinzipiell ein großes und 
teils unübersichtliches Informationsangebot (WEIß 
et  al. 2018). In der Regel werden daher nicht nur für 
die  Umsetzung, sondern auch schon in der Planung 
Dienstleister hinzugezogen, etwa Handwerker:innen 
und Energieberater:innen. Handwerker:innen sind die 
wichtigste Informationsquelle für Sanierende (STIEß 
et al. 2010). Diesen wird besonders hohes Vertrauen 
entgegengebracht (KASTNER und MATTHIES 2016), 
wodurch sie die Sanierungsentscheidung stark be ­
einflussen. Wenn sie von Energieeffizienzmaßnahmen 
und der Nutzung erneuerbarer Energien überzeugt 
sind, können sie die Sanierungsentscheidung maßgeb­
lich unterstützen. Wenn Handwerker:innen jedoch 
eine ablehnende Haltung zu bestimmten Maßnahmen 
haben, können sie auch energetische Sanierungsmaß­
nahmen verhindern, für die sich Eigentümer:innen 
zunächst interessieren (ZAUNBRECHER et al. 2021). 

410. Ob sich die Gebäudesanierung wirtschaftlich 
lohnt, also die Kosten der Sanierung durch Einsparun­
gen beim Heizen kompensiert werden, ist eine zentrale 
Frage in der Entscheidung. Allerdings stellen die 
betroffenen Haushalte oft weder vorher eine Kosten­
Nutzen­Rechnung auf, noch vergleichen sie im Nach­
hinein die tatsächlichen Einsparungen. Es geht also 
um  „gefühlte Wirtschaftlichkeit“ (ALBRECHT et al. 
2010). Dementsprechend ist für Selbstnutzer:innen 
finanzielle Machbarkeit wichtiger als Profitabilität 
(BAGINSKI und WEBER 2017). Außerdem ist die 
finanzielle Situation der Eigentümer:innen von Eigen­
heimen sehr unterschiedlich, sodass sich nur solche 
mit höherem Einkommen (oder Vermögen) umfas­
sende energetische Sanierungen leisten können (WEIß 
2017). Dementsprechend sind Energiewendetechno­

logien auch bei Eigentümer:innen mit geringem Ein­
kommen weniger verbreitet (RÖMER und STEIN­
BRECHER 2021). 

411. Umfangreichere Sanierungen erfordern oft einen 
Kredit, sofern die Eigentümer:innen nicht hohe Rück­
lagen gebildet haben. Allerdings sind viele Eigen­
tümer:innen risikoavers und häufig nicht bereit, einen 
Kredit für die Sanierung aufzunehmen, auch wenn sie 
das könnten (ALBRECHT et al. 2010). Die Risikoaver­
sion wird hier unter anderem dadurch getrieben, dass 
die Preisentwicklung von Energieträgern unsicher ist, 
ebenso wie der Energiebedarf nach der Sanierung 
(NOVIRDOUST et al. 2022). Dementsprechend wer­
den auch sehr lange Amortisationszeiten kritisch ge ­
sehen, wohingegen mittlere Amortisationszeiten bis 
15  Jahre akzeptiert werden (STIEß et al. 2010). Das 
 widerspricht der „gefühlten Wirtschaftlichkeit“ nicht, 
 sondern zeigt erneut, dass Eigentümer:innen Risiken 
scheuen, die zunächst einmal gegen den (vermeintlich 
sicheren) Status quo bewertet werden. Damit werden 
aber zukünftige Entwicklungen (wie ein Anstieg des 
CO2­Preises) möglicherweise nicht ausreichend in den 
Entscheidungen berücksichtigt. Zwar ist die Absiche­
rung gegen steigende Preise ein wichtiges Motiv bei der 
Sanierung (ALBRECHT et al. 2010), dennoch zeigte 
sich in der derzeitigen Energiekrise, dass viele Eigen­
tümer:innen den erwartbaren Preisanstieg im Sommer 
2022 trotz großer medialer Aufmerksamkeit noch deut­
lich unterschätzten (IKND 2022). 

412. Eigentümer:innen von Eigenheimen unterschei­
den sich nicht nur hinsichtlich ihres Einkommens und 
Vermögens, sondern auch im Hinblick auf andere Hür­
den und Motive sowie auf demografische Merkmale. 
Beispielsweise spielt das Alter eine wichtige Rolle für 
die Nutzungsperspektive und damit für die Entschei­
dung, ob bzw. wie saniert wird (WEIß et al. 2018). 
Auch sind einige Eigentümer:innen in ihrer Entschei­
dung durchaus von Klimaschutz oder geringerer 
Abhängigkeit von fossilen Energien motiviert. Manche 
agieren dagegen nicht vorausschauend, sondern han­
deln nur wenn nötig, beispielsweise bei einem tech­
nischen Defekt. Und andere interessiert vor allem die 
Verschönerung des Gebäudes. Bei der zielgruppen­
gerechten Ansprache kann es hilfreich sein, anhand 
dieser Merkmale Gruppen von ähnlichen Eigen tü  ­ 
  m   er: innen zu bilden (ALBRECHT et al. 2010; STIEß 
et al. 2010). 
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5.3.3 Geeignete Instrumente

413. Eine Vielzahl von Instrumenten zielt bereits heute 
darauf ab, die Sanierungsquote (sowohl von selbstge­
nutzten als auch von vermieteten Gebäuden) zu stei­
gern. Zentral ist in diesem Instrumentenmix bisher die 
finanzielle Förderung. Seit 2021 bündelt die Bundes­
förderung für effiziente Gebäude (BEG) die Förder­
programme des Bundes für Sanierungen und erneuer­
bare Energien im Gebäudesektor. Dabei werden sowohl 
die Sanierung des gesamten Gebäudes als auch Einzel­
maßnahmen gefördert. Bereits zuvor wurden ent­
sprechende Maßnahmen über verschiedene andere 
Programme finanziell unterstützt. Hinzu kommt die 
Steuerermäßigung für energetische Sanierungsmaß­
nahmen (§ 35c Einkommensteuergesetz – EStG). Eine 
primär auf finanzieller Förderung basierende Politik 
erfordert jedoch, dass ausreichend viel Geld dafür 
bereitgestellt wird. Was passiert, wenn dies nicht der 
Fall ist, zeigte sich Anfang 2022 beim Förderstopp zen­
traler Programmteile der BEG, als die vorhandenen 
Mittel ausgeschöpft waren. Zwar wurde ein Großteil 
der Mittel für den Neubau vergeben. Dennoch kam es 
wegen fehlender Mittel auch bei der Sanierungsförde­
rung zu einer Unterbrechung, was zu einer Verunsiche­
rung der Akteure führte. 

414. Hinzu kommt, dass einzelne Förderungen in der 
Vergangenheit den Klimazielen entgegenwirkten, da 
etwa der Austausch von Ölheizungen durch Gashei­
zungen noch bis Sommer 2022 subventioniert wurde 
(KfW 2022). Das ist auch deshalb problematisch, weil 
damit der Neueinbau von Gasheizungen nicht nur 
finanziell angereizt, sondern auch als sozial erwünscht 
definiert wurde (vgl. Tz. 106). Als weiteres ökonomi­
sches Instrument gibt es seit 2021 die CO2­Bepreisung 
auf Heizöl und Erdgas im Rahmen des Brennstoffemis­
sionshandelsgesetzes (BEHG), die einen indirekten 
Anreiz zur Sanierung geben soll (s. Kasten 3­2). 

415. Es bestehen außerdem bereits viele ordnungs­
rechtliche Vorgaben, die seit Ende 2020 im Gebäude­
energiegesetz (GEG) gebündelt sind. Beispielsweise 
muss die oberste Geschossdecke oder das Dach 
gedämmt werden, wobei diese Verpflichtung bei Ein­ 
und Zweifamilienhäusern erst beim Eigentumsüber­
gang greift (§ 47 GEG). Wenn Außenbauteile eines 
Gebäudes verändert werden, gelten ebenfalls gewisse 
energetische Standards (§ 48 GEG). Auch Heizsysteme 
werden reguliert, so dürfen beispielsweise ab 2026 
Ölkessel nicht mehr eingebaut werden (wobei es meh­
rere Ausnahmen gibt) und bestimmte Öl­ und Gas­

kessel, die älter als dreißig Jahre sind, dürfen nicht 
mehr betrieben werden (§ 72 GEG). Eine Ausweitung 
dieser Regelungen wird derzeit politisch verhandelt (s. 
Tz. 418 und 423). Hinsichtlich regulativer Instrumente 
im Gebäudesektor wurde in der Vergangenheit von 
einem hohen Vollzugsdefizit berichtet (WEIß und 
VOGEL POHL 2010). Vermutlich liegt das Defizit bei 
Bestandsgebäuden dabei noch höher als im Neubau, da 
im  Neubau die Kontrolle leichter möglich ist (ebd.). 
Neben diesen einzelnen regulativen Vorgaben gibt es 
bislang keine systematisch abgestimmte ordnungs­
rechtliche Regelung, Bestandsgebäude insgesamt auf 
ein bestimmtes energetisches Niveau zu sanieren.

416. Daneben gibt es diverse informationelle Instru­
mente, etwa Energieausweise, individuelle Sanierungs­
fahrpläne und verschiedene Formen der Energie ­
beratung sowie persuasive Instrumente, wie die Kam­
pagnen „Deutschland macht’s effizient!“ oder „80 Mil­
lionen gemeinsam für den Energiewechsel“. Hinzu 
kommen Instrumente auf Ebene der Länder und 
 Kommunen. 

417. Im Projektionsbericht 2021 wurde die Wirkung 
von acht bereits beschlossenen Maßnahmen abge­
schätzt. Für die kommenden Jahre wird dort die größte 
Emissionsreduktion durch die BEG­Förderung sowie 
durch die regulativen Vorgaben des GEG erwartet. Bis 
2040 gewinnen auch die CO2­Bepreisung und die steu­
erliche Förderung an Bedeutung. Die BEG­Förderung 
erbringt dabei bis 2040 mehr als die Hälfte der CO2­
Reduktion, die von den acht betrachteten Maßnahmen 
insgesamt erreicht wird (REPENNING et al. 2021). 
Alle Maßnahmen zusammen erzielen allerdings keine 
ausreichende Reduktion, um mittelfristige Klimaziele 
zu erfüllen (ebd.). Zudem geht die Studie noch von 
deutlich höheren Fördersätzen aus als den derzeit 
 gültigen, daher ist der berechnete Effekt höher als 
mit der aktuellen Förderung anzunehmen ist. 

418. Angesichts der nach wie vor stagnierenden Sanie­
rungsrate, der wiederholten KSG­Zielverfehlungen des 
Gebäudesektors und der erwartbaren Verfehlung mit­
telfristiger Ziele muss die bisherige Politik als unzu­
reichend angesehen werden. Das Sofortprogramm 
2020 für den Gebäudesektor enthielt lediglich zusätz­
liche Fördermittelzusagen, denen der ERK keine hin­
reichende Wirkung auf die Emissionsminderung attes­
tierte (ERK 2021). Die Bundesregierung sieht jedoch 
derzeit einige Weiterentwicklungen des Instrumenten­
mixes vor, die unter anderem im Koalitionsvertrag und 
im Sofortprogramm für den Gebäudesektor 2022 ange­
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kündigt wurden (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP 2021; BMWK und BMWSB 2022). Die Pläne 
gehen wesentlich über bisherige Instrumente hinaus. 
Laut ERK leisten die Maßnahmen im Sofortprogramm 
einen „substanziellen Beitrag zur Minderung der Emis­
sionen“, jedoch ist die Rückkehr auf den KSG­Zielpfad 
nicht sichergestellt (ERK 2022a, S. 5). Ebenso sind auf 
EU­Ebene im Rahmen der Richtlinie über die Gesamt­
energieeffizienz von Gebäuden 2010/31/EU (Gebäude­
effizienz­Richtlinie) einige Neuerungen angedacht.

419. Die in Abschnitt 5.3.2 beschriebene Entschei­
dungssituation von Eigentümer:innen legt insbeson­
dere zwei Ansatzpunkte nahe, um Instrumente zielge­
richtet weiterzuentwickeln. Das ist zum einen das Ver­
ständnis eines zweistufigen Entscheidungsprozesses, 
bei dem zunächst ein Anlass erforderlich ist. Maßnah­

men können dafür sorgen, dass Anlässe verstärkt und 
für umfassendere Sanierungen genutzt oder neu 
geschaffen werden. Zum anderen können Instrumente 
an spezifischen Hürden ansetzen, die bisher Sanierun­
gen erschweren. Tabelle 5­7 gibt einen Überblick über 
die diskutierten Instrumente.

Sanierungsanlässe besser nutzen
420. Angesichts der langen Lebensdauern von Däm­
mungen ist es essenziell, dass Sanierungen, die heute 
vorgenommen werden, einen mit den Klimazielen kom­
patiblen Standard für den jeweiligen Teil des Gebäudes 
erreichen. Wenn zunächst nur eine relativ schwache 
Dämmung gewählt wird, kann es passieren, dass später 
erneut gedämmt werden muss, um das Gebäude treib­
hausgasneutral betreiben zu können. Dies würde zu 
hohen zusätzlichen Kosten und zusätzlichem Material­

 ɦ  Tabelle 5-7

Mögliche Instrumente zur Beschleunigung der Wärmewende in Eigenheimen

Instrumententyp Mögliche situative Kontextveränderung (Beispiele)

Regulative Instrumente  ɦ Mindesteffizienzstandards (ohne Anlass)
 ɦ Mindesteffizienzstandards (bei Eigentumsübergang)
 ɦ Mit den Klimazielen kompatibler verpflichtender Standard bei Sanierung 
 ɦ  Einbauverbot für fossile Heizsysteme bzw. Verpflichtung zur Nutzung erneuer-

barer Energien beim Heizungstausch (bspw. vorgesehene Anforderung an neue 
Heizungen, mindestens 65 % erneuerbare Energien zu nutzen)

 ɦ Betriebsverbote für fossile Heizsysteme

Ökonomische 
 Instrumente

 ɦ Weiterentwicklung der CO2-Bepreisung
 ɦ Einkommens- und vermögensabhängige Förderung
 ɦ Finanzielle Förderung für Erfüllung ordnungsrechtlicher Standards ermöglichen
 ɦ Förderung mit langfristigen Klimazielen in Einklang bringen

Information, 
 Überzeugung und 
 Bildung

 ɦ  Verpflichtung zur Erstellung eines individuellen Sanierungsfahrplans 
(z. B. beim Eigentumsübergang)

 ɦ Zielgerichtete Information bei Eigentumsübergang
 ɦ Aufsuchende Energieberatung im Quartier
 ɦ Weiterentwicklung der Energieausweise
 ɦ Zielgruppenspezifische Informationsangebote
 ɦ Intermediäre (z. B. Handwerker:innen) fortbilden und zertifizieren

Veränderte 
 Entscheidungskontexte 

 ɦ Regelmäßigere Verbrauchsabrechnung und Vergleich mit anderen Haushalten

Staatliche Angebote 
und Infrastrukturen

 ɦ Bündelung von Angeboten und Dienstleistungen in One-Stop-Shops
 ɦ Kommunale Wärmeplanung (und Ausbau der Wärmenetze)

SRU 2023
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verbrauch führen. Um das zu verhindern, könnten die 
Anforderungen in § 48 GEG erhöht werden. Die Regie­
rungskoalition hat sich bereits zum Ziel gesetzt, einen 
höheren Standard für Bestandssanierungen verpflich­
tend zu machen (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP 2021). 

421. Darüber hinaus ist der Anlass des Eigentumsüber­
gangs für Instrumente geeignet, da hier administrativ
leicht angesetzt werden kann. Zum Beispiel könnten
individuelle Sanierungsfahrpläne beim Eigentums­
übergang verpflichtend werden (BERNEISER et al.
2021, S. 37), um den neuen Eigentümer:innen aufzu­
zeigen, welche Sanierungsarbeiten am Gebäude noch
durchzuführen sind, um Treibhausgasneutralität zu
erreichen. Dies könnte die neuen Eigentümer:innen
darin bestärken, einige Arbeiten unmittelbar umzuset­
zen. Wenn der Sanierungsfahrplan im Falle eines Kaufs 
bereits vor Abschluss des Kaufvertrags erstellt würde,
wüssten sie außerdem, welche Kosten in den kommen­
den Jahren noch zusätzlich anfallen. Neben dem Sanie­
rungsfahrplan können weitere informationelle Instru­
mente spezifisch am Eigentumsübergang ansetzen,
etwa wenn Käufer:innen im Kaufprozess Informa­
tions material in Kombination mit Beratungsangeboten
erhalten (WEIß et al. 2018, S. 23).

422. Eine schärfere Maßnahme wäre es, wenn
 Sanierungen mit einer Frist ab dem Zeitpunkt des
Eigentumsübergangs verpflichtend gemacht würden
(AL  BRECHT et al. 2010, S. 22). Dieser Ansatz wurde
für selbstgenutzte Ein­ und Zweifamilienhäuser bereits 
im GEG hinsichtlich der Verpflichtung, die oberste
Ge schossdecke oder das Dach zu dämmen (§ 47 GEG),
genutzt. Dies könnte auf einen Zielstandard für das
gesamte Gebäude oder auf weitere Gebäudeteile er ­
weitert werden.

423. Der Heizungstausch ist ebenfalls ein Anlass, an
dem Instrumente ansetzen können. Eine Verpflich­
tung zum Einbau eines nachhaltigen Heizungssystem
basierend auf erneuerbaren Energien beim Heizungs­
tausch (bzw. ein Verbot zum Neueinbau von fossilen
Heizsystemen) stellt sicher, dass das Gelegenheits­
fenster des Heizungsaustausches zugunsten einer
 klimafreundlichen Alternative genutzt wird (BERNEI­
SER et al. 2021, S. 34). Da Heizsysteme eine Lebens­
dauer von bis zu dreißig Jahren haben (Agora Energie­
wende und Ecologic Institute 2021), ist dieses
Instrument auch wichtig, um Fehlinvestitionen zu ver­
hindern. Anderenfalls müssten die Heizungen zum
Erreichen der Treibhausgasneutralität vor 2045 (und

damit gegebenenfalls vor Ende der technischen Lebens­
dauer) erneut ersetzt oder mit teuren synthetischen 
Kraftstoffen betrieben werden. Neben hohen Kosten 
führt ein vorzeitiger Heizungstausch auch zu un ­
nötigem Ressourcenverbrauch. Die Bundesregierung 
plant bereits eine Verpflichtung, nach der ab 2024 neu 
ein gebaute Heizungen mindestens 65  % erneuerbare 
 Energien nutzen müssen (BMWK und BMWSB 2022). 
Dieses Vorhaben begrüßt der SRU ausdrücklich. Um 
Fehlanreize zu vermeiden, ist bei der Ausgestaltung 
des Instruments eine klare Priorisierung der Erfül­
lungsoptionen entscheidend. Andernfalls besteht das 
Risiko, dass knappe oder teure Brennstoffe wie Holz­
pellets oder Wasserstoff ineffizient eingesetzt werden 
(vgl. Tz. 431).

Neue Sanierungsanlässe schaffen
424. Anlässe zur Sanierung können auch neu geschaf­
fen werden, etwa über ordnungsrechtliche Vorgaben.
Eine Variante wären verpflichtende Sanierungsstan­
dards (BERNEISER et al. 2021, S. 35). In mehreren
europäischen Ländern wurden Mindesteffizienzstan­
dards für Bestandsgebäude (Minimum Energy Perfor­
mance Standards – MEPS) bereits erfolgreich einge­
führt. Dabei ist zu einem weit im Voraus angekündig­
ten Zeitpunkt die Erfüllung eines bestimmten Ziel­
wertes verpflichtend (z.  B. Energieverbrauch oder
CO2­Ausstoß pro Quadratmeter, Energieeffizienz­
klasse im Energieausweis, Anzahl verpflichtender Ein­
zelmaßnahmen aus einer Auswahl) (SUNDERLAND 
und JAHN 2021). Die von der Europäischen Kom­
mission vorgeschlagenen Mindesteffizienzstandards 
gehen in diese Richtung, und zwar als Sanierungsver­
pflichtung für die schlechtesten 30  % der Gebäude 
(Europäische Kommission 2021c, Art. 9). Bei der Aus­
gestaltung von Mindesteffizienzstandards bestehen 
viele Möglichkeiten. Um Lock­ins zu vermeiden, müs­
sen die vorgeschriebenen Standards kompatibel mit 
den Klimazielen sein. Sie sollten frühzeitig verkündet 
und an die Akteursgruppen klar kommuniziert werden 
(BRAUNGARDT et al. 2022a). Vorteil einer anlassun­
abhängigen Sanierungsverpflichtung gegenüber einer 
Verpflichtung beim Eigentumsübergang wäre einer­
seits die höhere zeitliche Flexibilität für die Eigen­
tümer:innen, andererseits die deutlich höhere Reich­
weite (ebd.). Um die Effektivität dieses Instruments zu 
sichern, müsste der Vollzug im Vergleich zu bisherigen 
regulativen Instrumenten verbessert werden. Dazu 
kommen in Abhängigkeit von der konkreten Ausgestal­
tung des Standards verschiedene Optionen infrage 
(ebd.). Denkbar wäre zum Beispiel ein nationales Ge ­
bäuderegister (WEIß et al. 2021).
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425. Betriebsverbote für fossil betriebene Heizkessel 
könnten den Austausch von Öl­ und Gasheizungen und 
den Einbau insbesondere von Wärmepumpen fördern 
(BERNEISER et al. 2021, S. 34). Aufbauen könnte eine 
Regelung auf bestehenden Betriebsverboten in § 72 
GEG, die derzeit allerdings nur Heizkessel betreffen, 
die mindestens dreißig Jahre alt sind, und die Ausnah­
men für Niedertemperatur­Heizkessel und Brennwert­
kessel enthalten. Anders als verpflichtende Sanierungs­
standards ließe sich diese Vorgabe durch Einbezug 
von  Schornsteinfeger:innen relativ leicht überwachen 
(WEIß und VOGELPOHL 2010). Voraussetzung für ein 
Betriebsverbot wäre aber zunächst ein Verbot zum 
Neueinbau fossiler Heizsysteme mit erheblichem zeit­
lichem Vorlauf (Tz. 423).

426. Aber nicht nur regulative Instrumente können 
neue Anlässe schaffen. Eine direkte Ansprache von 
Eigentümer:innen über eine aufsuchende Energiebera­
tung im Quartier wäre ein informationelles Instru­
ment, das einen Anlass zur Sanierung oder zum Hei­
zungstausch bieten könnte. Durch gezielte Ansprache 
von geeigneten Haushalten könnten so Sanierungen 
befördert werden (WEIß et al. 2018). Auch eine Weiter­
entwicklung der CO2­Bepreisung könnte zu einem 
Sanierungsanlass werden, wenn sie die Heizkosten 
spürbar verteuert. Um als Anlass zu dienen, müsste der 
CO2­Preis aber sehr hoch liegen, da die Preiselastizität 
sehr niedrig ist (BACH et al. 2019). Daher ist die 
 CO2­Bepreisung nicht als primäres Instrument für 
die  Dekarbonisierung im Gebäudesektor geeignet 
 (MATTHES 2020). 

Eigentümer:innen besser unterstützen
427. Gebäudeeigentümer:innen sind von der Komple­
xität einer Sanierung oft überfordert (Tz. 409). Diese 
kann über verschiedene Wege reduziert werden. Eine 
Möglichkeit sind sogenannte One­Stop­Shops, also 
(physische oder digitale) Anlaufstellen, die viele 
An gebote und Dienstleistungen bündeln oder zumin­
dest vermitteln können. One­Stop­Shops unterschei­
den sich dahingehend, wie umfassend sie am Sanie­
rungsprozess beteiligt sind. One­Stop­Shops können 
Dienstleister vermitteln und koordinieren, sie können 
aber auch ein komplettes Servicepaket anbieten bis hin 
zu garantierten Energieeinsparungen (CICMANOVA 
et al. 2020). Letzteres entspricht einem Einspar­Con­
tracting (s. ZUNDEL und WEIß 2012). In den umfas­
senderen Varianten übernimmt der One­Stop­Shop die 
Verantwortung für die gesamte Sanierung. Dadurch 
wird die Sanierung für die Hauseigentümer:innen 
erheblich vereinfacht. 

428. Lokale Unterschiede hinsichtlich der Zielgruppe 
oder des Gebäudebestands können die geeignete Aus­
gestaltung des One­Stop­Shops beeinflussen (CICMA­
NOVA et al. 2020). In manchen deutschen Regionen 
und Kommunen gibt es etwa über Energieagenturen 
bereits Einrichtungen, die Teile der Dienstleistungen 
von One­Stop­Shops anbieten (BPIE 2015, S. 67). Inso­
fern gibt es oft bereits bestehende kommunale Struk­
turen, auf denen ein One­Stop­Shop aufbauen kann 
(SUERKEMPER et al. 2021). Im Projekt ProRetro wird 
das Konzept derzeit in fünf deutschen Städten erprobt 
(ebd.). In der EU ist die verpflichtende Einführung von 
One­Stop­Shops im Gespräch (Europäische Kommis­
sion 2021c).

429. Während One­Stop­Shops sowohl in der Bera­
tung als auch in der Umsetzung hilfreich sein können, 
spielen Informationsangebote im Internet eine wich­
tige Rolle für die Erstinformation. Diese könnten nut­
zerfreundlich in einem zentralen Portal gebündelt 
 werden, um die vielen Angebote übersichtlich darzu­
stellen. Das Portal könnte sowohl Förderprogramme 
und Angebote des Bundes als auch der Länder und 
Kommunen beinhalten (WOLFF et al. 2020, S. 46).

430. Der bereits zuvor erwähnte individuelle Sanie­
rungsfahrplan ist ebenfalls ein Instrument, das die 
Komplexität reduziert, da eine schrittweise Erreichung 
der Zielstandards vorgezeichnet wird (Tz. 421). Sanie­
rungsfahrpläne können noch stärker gefördert oder 
sogar verpflichtend gemacht werden.

431. Die Wahl des Heizsystems wird derzeit individuell 
getroffen, dabei hängen aber bundesweite sowie kom­
munale Ressourcen­ und Infrastrukturplanungen da ­
von ab (MAAß 2020). Förderprogramme haben in der 
 Vergangenheit teilweise nicht danach unterschieden, 
welche Technologie aus Systemsicht empfehlenswert 
ist. Beispielsweise wurden Pelletheizungen bis Sommer 
2022 mit dem gleichen Fördersatz wie Wärmepumpen 
gefördert (bzw. sogar höher, wenn die Pelletheizung 
wenig Feinstaub verursachte) (Bundesanzeiger 
16.09.2021; BAFA 2022). Jedoch können sie nicht als 
Massentechnologie taugen, da die Brennstoffe in großen 
Mengen nicht nachhaltig beschaffbar sind (UBA 2020). 
Daher sollten Pelletheizungen ausschließlich dann in 
Betracht gezogen werden, wenn andere Lösungen nicht 
machbar oder ineffizient sind und wenn Pellets gesi­
chert aus nachhaltiger Produktion bereitgestellt werden 
können. Die Eigentümer:innen von Einzelgebäuden sind 
aber kaum in der Lage, das zu bewerten. Klare Signale 
hinsichtlich der gewünschten Technologien sind daher 
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hilfreich, insbesondere über die Anpassung der För­
derung (WEIß et al. 2021). Die Änderung der BEG­ 
Förderung, nach der Pelletheizungen im Vergleich zu 
Wärmepumpen nun deutlich geringer gefördert werden 
(BAFA 2022), ist somit ein Schritt in die richtige Rich­
tung. Dieser technologiedifferenzierte Weg sollte auch 
hinsichtlich der Ausgestaltung der 65%­Anforderung 
weiterverfolgt werden (vgl. Tz. 423).

432. Häufig ist auch nicht bekannt, wo absehbar Wärme­
netze gebaut oder erweitert werden, sodass Eigen­
tümer:innen ihre Sanierungsplanung nicht darauf aus­
richten können. Eine kommunale Wärmeplanung, die an 
eine bundesweite Ressourcenplanung gekoppelt ist, stellt 
hierfür ein wichtiges Instrument dar (SRU 2021, Tz. 274; 
MAAß 2020). Sie könnte auch dafür sorgen, dass Quar­
tierskonzepte forciert werden, wo dies sinnvoll erscheint 
– eine Aufgabe, die Einzeleigentümer:innen nicht bewäl­
tigen können (MAAß 2020).

Wirtschaftlichkeit verbessern
433. Aus der Analyse in Abschnitt 5.3.2 geht hervor, 
dass die (gefühlte) Wirtschaftlichkeit eine wichtige 
Rolle für die Eigentümer:innen bei der Sanierung spielt. 
Die objektive Wirtschaftlichkeit von Energieeffizienz 
und erneuerbaren Energien steigt grundsätzlich, wenn 
(fossile) Energieträger teurer werden. Durch eine 
Reform von Steuern, Abgaben und Umlagen können so 
die Rahmenbedingungen verbessert werden. Zentraler 
Hebel ist dabei die CO2­Bepreisung (s. Kasten 3­2). Es 
besteht weitgehend Einigkeit, dass eine CO2­Bepreisung 
im Gebäudesektor nützlich ist, aber in einen Instrumen­
tenmix eingebunden sein muss (z. B. NOVIRDOUST 
et  al. 2022; IEECP 2022). Schon ein moderater CO2­
Preis kann die Wirtschaftlichkeit von Sanierungen 
und von Heizsystemen, die auf erneuerbaren Energien 
basieren, deutlich verbessern. Im Instrumentenmix hat 
die  CO2­Bepreisung so auch einen „Türöffner­Effekt“, 
da der steigende Preis zu einer höheren Inanspruch­
nahme von Fördermitteln führen kann (BRAUNGARDT 
et al. 2022b). Zudem kann er Rebound­Effekte ver­
hindern (NOVIRDOUST et al. 2022). Eigen tümer:innen 
von Eigenheimen können zukünftige Preiserhöhungen 
eher antizipieren und in heutige Erwägungen einbezie­
hen, wenn es einen langfristig absehbaren und steigen­
den Preispfad gibt. Insofern wäre eine transparent 
ansteigende CO2­Steuer besser geeignet als ein Emis­
sionshandel (BRAUNGARDT et al. 2021). Positiver 
Nebeneffekt einer CO2­Bepreisung ist die Generierung 
zusätzlicher staatlicher Mittel, die unter anderem in 
die Sanierungsförderung und den sozialen Ausgleich 
fließen können (BRAUNGARDT et al. 2022b).

Finanzierung für alle ermöglichen
434. Der Instrumentenmix sollte es ermöglichen, dass 
quasi alle Gebäude bis 2045 treibhausgasneutral geheizt 
werden können. Dafür ist eine staatliche Förderung 
zentral. Bisher wird diese allerdings unabhängig vom 
Einkommen oder Vermögen der Sanierenden vergeben. 
Reichere Menschen besitzen zwar überdurchschnittlich 
oft ein Eigenheim, doch 11 % der Eigentümer:innen von 
Eigenheimen gehören zum unteren Einkommensdrittel 
(SCHUMACHER et al. 2022). Deren Häuser sind beson­
ders häufig schlecht gedämmt, sodass diese Haushalte 
von steigenden Energiepreisen stark betroffen sind 
(ebd.). Bei derzeitigen Fördersätzen ist eine Sanierung 
für diese Haushalte aber kaum finanzierbar. Menschen, 
deren Einkommen zu den unteren 30 % in der Einkom­
mensverteilung gehört, haben im Durchschnitt höhere 
Ausgaben als Einnahmen und können somit kein Geld 
zurücklegen, das sie zum Beispiel für eine Sanierung 
nutzen könnten (SPÄTH und SCHMID 2016). Würde 
der Fördersatz für alle deutlich erhöht, würde dies bis 
2045 massive Kosten für den Staatshaushalt verursa­
chen, auch weil mit erheblichen Mitnahmeeffekten zu 
rechnen ist. Da reichere Haushalte häufiger ein Eigen­
heim besitzen und dadurch eher von der Förderung 
 profitieren würden, würde Steuergeld somit außerdem 
in großem Umfang von unten nach oben umverteilt 
(s.  Tz. 443). Daher könnte das BEG dahingehend 
weiterent wickelt werden, dass die Förderquote von 
 Einkommen und Vermögen abhängig ist. Bei einem 
Fördersatz von 80 % für Eigentümer:innen im unteren 
Einkommens drittel mit besonders sanierungsbedürf­
tigen Häusern veranschlagen SCHUMACHER et al. 
(2022) bis 2030 staatliche Mittel von jährlich 5,7 bis 
6,5 Mrd. Euro, um den EH55­Standard zu erreichen. In 
Frankreich gibt es bereits ein solches Förderprogramm 
speziell für einkommensschwache Eigentümer:innen 
von Eigenheimen (BERNEISER et al. 2021; SCHU­
MACHER et al. 2021). Auch könnte – gerade für diese 
Fälle – die Erfüllung ordnungsrechtlicher Standards 
finanziell gefördert werden (BRAUNGARDT et al. 
2022a). Regulative Vorgaben können so zu einer breite­
ren Inanspruchnahme von Förderprogrammen führen 
(GERMESHAUSEN et al. 2022).

Wissen über energetischen Zustand verbessern
435. Der energetische Zustand ihres Eigenheims ist 
vielen Eigentümer:innen nicht hinreichend bekannt 
(Tz. 409). Energieausweise sollen bisher die Funktion 
übernehmen, Eigentümer:innen und Nutzende von 
Gebäuden über den energetischen Zustand zu infor­
mieren. Energieausweise haben die Bedeutung der 
Energieeffizienz in den letzten Jahren besonders für 
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selbstnutzende Eigentümer:innen gesteigert (FRANKE 
und NADLER 2019). Dennoch wird kritisiert, dass mit 
Verbrauchs­ und Bedarfsausweisen zwei verschiedene 
Energieausweise existieren und darüber hinaus die 
Berechnungsmethode nicht ausreichend standardisiert 
ist (SCHNELLER et al. 2018, S. 12). Eine Weiterent­
wicklung wäre ohnehin erforderlich, wenn Mindest­
effizienzstandards auf der Basis von Energieeffizienz­
klassen eingeführt werden sollen (BRAUNGARDT 
et al. 2022a). Daher ist im Entwurf für die Neufassung 
der Gebäudeeffizienz­Richtlinie bereits eine Fort­
entwicklung der Energieausweise vorgesehen (Euro­
päische Kommission 2021c, Art. 16–19). Darüber hin­
aus kann eine direkte Ansprache über eine aufsuchende 
Energieberatung im Quartier die Eigentümer:in ­ 
nen über den Zustand ihres Gebäudes informieren 
(Tz. 426). 

436. Da Verbrauchsabrechnungen für Energiekosten
im Gebäude in der Regel nur einmal jährlich und mit
großem Zeitverzug erstellt werden, sind diese Kosten
deutlich weniger sichtbar als direkt anfallende Energie­
kosten beispielsweise an Tankstellen. Zudem fällt die
Bewertung des Verbrauchs schwer, da kein Vergleichs­
maßstab existiert. Eine zeitnahe und regelmäßigere
Abrechnung könnte das Bewusstsein für den eigenen
Energieverbrauch erhöhen (BRISCHKE et al. 2021).
Zudem könnte die Abrechnung um zusätzliche Infor­
mationen ergänzt werden, wie den Verbrauch von Ver­
gleichshaushalten oder Hinweise zu Beratungsange­
boten (ebd.; UBA 2020). Die Heizkostenverordnung
(HeizkostenV) sieht seit 2022 bereits monatliche Ver­
brauchsinformationen für Gebäude mit fernauslesba­
ren Zählern vor (§ 6a HeizkostenV).

Zielgruppenspezifische Ansprache
437. Da Eigentümer:innen von Eigenheimen eine sehr
diverse Gruppe sind, ist eine Segmentierung in ver­
schiedene Zielgruppen denkbar. STIEß et al. (2010)
und ALBRECHT et al. (2010) schlagen eine Aufteilung
in fünf Gruppen vor. Dies kann helfen, staatliche Kom­
munikation hinsichtlich des Inhalts und Mediums auf
bestimmte Gruppen auszurichten und so spezifische
Hürden und Motive zu adressieren. Die Ansprache
kann an Anlässen ansetzen, wie dem Kauf eines  Hauses: 
Hier könnten lokale Energieagenturen den Kontakt
aufnehmen und Informationen zu Sanierung, Finan­
zierung und Beratungsangeboten vermitteln (AL ­
BRECHT et al. 2010). Auch bei akuten Defekten können
Eigentümer:innen zum Beispiel von Handwerker:in nen
beraten werden. Die vermittelten Informationen
 sollten sich auf die konkrete Situation beziehen, die

Eigentümer:innen in ihrer Entscheidungskompetenz 
stärken und auf spezifische Motive und Hemmnisse 
eingehen (ebd.).

438. Handwerker:innen sind wichtige Ansprechper­
sonen für Eigentümer:innen von Eigenheimen und
beeinflussen die Sanierungsentscheidung dadurch
maßgeblich. Daher sollten staatliche Instrumente auch
diese Intermediäre adressieren, etwa über Schulungen,
Informationsmaterial oder Zertifizierungen (NOVI­
KOVA et al. 2011). Hinzu kommt die Notwendigkeit,
den gegenwärtigen Mangel an Handwerker:innen zu
beseitigen und deren Ausbildung speziell mit Blick auf
die Bedürfnisse der Dekarbonisierung zu gestalten
(Bundesregierung 2022). Da das vorliegende Fall­
beispiel auf die Entscheidung der Eigentümer:innen
von Eigenheimen fokussiert, wird die Frage des Fach­
kräftemangels an dieser Stelle nicht weiter betrachtet.

5.3.4 Politische Realisierbarkeit

439. Bei der Ausgestaltung der Instrumente sollte
deren politische Realisierbarkeit stets mitbedacht wer­
den. Dies gilt in diesem Fallbeispiel umso mehr, als die
Wärmewende massive Investitionen erfordert. Zudem
ist Wärme ein Grundbedürfnis des Menschen, sodass
steigende Kosten hier besonders sensibel sind und
Gerechtigkeitsfragen aufwerfen. Regulative Instru­
mente stoßen in verschiedenen Bereichen bislang auf
Vorbehalte, sie sind aber unerlässlich in einem effek­
tiven Maßnahmenbündel zur Steigerung der Sanie­
rungsrate.

Akzeptanz
440. Allgemein wird angenommen, dass die Akzeptanz
von besonders stark intervenierenden Maßnahmen
und von (insb. ökonomischen) Push­Instrumenten
verhältnismäßig gering ist (Kap. 4.1). Dies ist für die
Wärmewende eine Herausforderung, da einige der
potenziell besonders effektiven Maßnahmen regulati­
ver Natur sind und auch die CO2­Bepreisung häufig als 
zentrales Instrument genannt wird. Akzeptanzpro bleme 
der CO2­Bepreisung wurden bereits in Kapitel 4.1 
 diskutiert. Dort wurde gezeigt, dass die konkrete Aus­
gestaltung der Rückverteilung ein wichtiger Faktor ist 
und generell Probleme mit dem Verständnis des In ­
struments bestehen (Tz. 186 und 197 ff.).

441. Empirisch zeigt sich eine relativ geringe Zustim­
mung zu regulativen Maßnahmen – möglicherweise,
weil die Kosten für die Betroffenen recht transparent
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sind. Im Vergleich verschiedener Instrumente, die es 
schon gibt oder die in der Diskussion sind, wurden Ver­
bote in einer Haushaltsbefragung als relativ unbeliebt 
bewertet (FRONDEL et al. 2022). Auch in der Exper­
tenbewertung von BERNEISER et al. (2021) wurden 
mehrere relevante regulative Instrumente für den 
Gebäudesektor mit „geringer Akzeptanz“ bewertet. 
Das betrifft insbesondere Mindesteffizienzstandards 
sowie Betriebsverbote fossiler Heizungen. Dagegen 
werden Einbauverbote fossiler Heizungen oder Vorga­
ben zur Nutzung erneuerbarer Energien mit „mittlerer 
Akzeptanz“ bewertet. Das ist insofern plausibel, als 
diese keine zusätzlichen Anlässe zur Sanierung schaf­
fen, sondern nur Vorgaben gemacht werden für den 
Fall, dass ohnehin Arbeiten am Gebäude durchge­
führt werden. Eine Analyse zweier auf Länderebene 
(in  Baden­Württemberg und Hamburg) eingeführ­
ten  Verpflichtungen zur Nutzung erneuerbarer Ener­
gien zeigte hingegen eine relativ hohe Akzeptanz in 
der Bevölkerung. Dies wird unter anderem auf die Ein­
führung als Teil eines Maßnahmenbündels mit För­
derung und Beratung zurückgeführt sowie auf Aus­
nahme­ und Härtefallregelungen, Partizipation und 
Kommunikation, eine schrittweise Verschärfung und 
verschiedene Umsetzungsmöglichkeiten (HEYEN et al. 
2021). Zur hohen Akzeptanz könnte auch beigetragen 
haben, dass beide Verpflichtungen zu Zeiten einge­
führt wurden, in denen Klimaschutz gesellschaftlich 
breit diskutiert wurde (ebd.). BRAUNGARDT und 
DEGEN (2021) empfehlen diese Erkenntnisse für einen 
ordnungsrechtlichen Ausstieg aus dem Heizen mit fos­
silen Energieträgern auf Bundesebene zu nutzen. 

442. Abgesehen von einzelnen Instrumenten ist die 
Akzeptanz im Gebäudesektor auch deshalb herausfor­
dernd, weil Wohnen aufgrund teils steigender Kosten 
in den vergangenen Jahren wiederholt als „neue soziale 
Frage“ bezeichnet wurde, wobei dieses Framing auch 
kritisiert wird (SAGNER et al. 2020). Ausgaben für 
Energie waren zwar in der Vergangenheit kein wesent­
licher Treiber der Gesamtkosten (SVRV 2021), das 
dürfte sich aber infolge des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine und des daraus resultierenden Ener­
giepreisanstiegs geändert haben. Bereits zuvor emp­
fanden 28 % der Menschen in Deutschland die Strom­ 
und Wärmepreise als belastend. Dieser Wert ist 
in zwischen auf 43 % angestiegen (WOLF et al. 2022). 
Sofern Klimaschutzmaßnahmen die Wohn­ und Ener­
giekosten erhöhen, kann somit von Akzeptanzpro­
blemen ausgegangen werden. Das gilt einerseits für die 
CO2­Bepreisung, die ohne Rückverteilung zunächst 
regressiv wirkt (also ärmere Haushalte relativ stärker 

belastet als reichere) (SVRV 2021, S. 80 ff.), aber ande­
rerseits auch für regulative Maßnahmen, deren direkte 
Kosten teilweise weniger sichtbar sind.

443. Eine weitere Hürde kann der Unterschied zwi­
schen Menschen mit selbstgenutztem Wohneigentum 
und Menschen, die zur Miete wohnen, sein. Im Schnitt 
sind Menschen mit Wohneigentum wohlhabender als 
Menschen ohne (SCHUMACHER et al. 2022). Zudem 
sank die Wohnkostenbelastungsquote für Eigentü­
mer: innen seit 1995 stark, während die Belastungs­
quote der Mieter:innen in dem Zeitraum angestiegen 
ist und zuletzt stagnierte (SVRV 2021, S. 69 ff.). Sehr 
hohe Fördersummen, die in den nächsten zwei Jahr­
zehnten zur Dekarbonisierung des Gebäudebestands 
ausgeschüttet werden könnten, bergen das Risiko eines 
Transfers von unten nach oben, sofern Förderpro­
gramme nicht an Einkommen und Vermögen gekoppelt 
werden. 

Parteipolitik
444. Alle im Bundestag vertretenen Parteien, abgese­
hen von der AfD, unterstützen die Klimaschutzziele im 
Allgemeinen und erkennen auch die Notwendigkeit der 
energetischen Sanierung zur Erreichung der Ziele an. 
In ihren Wahlprogrammen zur Bundestagswahl 2021 
äußern sich die Parteien unterschiedlich detailliert zu 
dieser Thematik (SPD 2021; CDU und CSU 2021; 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2021; FDP 2021; AfD 
2021; DIE LINKE 2021). Besonders Die Linke, aber 
letztendlich auch alle anderen Parteien sprechen die 
Wohnkostenbelastung an, sodass von einer wichtigen 
Rolle der Verteilungswirkung von Politikmaßnahmen 
für die parteipolitischen Positionen ausgegangen wer­
den kann. Interessanterweise wird dies aber vor allem 
auf Mietverhältnisse bezogen, sodass selbstnutzende 
Eigentümer:innen nicht primär adressiert werden. 
Eigenheime werden im Kontext energetischer Sanie­
rung kaum explizit adressiert, sondern kommen vor 
allem als förderungswürdiger „Traum vom Eigenheim“ 
in den Programmen der CDU/CSU und der FDP vor 
(CDU und CSU 2021, S. 77; FDP 2021, S. 62).

445. Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke befürwor­
ten regulative Instrumente für die energetische Sanie­
rung, die AfD hingegen fordert eine weitgehende Strei­
chung von Wärmeschutzstandards. CDU/CSU und SPD 
äußern sich hierzu nicht explizit, die FDP möchte „kos­
tenverursachende Normen“ beim Bauen vermeiden. 
Trotzdem enthält der Koalitionsvertrag von SPD, Grü­
nen und FDP auch einige Instrumente dieser Katego­
rie, etwa höhere Standards für Bestandssanierungen 
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sowie die Vorgabe, dass neue Heizungen zu 65  % 
mit erneuerbaren Energien betrieben werden müssen 
(SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021).

Interessenpolitik
446. Insgesamt schaffen energetische Sanierungen 
zusätzliche Arbeitsplätze und bringen durch geringere 
Energieimporte volkswirtschaftliche Vorteile (UBA 2020). 
Insofern gibt es zumindest diffuse gesellschaftliche 
Interessen, die stärkere Politikmaßnahmen stützen.

447. Der Verband Wohneigentum e. V. (VWE) vertritt 
die Interessen von selbstnutzenden Eigentümer:innen. 
Er erkennt die Notwendigkeit der energetischen Sanie­
rung des Gebäudebestands an und unterstützt politi­
sche Forderungen nach einer besseren Förderung oder 
Beratung. Kritisch äußert sich der VWE mitunter 
gegenüber verschärften ordnungsrechtlichen Vorga­
ben („Verband Wohneigentum: Klimaneutrales Woh­
nen fördern“, Pressemitteilung des VWE vom 17. Juni 
2020; „An der Realität vorbei“, Pressemitteilung des 
VWE vom 16. Dezember 2021; „Erleichterung für 
Familien – Eigentümer nicht überfordern“, Pressemit­
teilung des VWE vom 24. März 2022). Da insbesondere 
die regulativen Instrumente auch die Wohnungswirt­
schaft treffen würden, kann auch mit Widerstand von 
dieser Seite gerechnet werden (s. bspw. Süddeutsche 
Zeitung 12.10.2022).

448. Die Bauwirtschaft sieht höhere Standards eben­
falls kritisch und fordert stattdessen bessere Anreize 
durch Förderung sowie eine verstärkte Nutzung von 
Sanierungsfahrplänen (Klimarunde BAU 2021; ZDB 
2019). Insbesondere sollen gesetzliche Standards auch 
förderfähig sein (ZDB 2021). Zur CO2­Bepreisung ver­
hält sich die Branche ambivalent (ZDB 2019).

449. Es gibt allerdings auch Verbände, die eine ver­
stärkte Nutzung von regulativen Instrumenten fordern. 
Die Deutsche Unternehmensinitiative Energie effizienz 
e. V. (DENEFF) schlägt insbesondere Mindesteffizienz­
standards für Bestandsgebäude vor und empfiehlt 
diese in einem Maßnahmenbündel mit finanzieller 
 Förderung und einer begleitenden CO2­Bepreisung 
(ELLERMANN 2022). 

Rechtliche und institutionelle 
 Rahmen bedingungen
450. Abschätzungen für den zukünftigen Förderbedarf 
für energetische Sanierungen ergeben hohe Summen 
über die nächsten zwei Jahrzehnte (WALBERG et al. 
2022; THOMAS et al. 2022). Der kurzzeitige KfW­ 

Förderstopp Anfang 2022 zeigt, dass insbesondere 
schlecht abgestimmte Förderprogramme eine enorme 
Belastung für öffentliche Haushalte darstellen. In der 
Konsequenz kann ein plötzlicher Förderstopp dann zu 
großer Unsicherheit bei den Akteuren führen. Auch die 
Absenkung der KfW­Fördersätze für Sanierungen im 
Sommer 2022 (KfW 2022) deutet bereits darauf hin, 
dass eine deutliche Steigerung der Sanierungsquote 
unter Beibehaltung der Fördersätze möglicherweise 
schwierig zu finanzieren ist bzw. deutliche Umschich­
tungen im Haushalt oder neue Finanzierungsquellen 
erfordert. Gleichzeitig sind höhere Fördersätze für 
Eigentümer:innen von Eigenheimen mit geringem Ein­
kommen und Vermögen erforderlich, um diesen die 
Sanierung überhaupt zu ermöglichen (Tz. 434). Daher 
ist eine zielgenaue Förderung von einkommensschwa­
chen Haushalten in den kommenden Jahren entschei­
dend; die Förderung als primäres Instrument der 
Gebäudesanierung kommt dagegen an ihre Grenzen. 
Auch dieser Aspekt spricht für die stärkere Nutzung 
von ordnungsrechtlichen und anderen aktivierenden 
Instrumenten.

451. Regulative Maßnahmen im Gebäudebestand 
sehen sich rechtlichen Hürden gegenüber. Eine Sanie­
rungspflicht oder Nutzungspflicht erneuerbarer Ener­
gien betrifft die in Art. 14 Abs. 1 GG enthaltene Eigen­
tumsfreiheit. Zum einen ist die Baufreiheit betroffen, 
da die Eigentümer:innen ihre Gebäude nicht frei gestal­
ten können (EKARDT und RATH 2022, S. 113). Zum 
anderen ist der Bestandsschutz betroffen, weil durch 
die nachträglich ansetzenden Regelungen das ge ­
schützte Vertrauen in das Aufrechterhalten des einmal 
begründeten Eigentums aufgehoben wird (EKARDT 
und RATH 2022, S. 113; BUCHMÜLLER und HEM­
MERT­HALWICK 2021, S. 10). Derartige nachträgliche 
Einschränkungen bedürfen einer besonderen Ausge­
staltung, um dem grundrechtlichen Eigentumsschutz 
zu genügen (BÖHM und SCHWARZ 2012, S. 131). Für 
die Bestimmung der Zumutbarkeitsgrenze spielt im 
geltenden Recht die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme 
eine zentrale Rolle. Das Wirtschaftlichkeitsgebot ist 
einfachgesetzlich vorgegeben (§ 5 GEG) und bewertet 
Effizienzmaßnahmen als wirtschaftlich vertretbar, 
wenn sie sich innerhalb der üblichen Nutzungsdauer 
des Gebäudes durch die eintretenden Einsparungen 
amortisieren. Die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit 
ist variabel: Steigen die Kosten fossiler Energieträger 
an, so steigt die Wirtschaftlichkeit von energetischen 
Sanierungsmaßnahmen (BÖHM und SCHWARZ 2012, 
S. 131). Wie die Literatur herausgearbeitet hat, ist 
jedoch das Wirtschaftlichkeitsgebot des § 5 GEG, das 
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auf einen Amortisierungsvorbehalt von Sanierungs­
pflichten hinausläuft, nicht mit der verfassungsrecht­
lichen Zumutbarkeitsgrenze gleichzusetzen (BRAUN­
GARDT et al. 2022a, S. 47). Insbesondere mit Blick auf 
die Verfassungspflicht zur Treibhausgasneutralität 
und zur Erreichung der Pariser Klimaziele (BVerfG, 
Beschl. v. 24.03.2021 – 1 BvR 2656/18) können weiter­
gehende gesetzliche Sanierungspflichten verhältnis­
mäßig sein (BRAUNGARDT et al. 2022a, S. 48; REEH 
und SCHÄFER­STRADOWSKY 2022, S. 243; s. a. 
 HALBIG und ANTONI 2018, S. 264). Unbestritten 
müssen allerdings die wirtschaftlichen Belastungen 
der Eigentümer:innen verhältnismäßig bleiben. 

452. Hinsichtlich der Intensität des Eingriffs unter­
scheidet die Literatur zwischen anlassbezogen und
nicht anlassbezogen Sanierungspflichten (BÖHM und
SCHWARZ 2012, S. 131 f.). Unter einer anlassbezoge­
nen Sanierungspflicht versteht man Vorgaben, die im
Rahmen einer ohnehin geplanten Sanierung einzuhal­
ten sind, etwa dass ein auszutauschendes Bauteil
bestimmte Anforderungen erfüllt (ebd, S. 131). Derar­
tige anlassbezogene Sanierungspflichten greifen ver­
gleichsweise weniger intensiv in die Eigentumsfreiheit
ein, wenngleich auch hier die Verhältnismäßigkeit
gewahrt werden muss (vgl. HALBIG und ANTONI
2018, S. 262). Wesentlich tiefer fällt der Eingriff in
das  Eigentumsgrundrecht bei nicht anlassbezogenen
Sanierungspflichten aus. Sie können eine große Belas­
tung für die Eigentümer:innen darstellen, da diese zu
Investitionen an ihren Gebäuden veranlasst werden,
die sie nicht einkalkuliert hatten (BUCHMÜLLER und
HEMMERT­HALWICK 2021, S. 10). Schlimmstenfalls
sind die Eigentümer:innen zu der abverlangten Sanie­
rung wirtschaftlich nicht in der Lage. Die Auferlegung
nicht anlassbezogener Sanierungspflichten unterliegt
daher besonderen verfassungsrechtlichen Anforderun­
gen. Um diese verhältnismäßig auszugestalten, kom­
men namentlich öffentliche Darlehen, finanzielle Aus­
gleichsregelungen, Übergangsfristen, Härtefallregeln
und Befreiungstatbestände in Betracht. Die ungleiche
Betroffenheit sowie Gerechtigkeitserwägungen spre­
chen dafür, das Ausmaß der finanziellen Entlastungen
auch an die persönlichen Einkommens­ und Vermö­
gensverhältnisse anzupassen. Wenngleich nicht anlass­
bezogene Sanierungspflichten eine erhebliche Ein­
schränkung darstellen, können sie somit rechtlich
durchaus realisiert werden. Allerdings sind sie voraus­
sichtlich mit erheblichem finanziellem Aufwand für
den Staat verbunden.

5.3.5 Empfehlungen und Fazit
453. Da die Klimaziele im Gebäudesektor bisher ver­
fehlt wurden und ohne weitere Maßnahmen vermutlich 
auch zukünftig verfehlt werden, muss der bestehende
Instrumentenmix im Gebäudesektor ergänzt werden.
Die Gebäudesegmente müssen hierbei differenziert
betrachtet werden, da für Mietshäuser teils andere In ­
strumente wirksam sind als für Eigenheime. Für Eigen­
heime kann der Instrumentenmix nur sinnvoll fortent­
wickelt werden, wenn die Entscheidungssituation der
Eigentümer:innen von Ein­ und Zweifamilienhäusern
stärker berücksichtigt wird. Essenziell sind Instru­
mente, die einerseits die Kontextbedingungen verän­
dern und andererseits in der Entscheidungssitu ation
wirken. Verschiedene regulative und ökonomische Ins­
trumente sowie staatliche Angebote eignen sich, um
die Kontextbedingungen der Entscheidung zu ver­
schieben. In der Entscheidungssituation können insbe­
sondere die Einstellungen zum Verhalten, die wahrge­
nommenen eigenen Ressourcen, spezifisches Wissen
sowie die Verhaltensintention adressiert werden. Dies
kann durch informationelle Instrumente erreicht wer­
den, aber auch staatliche Angebote können dazu beitra­
gen. Abbildung 5­9 fasst die Ansatzpunkte anhand des
Modells aus Kapitel 3.1 zusammen.

454. Selbst bei so seltenen und aufwendigen Entschei­
dungen wie der Gebäudesanierung reichen die rich­
tigen ökonomischen Anreizstrukturen nicht aus;
 vielmehr ist ein Maßnahmenbündel erforderlich. Spe­
zifische Anlässe, in denen sich Eigentümer:innen
Gedanken über eine Sanierung machen, stellen Gele­
genheitsfenster dar. Diese Anlässe sind doppelter
Ansatzpunkt: Zum einen können Instrumente dafür
sorgen, dass diese Anlässe besser genutzt werden, zum
anderen können neue Anlässe geschaffen werden. Um
etwa Fehlinvestitionen beim Heizungstausch zu ver­
hindern, sollten möglichst bald keine Heizsysteme
mehr zugelassen werden, die mit fossilen Brennstoffen
betrieben werden. Diesen Weg will die Bundesregie­
rung mit der Anforderung gehen, dass neue Heizungen
mindestens mit 65 % erneuerbaren Energien betrieben
werden. Bei der Ausgestaltung ist eine klare Priorisie­
rung der Erfüllungsoptionen sinnvoll, sodass knappe
Ressourcen dort eingesetzt werden, wo sie gebraucht
werden. Zudem kann der vollständige Ausstieg aus der
Nutzung von Erdgas­ und Ölheizungen bis 2045 durch
frühzeitig kommunizierte Betriebsverbote planbar
ge macht werden. Empfehlenswert sind auch Min­
desteffizienzstandards für Gebäude, um die Energie­
effizienz des Gebäudebestands schrittweise zu ver­
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bessern. Dabei sollten die ansteigenden Anforderun­
gen bis zum Zielniveau frühzeitig gesetzlich verankert 
werden, um Planbarkeit zu schaffen und zu verhindern, 
dass bestimmte Teile eines Gebäudes in kurzer Zeit 
mehrfach saniert werden müssen. 

455. Auch wenn bezüglich regulativer Maßnahmen 
gewisse Hürden auf allen besprochenen Ebenen der 
politischen Durchsetzbarkeit bestehen, ist ihr Beitrag 
im Maßnahmenbündel hier unverzichtbar. Nur sie 
 können sicherstellen, dass in den kommenden Jahren 
keine Fehlinvestitionen getätigt werden, die die Errei­
chung der Treibhausgasneutralität bis 2045 verhindern 
würden. Die Politik sollte daher vor den Hürden bei der 
Durchsetzbarkeit nicht zurückschrecken, denn ein gut 
abgestimmtes und sozial ausgewogenes Maßnahmen­

bündel kann diese überwinden. Dabei muss auch der 
Vollzug weiterentwickelt werden, da die Wirksamkeit 
sonst stark eingeschränkt ist. 

456. Da bis 2045 in fast allen Gebäuden Anpassungen 
erforderlich sind, müssen diese auch allen ermöglicht 
werden. Dafür ist eine Weiterentwicklung der Förderung 
unerlässlich. Großzügige Fördersätze könnten insbeson­
dere Eigentümer:innen mit geringem Einkommen und 
Vermögen die Sanierung ermöglichen. Da andernfalls 
massive Belastungen für den Bundeshaushalt auftreten 
und sehr hohe Mitnahmeeffekte entstehen, sollten die 
hohen Fördersätze auf diese Gruppe beschränkt werden. 
Eine regelmäßige Evaluation und gegebenenfalls Anpas­
sung der Förderprogramme ist für einen effektiven und 
effizienten Mitteleinsatz empfehlenswert.

 ɦ  Abbildung 5-9

Empfehlenswerte Ansätze zur Förderung der energetischen Sanierung von Eigenheimen

In Abbildung 3-1 in Kapitel 3.1 wurden verschiedene Einflussfaktoren umweltfreundlichen Verhaltens identifiziert. Diese Abbildung zeigt 
vereinfacht, auf welche Einflussfaktoren ausgewählte Ansätze zur Förderung der energetischen Sanierung von Eigenheimen einwirken.

SRU 2023
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457. Das Fallbeispiel zeigt auch die Möglichkeiten und
Grenzen von Bepreisungsinstrumenten auf. Sie kön­
nen die Wirtschaftlichkeit der umweltfreundlichen
Optionen verbessern, doch sie eignen sich angesichts
der unelastischen Energienachfrage nicht, um neue
Sanierungsanlässe zu schaffen. Dies könnte auch zu
deutlichen Akzeptanzproblemen führen. Empfehlens­
wert ist somit eine kontinuierlich und transparent
ansteigende CO2­Bepreisung als ergänzendes Instru­
ment, die bisher über das BEHG allerdings nur bis 2025 
gegeben ist, wenn die Festpreisphase endet.

458. Hinsichtlich informationeller Instrumente zeigt
das Fallbeispiel, dass zwei Arten von Informationen
benötigt werden. Zum einen ist das Wissen über den
energetischen Zustand des Gebäudes erforderlich, da
Eigentümer:innen andernfalls eine Sanierung für nicht 
notwendig halten könnten. Zum anderen müssen sie
sich über die Sanierung informieren, was angesichts
eines unübersichtlichen Informationsfeldes herausfor­
dernd ist. Beides sollte mit spezifischen Instrumenten
adressiert werden (z. B. aufsuchende Energieberatung
im Quartier und One­Stop­Shops). Auch Sanierungs­
fahrpläne sollten verstärkt genutzt werden, da sie den
Weg zur Treibhausgasneutralität für die Eigentümer:in­

 nen vorstrukturieren. Klarere politische Signale für 
die jeweils erwünschte Technologie wären ebenfalls 
hilfreich, etwa durch kommunale Wärmeplanung.

459. In diesem Fallbeispiel wird nur die Entscheidung
von Eigentümer:innen von Eigenheimen betrachtet,
allerdings sollte für die Instrumentierung auch der
größere Kontext betrachtet werden. Es müssen bei­
spielsweise alle relevanten Akteure erreicht werden –
also neben selbstnutzenden Eigentümer:innen von
Ein­ und Zweifamilienhäusern auch die Besitzer:innen
von Eigentumswohnungen, private Kleinvermietende
und Immobilienunternehmen. Viele der genannten
Instrumente erreichen auch die anderen Akteure, aller­
dings bestehen jeweils auch spezifische Hürden. Außer­
dem müssen einige Probleme an anderer Stelle gelöst
werden. Derzeit besteht beispielsweise ein Mangel an
Handwerker:innen und Energieberater:innen (Bundes­
regierung 2022). Auch diese Probleme müssen poli­
tisch dringend gelöst werden, damit die hier vorge­
schlagenen Maßnahmen wirksam werden können. Die
Adressierung der Eigentümer:innen von Eigenheimen
ist also ein wichtiges Element für eine erfolgreiche
Wärmewende; die erforderlichen Politikmaßnahmen
gehen jedoch weit darüber hinaus.
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6
Fazit: Wie die Adressierung 
umweltrelevanten Verhaltens 
gelingen kann

Eine zukunftsfähige Politik muss umweltfreundliches 
Verhalten erleichtern, anreizen und auch einfordern. 
Stärker als bisher sollten bei der Auswahl entsprechen-
der politischer Instrumente die Einflussfaktoren des 
menschlichen Verhaltens mitgedacht werden. Außer-
dem können eine bewusste Zusammenstellung von Maß-
nahmenbündeln und die politische Kommunikation die 
Realisierungschancen im politischen Prozess verbessern. 
Die folgenden Empfehlungen zielen darauf ab, die Aus-
wahl und das Design von Instrumenten zur Adressierung 
umweltrelevanten Verhaltens zu unterstützen. Eine Liste 
von Leitfragen soll administrativen und politischen Ent-
scheidungsträger:innen dabei helfen, systematisch aus 
den relevanten Einflussfaktoren des Verhaltens auf 
effektive Ansätze und Instrumente zu schließen und 
diese so zu gestalten, dass sie im politischen Prozess 
bestehen.

460. Um den Umweltkrisen unserer Zeit zu begegnen
und ein Fortschreiten des Klimawandels und des Bio­
diversitätsverlusts soweit möglich aufzuhalten, sind
stärkere politische Anstrengungen nötig. Neben einer
dekarbonisierten Energieerzeugung und umwelt­
freundlicheren Produktionsprozessen muss sich auch
die Art und Weise, wie wir leben, wohnen, konsumie­
ren, uns fortbewegen und ernähren, grundlegend wan­
deln. Wenn sich mehr Bürger:innen umweltfreundli­
cher verhalten, kann das einen großen Einfluss auf die
Erreichung von Umwelt­ und Klimazielen haben. Die
Bereitschaft und das Bemühen, das eigene Verhalten zu 
ändern, nimmt in einigen Teilen der Bevölkerung zu

(UBA 2021a, S. 20). Um diese Bereitschaft in die Tat 
umzusetzen, muss es im Alltag jedoch einfacher wer­
den, sich umweltfreundlich zu verhalten. Das Climate 
Change Committee der Britischen Regierung sieht 
dabei die Politik in der Verantwortung: „The role of 
individual behaviour change is important, but Govern­
ment has a role in guiding people to make the right 
choices“ (CCC 2020, S. 55).

461. Politik schafft seit jeher Rahmenbedingungen für
das Verhalten von Individuen, allerdings wurden öko­
logische Ziele dabei oft nicht oder nicht ausreichend
berücksichtigt. Die bestehenden staatlichen, wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingun­
gen wie das Steuersystem, die Infrastruktur und sozia le 
Normen stehen umweltfreundlichem Verhalten tat­
sächlich häufig eher im Weg. Dort, wo der Staat umwelt­
relevantes Verhalten bereits direkt adressiert (bspw.
über umfangreiche Förderprogramme für energetische
Sanierungen von Gebäuden), fließen Erkenntnisse
über die Einflussfaktoren des Verhaltens oftmals nicht
genügend in das Instrumentendesign ein. Sollen sich
neue umweltfreundliche Verhaltensweisen und
Gewohn heiten entwickeln, verbreiten und festigen,
sollten bestehende Instrumente weiterentwickelt und
um zusätzliche Ansätze erweitert werden.

462. Das Ausmaß der Umweltschäden, die ein Mensch
verursacht, steht in engem Zusammenhang mit seinem
materiellen Wohlstand (hier gemessen am Einkommen
und der Größe des CO2­Fußabdrucks, s. GROß et al. 
2022, S. 23 f.; CHANCEL 2021). Zwar sind gewisse Ver­
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haltensänderungen in der Breite der Gesellschaft in 
Deutschland erforderlich, und viele umweltfreundliche 
Verhaltensweisen bringen auch individuelle Vorteile mit 
sich. Beispielsweise sorgt energiesparendes Verhalten 
auch für finanzielle Einsparungen. Es darf jedoch nicht 
aus dem Blick geraten, dass materiell wohlhabendere 
Menschen insgesamt deutlich größere Umweltschäden 
verursachen als ärmere Menschen. Daher kann eine 
 Verhaltensänderung der wohlhabenden Menschen auch 
besonders viel zur Reduktion negativer Umweltbelas­
tungen beitragen, wenn beispielsweise Flugreisen redu­
ziert werden. Überdies sollten Personen mit höherem 
Einkommen oder Vermögen hierzulande in besonderem 
Maße für die Finanzierung der erforderlichen Maßnah­
men aufkommen. Die Pandemie und die Energiekrise 
haben Haushalte mit niedrigen Einkommen besonders 
belastet und auch in der Breite der Bevölkerung finan­
zielle Spielräume reduziert. Daher ist es umso wichtiger, 
dass Haushalte mit kleinen Einkommen durch Umwelt­ 
und Klimaschutzmaßnahmen nicht noch stärker belas­
tet werden (NIELSEN et al. 2021b).

463. Der SRU formuliert im Folgenden eine Reihe von 
Empfehlungen, wie umweltfreundliches Verhalten 
erleichtert werden kann (s. a. Abb. 6­1). Um eine syste­
matischere Herangehensweise bei der Auswahl von 
geeigneten Instrumenten zu unterstützen, werden 
diese außerdem in einer Liste von Leitfragen (Tab. 6­1) 
zusammengeführt.

6.1 Wann umweltrelevantes 
Verhalten adressiert 
werden sollte

464. Maßnahmen zur Erleichterung umweltfreund­
lichen Verhaltens sind unverzichtbarer Teil einer 
innovativen und erfolgreichen Umweltpolitik. Ob 
und in welchem Umfang Maßnahmen am Verhalten 
ansetzen sollten, unterscheidet sich je nach konkretem 
umweltpolitischen Problemfeld (s. Kap. 2). Es sollte 
mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllt sein, 
damit der Staat das individuelle Verhalten adressiert:

 ɦ  Abbildung 6-1

Empfehlungen zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens

SRU 2023
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 ɦ Wenn die Zeit drängt: Wenn Umweltschäden 
 besonders gravierend und zeitkritisch sind, da 
 beispielsweise planetare Grenzen überschritten 
werden, sollten alle geeigneten Maßnahmen um  ge­
setzt werden. Sofern beide Seiten einen  Beitrag 
 leisten können, sollte komplementär zur Produk­
tionsseite daher auch die Verbraucherseite adres­
siert werden. 

 ɦ Wenn Verhaltensänderungen einen starken Hebel 
darstellen: Das Verhalten der Bürger:innen sollte 
dann in besonderem Maße adressiert werden, wenn 
es einen besonders starken Hebel für die Erreichung 
eines Umwelt­ oder Klimaziels darstellt. 

 ɦ Wenn produktionsseitige Maßnahmen nur zusam­
men mit Verhaltensänderungen wirken: Wenn für 
die Wirksamkeit von Maßnahmen, die die Produk­
tionsseite adressieren, ein bestimmtes Verhalten 
von Individuen zwingend erforderlich ist, sollte die­
ses zeitgleich politisch adressiert werden. Insbeson­
dere wenn die Gefahr droht, dass umweltpolitische 
Erfolge produktionsseitiger Regulierung durch 
zusätzliche Nachfrage verringert werden (Rebound­
Effekt), sollten produktions­ und verhaltensseitige 
Maßnahmen komplementär eingesetzt werden.

 ɦ Wenn die Verhaltensadressierung Co­Benefits 
bietet: In einigen Fällen bringt eine (ggf. zusätzli­
che) Adressierung der Verhaltensseite im Gegensatz 
zur rein produktionsseitigen Regulierung zusätz­
liche Vorteile für die Bevölkerung, beispielsweise 
hinsichtlich der Gesundheit. 

 ɦ Wenn das Risiko der Produktionsverlagerung 
(Leakage) besteht: Wenn produktionsseitige Maß­
nahmen zur Verlagerung von Umweltschäden ins 
Ausland führen (Leakage) und sich dies nicht durch 
veränderte internationale Standards oder Import­
beschränkungen verhindern lässt, sollte ergänzend 
zur inländischen Produktion auch auf Veränderun­
gen des Konsums hingewirkt werden. 

6.2 Ansatzpunkte, um 
umweltfreundliches 
Verhalten zu fördern

465. Bei der Gestaltung von politischen Maßnah­
men, die auf Änderungen des Verhaltens abzielen, 
sollten sich Entscheidungsträger:innen die Einfluss­
faktoren für umweltrelevantes Verhalten bewusst 
machen (s. Kap. 3). Die Einflussfaktoren für umweltre­

levantes Verhalten sind vielfältig. Sie umfassen neben 
Routinen, Intentionen und Einstellungen auch Nor­
men, Wissen, Emotionen, Identitäten und die Wahr­
nehmung der Konsequenzen des eigenen Handelns – 
für die Umwelt, aber auch darüber hinaus. 

466. Es gibt letztlich drei grundsätzliche Ansatz­
punkte für politische Interventionen, die je nach 
Bedeutung der verschiedenen Einflussfaktoren unter­
schiedliches Gewicht bekommen sollten:

 ɦ Die richtigen Kontextbedingungen für umwelt­
freundliches Verhalten setzen: Infrastrukturen, 
Angebote und Preissignale müssen so aufgebaut 
sein, dass umweltfreundliches Verhalten einfacher, 
intuitiver und günstiger ist als umweltschädliches 
Verhalten.

 ɦ Grundlegende Einflussfaktoren für umwelt­
freundliches Verhalten längerfristig entwickeln: 
Wissen über Umweltprobleme und Fähigkeiten zum 
umweltfreundlichen Verhalten sollten längerfristig 
ausgebaut und vermittelt werden. Daneben können 
veränderte Normen, Werte und Intentionen geför­
dert sowie die Wahrnehmung, mit dem eigenen 
 Verhalten etwas zum Umweltschutz beitragen zu 
können, gestärkt werden.

 ɦ Unterstützung in der Entscheidungssituation 
ge ben und an grundlegende Einflussfaktoren er­  
innern: Im Moment der Entscheidung kann an die 
umweltfreundlichen Werte, Normen und Einstel­
lungen erinnert und gleichzeitig können Emotio­
nen, die umweltfreundliches Verhalten erleichtern, 
gefördert werden. Daneben tragen konkrete Hilfe­
stellungen dazu bei, dass aus den Werten, Normen 
und Einstellungen umweltfreundliches Verhalten 
resultiert. Werden beispielsweise Informationen zu 
Umweltauswirkungen von Aktivitäten oder Produk­
ten in geeigneter Weise angeboten, helfen diese bei 
der Entscheidungsfindung.

467. Welche Ansatzpunkte besonders große Wirkung 
entfalten, ist abhängig vom jeweiligen Verhalten, das 
die Politik adressieren möchte. Dafür spielt es eine 
Rolle, welche Einflussfaktoren besonders relevant für 
die Verhaltensweise sind, beispielsweise Routinen, 
soziale Normen oder auch konkurrierende Motive, die 
umweltfreundliches Verhalten unattraktiv machen. 
Politische Maßnahmen können somit zielgerichtet ent­
wickelt werden, wenn zuvor das spezifische umwelt­
relevante Verhalten analysiert und verstanden wurde.
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6.3 Wie Instrumente wirken
468. Je nachdem, welche Einflussfaktoren für ein 
bestimmtes Verhalten besonders wichtig sind, sind 
unterschiedliche Instrumente zielführend, da sie 
über ihre Wirkmechanismen unterschiedliche Aspekte 
des Verhaltens ansprechen. 

469. Regulative Maßnahmen sollten nicht von vorn­
herein ausgeschlossen werden, da sie auch mit Blick 
auf das Verhalten ein wichtiger Bestandteil staat­
licher Umweltpolitik sind. Regulative Maßnahmen 
machen klare Vorgaben zum Verhalten, beispielsweise 
durch Verbote. Sie sind für alle gleichermaßen ver­
pflichtend und enthalten eine klare symbolische Bot­
schaft (ein bestimmtes Verhalten ist sozial erwünscht 
oder unerwünscht). Ge­ und Verbote sind jedoch dar­
auf angewiesen, dass die Bürger:innen sich auch an sie 
halten. Ob sie dies tun, hängt einerseits davon ab, ob 
die Regel mit ihren persönlichen Normen überein­
stimmt oder zumindest als legitim wahrgenommen 
wird. Zudem können regulative Maßnahmen auch 
sozia le Normen prägen, was die Regeleinhaltung beför­
dert. Andererseits spielt es eine Rolle, inwiefern Ver­
stöße sanktioniert werden. Kurzfristig kann die Regel­
einhaltung also durch effektive staatliche Kontrolle 
gesteigert werden, was aber nicht immer möglich oder 
gesellschaftlich erwünscht ist. Langfristig können Bil­
dungsinstrumente Normen verändern und so die 
Regeleinhaltung verbessern.

470. Ökonomische Instrumente sollten insbeson­
dere dann zum Einsatz kommen, wenn aktuelle 
Preisanreize umweltschädliches Verhalten begüns­
tigen. Sie verändern das Kosten­Nutzen­Verhältnis, 
indem umweltfreundliche Optionen günstiger und/
oder umweltschädliche Optionen teurer werden. 
Besonders bei hoher Preiselastizität sind ökonomische 
Instrumente sinnvoll. Gegebenenfalls müssen umwelt­
freundliche Handlungsalternativen vorher oder paral­
lel aufgebaut bzw. unterstützt werden. Preispfade soll­
ten vorhersehbar sein und aktiv kommuniziert werden, 
damit die Bürger:innen die Preissignale in ihren lang­
fristigen Entscheidungen berücksichtigen können. 
Besonders bei ökonomischen Instrumenten ist auf die 
Verteilungswirkung zu achten, denn häufig wirken sie 
regressiv – das heißt, einkommensschwächere Haus­
halte werden relativ stärker belastet als wohlhabendere 
Haushalte. Durch entsprechende Gestaltung des In ­
struments kann diese Wirkung aber vermieden oder 
zumindest verringert werden, beispielweise durch 
Rückverteilung der Einnahmen eines Bepreisungsin­

struments an die gesamte Bevölkerung oder an ein­
kommensschwache Haushalte. Umweltschädliche Sub­
ventionen verzerren gegenwärtig viele Preissignale 
zugunsten des umweltschädlichen Verhaltens und 
 binden staatliche Mittel, die alternativ für umwelt­
politische Maßnahmen genutzt werden könnten. Die 
Abschaffung umweltschädlicher Subventionen sollte 
daher prioritär angegangen werden. 

471. Informationelle Instrumente sind insbesondere 
bei Entscheidungen wichtig, die bewusst getroffen 
werden und bei denen Informationsdefizite beste­
hen. Sie stellen den Menschen Informationen über 
Umweltprobleme, Umweltfolgen des eigenen Handelns 
oder Eigenschaften bestimmter Produkte und Dienst­
leistungen bereit, damit sie eine begründete Entschei­
dung treffen können. Um wirksam zu sein, müssen 
informationelle Instrumente so angelegt werden, dass 
sie von den Adressat:innen wahrgenommen und ver­
standen werden. Häufig sind informationelle Instru­
mente für sich genommen nicht hinreichend effektiv 
und sollten daher mit weiteren Instrumenten mit 
 höherer Eingriffstiefe kombiniert werden. 

472. Bildungsinstrumente sollten ergänzend zu 
anderen Maßnahmen eingesetzt werden, um lang­
fristig die Grundlage für umweltfreundliches Ver­
halten zu legen. Sie vermitteln wichtiges Wissen, Kom­
petenzen und Fähigkeiten. Sie wirken eher langfristig 
und bilden damit die Grundlage für die Wirksamkeit 
einiger anderer Ansätze (z. B. für die bewusste Wahr­
nehmung von bestimmten Informationen bei Konsum­
entscheidungen oder die Einhaltung regulativer In stru­
mente). Bei Bildungsinstrumenten sollten vor allem 
größere Zusammenhänge erläutert werden. Die Ver­
mittlung von einzelnen Verhaltensweisen (z. B. Plastik­
tüten vermeiden) ist allein nicht zielführend. Es sollte 
um das grundsätzliche Verständnis gehen und um die 
Befähigung, Konsequenzen für das eigene Verhalten in 
Entscheidungssituationen abzuleiten. 

473. Persuasive Instrumente, beispielsweise Kam­
pagnen, die zum Energiesparen aufrufen, lassen sich 
ebenfalls zur Vermittlung von Wertvorstellungen, 
Normen und Einstellungen nutzen, die umwelt­
freundliches Verhalten fördern. Bei persuasiven 
Instru men ten, die die Adressat:innen gezielt von der 
Relevanz eines Problems oder der Angemessenheit 
einer Norm überzeugen sollen, ist eine zielgruppenspe­
zifische Ansprache zentral. Es bietet sich außerdem die 
Zusammenarbeit staatlicher Akteure mit zivilgesell­
schaftlichen Gruppen und Vorbildpersönlichkeiten an, 

Drucksache 20/7717 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 160 –



um zur Verbreitung von sozialen Normen beizutragen, 
die umweltfreundliches Verhalten begünstigen. Darü­
ber hinaus sollten persuasive Instrumente mit anderen 
Instrumenten kombiniert werden, weil sie deren Wir­
kung verbessern können.

474. Entscheidungskontexte sind so anzupassen, 
dass das umweltfreundliche Verhalten in Entschei­
dungssituationen das einfachere, naheliegende ist – 
und nicht komplizierter und umständlicher. Das kann 
über eine umweltfreundliche Vorauswahl geschehen, 
indem beispielsweise bei Veranstaltungen die vegetari­
sche Verpflegung die Standardoption wird. Aber auch 
veränderte Angebote und Anordnungen von Produkten 
und Dienstleistungen sind dazu geeignet, umwelt­
freundliche Optionen einfacher zugänglich zu machen. 
Mit verhaltenswissenschaftlichen Erkenntnissen kön­
nen Instrumente effektiver ausgestaltet werden, ohne 
manipulativ zu sein. Dies geschieht etwa, wenn Infor­
mationsinstrumente in ihrer Darstellung vereinfacht 
und intuitiver gestaltet werden (bspw. mithilfe von 
Ampelfarben).

475. Staatliche Infrastrukturen und Angebote soll­
ten auf ihre Umweltrelevanz hin geprüft und stärker 
darauf ausgerichtet werden, dass sie umweltfreund­
liches Verhalten erleichtern. Teilweise sind sie sogar 
Voraussetzung für umweltfreundliches Verhalten, 
wenn es beispielsweise um Infrastrukturen des ÖPNV 
geht. Staatliche Angebote, wie Kantinen von Behörden 
oder Bildungseinrichtungen, helfen einerseits, mehr 
Menschen zu erreichen, insbesondere auch Kinder und 
Jugendliche. Andererseits wird der Staat so seiner 
 Vorbild­ sowie Orientierungsfunktion gerecht und 
lebt selbst die entsprechenden Normen vor. Angebote, 
die durch staatliche Akteure bereitgestellt, und Ent­
scheidungskontexte, die durch sie gestaltet werden, 
ebenso wie öffentliche Beschaffungsvorgänge sollten 
sich konsequent an den Umweltzielen orientieren.

476. Soll eine Veränderung des Verhaltens in eine 
umweltfreundlichere Richtung gelingen, müssen die 
Menschen in verschiedenen Situationen, Entschei­
dungskontexten, sozialen Umgebungen und über die 
verschiedenen Einflussfaktoren auf ihr Verhalten 
angesprochen werden. Es sollte der Mensch selbst mit 
seinen Intentionen, Normen, Routinen und seinem 
Wissen adressiert werden. Aber auch hinsichtlich der 
ihn umgebenden sozialen und kulturellen Strukturen, 
Narrative etc. und des praktischen Kontextes des Ver­
haltens (Kosten, Auswahlmöglichkeiten etc.) bedarf es 
Veränderungen. Dazu sind Kombinationen von Maß­

nahmen erforderlich. Es bietet sich an, verschiedene 
Maßnahmentypen entweder zeitgleich zu kombinieren 
oder sie zeitlich gestaffelt einzuführen (s. Kap. 6.5). 
Insbesondere im Fall von Verhaltensweisen, die erheb­
lich von konkurrierenden Motiven erschwert werden, 
sollten auch stärker eingreifende Maßnahmen wie 
regulative und ökonomische Instrumente Teil des 
Maßnahmenbündels sein. Zudem sollte die Wirksam­
keit von Maßnahmen und Maßnahmenkombinationen 
nach der Einführung evaluiert, aber auch vor Einfüh­
rung in Praxistests erprobt werden. Bei Bedarf sind 
Maßnahmenbündel systematisch anzupassen. 

6.4 Wie die Verabschiedung 
politischer Maßnahmen 
gelingt

477. Maßnahmen, die Veränderungen des umwelt­
relevanten Verhaltens zum Ziel haben, können poli­
tisch kontrovers sein. Dies ist der Fall, wenn sie nicht 
auf die Akzeptanz der Bevölkerung stoßen, nicht mit 
den Weltbildern der regierenden Parteien kompatibel 
sind, den Widerstand einflussreicher Interessen her­
vorrufen oder auf institutionelle Hürden treffen. Durch 
eine bewusste Gestaltung der politischen Entschei­
dungsprozesse und durch die Auswahl, Gestaltung und 
Kombination von Maßnahmen kann die Chance erhöht 
werden, trotzdem effektive Maßnahmen einzuführen.

478. Um die gesellschaftliche Akzeptanz zu erhöhen, 
bieten sich eine bewusste Gestaltung und Kombina­
tion von Maßnahmen an. Vor allem Bepreisungs­
instrumente sind oftmals weniger akzeptiert, da sie 
objektiv höhere Kosten für bestimmte Produkte verur­
sachen und diese subjektiv verzerrt wahrgenommen 
werden. Zudem ist den Adressat:innen die Wirkungs­
weise der Instrumente oft nicht klar. Über die Len­
kungswirkung und tatsächliche individuelle Kosten 
sollte daher transparent informiert werden. Auch das 
sprachliche Framing, die Benennung von Instrumen­
ten und ihrer Co­Benefits können Auswirkungen auf 
Akzeptanz haben. Die Betonung von individuellen, bei­
spielsweise gesundheitlichen, Vorteilen kann die 
Akzeptanz steigern. Eine wichtige Rolle kann auch die 
wahrgenommene Verfahrensfairness spielen. Deshalb 
können prozedurale Elemente wie Beteiligungspro­
zesse bei der Politikformulierung und die Einbindung 
von wissenschaftlichen Akteuren nicht nur die Ergeb­
nisse verbessern und legitimieren, sondern auch die 
Akzeptanz erhöhen. Insbesondere Bürgerräte können 
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akzeptanzsteigernd wirken (s. Kasten 4­1). Gerade bei 
ökonomischen Push­Instrumenten spielt die Mittelver­
wendung eine große Rolle. Sowohl ökologische Investi­
tionen als auch eine sozialpolitisch motivierte Rück­
verteilung wirken akzeptanzsteigernd. Die Akzeptanz 
in der Bevölkerung und in bestimmten Wählerschaften 
ist für Politiker:innen schwer einzuschätzen (s. Tz. 205). 
Daher kann es bei wichtigen Projekten sinnvoll sein, 
die Akzeptanz durch methodisch gesicherte Befra­
gungen zu ermitteln. Trotzdem genügt es zur Errei­
chung von Umweltzielen in vielen Fällen nicht, nur 
 Instrumente mit sehr hoher Akzeptanz zu wählen, da 
dies häufig Instrumente mit geringer Eingriffstiefe 
sind (bspw. finanzielle Förderung oder Information), 
die allein keine ausreichende Wirksamkeit haben. 
Wenn jedoch verschiedene Maßnahmen kombiniert 
werden, können auch Instrumente akzeptabel werden, 
die isoliert betrachtet wenig populär sind (s. Tz. 485). 
Mitunter steigt bei politischen Maßnahmen die Akzep­
tanz nach deren Einführung, daher sind Testphasen 
und eine schrittweise Einführung bei Preisinstrumen­
ten sinnvoll.

479. Maßnahmen können so ausgestaltet werden, 
dass sie anschlussfähig an das Weltbild der jeweili­
gen Regierungsparteien sind. Parteien in Parlamen­
ten und Regierungen verkörpern verschiedene weltan­
schauliche Überzeugungen und vertreten unterschied­
liche Wählerschaften, die wiederum bestimme Präfe­
renzen für oder gegen bestimme Regulierungen und 
Regulierungsinstrumente aufweisen. Auch wenn sich 
inzwischen alle demokratischen Parteien zum Umwelt­ 
und Klimaschutz bekennen, unterscheiden sich die 
Parteien systematisch in ihren umweltpolitischen Prä­
ferenzen. Durch die Wahl spezifischer Ansatzpunkte 
und Instrumente, aber auch durch unterschiedliches 
Framing können politische Maßnahmen, die das 
umweltrelevante Verhalten verändern sollen, so ausge­
staltet werden, dass sie anschlussfähig an parteipoliti­
sche Programmatiken und Wählerschaften werden. 
Um in Koalitionen die Chance einer politischen Reali­
sierung zu erhöhen, bieten Maßnahmenbündel oder 
Paketlösungen die Möglichkeit, gemeinsame Schnitt­
mengen auszumachen.

480. Widerstand organisierter Interessen sollte anti­
zipiert und eine ausreichende Anzahl einflussreicher 
Interessengruppen für die Maßnahmen gewonnen 
werden. Mit wissenschaftlicher Evidenz und guten 
Argumenten gewappnet kann einseitig interessenge­
triebenen Kampagnen begegnet werden. Kurzfristig 
kann schon die Unterstützung durch wenige, aber ein­

flussreiche Verbündete helfen, dem Widerstand ande­
rer Interessengruppen etwas entgegenzusetzen. Län­
gerfristig sollte versucht werden, Machtverhältnisse 
und Allianzen zwischen Interessengruppen zu verän­
dern. Hier kann es sinnvoll sein, Akteure zu stärken 
und Geschäftsmodelle, die umweltfreundliche Alter­
nativen entwickeln und betreiben, aus Nischen in den 
gesellschaftlichen Mainstream zu begleiten, um mittel­ 
bis langfristig relevante Interessenstrukturen zu 
ändern. Für manche Instrumente lassen sich unge­
wöhnliche Allianzen gewinnen, wie beim Rechtsan­
spruch auf Reparatur beispielsweise Ver braucher­
schützer:innen und Landwirt:innen (s. Tz. 254). Wenn 
Interessenlandschaften heterogener gestaltet sind und 
sich Wirtschaftsakteure nicht mehr eindeutig als 
Gewinner oder Verlierer einer Maßnahme identifizie­
ren, ist mit weniger Widerstand und gegebenenfalls 
mit mehr Unterstützung von den organisierten Inter­
essen zu rechnen.

481. Spielräume im institutionellen und rechtlichen 
Rahmen sollten genutzt werden. Zahlreiche Fragen 
können nur noch auf europäischer oder teilweise sogar 
auf internationaler Ebene geregelt werden. Gleichzeitig 
ist das Handeln nationaler Akteure auf der europäi­
schen oder internationalen Ebene aber für Wähler:innen 
nicht gut erkennbar. Das stellt für politisch Verant­
wortliche ein Dilemma dar. Gerade weil die nationalen 
Spielräume in einigen Bereichen stark durch EU­Politik 
begrenzt sind, sollte dort, wo nationaler Handlungs­
spielraum vorhanden ist, dieser auch aktiv für Maßnah­
men genutzt werden, die von Wähler:innen als Beitrag 
zur Problemlösung anerkannt werden können. Die 
Eins­zu­eins­Umsetzung des europäischen Rechts 
 (Tz.   265), die sich inzwischen etabliert hat, ist einem 
solchen Ansatz nicht dienlich. Die Grundrechte lassen 
dem Gesetzgeber bei vielen diskutierten Maßnahmen 
mehr Raum als auf Basis des öffentlichen Diskurses 
vielleicht vermutet werden könnte und als die Politik in 
dieser Hinsicht bisher genutzt hat. In Zukunft sollten 
vorhandene Spielräume stärker ausgeschöpft werden. 
Staatliche Leistungen, etwa in Form von Förderpro­
grammen, sind zwar freiheitsschonend, müssen aber 
gegenfinanziert werden. Allein auf diese und andere 
weiche Maßnahmen zu setzen ist daher nicht realis­
tisch und auch nicht ausreichend wirksam. Hingegen 
können ökologische Bepreisungsinstrumente Staats­
einnahmen generieren, die wiederum die finanziellen 
Spielräume für Fördermaßnahmen vergrößern.
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6.5 Wie Maßnahmenbündel 
gezielt eingesetzt werden 
können

482. Eine gezielte Kombination von Maßnahmen 
(Maßnahmenbündel), die umweltfreundliches Ver­
halten ermöglichen sollen, kann sowohl deren 
 Wirksamkeit als auch die politische Realisierbarkeit 
steigern. Daher sollten sich Einzelmaßnahmen auf 
sinnvolle Weise ergänzen.

483. Eine synchrone (zeitgleiche) Kombination von 
Maßnahmen kann die Wirksamkeit steigern. Solche 
Maßnahmenbündel bieten die Chance, Verhalten an 
verschiedenen Stellen zu erreichen und es so effektiver 
zu verändern. Welche Kombination geeignet ist und 
welcher Ansatzpunkt im Mittelpunkt stehen sollte, 
hängt vom Verhalten ab, das adressiert werden soll. 
Wenn es um stark von Routinen geprägtes Verhalten 
geht, sollten vor allem Entscheidungskontexte verän­
dert und Instrumente eingesetzt werden, die Gewohn­
heiten bewusst machen, aufbrechen und Hilfestellun­
gen für neue Verhaltensweisen geben. Wenn es um 
 seltene, aber bewusste Entscheidungen geht, sind 
 verständliche und zielgruppenspezifische Informatio­
nen wichtig, ebenso wie entsprechende Preisanreize. 
Es können auch die Schwächen des einen Instruments 
(z. B. Vollzugsmangel beim Ordnungsrecht) durch ein 
anderes Instrument (z.  B. Information und Persua­
sion) reduziert werden. 

484. Auch in der Kompromissfindung zwischen 
Regierungsparteien erweisen sich Maßnahmenbün­
del als sinnvoll. Die Kombinationen sollten gerade bei 
Koalitionen von Parteien mit sich stark unterscheiden­
den Weltbildern so angelegt sein, dass die Anschluss­
fähigkeit der Maßnahmen für die verschiedenen Pro­
grammatiken und Wählerschaften gesichert werden 
kann. 

485. Die Kombination von Maßnahmen kann außer­
dem für die gesellschaftliche Akzeptanz förderlich 
sein. Insbesondere die Kombination aus ökonomischen 
Push­Instrumenten und Investitionen oder Entlastun­
gen erweist sich als akzeptanzsteigernd. Auch die Kom­
bination von (ökonomischen oder regulativen) Push­
Instrumenten mit Informationskampagnen kann die 
Akzeptanz erhöhen, wenn dadurch das Verständnis für 
die Wirkungsweise und der Glaube an die Wirksamkeit 
gesteigert werden. Neben der Adressierung des Verhal­
tens an verschiedenen Stellen kann es die Akzeptanz 

steigern, wenn weitere Maßnahmen auch auf Verände­
rungen auf der Produktionsseite abzielen, da so alle 
Beteiligten einen Beitrag leisten.

486. Eine weitere sinnvolle Variante kann die asyn­
chrone Kombination von Maßnahmen sein, also die 
Entwicklung und Steigerung von Maßnahmen im 
Zeitverlauf. Man beginnt mit einer Maßnahme mit 
geringer Eingriffsintensität und koppelt diese an klare 
Ziele und Zuständigkeiten. Bereits mit der Maßnahme 
werden idealerweise ein Verfahren der Evaluation 
sowie ein „Plan B“ beschlossen. Dieser enthält ein 
Maßnahmenszenario, das in Kraft tritt, sofern in 
bestimmter Zeit die Ziele nicht erreicht werden. So 
können Effektivität und Akzeptanz schrittweise gestei­
gert werden. 

6.6 Zusammenfassung der 
Empfehlungen zur Ent-
wicklung und Einführung 
verhaltensadressierender 
Instrumente

487. Bisher wird umweltfreundliches Verhalten teil­
weise noch durch die bestehenden politischen Rah­
menbedingungen erschwert. Auch Gewohnheiten und 
soziale Normen fördern momentan in vielen Fällen 
eher umweltschädliches als umweltfreundliches Ver­
halten. Zwar weisen die Bürger:innen dem Umwelt­ 
und Klimaschutz in den letzten Jahren immer mehr 
Bedeutung zu, und der Wille zu umweltfreundlichem 
Verhalten in der Gesellschaft wächst. In einigen Berei­
chen sind bereits Ansätze zu einer Veränderung zu 
beobachten. Doch diese reichen nicht aus, um den 
Umweltkrisen unserer Zeit zu begegnen. Die bereits in 
kleinem Umfang stattfindenden Verhaltensänderun­
gen sind von der Politik aufzugreifen und durch ent­
sprechende Rahmenbedingungen zu unterstützen. Der 
SRU sieht die Politik nun in der Pflicht, geeignete poli­
tische Maßnahmen zu ergreifen, die weitreichende Ver­
änderungen von umweltrelevanten Verhaltensweisen 
ermöglichen. Um politischen und administrativen Ent­
scheidungsträger:innen bei der Auswahl und dem 
Design verhaltensadressierender Instrumente behilf­
lich zu sein, listet Tabelle 6­1 eine Reihe von Fragen 
und Ansatzpunkten auf.
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 ɦ  Tabelle 6-1

Liste von Leitfragen zur Entwicklung und Einführung verhaltensadressierender Instrumente

1. Bedeutung des individuellen Verhaltens abwägen

Zentrale 
Fragen

Ist eine Verhaltensänderung der Bürger:innen für die Lösung des Problems notwendig,  
weil

 ɦ das Problem zeitkritisch oder gravierend ist,
 ɦ das Verhalten einen besonders großen Hebel darstellt, 
 ɦ  der Erfolg von Maßnahmen auf der Produktionsseite eine Veränderung des Verhaltens 

 voraussetzt oder den Rebound-Effekt reduzieren kann,
 ɦ eine Verhaltensänderung zusätzliche Co-Benefits bringt und/oder
 ɦ  Verlagerungen der Umwelteffekte ins Ausland die Erfolge der produktionsseitigen 

 Regulierung mindern würden?

Ansatz-
punkte

Ist mindestens eine dieser Konstellationen gegeben, sollte die Adressierung umweltrelevanten 
Verhaltens erwogen werden (in der Regel zusätzlich zu produktionsseitiger Regulierung).

2. Entscheidungssituation verstehen

Zentrale 
Fragen

 ɦ  In welchem Umfeld und welcher Häufigkeit werden die hier relevanten Entscheidungen 
 getroffen?

 ɦ  Was sind die relevanten Einflussfaktoren auf das Verhalten, welche könnten umweltfreund-
liches Verhalten erleichtern?

 ɦ  Welche Rolle spielen bewusste Abwägungen und Wissen sowie unbewusste Verhaltensweisen 
und Routinen dabei?

 ɦ Welche Rolle spielen vorhandene Kontextbedingungen und Infrastrukturen?

Ansatz-
punkte

Je nachdem, welche Faktoren eine besondere Rolle spielen, sollten Instrumente, die an 
 ver schiedenen Stellen ansetzen, im Fokus stehen bzw. unterschiedliche Ansätze kombiniert 
werden.  
Beispiele:

 ɦ  Bei starkem Einfluss der Kontextbedingungen und Infrastrukturen sollten diese so  angepasst 
werden, dass sie das umweltfreundliche Verhalten fördern (Ansatz 1).

 ɦ  Bei starker sozialer Einbettung sollten Instrumente gewählt werden, die langfristig Normen 
und Werte verändern (Ansatz 2), und Instrumente, die kurzfristig an Normen erinnern 
(Ansatz 3).

 ɦ  Wenn die Intention für eine bestimmte Verhaltensweise verbreitet ist, vielen Menschen aber 
die nötigen Kompetenzen oder Fähigkeiten dafür fehlen, sollten konkrete Hilfestellungen für 
umweltfreundliches Verhalten gegeben werden (Ansatz 3).

3. Instrumente auf Entscheidungssituation abstimmen

Kontextbedingungen richtig setzen (Ansatz 1)

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Welche vorhandenen Infrastrukturen, Angebote oder Preissignale erschweren das umwelt-
freundliche Verhalten?

 ɦ  Wie müssten Infrastrukturen, Angebote oder Preissignale gestaltet sein, um das gewünschte 
Verhalten einfacher, intuitiver oder  günstiger zu machen?

 ɦ  Wo kann der Staat durch die Gestaltung eigener Dienstleitungen, Angebote und Infra-
strukturen direkten Einfluss nehmen?
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Ansatz-
punkte

 ɦ  Kontextbedingungen entsprechend verändern (ökonomische Instrumente, regulative 
 Instrumente,  staatliche Angebote und Infrastrukturen, Entscheidungskontexte).

Grundlegende Einflussfaktoren für umweltfreundliches Verhalten langfristig entwickeln (Ansatz 2)

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Ist das Wissen über Umweltfolgen des Verhaltens in der Bevölkerung vorhanden und wird die 
Wirkung des eigenen Verhaltens wahrgenommen?

 ɦ  Unterstützen verbreitete Normen und Werte das umweltfreundliche Verhalten oder stehen 
sie dem im Weg? Gibt es in der Gesellschaft Akteure, die sich für einen Wertewandel einset-
zen und andere Normen verbreiten?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Wissen über Umweltprobleme und Fähigkeiten zum umweltfreundlichen Verhalten vermitteln 
(Bildungsinstrumente).

 ɦ  Mithilfe von Kampagnen und Vorbildern Normen und Werte, die umweltfreundliches 
 Verhalten bestärken, längerfristig entwickeln und verbreiten (Bildungs- und Überzeugungs-
instrumente).

In konkreten Entscheidungssituationen umweltfreundliche Entscheidungsfaktoren aktivieren und 
verhaltensbezogene Überzeugungen fördern (Ansatz 3)

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Sind Wissen und Intention für umweltfreundliches Verhalten bei vielen Bürgern vor handen, 
aber in bestimmten Situationen wird kurzfristig trotzdem eine umweltschädliche Entschei-
dung getroffen? 

 ɦ  Treten die Werte und Normen, die umweltfreundliches Verhalten unterstützen, in der 
 Entscheidungssituation in den Hintergrund?

 ɦ  Machen bestimmte Emotionen umweltfreundliches Verhalten in den entsprechenden 
 Situationen schwerer?

 ɦ  Fehlen den Personen in den konkreten Situationen konkretes Wissen oder Fähigkeiten, um 
sich umweltfreundlich zu verhalten?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Instrumente nutzen, die in Entscheidungssituationen an die Intentionen und an unter-
stützende Werte und Normen erinnern (Information, Nudging).

 ɦ  Informations- und Überzeugungsinstrumente nutzen, die Hilfestellung für oder Erinnerung an 
das gewünschte Verhalten bringen.

4. Politische Realisierungschancen erhöhen

Gesellschaftliche Akzeptanz durch sorgfältige Gestaltung der Maßnahmen steigern

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Wie hoch ist das Akzeptanzniveau von Maßnahmen in der Bevölkerung und bei bestimmten 
Wählergruppen?

 ɦ Wie lässt sich durch die Ausgestaltung der Maßnahmen die Unterstützung steigern?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Regulative Instrumente nicht von vornherein ausschließen, diese genießen überraschend 
große Unterstützung..

 ɦ Akzeptanz von Instrumenten und ihre Verteilungswirkung vorab untersuchen.
 ɦ Bürgerbeteiligung beim Instrumentendesign nutzen.
 ɦ Adressat:innen über die Wirkungsweise von Maßnahmen informieren.
 ɦ  Instrumente sinnvoll miteinander kombinieren, u. a., um stärkere Belastung einkommens-

schwacher Haushalte zu vermeiden.
 ɦ Regulative und ökonomische Instrumente mit Informationsinstrumenten verbinden.
 ɦ Instrumente Schritt für Schritt einführen, evaluieren und ggf. anpassen.
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Maßnahmen politisch anschlussfähig gestalten

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Wie stehen Regierungsparteien zur Regelungsintention und zu verschiedenen Instrumenten? 
 ɦ  Welche Parteilinien lassen sich aufgreifen, welche Instrumente passen am besten zu Partei-

programmatiken und Wählerschaften der Regierungskoalition? 
 ɦ Wie kann ein Interessenausgleich zwischen den Koalitionspartnern aussehen?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Instrumente im Detail so gestalten und kommunizieren, dass sie mit den Parteiprogrammati-
ken und Wählerschaften der Regierungskoalition kompatibel sind.

 ɦ  Durch Maßnahmenbündel und Paketlösungen Kompromisse zwischen den Koalitionspartnern 
ermöglichen.

Reaktion von Interessengruppen antizipieren und konstruktiv nutzen 

Zentrale 
Fragen

 ɦ Von welchen Interessengruppen ist Widerstand gegen ein politisches Vorhaben zu erwarten?
 ɦ Welche Interessengruppen können als Partner gewonnen werden?
 ɦ Wie können Interessenlandschaften mittel- bis langfristig verändert werden?

Ansatz-
punkte

 ɦ Mit wissenschaftlicher Evidenz gewappnet sein.
 ɦ  Interessenlandschaften mittel- bis langfristig durch z. B. Forschungsförderung oder andere 

politische Maßnahmen verändern.
 ɦ Unterstützerkoalitionen schmieden. 

Spielräume in den institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen nutzen

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Welche Begrenzungen des Handlungsspielraums sind durch höherrangiges Recht vorgege-
ben, welche sind eher politischer Zurückhaltung geschuldet und daher überwindbar?

 ɦ  Umweltschutz wird im Mehrebenensystem auf verschiedenen Handlungsebenen bewirkt: 
Wo kann welche Ebene einen sinnvollen Beitrag leisten?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Nationale rechtliche Spielräume ausnutzen.
 ɦ  Politische Handlungsspielräume auf nationaler Ebene nutzen. 
 ɦ  Ambitionierte Maßnahmen auf EU-Ebene anstoßen.
 ɦ  Handlungsspielräume im föderalen System nutzen: Unterstützung der Länder und Kommu-

nen durch den Bund.
 ɦ  Wo möglich und sinnvoll, auf landes- und kommunaler Ebene spezifische Instrumente 

 einführen.

5. Instrumentenkombination bewusst einsetzen

Zentrale 
Fragen

 ɦ  Welche verschiedenen Einflussfaktoren spielen eine Rolle und welche unterschiedlichen 
Instrumente sind für die Adressierung jeweils nötig?

 ɦ  Sind unerwünschte Nebeneffekte zu erwarten, die durch andere Instrumente ausgeglichen 
werden sollten?

 ɦ  Ist eine zeitlich gestufte Einführung sinnvoll?

Ansatz-
punkte

 ɦ  Instrumentenbündel einführen, durch die unerwünschte Konsequenzen eines Instruments 
durch ein anderes Instrument abgemildert werden.

 ɦ  Bei stufenweiser Einführung von Anfang an die nächsten Schritte mitdenken und schon in 
Anfangsphase politisch/rechtlich anlegen. 

SRU 2023
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§ 1 Einrichtung und Sitz

(1) Zur periodischen Begutachtung der Umweltsitua­
tion und Umweltbedingungen der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Erleichterung der Urteilsbildung 
bei allen umweltpolitisch verantwortlichen Instanzen 
sowie in der Öffentlichkeit wird ein Sachverständigen­
rat für Umweltfragen gebildet.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat sei­
nen Sitz in Berlin.

§ 2 Mitglieder und Unvereinbarkeit von Ämtern

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen besteht 
aus sieben Mitgliedern, die über besondere wissen­
schaftliche Kenntnisse und Erfahrungen im Umwelt­
schutz verfügen müssen.

(2) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für 
Umwelt­ fragen dürfen weder der Regierung oder einer 
gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines 
Landes noch dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines 
Landes oder einer sonstigen juristischen Person des 
öffentlichen Rechts, es sei denn als Hochschullehrer 
oder ­lehrerin oder als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin 
eines wissenschaftlichen Instituts, angehören. Sie 
 dürfen ferner nicht Repräsentant oder Repräsentantin 
eines Wirtschaftsverbandes oder einer Arbeitgeber­ 
oder Arbeitnehmerorganisation sein oder zu diesen in 
einem ständigen Dienst­ oder Geschäftsbesorgungs­
verhältnis stehen; sie dürfen auch nicht während des 
letzten Jahres vor der Berufung zum Mitglied des 
 Sachverständigenrates für Umweltfragen eine der­
artige Stellung innegehabt haben.

§ 3 Auftrag

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen soll die 
jeweilige Situation der Umwelt und deren Entwick­
lungstendenzen sowie umweltrelevante politische, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Aktivitäten 
begutachten. Er soll Fehlentwicklungen benennen und 
Möglichkeiten zur Vermeidung oder Beseitigung von 
Umweltproblemen aufzeigen.

§ 4 Unabhängigkeit des Rates

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen ist nur an 
den durch diesen Erlass begründeten Auftrag gebunden 
und in seiner Tätigkeit unabhängig.

§ 5 Beteiligung von Behörden und Sachverständigen

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt 
während der Abfassung seiner Gutachten den jeweils 
fachlich betroffenen Bundesministerien oder ihren 
Beauftragten Gelegenheit, zu wesentlichen sich aus 
seinem Auftrag ergebenden Fragen schriftlich Stellung 
zu nehmen.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen kann 
auf Bitten der Bundesministerien oder ihrer Beauf­
tragten diese zu ihren jeweiligen Fachangelegenheiten 
hören. In Abstimmung mit dem Sachverständigenrat 
für Umweltfragen können die Bundesministerien als 
stimmlose Gäste an Fachgesprächen teilnehmen.

(3) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen kann 
zu einzelnen Beratungsthemen weitere Behörden des 
Bundes und der Länder hören sowie Sachverständigen, 
insbesondere Vertretern und Vertreterinnen von 
 Organisationen der Wirtschaft und der Umweltver­
bände, Gelegenheit zur Äußerung geben.

Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit
Erlass über die Einrichtung eines Sachverständigenrates für Umweltfragen bei dem Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Vom 24. November 2021
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§ 6 Beratungsergebnisse und Veröffentlichung

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen erstellt
in regelmäßigen Abständen, mindestens alle zwei
Jahre, Gutachten, Stellungnahmen und sonstige
schriftliche Äußerungen.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen trägt
Wünschen des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit nach Beratung zu
bestimmten Themen oder Einzelfragen Rechnung.

(3) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen leitet
seine Beratungsergebnisse in Form von Gutachten,
Stellungnahmen oder sonstigen schriftlichen Äuße­
rungen dem Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz und nukleare Sicherheit und weiteren fachlich
betroffenen Bundesministerien zu.

(4) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen veröf­
fentlicht seine Gutachten, Stellungnahmen und sons­
tigen schriftlichen Äußerungen im Internet.

§ 7 Berufung und Ausscheiden von Mitgliedern,
Gastgutachter

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für
Umweltfragen werden vom Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit nach
Zustimmung des Bundeskabinetts für die Dauer von
vier Jahren berufen. Dabei wird auf die paritätische
Teilhabe von Frauen und Männern nach Maßgabe des
Bundesgremienbesetzungsgesetzes hingewirkt. Wie­
derberufung ist möglich.

(2) Die Mitglieder können jederzeit schriftlich dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nu kleare Sicherheit gegenüber ihr Ausscheiden aus
dem Rat erklären.

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein neues
Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds berufen. Wiederberufung ist möglich.

(4) Für einen begrenzten Zeitraum und ausgewählte
Fragestellungen sowie zu spezifischen Themen können 
weitere im Sinne von § 2 Absatz 2 qualifizierte Sach­
verständige (Gastgutachter und Gastgutachterinnen)
hinzugezogen werden. Dies bedarf der Genehmigung
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit.

§ 8 Vorsitzwahl, Geschäftsordnung, Minderheits­
voten, Streitschlichtungsverfahren

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wählt
in geheimer Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzenden
oder eine Vorsitzende für die Dauer von vier Jahren.
Wiederwahl ist möglich. Der Sachverständigenrat für
Umweltfragen kann vor Ablauf der Amtszeit mit einer
Mehrheit von fünf Stimmen einen neuen Vorsitzenden
bestimmen.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt
sich eine Geschäftsordnung. Sie bedarf der Geneh­
migung des Bundesministeriums für Umwelt, Natur­
schutz und nukleare Sicherheit.

(3) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der
 Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende Auf­
fassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den Gut­
achten zum Ausdruck zu bringen.

(4) Zur Klärung von Streitigkeiten der Mitglieder
untereinander können Streitschlichtungsverfahren
(wie z. B. Mediations­ bzw. schiedsrichterliche Verfah­
ren) durchgeführt werden. Nähere Einzelheiten regelt
der Sachverständigenrat für Umweltfragen in der
Geschäftsordnung.

§ 9 Geschäftsstelle

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wird bei 
der Durchführung seiner Arbeit von einer Geschäfts­
stelle beim Umweltbundesamt unterstützt.

§ 10 Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umwelt­
fragen, die Gastgutachter und die Angehörigen der 
Geschäftsstelle sind zur Verschwiegenheit über die 
Beratungen und als vertraulich bezeichnete Informa­
tionen verpflichtet.
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§ 11 Aufwandsentschädigung, Reisekostenerstattung
und Finanzierung durch den Bund

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für
Umweltfragen sind ehrenamtlich tätig.

(2) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für
Umweltfragen erhalten eine pauschale Aufwands­
entschädigung. Diese wird vom Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat und dem Bundesminis­
terium der Finanzen festgesetzt. Den Mitgliedern und
Gastgutachtern werden die Reisekosten nach dem
 Bundesreisekostengesetz erstattet. 

(3) Die Kosten des Sachverständigenrates für Umwelt­
fragen trägt der Bund.

§ 12 Aufhebung des bisher gültigen Erlasses

Der Erlass über die Einrichtung eines Sachverstän­
digenrates für Umweltfragen bei dem Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 
1.  März 2005 (GMBl. 2005, Nr. 31, S. 662 f.) wird
 hiermit aufgehoben.

Berlin, den 24. November 2021

G I 1 – 4812/000­2021.0003

Die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
Svenja Schulze
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Sachverständigenrat 
für Umweltfragen

Luisenstraße 46 
10117 Berlin
+ 49 30 263696 0
info @ umweltrat.de
www.umweltrat.de

Politik in der Pflicht:  
Umweltfreundliches  
Verhalten erleichtern
Die Umweltkrisen unserer Zeit lassen sich nur bewältigen, wenn wir die Art und Weise 
verändern, wie wir leben – also wohnen, konsumieren, uns fortbewegen und ernähren. 
Lange Zeit lag der Fokus der Umweltpolitik vor allem auf effizienten Produktions­
prozessen sowie erneuerbaren Energien. Darüber hinaus muss sie jedoch verstärkt das 
umweltrelevante Verhalten der Bevölkerung adressieren.

Seit jeher gestaltet die Politik die Rahmenbedingungen für Verhalten. Bisher stehen 
diese einem ökologischen Wandel allerdings oft im Wege. Es ist daher die Aufgabe der 
Politik, durch entsprechende Weichenstellungen umweltfreundliches Verhalten zu 
erleichtern, anzureizen und teilweise auch einzufordern. In diesem Sondergutachten 
zeigt der SRU, wie dies gelingen kann. 

Dazu sollte die Politik zunächst betrachten, welche Faktoren umweltfreundliches 
 Verhalten bisher erschweren. Hier können politische Maßnahmen ansetzen.

Kontextbedingungen lassen sich so verändern, dass sie ökologische Lösungen erleichtern, 
sei es durch Preissignale, Infrastrukturen oder Regulierung. Längerfristig können 
Umweltbildung und ein Wertewandel in der Gesellschaft die Grundlage für Veränderungen 
legen. In der konkreten Entscheidungssituation sollten Menschen, die sich umwelt­
freundlich verhalten wollen, besser unterstützt werden, etwa durch Informationen und 
Beratungsangebote. 

In manchen Bereichen ist es umstritten, ob die Politik das Verhalten der Bevölkerung 
stärker beeinflussen sollte. Um die politische Realisierbarkeit zu verbessern, eignen sich 
beispielsweise eine transparente Kommunikation von geplanten Maßnahmen und 
ihrer Wirksamkeit, eine gezielte Kombination von Instrumenten sowie Bürgerbeteiligung.
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